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159. Sitzung 

Bonn, den 26. September 1985 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, der Abgeordnete Dr. 

Stavenhagen scheidet als stellvertretendes Mitglied 
der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates aus. Die Fraktion der CDU/CSU hat Abgeord-
neten Dr. Abelein als seinen Nachfolger benannt. 
Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Damit ist Abgeordneter Dr. Abelein 
als stellvertretendes Mitglied in die Parlamentari-
sche Versammlung des Europarates gewählt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die verbundene Tagesordnung um die Beratung der 
Anträge der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN zur Kündigung des Kulturabkom-
mens mit Südafrika — Drucksachen 10/3868, 
10/3870 — sowie um den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP zum Kulturabkommen mit 
Südafrika — Drucksache 10/3878 — erweitert wer-
den. Es ist vorgesehen, die drei Anträge als Zusatz-
punkt 3 a bis c nach der Aktuellen Stunde aufzuru-
fen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatz-Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zu den franzö-
sischen Atomwaffentestversuchen im Südpa-
zifik und zu dem Vorgehen der französi-
schen Regierung gegen die Umweltschutzor-
ganisation Greenpeace 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer 
Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem ge-
nannten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Suhr. 

Suhr (GRÜNE): Guten Morgen, Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Monsieur le Président! 
Liebe Freunde im Südpazifik! Frankreich hat unter 
seinem sozialistischen Staatspräsidenten François 
Mitterrand unseren Freunden von Greenpeace den 
Krieg erklärt. Greenpeace kämpft seit vielen Jah-
ren mit großem Mut gegen den Wahnsinn der ato-
maren Testversuche: seitens der Franzosen, seitens 
der Amerikaner, seitens der Sowjetunion, seitens 

der Briten und der Chinesen. Es ist der Kampf 
eines David gegen Goliath. Er wird von der interna-
tionalen Friedensbewegung und von einer unglaub-
lichen Welle der Sympathie über die ganze Welt 
getragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch wenn sich Frankreich gestern zu Schadenser-
satzzahlungen wegen des Attentats bereit erklärt 
hat, der Skandal ist noch nicht vom Tisch. 

Seit 1972, als ein Greenpeace-Schiff bei dem Ver-
such, die Atomwaffentests auf Mururoa zu stören, 
zum erstenmal von einem französischen Minen-
suchboot gerammt wurde, ereignete sich eine Reihe 
gewalttätiger Angriffe der Franzosen gegen Green-
peace. 1973 wurde David McTaggart von französi-
schen Marinesoldaten halb blind geschlagen. 1980 
rammten französische Kriegsschiffe die „Rainbow 
Warrior" im Hafen von Cherbourg manövrierunfä-
hig. 1983 wurde das Schiff „Sirius" mit Tränengas-
gewehren beschossen. Der französische Geheim-
dienst — offensichtlich mit Wissen höchster Regie-
rungskreise — schreckt nicht vor Mord und Tot-
schlag, vor Bombenterrorismus zurück. Diese grau-
same Wahrheit, wie Premierminister Fabius jüngst 
erklärte, zeigt, daß die Atommächte im Ernstfall 
keine Gnade kennen, wenn sie ihre Sicherheitsinte-
ressen berührt sehen. Spione in Frankreich, aber 
wohl überall auf der Welt, visieren gewaltfreie Auf-
klärer schon als Leiche an, über die sie gehen wer-
den, als treue Diener ihres Staates zu allem ent-
schlossen. 

Seit dem 10. Juli 1985, seit dem Mord an Fern -
ando Pereira, hatten wir die seltene Gelegenheit, zu 
beobachten, daß viele Wochen lang ein staatlich or-
ganisiertes Lügengespinst aufgezogen wurde, das 
sich nun nach und nach langsam in seine einzelnen 
Bestandteile auflöst. Tag für Tag kommen neue Er-
kenntnisse. Die französische Regierung muß Stück 
für Stück ihre Verantwortung für den Mord und das 
Attentat zugeben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und es wird im-
mer noch vernebelt!) 

Was sagt die Bundesregierung dazu? Die Bundes-
regierung schweigt. Die Bundesregierung schweigt 
wie ein Grab. Sie schweigt zum Attentat. Sie 
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Suhr 
schweigt zu den Atomversuchen im Südpazifik, wo 
seit über 20 Jahren Atomversuche an lebenden 
Menschen vorgenommen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Sozusagen Dr. Kohls gesammeltes Schweigen. Auf 
all unsere Anfragen — von meiner Kollegin Petra 
Kelly und anderen — wollte sich die Bundesregie-
rung nicht äußern. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist die 
denn? Die hat sich anketten lassen für 

Mururoa!) 

Das ganze Attentat paßt messerscharf zur Ge-
schichte der französischen Atomwaffentests im 
Südpazifik, diesem einstigen Paradies in der Süd-
see. Viele Inseln sind heute nur noch atomare Wü-
sten, ohne Bäume, ohne Häuser. Das Erdreich 
mußte abgetragen werden, weil es radioaktiv ver-
seucht ist. Viele Fischgründe können nicht mehr 
genutzt werden, weil sich die Fische nicht mehr 
zum Verzehr eignen. Die Bevölkerung auf den In-
seln muß mit Konserven ernährt werden. 

In den Überseeterritorien Frankreichs hat der 
dritte Weltkrieg — wie in den Testgebieten der an-
deren Nuklearmächte — schon begonnen. Über 120 
Atomexplosionen, davon bis 1974 47 oberirdische 
Tests, rund 80 unterirdische Tests, hat die französi-
sche Armee in Mururoa ausgelöst. Bei jedem Test 
sinkt das Mururoa-Atoll um mehrere Zentimeter. 
Es wird von vielen Wissenschaftlern befürchtet, daß 
das ganze Atoll auseinanderbricht und das gesamte 
radioaktive Inventar freigesetzt wird und zu einer 
ökologischen Katastrophe führt. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Suhr (GRÜNE): Ich komme zum Ende. 

Wir fordern mit allem Nachdruck den französi-
schen Präsidenten auf: Beenden Sie die Atomwaf-
fenversuche im Südpazifik! Wenden Sie nicht län-
ger Gewalt gegen Greenpeace an! Wir fordern alle 
Atommächte auf: Beenden Sie die Atombomben-
tests! Unterstützen Sie ein Atomtestmoratorium als 
ersten Schritt hin zu einer faktischen Abrüstung! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wer mehr Sicherheit 
schaffen will in dieser Welt, der darf die Sicher-
heitsinteressen anderer nicht geringachten, son-
dern er muß sie respektieren. Die Atomversuche 
Frankreichs im Südpazifik sind gewiß ein heikles 
Thema. Die Tatsache, daß Frankreich solche Versu-
che überhaupt durchführt, ist schon schwierig zu 
begründen. Die Tatsache, daß dies auch noch außer-
halb seines Kerngebietes geschieht, macht die 
Sache natürlich nicht einfacher. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Ich sage: schwierig zu begründen, aber nicht un-
möglich. Solange es nämlich Atomwaffen gibt, wird 
es auch den Versuch geben, die noch ungeklärten 
Phänomene der Kernspaltung oder Kernfusion zu 
klären. 

Übrigens — und auch das ist ein Faktum — tra-
gen solche Versuche auch zur Minderung der den 
Atomwaffen inhärenten Gefahren bei, ja sogar zur 
Minderung der Atomwaffen selbst. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wie bitte? — 
Bueb [GRÜNE]: Rabulistik!) 

Es gibt Dinge, die sind so vielschichtig und kompli-
ziert, daß sie sich nicht mit den Methoden eines 
Marktschreiers lösen lassen, auch nicht durch Le-
gendenbildung. Die GRÜNEN machen es sich wie 
immer zu leicht. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ohne Rücksicht auf die Erfordernisse der eigenen 
Sicherheit, ohne Rücksicht auf die notwendige gute 
Zusammenarbeit mit unserem nächsten Nachbarn 
Frankreich, der zugleich auch unser nächster Si-
cherheitspartner ist, und in Vorspiegelung der Fata 
Morgana einer heilen, atomwaffenfreien Welt for-
dern Sie: 1. Schluß mit den Versuchen und 2. Schluß 
mit den Versuchen auf diesem Atoll! 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Erreichen werden Sie nichts. Wer Frankreich ver-
anlassen will, die Atomwaffenversuche einzustellen 
und darauf in Zukunft zu verzichten, der muß dafür 
Sorge tragen, daß Frankreich seine Sicherheit ohne 
Atomwaffen findet. Angesichts des Kräfteverhält-
nisses der französischen Atomwaffen zum Potential 
der Supermächte, besonders zum Potential der die 
französische und unsere Sicherheit bedrohenden 
Supermacht Sowjetunion, kann das nur heißen: 
Substantielle Verminderung der Atomwaffen für 
beide Supermächte; also: Erfolg bei START, Erfolg 
bei INF, Erfolg bei den Verhandlungen in Genf. 

Und dann erhebt sich die Frage: Wer hat diesen 
Erfolg bei diesen Verhandlungen bisher verhin-
dert? 

(Suhr [GRÜNE]: Sie!) 

Frankreich nicht; die Bundesrepublik Deutschland 
nicht; die Bundesregierungen — ich betone die 
Mehrzahl: Bundesregierungen — nicht; die USA 
nicht, sondern einzig und allein die Sowjetunion. 

(Suhr [GRÜNE]: Das ist ja logisch! — Dr. 
Schierholz [GRÜNE]: Die alte Platte!) 

Es ist übrigens ein Irrtum, zu glauben, mit papie-
renen Protesten gegen die französischen Atomwaf-
fenversuche die Welt heilen zu können. 

(Bueb [GRÜNE]: Sagen Sie mal was zu 
dem Mord!) 

Die Bundesregierung hält sich hier aus guten Grün-
den klug zurück. Was wir wollen, ist die substan-
tielle Verringerung der Atomwaffen unter Wahrung 
unserer und anderer Länder Sicherheit, also bei ge-
samtstrategischer Stabilität. 
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Berger 
Sie, meine Damen und Herren, würden genau 

dies gefährden und damit auch das Ziel der Verrin-
gerung der Atomwaffen gefährden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die werden aber im

-

mer mehr!) 

Das wäre dann eine Voraussetzung für einen um-
fassenden Teststopp, den wie, die Christlich Demo-
kratische Union, den diese Koalition und den sämt-
liche Bundesregierungen bisher immer wieder zu 
einer zentralen Forderung erhoben haben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr halbher

-

zig!) 

Eine solche Politik, wie ich sie zu skizzieren ver-
sucht habe, erfordert Augenmaß, Wirklichkeitssinn 
und Geduld, 

(Ströbele [GRÜNE]: Und Bomben!) 

alles Eigenschaften, die den Antragstellern dieser 
heutigen Aktuellen Stunde sehr fremd sind. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In Frankreich 
ist Verteidigungsminister Hernu zurückgetreten, 
weil er für die Vorgänge und Entscheidungen, für 
deren Bereich ihm die politische Zuständigkeit 
übertragen worden war, auch die politische Verant-
wortung übernommen hat. 

(Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 

In der Bundesrepublik bleibt Bundesinnenminister 
Zimmermann im Amt, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zu

-

ruf des Abg. Klein [München] [CDU/CSU]) 

weil er politische Verantwortung von sich auf Be-
amte abschiebt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Zur Tagesord

-

nung! Das kommt später!) 

Herr Zimmermann, nehmen Sie sich ein Beispiel! 
Bekennen Sie sich zur politischen Verantwortung 
und treten Sie endlich zurück! 

(Lambinus [SPD]: Politische Kultur!) 

Die Art der Vorwürfe ist nicht vergleichbar; aber 
die politische Kultur der Regierungschefs leider 
auch nicht. In der Bundesrepublik versucht der Re-
gierungschef Fehlverhalten zu verschleiern. In 
Frankreich bekennt sich der Regierungschef dazu, 
daß falsche Entscheidungen getroffen worden sind, 
und zieht daraus personelle Konsequenzen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Nach wochen

-

langer Täuschung der Öffentlichkeit!) 

Für uns Sozialdemokraten ist die  deutsch-fran-
zösische Freundschaft ein Wert, den zu hüten eine 
gemeinsame Aufgabe der Regierungen und der Op-
positionen in Bonn und Paris ist. 

(Suhr [GRÜNE]: Daher das Schweigen zu 
den Atomtests!) 

Wir verabscheuen die begangenen Verbrechen. 
Aber wir bewundern auch die demokratische Tradi-
tion unseres Nachbarlands, die darin zum Ausdruck 
kommt, daß die dortige Regierung Verbrechen, die 
durch ihren Geheimdienst begangen wurden, auch 
öffentlich Verbrechen nennt. Es ist der demokrati-
schen Tradition der französischen Presse zu dan-
ken, daß die grausamen Wahrheiten im Interesse 
der politischen Moral zur öffentlichen Anprange-
rung, aber auch zu Schritten der politischen Selbst-
reinigung geführt haben. Ich kann der französi-
schen Regierung nur sagen: Je mehr sie den Mut 
zur Selbstreinigung findet, desto größer wird ihr 
internationales Ansehen werden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und jetzt kommt 
es!) 

Ich möchte hoffen und bitten, daß die französi-
sche Regierung auch zu Gesten der politischen 
Wiedergutmachung und der materiellen Entschädi-
gung gegenüber der Umweltorganisation Green-
peace bereit ist. 

(Suhr [GRÜNE]: Das reicht nicht!) 

Wir haben im Rahmen unserer Parteibeziehungen 
zu der neuseeländischen Labour Party und den 
französischen Sozialisten in den letzten Tagen in 
diesem Sinne zu wirken versucht. Wie es scheint, 
mit Aussicht auf Erfolg, denn wir sind an guten 
Beziehungen zwischen diesen beiden Demokratien 
interessiert. Hierzu gehört auch, daß wir unseren 
französischen Freunden offen sagen, daß wir nicht 
nur für einen nuklearen Teststopp und ein Test-
stoppmoratorium bei den beiden nuklearen Welt-
mächten, sondern auch für einen nuklearen Test-
stopp Frankreichs eintreten. 

Wir begrüßen es, wenn Frankreich seine nationa-
len sicherheitspolitischen Interessen noch mehr als 
bisher im Sinne gemeinsamer deutsch-französi-
scher Interessen definiert, aber wir halten auch 
daran fest, daß Sicherheit im Nuklearzeitalter dau-
erhaft nur durch abrüstungspolitische Fortschritte 
garantiert werden kann. 

(Zustimmung des Abg. Westphal [SPD]) 

In diesem Sinne entspricht auch konzeptionell in 
der Sicherheits- und Abrüstungspolitik eine Ver-
ständigung zwischen dem neuseeländischen Mini-
sterpräsidenten Lange und dem französischen Pre-
mierminister Fabius unseren eigenen konzeptionel-
len Ansätzen und unseren politischen Zielen. In die-
sem Sinne haben wir ein Interesse, auch in dieser 
Debatte zu versuchen, den Schaden, der dort ent-
standen ist, nicht zu vergrößern und die Verbre-
chen, die begangen worden sind, nicht zu verharm-
losen, 

(Suhr [GRÜNE]: Der Schaden und die 
Atomtests gehen weiter!) 

aber daraus Lehren zu ziehen. Die Konsequenz für 
uns heißt, Wiedergutmachung für Greenpeace, aber 
zu einer Verständigung zwischen Neuseeland und 
Frankreich in einer Form beizutragen, die der 
deutsch-französischen Freundschaft nicht schadet, 
sondern nützt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist schon ein gespenstischer 
Vorgang: Der Vertreter der SPD benutzt die Gele-
genheit dieser Aktuellen Stunde zu einem ganz be-
stimmten Vorgang zu innenpolitischen Angriffen, 
indem er nicht Vergleichbares — Herr Kollege 
Voigt, nicht Vergleichbares — miteinander ver-
gleicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Scheer [SPD]: Sie waren früher so 
sachlich! — Weitere Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

Ich will dazu weiter gar nichts sagen. Der Vertreter 
der GRÜNEN tritt hier auf, als habe die Politik der 
Bundesregierung, der Bundesrepublik Deutschland 
in bezug auf Atomwaffentests, auf Einschränkung 
atomarer Rüstung erst mit dem Moment begon-
nen, wo Sie hier in dieses Hohe Haus eingezogen 
sind. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und was sagt die 
FDP? — Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wer sich über die Hal-
tung der Bundesrepublik Deutschland und ihrer 
Regierungen bis zum heutigen Tage informieren 
wollte, der brauchte weiß Gott keine Aktuelle 
Stunde zu beantragen, sondern er hätte sich viel-
leicht einmal in den öffentlichen Medien informie-
ren sollen, bis in die jüngste Vergangenheit hinein. 
Die Politik der Bundesregierung und ihrer Vorgän-
gerin hat von jeher darauf gezielt, eine Politik des 
Vertrauens und der Zusammenarbeit als beste 
Grundlage gegen die Verbreitung von Kernwaffen 
zu betreiben, 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

und ein umfassender Atomteststopp hat von jeher 
zu den Zielen aller Bundesregierungen gehört. Ich 
verweise deswegen in dieser Aktuellen Stunde auch 
auf das, was in der jüngsten Überprüfungskonfe-
renz des Nichtverbreitungsvertrages seitens der 
Bundesregierung getan und vorgeschlagen worden 
ist. 

(Suhr [GRÜNE]: Sagen Sie noch etwas zu 
dem Attentat!) 

Die Bundesregierung — ich sage das an Ihre 
Adresse, an die Mitglieder der GRÜNEN-Fraktion 
hier im Bundestag — und ihre Vorgängerinnen ha-
ben hier konsequent gehandelt, bis zum heutigen 
Tage hin. 

(Suhr [GRÜNE]: Konsequent nichts ge

-

tan!) 

Schon 1954 hat die Bundesrepublik als erster Staat 
der Welt, völkerrechtlich verbindlich, im Rahmen 
des WEU-Vertrages auf die Herstellung von Kern-
waffen verzichtet, 

(Bueb [GRÜNE]: Aber wir haben die mei

-

sten bei uns in der Bundesrepublik!) 

1957 hat sie im Euratom-Vertrag die Annahme su-
pranationaler Kontrollen über ihr gesamtes friedli-
ches Kernenergiepotential akzeptiert, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
— hören Sie doch bitte mal zu, habe ich Sie unter-
brochen? — und 1975 trat für uns der Nichtverbrei-
tungsvertrag in Kraft. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Damit verweise ich auf einen Vertrag, in dessen 
Präambel ein allgemeiner Teststopp als Ziel der Po-
litik bezeichnet worden ist. Die Bundesregierung, 
meine Damen und Herren, hat jetzt in Genf bei der 
jüngsten Überprüfungskonferenz einen ernsthaften 
Vorschlag für eine verifizierbare Lösung dieses Pro-
blems gemacht. Wir gehen dabei gar nicht davon 
aus, daß der Teststopp als solcher bereits ein Abbau 
atomarer Rüstung ist. Aber wir gehen davon aus, 
daß Teststopp ein erster notwendiger Schritt auf 
dem Wege ist, die Geißel der Atomwaffen wieder 
aus der Welt zu beseitigen. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Dies ist unser politisches Ziel, und über dieses poli-
tische Ziel hätten Sie sich informieren können, 
wenn Sie nur einmal Ihren Radioapparat angestellt 
und zugehört hätten, was von unserer Seite, was 
von seiten dieser Koalition, was von seiten der Bun-
desregierung in dieser Beziehung unternommen 
und praktisch vorgeschlagen worden ist als einen 
weiteren Schritt auf dem Wege, Atomwaffen zu re-
duzieren, Atomwaffen, die wir nicht haben, nicht 
haben wollen und nicht produzieren, und von denen 
wir glauben, daß ihre Beseitigung, zumindest ihre 
Reduzierung erst einmal und die Einführung eines 
Teststopps wichtige Schritte sein könnten auf ei-
nem Wege, auf dem wir eigentlich gemeinsam vor-
angehen sollten und angesichts eines Ereignisses 
wie des Vorganges in Neuseeland nicht versuchen 
sollten, innenpolitisches Kapital zu schlagen — 
Herr  Voigt, das gilt auch für Sie, das gilt für die 
GRÜNEN — aus einem Vorgang, der uns alle veran-
lassen sollte, gemeinsam zu handeln im Sinne einer 
Wahrung des Friedens und der Sicherung einer 
Welt, in der sich auch in Zukunft zu leben lohnen 
wird. Ihre Zwischenrufe werden an der Notwendig-
keit eines solchen gemeinsamen Handelns über-
haupt nichts ändern. Wenn Sie es denn nicht mit-
machen, wir — das kann ich Ihnen sagen — werden 
auf diesem Wege weiter vorangehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Jeder halbwegs politi-
sche mündige Bürger hat sich in den letzten Tagen 
und Wochen zu den Vorgängen im Mururoa-Atoll 
und der damit zusammenhängenden Versenkung 
des Greenpeace-Schiffes „Rainbow Warrior" im 
neuseeländischen Hafen Auckland eine Meinung 
gemacht. Ich finde es eine schlimme Sache, die uns 
alle angeht. Es geht nicht darum, hier große politi-
sche Erklärungen zu allen Problemen heute mor- 
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Dr. Klejdzinski 
gen abzugeben, sondern es geht darum, daß wir uns 
bewußt machen, daß zwei Problemkreise heute 
morgen hier behandelt werden müssen. 

Die erste Frage, die uns hier wirklich angeht, ist 
friedlicher Protest auf der einen Seite und Beseiti-
gung des friedlichen Protests durch einen Gewalt-
akt auf der anderen Seite. Der zweite Punkt ist die 
Haltung gegen Atomversuche generell. Wie war 
doch der historische Ablauf? 

Der neuseeländische Ministerpräsident David 
Lange hat die Versenkung des Greenpeace-Schiffes 
als einen „schmutzigen Akt eines staatlich unter-
stützten internationalen Terrorismus" bezeichnet. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Die anfängliche Reaktion der französischen Regie-
rung ist Sprachlosigkeit. Später reagiert sie und 
verweist auf die negativ-bilateralen Folgen für das 
Verhältnis der beiden Staaten. Greenpeace prote-
stiert erneut. Es ist ein friedlicher Protest. Es ist ein 
Protest gleichzeitig auch gegen Atomversuche, und 
alle, die gegen Atomversuche protestieren, haben 
unserer Unterstützung als Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin allerdings der französischen Regierung 
dankbar, daß sie heute selbst diese Versenkung des 
Schiffes als einen kriminellen Akt bezeichnet. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Drei Monate hat 
sie dazu gebraucht!) 

Das wird auch so von uns gesehen. Wir haben aller-
dings auch — und das ist eine entscheidende Frage 
für uns — eine Bestätigung grundsätzlicher Art 
darüber erhalten, daß die Kontrolle der Geheim-
diensté ein sehr schwieriges Geschäft ist. Dies soll 
auch bei konservativen Regierungen vorgekommen 
sein, und wie wir gegenwärtig feststellen, scheint es 
sich auch weiterhin so abzuspielen. 

(Berger [CDU/CSU]: In dieser Demokratie 
gibt es sie wenigstens noch!) 

— Ihre Bemerkung, Herr Berger, würde ich hier 
nicht wiederholen, weil sie durchaus in dem Sinne, 
wie Sie das interpretiert haben, Anlaß zu Zweifeln 
darüber sein könnte, ob Sie es ehrlich mit dem mei-
nen, was Sie hier als Zwischenruf eingebracht ha-
ben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Billig!) 

Nach den Kriegsverbrecherprozessen in Nürn-
berg habe ich persönlich starke Zweifel — es ist für 
mich eigentlich unvorstellbar —, daß Mord auf Be-
fehl in dieser Welt ungeahndet bleibt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Welche unerklärliche Verwirrung der Geister ließ 
die Planer dieses Anschlags glauben, man könne 
dem weltweiten Atomprotest mit der Versenkung 
eines Kutters den Garaus machen! 

Die Bundesregierung — dies möchte ich auch an 
die Adresse meines sehr geschätzten Kollegen von 
der FDP sagen — hüllt sich in dieser Frage aller-
dings in Schweigen. Da hilft es auch nichts, daß die 

FDP erneut versucht, ihre Position dazwischen im 
einzelnen zu definieren. 

Im übrigen teile ich die Meinung, wie sie die 
Greenpeace-Zentrale in London kurz und treffend 
formuliert hat, nämlich daß der internationalen 
Atomrüstung eine grundlegende Unmoral zugrunde 
liegt. Nach Einschätzung von uns Sozialdemokraten 
äußert sich dies auch in menschenverachtenden 
Atomversuchen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Staatsminister im Auswärtigen Amt, Herrn Mölle-
mann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die heu-
tige Aktuelle Stunde gibt mir Veranlassung, an die 
denkwürdige Rede zu erinnern, die Staatspräsident 
Mitterrand am 20. Januar 1983 vor diesem Hohen 
Hause gehalten hat. Er sagte damals: 

Unsere Völker hassen den Krieg. Sie haben un-
ter Kriegen zu lange leiden müssen. Das gilt 
auch für die anderen europäischen Völker. Das 
französische Denken wird von einem einfachen 
Streben geleitet: Der Krieg muß weiterhin un-
möglich sein, und wer daran denkt, sollte von 
seinen Absichten abgeschreckt werden. 

Er sagte weiter: 

Unsere Analyse und unsere Überzeugung, die 
Überzeugung Frankreichs, gehen dahin, daß 
Kernwaffen als Instrument der Abschreckung 
die Garantie für den Frieden bleiben — ob man 
das nun als wünschenswert oder bedauerlich 
ansieht —, solange ein Gleichgewicht der 
Kräfte besteht. 

Ferner sagte der französische Staatspräsident: 

Die französische Kernstreitmacht ist und bleibt 
unabhängig. Diese Unabhängigkeit und alles, 
was daraus folgt, ist nicht nur ein Grundprinzip 
unserer Souveränität — die Entscheidungsbe-
fugnis liegt einzig und allein beim Präsidenten 
der Französischen Republik —, sondern sie er-
höht auch — und das bitte ich Sie zu bedenken 
— die Unsicherheit für einen eventuellen Ag-
gressor und nur für ihn. Damit macht sie zu-
gleich die Abschreckung wirksamer und sorgt 
mithin dafür — ich wiederhole es —, daß der 
Krieg unmöglich bleibt. 

So weit die Äußerungen des französischen Staats-
präsidenten hier im Deutschen Bundestag. 

Das Nordatlantische Bündnis, in dem die Bun-
desrepublik Deutschland mit Frankreich und den 
anderen Mitgliedstaaten verbündet ist, hat diesen 
Beitrag der französischen Nuklearstreitkräfte zur 
gemeinsamen Sicherheit ausdrücklich in einer von 
den Staats- und Regierungschefs der NATO-Staa-
ten am 26. Juni 1974 in Brüssel unterzeichneten Er-
klärung mit der Feststellung anerkannt, daß Frank-
reich und Großbritannien Nuklearstreitkräfte be-
sitzen, die in der Lage sind, eine eigene Abschrek- 
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Staatsminister Möllemann 
kungsrolle zu übernehmen, die zur Stärkung der 
gesamten Abschreckungskraft des Bündnisses bei-
trägt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Zur Sache bit

-

te!) 

An diesem 26. Juni 1974 vertraten übrigens ein 
sozialdemokratischer Bundeskanzler und ein so-
zialdemokratischer Verteidigungsminister die Bun-
desrepublik. 

(Jungmann [SPD]: Das ist elf Jahre her!) 

Nicht zuletzt die besondere Verbindung deut-
scher Sicherheitsinteressen und französischer Si-
cherheitsinteressen hat unsere beiden Länder in 
dem Vertrag über die deutsch-französische Zusam-
menarbeit vom 22. Januar 1963 zusammengeführt. 
Wir verkennen dabei nicht, daß Frankreich als Nu-
klearmacht eine besondere Stellung in Europa hat. 
Aber seine Nuklearwaffe liegt auch im Interesse 
seiner europäischen Partner. 

(Berger [CDU/CSU]: Wohl wahr!) 

So unentbehrlich für die Sicherheit Europas der 
nukleare Schutz der Vereinigten Staaten ist 

(Zuruf des Abg. Suhr [GRÜNE]) 

— Präsident Mitterrand hat dies übrigens in seiner 
Rede hier ebenfalls unterstrichen —, die französi-
sche Nuklearmacht fügt ihm eine zusätzliche, unab-
hängige Komponente hinzu. 

Frankreich hat sich wiederholt zur gemeinsamen 
Politik aller Partner im Atlantischen Bündnis und 
auch dazu bekannt, daß die Bemühungen um Rü-
stungskontrolle und Abrüstung integrale Bestand-
teile der gemeinsamen Sicherheitspolitik sind 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wir sind in einer 
Aktuellen Stunde, nicht in einer Vorlesung 

über Sicherheitspolitik!) 

und daß wir ein stabiles Gleichgewicht der Kräfte 
auf einem möglichst niedrigen Niveau der Rüstun-
gen anstreben. 

Außenminister Dumas hat die französische Posi-
tion zur Frage des nuklearen Teststopps noch am 
6. September dieses Jahres deutlich gemacht. Ich 
zitiere ihn: 

Für die französische Regierung sind es die bei-
den Supermächte, die über die größten Arse-
nale verfügen und bei weitem die größte An-
zahl von Versuchen unternehmen — Frank-
reich hat bis heute nicht ein Zehntel der Versu-
che unternommen, die die USA und die Sowjet-
union durchgeführt haben —, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Auf Kosten der 
Polynesier!) 

die Supermächte also, denen es in erster Linie 
zukommt, eine schrittweise Abrüstung ihrer of-
fensiven Systeme einzuleiten. Erst wenn die 
Erfüllung dieser Verpflichtungen die angemes-
senen Bedingungen geschaffen haben wird, 
wird Frankreich in der Lage sein, sich seiner-
seits dem Prozeß der nuklearen Abrüstung an-
zuschließen, wobei der Teststopp ein Teil davon 
ist. 

So weit der französische Außenminister. 

Wir Deutschen sind keine Atommacht und wollen 
es auch nicht werden, weder direkt noch indirekt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Na?) 

Wir stehen zu unserem Verzicht auf Kernwaffen, 
der gegenüber unseren Partnern in der Westeuro-
päischen Union im Jahre 1954 erklärt wurde, wir 
stehen zum Nichtverbreitungsvertrag und setzen 
uns konsequent für ein umfassendes nukleares 
Testverbot ein. 

Das Verbot aller Kernsprengungen ist Gegen-
stand der Verhandlungen der Genfer Abrüstungs-
konferenz, an denen wir uns mit konstruktiven Bei-
trägen aktiv beteiligen. Ich selbst hatte die Gelegen-
heit, vor einigen Wochen bei der Überprüfungskon-
ferenz zum Nichtverbreitungsvertrag einen umfas-
senden Vorschlag für die seismische Überwachung 
von Kernsprengungen in Genf einzubringen. Damit 
haben wir von seiten der Bundesregierung einen 
konstruktiven Beitrag zur Lösung der ja sehr 
schwierigen Verifikationsfrage geleistet. 

Auf dem Weg zu einem umfassenden nuklearen 
Teststopp messen wir auch den Bemühungen um 
die Schaffung kernwaffenfreier Zonen prinzipielle 
Bedeutung zu, wenn alle unmittelbar beteiligten 
Länder daran mitarbeiten und die sicherheitspoliti-
sche Stabilität in den betroffenen Regionen erhöht 
wird. 

Was nun das Attentat auf das Greenpeace-Schiff 
„Rainbow Warrior" am 10. Juli 1985 im Hafen von 
Auckland betrifft, möchte ich hier erneut die fran-
zösische Regierung zitieren. Nachdem Präsident 
Mitterrand das Attentat als „kriminell und absurd" 
bezeichnet hatte, erklärte der französische Premier-
minister Laurent Fabius am 27. August 1985 wört-
lich: 

Zum Abschluß dieser Erklärung möchte ich auf 
das Attentat gegen die „Rainbow Warrior" zu-
rückkommen, welches — das dürfen wir nicht 
vergessen — ein Todesopfer gefordert hat ... 
Unsere Verurteilung dieses Attentats ist nicht, 
wie man gelegentlich gehört hat, die Verurtei-
lung der schlechten Ausführung eines disku-
tablen Plans; es ist die absolute Verurteilung 
einer verbrecherischen Tat. Die Schuldigen — 
wer immer sie sein mögen — müssen sich für 
diese Verbrechen verantworten. 

Am 22. September erklärte Premierminister Fa-
bius weiter: 

Der neue Verteidigungsminister hat mich so-
eben über die ersten Untersuchungsergebnisse 
in Sachen „Rainbow Warrior" unterrichtet. Ich 
wollte sie Ihnen sofort mitteilen. An Hand die-
ser Ergebnisse läßt sich die Wahrheit nunmehr 
erkennen: Agenten der DGSE haben dieses 
Schiff versenkt; sie haben auf Befehl gehan-
delt; diese Wahrheit war Staatsrat Tricot ver-
schwiegen worden. 

Ich habe dem Präsidenten der Republik über 
diese schwerwiegenden Tatsachen berichtet, 
und wir waren der Ansicht, daß unverzüglich 
Maßnahmen zu treffen sind. 
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Staatsminister Möllemann 
Er schloß diese Erklärung mit den Worten: 

Die Wahrheit über diese Angelegenheit ist 
furchtbar, aber sie muß eindeutig und vollstän-
dig aufgedeckt werden; dazu habe ich mich ver-
pflichtet. 

Diese klaren Feststellungen des französischen 
Premierministers, also des Sprechers einer be-
freundeten Regierung, bedürfen keiner Kommen-
tierung; sie sprechen für sich. 
Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren, für 

Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Frage der Atombewaffnung und — 
im hier vorliegenden Fall — der Atomtests eignet 
sich mit Sicherheit nicht für irgendeine Form von 
Paukenschlagdebatte, weil das Problem — das 
dürfte ja uns allen klar sein — viel zu ernst ist, als 
daß es einfach mit dem üblichen Schlagabtausch 
behandelt werden könnte. 
Die Frage, die wir uns stellen müssen, ist die: Wo 

steht man, wenn man ein deutsch-französisches Si-
cherheitsbündnis für notwendig hält, wo steht man 
bei der Frage der französischen Atomtests, und 
zwar auch als einzelner? Steht man in der Situation 
des Anwalts der französischen Force-de-frappe-Po-
litik oder steht man in der Position des Anwalts von 
Atomteststopps? Vor zehn Jahren waren die Green-
peace-Aktionen im Südpazifik Aktionen, die dazu 
beigetragen haben, daß seinerzeit die französische 
Regierung die Atomwaffenversuche in der Atmo-
sphäre einstellt. Sie erinnern sich, daß 1963 ein 
Atomwaffenteststopp-Abkommen beschlossen wor-
den ist, das die Versuche nur noch unter der Erde 
erlaubte. Frankreich hat dieses Abkommen nie un-
terzeichnet und hat Atombombenversuche in der 
Atmosphäre im Südpazifik durchgeführt. Und da-
mals waren es Greenpeace-Aktionen, die dazu bei-
getragen haben, und zwar mehr als jedes andere, 
daß Frankreich sich faktisch bei seinen Atomtests 
auf dem Vertragsstand der anderen bewegte, d. h. 
nur noch Tests unter der Erde durchführte. Das 
heißt, Greenpeace hat dazu beigetragen, daß Frank-
reich faktisch, nicht vertragsmäßig, die Position ein-
nimmt, die auch die Bundesregierung eingenom-
men hat. Das zeigt doch, welchen Stellenwert, wel-
che faire Bewertung und auch welche Notwendig-
keit solche Aktionen haben können. Deswegen ver-
dienen sie meines Erachtens großen Respekt, und 
es ist sicherlich nicht nur bei uns, sondern auch in 
der französischen Öffentlichkeit ungeheuer wichtig, 
diese Greenpeace-Aktion von dem Engagement her, 
das dahinter steht, so zu bewerten, wie es eine sol-
che Aktion verdient. 
Nun ein weiterer Punkt: Wo steht in diesen Fra-

gen die Bundesregierung? Ist es ihre Aufgabe, sich 
lediglich gewissermaßen zum Interpreten der fran-
zöischen Atomwaffenpolitik zu machen, oder ist 
ihre Aufgabe eine weitergehende? Ich glaube, sie 
muß weitergehend sein, gerade von unseren Posi

-

tionen her. Das haben wir in der ganzen Frage der 
französischen Atomwaffenrollen in den letzten Jah-
ren vermißt. Wir haben vermißt — und das bezieht 
sich auch auf die Zeit vor 1982 —, daß auf die Fran-
zosen zum Beispiel eingewirkt würde, eine aktive 
Rüstungskontrollpolitik auch in bezug auf Atom-
waffen mit wahrzunehmen. Das hat uns doch alle 
sehr, sehr stark berührt, die Frage etwa der Beteili-
gung, der Einbeziehung, der Einberechnung, der 
Berücksichtigung oder was auch immer französi-
scher Atomraketen — wie auch britischer — bei 
Mittelstreckenraketenverhandlungen. Frankreich 
ist von seiner bisherigen Position aus reserviert, 
dieses einbeziehen zu lassen, berücksichtigen zu 
lassen oder auch mitzuverhandeln. Wir müßten 
aber doch auf Frankreich freundschaftlich einzu-
wirken versuchen, damit es tatsächlich hier eine 
aktive Rolle übernimmt. Denn wenn ein gemeinsa-
mes Westeuropa in der Sicherheitspolitik geschaf-
fen werden soll, dann wird das nicht mit der Son-
derrolle der Force de frappe gehen, sondern nur mit 
einer aktiven französischen Rolle in der Rüstungs-
kontrollpolitik, und zwar für nukleare Rüstungs-
kontrolle und andere Dinge auch. Das ist doch das, 
was eigentlich an aktiver deutsch-französischer Po-
litik von unserer Seite aus erwartet werden müßte. 
Denn ich glaube in der Tat, daß sich Frankreich in 
der atomaren Rüstungskontrollpolitik stärker auf 
eine gesamtwesteuropäische Verantwortung zube-
wegen muß, als das bisher der Fall ist, und dabei die 
eigene Betrachtungsweise überwinden muß. 
Ein letzter Punkt; das geht genau zu dem 

gleichen Thema. Staatsminister Möllemann hat das 
angesprochen. Die Sowjetunion hat jetzt gerade 
vorgeschlagen — und auch die Amerikaner — , Of-
fensivwaffen um 40 % als eine Grundlage für ein 
internationales Abkommen drastisch zu reduzieren. 
Frankreich sagt seit Jahren, wenn die Supermächte 
um 50 % reduzierten, dann seien sie selbst bereit, an 
atomaren Abrüstungsverhandlungen teilzunehmen 
und vielleicht auch einen vollständigen Teststopp 
zu verfügen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Scheer (SPD): Ich komme zum Schluß. — Das 
heißt doch: Es müßte doch erwartet werden, daß die 
Bundesregierung auf solche Vorschläge wie die, die 
jetzt von der Sowjetunion gemacht werden und frü-
her von Frankreich und anderen — auch von China 
— gemacht worden sind, eingeht und sagt: Ja, wir 
sind dafür, daß auch die Vereinigten Staaten auf 
solch drastische Reduzierungen um 50 % eingehen, 
damit wirklich — auch mit Hilfe Frankreichs — 
atomare Abrüstungspolitik gemacht werden kann. 
Und so etwas vermissen wir bei der Bundesregie-
rung. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wer kann schon 
billigen — niemand tut dies —, was mit dem Green- 
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Dr. Hornhues 
peace-Schiff geschehen ist? Wer würde nicht zu-
tiefst bedauern, daß dabei ein Mensch zu Tode 
kam? Und wer kann nicht die Erregung und die 
Sorge verstehen, die in Neuseeland, in Australien, 
in den Ländern des Südpazifik gegeben ist? Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wer könnte dies 
alles nicht verstehen? — Ich bin sicher: niemand in 
diesem Hause. 

Aber was ich wenig verstehen kann, ist die Inten-
tion dessen, was hierzulande zu dieser Aktuellen 
Stunde führt. Es ist im wesentlichen einmal mehr 
der Versuch — das sehe ich an Ihrem schicken T-
Shirt —, mit einem bestimmten Appeal, mit einer 
bestimmten Art und Weise mit Showelementen für 
sich Punkte zu machen. Ich will Ihnen eines sagen: 
Sie werden das wahrscheinlich noch lange tun, aber 
wenn Sie glauben, Ihr Anliegen, Ihre vorgegebene 
Ernsthaftigkeit auf diese Art und Weise wirklich 
unterstreichen zu können, dann bezweifle ich, daß 
Ihnen dies gelingen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Machen Sie doch mal Urlaub 

auf den Fidschi-Inseln!) 

Lieber Kollege Voigt, ich habe Ihnen eines voraus 
— sonst fast nichts —: Ich habe längere Jahre in 
der Opposition zugebracht. Ich darf Ihnen versi-
chern: Eine der schlechtesten Methoden der Oppo-
sitionspolitik ist, im passenden Augenblick den fal-
schen Antrag zu stellen. Das erleben wir gleich in 
bezug auf das Thema Südafrika. Das war ein Feh-
ler; das hilft anderen und nicht denen, denen Sie 
helfen wollen. Darüber hinaus ist es falsch, jede 
Gelegenheit zu nutzen, um irgendein innenpoliti-
sches Süppchen zu kochen. Sie haben es vielleicht 
an der Reaktion Ihrer eigenen Kollegen gemerkt; 
auch die fanden es nicht besonders gut, daß Sie von 
Mururoa blitzartig auf Zimmermann umgeschaltet 
haben. Das mag zu Ihrem Repertoire gehören. Es 
erhöht aber auch nicht die Glaubwürdigkeit Ihres 
Anliegens, von anderem ganz zu schweigen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit 
Blick auf das, was hier zu der Aktuellen Stunde 
geführt hat, haben meine Kollegen und der Staats-
minister Möllemann meiner Auffassung nach das 
in der Sache Notwendige gesagt. Ich möchte noch 
einmal mit aller Deutlichkeit unterstreichen, daß 
wir, der französischen Republik in besonderer 
Weise freundschaftlich verbunden, auf dem Hinter-
grund einer Geschichte, die über Jahrhunderte an-
ders geprägt war, alles andere als Anlaß haben, der 
französischen Regierung, der Republik Frankreich 
in einer problematischen Situation mit erhobenem 
Zeigefinger besserwisserisch Vorhaltungen zu ma-
chen, indem wir uns hier hinstellen und sagen: Ja-
wohl, wir, die Deutschen — grüner oder sonstiger 
Prägung —, wissen genau, was Ihr hättet machen 
sollen. Ich bin der festen Überzeugung, die Franzo-
sen, das demokratische Frankreich weiß selber am 
besten, wie man mit Problemen fertig wird. Es ge-
hört zu unseren freundschaftlichen Beziehungen, 
daß man dann, wenn ein Freund in die Bredouille 
gekommen ist, nicht auch noch versucht, ihn hier 
im Bundestag in die Pfanne zu hauen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Man kann natürlich einen Teil der Re-
dezeit dafür verwenden, über den Sinn oder Unsinn 
einer solchen Aktuellen Stunde zu lamentieren. 
Aber, Herr Kollege Hornhues, wenn wir mit Frank-
reich freundschaftlich verbunden sind — ich be-
zweifle das auch nicht —, 

(Berger [CDU/CSU]: Das soll auch so blei-
ben!) 

dann muß es im Deutschen Bundestag auch mög-
lich sein, einem guten Freund die Meinung zu des-
sen Problemen zu sagen, also zu Problemen, die das 
Land Frankreich hat. Wir können die Sache nicht 
einfach mit der Äußerung abtun, daß Frankreich als 
demokratischer Staat seine Probleme schon regeln 
wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir beklagen in der Bundesrepublik Deutschland 
immer wieder den Glaubwürdigkeitsverlust der Po-
litik. Wenn schon der französische Ministerpräsi-
dent von einem kriminellen Akt gesprochen hat, 
dann muß es auch im Deutschen Bundestag mög-
lich sein, von einem kriminellen Akt zu sprechen. 
Da kann man nicht auf innenpolitische Neben-
kriegsschauplätze ausweichen, sondern muß deut-
lich sagen, welche Auffassung man dazu hat. 

(Ronneburger [FDP]: Das sagen Sie mal 
Herrn Voigt!) 

— Herr Voigt hat hier unsere Position dargestellt. 
Herr Ronneburger, Sie hätten lieber einmal ein kla-
res Wort zu dem kriminellen Akt sagen sollen, an-
statt in Ihrem Debattenbeitrag nur darüber zu la-
mentieren, daß Sie morgens um 8 Uhr im Bundes-
tag erscheinen mußten. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN — Zuruf des 
Abg. Ronneburger [FDP]) 

Meine Damen und Herren, wenn der französische 
Ministerpräsident in der Öffentlichkeit eine Hand-
lung einer staatlichen französischen Institution als 
kriminellen Akt bezeichnet, kann er nicht gleichzei-
tig verlangen, daß diejenigen, die den kriminellen 
Akt auf Befehl ausgeführt haben, straffrei ausge-
hen. Ansgar Skriver hat in einer Kommentierung 
des Zitats von Fabius am 23. September im WDR 
gesagt: Wir sind moralisch, wenn dies so sein sollte, 
um Jahrzehnte zurückgeworfen. 

Mein Kollege Klejdzinski hat das hier auch schon 
angesprochen. Wir sind davon ausgegangen, daß 
nach den Kriegsverbrecherprozessen in Nürnberg 
nach 1945 nicht Befehle ausgeführt werden, die 
strafrechtliche, verfassungsrechtliche und völker-
rechtliche Gesichtspunkte außer acht lassen, son-
dern daß Befehle von Soldaten auf die völkerrecht-
liche Norm überprüft werden müssen und daß sie 
nicht ausgeführt werden dürfen, wenn sie Verbre-
chen und kriminelle Akte beinhalten. 
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Jungmann 
Meine Damen und Herren, Herr Möllemann, 

wenn Sie hier über den Nichtverbreitungsvertrag 
und ein umfassendes Teststoppabkommen reden, 
dann müssen Sie wissen, daß Frankreich diesem 
Abkommen bisher noch nicht beigetreten ist. Es 
wäre eine gute Sache, wenn die Bundesregierung 
nicht nur in Genf, sondern auch mit unseren franzö-
sischen Freunden ernsthaft darüber reden würde, 
daß sie dem Nichtverbreitungsvertrag und einem 
umfassenden Teststoppabkommen beitreten soll-
ten; denn im Nichtverbreitungsvertrag steht auch 
etwas von kernwaffenfreien Zonen. Bemerkenswert 
fand ich Ihr Zitat, Herr Möllemann, daß die Bundes-
regierung in Zukunft die Einrichtung kernwaffen-
freier Zonen unterstützen wird. Das werden wir 
hier bei Diskussionen, die Europa betreffen, noch 
näher beleuchten müssen. 

Im Nichtverbreitungsvertrag ist also festgehal-
ten, daß dieser Vertrag nicht das Recht einer 
Gruppe von Staaten beeinträchtigt, regionale Ver-
träge zu schließen, um sicherzustellen, daß ihre Ho-
heitsgebiete völlig frei von Kernwaffen sind. Im Pa-
zifik wurde eine atomwaffenfreie Zone geschaffen. 
Acht Staaten haben diesen Vertrag bisher unter-
schrieben, andere werden ihm beitreten. Es wäre 
gut, wenn die Bundesregierung unseren französi-
schen Freunden raten würde, diesem Vertrag beizu-
treten und ihn einzuhalten, wenn sie ihnen raten 
würde, einem umfassenden Teststoppabkommen 
beizutreten, das auch unterirdische atomare Tests 
verbietet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das wäre die Aufgabe der Bundesregierung und 
nicht, Reden zu zitieren, die Zweifel an der Glaub-
würdigkeit mancher Politik wecken. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Petersen. 

Petersen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wer Außenpolitik und nicht nur 
Propaganda betreiben will, muß sich, glaube ich, die 
Mühe machen, sich einmal in die Interessenlage 
der anderen hineinzuversetzen. Ich bin ganz sicher, 
daß keiner unserer Partner in der Welt ein Inter-
esse an deutschen Oberlehrern hat, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Oder Volks

-

hochschuldirektoren!) 

die mit erhobenem Zeigefinger in die Weltge-
schichte reisen und Zensuren verteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Das hört man 

gern!) 

— Eben. — Meine Damen und Herren, so kann man 
keine Außenpolitik betreiben und ernstgenommen 
werden. 

Herr Jungmann und auch Herr Klejdzinski — 
das zu sagen kann ich mir nicht ganz verkneifen —: 
Wenn Sie auf Nürnberg eingehen, so spricht daraus 

doch eine erstaunliche Einäugigkeit. Wer gibt denn 
die Befehle in Afghanistan? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn, dann bitte die gleichen Maßstäbe in Rich-
tung Ost und West und Nord und Süd. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Aber ich möchte gern versuchen, in ein paar 
Stichworten die vitalen Interessen der Betroffenen 
und der in diese Tragödie Involvierten zu skizzie-
ren. Die Franzosen haben seit de Gaulle, seit An-
fang der 60er Jahre, aus Gründen, die in sich schlüs-
sig sind, gesagt: Da Allianzen wie in den früheren 
Jahrhunderten nicht mehr funktionieren können, 
weil nämlich ein Bündnispartner das biologische 
Überleben seines Volkes und nicht nur einen verlo-
renen Krieg riskiert, wenn er seinen Verpflichtun-
gen nachkommt, deshalb müssen wir — Frankreich 
— unabhängig eine Atomstreitmacht aufbauen. Wir 
mögen das begrüßen oder nicht; das ist völlig irrele-
vant. Dazu gehört natürlich, daß die Franzosen in 
der technischen Entwicklung ihrer Atomwaffen mit 
denen Schritt halten, die sie bedrohen. 

(Zuruf von der SPD: Aber keinen Gewalt-
akt! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Wenn ich von unseren Interessen ausgehe — und 
das werde ich in diesem Lande wohl tun dürfen —, 
dann ist für uns natürlich angesichts der Welt-
macht, die uns bedroht, die französische Force de 
frappe eine zusätzliche Sicherheitsgarantie, ob sie 
vertraglich ausgesprochen worden ist oder nicht. 

Australien und Neuseeland und auch die Bewoh-
ner dieser südpazifischen Inseln empfinden diese 
Bedrohung nicht so aktuell; die haben Angst — das 
kann ich verstehen — vor Fallout, vor den Folgen 
dieser Tests. 

Die Sowjetunion hat eine ganz andere Interes-
senlage. Da muß nämlich die Regierung aufpassen, 
daß der Traum nach Freiheit in ihrem eigenen Im-
perium nicht wächst. Davor haben die doch viel 
mehr Angst als vor der Pershing II, die Machthaber 
da drüben. 

(Zurufe von der SPD) 

Solange wir frei sind, meine Damen und Herren, so 
lange wird dieser Traum im sowjetischen Imperium 
leben. Also müssen die russischen Machthaber aus 
ihrem vitalen Interesse alles tun, um zu beweisen, 
daß die Freiheit nicht funktioniert. Und das tun sie 
ja; dafür gibt es eine Menge Beispiele. Ich kann es 
hier nur andeuten. Ich würde nur empfehlen, daß 
wir einmal die Interessen anderer etwas ernster 
nehmen. 

Ich habe den Eindruck, daß der Kollege Ronne-
burger und der Kollege Möllemann sehr klar und 
sehr nüchtern und sehr vernünftig unsere und die 
Haltung der Bundesregierung dargelegt haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Deshalb unterstützen wir diese Haltung und ver

-

kneifen es uns, als Schulmeister und Oberlehrer 
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moralische Zensuren in anderen Teilen der Welt zu 
erteilen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Ronneburger [FDP]) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 
Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe die Zusatztagesordnungspunkte 3 a bis 
3 c auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Kündigung des Kulturabkommens mit 
Südafrika 
— Drucksache 10/3868 — 

b) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN betr. Kündigung des Kulturab-
kommens mit Südafrika 
— Drucksache 10/3870 — 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP betr. Kulturabkom-
men mit Südafrika 
— Drucksache 10/3878 — 

Meine Damen und Herren, interfraktionell sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 3 a bis 3 c und ist ein Beitrag bis zu fünf 
Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 
Ich sehe keinen Widerspruch; dann ist so beschlos-
sen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? 

(Zurufe: Natürlich!) 
— Herr Kollege, ist das im Rahmen der Ausspra-
che? 

(Zuruf: Nein, Antragsbegründung und 
dann Aussprache!) 

Zur Antragsbegründung? — Wer wünscht das Wort? 
— Das Wort hat die Abgeordnete Frau Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Gegenstand unseres An-
trages ist folgender: Wir begrüßen ausdrücklich die 
längst überfällige Kündigung des Kulturabkom-
mens mit Südafrika. Die GRÜNEN haben im April 
dieses Jahres bereits einen Antrag eingebracht, der 
eben dies zum Ziele hatte. Wir möchten dem Bun-
desaußenminister gratulieren, daß er uns endlich 
auf diesem Wege gefolgt ist. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

An diesem Punkt verdient er unsere Unterstüt-
zung gegenüber den Angriffen, wie sie von seiten 
seines Koalitionspartners von Herrn Todenhöfer 
und von Kollegen der CSU erfolgen. 

Richtiger müßte ich aber sagen: Er verdiente 
diese Unterstützung, als er nach der EG-Außenmi-
nisterkonferenz die Kündigung des Kulturabkom-
mens versprach. Am nächsten Tag schon, nach der 
Kabinettsitzung, war nur noch von einer Ände-
rungskündigung die Rede. Dieser Vorschlag ist an 
sich schon widersinnig. Der Bundesaußenminister 

sollte uns einmal erklären, warum eine Änderungs-
kündigung überhaupt notwendig ist. Hat das Ab-
kommen denn die Schwarzen bisher diskriminiert 
und die Apartheid unterstützt? Wir haben das seit 
langem behauptet und Belege dafür vorgelegt, die 
aber von konservativer Seite stets bestritten wur-
den. Hatten die GRÜNEN doch recht? Warum sonst 
wollen Sie, Herr Genscher, das Abkommen kündi-
gen? Falls das Abkommen aber der Apartheid ge-
nützt hat, warum wurde es dann trotz unseres 
Drängens so lange aufrechterhalten? Noch wenige 
Tage vor der EG-Sitzung haben Sie die Kündigung 
abgelehnt. 

Nun wäre es ja zu begrüßen, wenn Sie endlich 
eingesehen hätten, daß es heute darum gehen muß, 
Südafrika durch Isolierung unter Druck zu setzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Ist das Ihr Kon-

zept?) 

Was Sie aber jetzt tun wollen, ist das genaue Gegen-
teil. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Während fast alle Länder der Welt Boykottmaßnah-
men ergreifen und sich auf die Seite der Unter-
drückten stellen, wollen Sie mit dem Apartheidre-
gime über bessere Kulturkontakte verhandeln. Das 
Grausen kann einem kommen bei der Lektüre des 
Koalitionsantrages: Der Sportverkehr soll einbezo-
gen werden; also Schluß mit dem bisherigen Sport-
boykott. Das Goethe-Institut in Johannesburg soll 
vielleicht doch kommen; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

der Haushaltsplan weist auf jeden Fall schon mal 
eine Planstelle dafür aus. Die südafrikanische Be-
völkerung wird im Antragstext aufgeteilt nach 
Schwarz, Weiß, Farbig und Asiatisch, also genau 
nach dem Kastensystem, das die Rassisten des 
Apartheidsystems erfunden haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Wir meinen: An dem Kulturabkommen gibt es 
nichts zu ändern. Es muß ersatzlos gekündigt wer-
den, und dies darf nur der erste Schritt sein als ein 
demonstrativer Beginn. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort dem nächsten Redner ertei-
le, möchte ich einer ehrenvollen Aufgabe nachkom-
men: Auf der Ehrentribüne haben der Vorsitzende 
der Volksversammlung der Volksrepublik Bulga-
rien, Herr Stanko Todorov, seine Gattin und die 
Mitglieder seiner Delegation Platz genommen. 

Ich habe die Ehre und Freude, Sie, Herr Präsi-
dent, im Deutschen Bundestag herzlich willkom-
men zu heißen. 

(Beifall) 

Ihr Besuch in der Bundesrepublik Deutschland un

-

terstreicht die langjährigen guten Beziehungen 
zwischen unseren Ländern und unseren Parlamen- 
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ten. Wir wünschen Ihnen einen erfolgreichen und 
angenehmen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese zweite Südafrika-Debatte inner-
halb ganz kurzer Zeit ist notwendig, weil die Bun-
desregierung und die Koalitionsparteien mit ihrem 
Streit über die Südafrikapolitik ein so heilloses 
Durcheinander angerichtet haben, daß Ansehen 
und Gewicht der deutschen Außenpolitik auf dem 
Spiele stehen. Der Zustand dieser Regierung ist mit 
Worten, die parlamentsfähig wären, überhaupt 
nicht mehr zu beschreiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Bundeskanzler ist nicht in der Lage, Kabi-
nettdisziplin herzustellen. Er läßt zu, daß nachträg-
lich und von außen in die Entscheidungen seines 
Kabinetts hineingeredet wird. Bis heute weiß nie-
mand, ob die Bundesregierung den Luxemburger 
Südafrika-Sanktionen der EG-Außenminister zuge-
stimmt hat oder nicht. Bis heute steht nicht fest, ob 
das gesamte Kabinett die Kündigung des Kulturab-
kommens mit Südafrika trägt oder nicht, ob die Ko-
alition in dieser Frage hinter dem Kanzler steht 
oder nicht. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Das ist Ihr Pro

-

blem, Herr Verheugen! Sie sind viel zu neu

-

gierig!) 

Diese Bundesregierung hat den Eindruck entstehen 
lassen, daß unser Land von Amateuren regiert 
wird, 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber von gut bezahl

-

ten Amateuren!) 

für die das Wort gilt: Sie wissen nicht, was sie tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Tatsache ist, daß die Bundesregierung auf einem 
wichtigen außenpolitischen Gebiet handlungsunfä-
hig ist und herumstümpert, weil sie es nicht wagen 
kann, ihre Gegensätze auszutragen. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sehr richtig!) 

Tatsache ist, daß eine Koalitionspartei, die CSU, 
ausgestiegen ist, 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Schön, daß Sie 
Herrn Genscher unterstützen wollen!) 

indem sie die Afrikapolitik der Bundesregierung als 
Privatangelegenheit des Außenministers bezeich-
net. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Also, lieber 
Herr Kollege Verheugen!) 

Tatsache ist, daß ein außenpolitischer Sprecher der 
CDU, Herr Todenhöfer, die Außenpolitik der eige-
nen Regierung falsch und schädlich nennt. Tatsa-
che ist, daß sich zwei von drei Koalitionsparteien 
gegenseitig Unverschämtheit, pubertäres Verhal-
ten, Inkompetenz und Flegelhaftigkeit vorwerfen. 
Tatsache ist, daß der Bundeskanzler den verderbli-
chen und chaotischen Einfluß des Franz Josef 

Strauß nicht kontrollieren kann. Tatsache ist, daß 
der bayerische Ministerpräsident für einen Teil des 
Kabinetts die Richtlinienkompetenz des Bundes-
kanzlers für sich beansprucht und auch ungeniert 
ausübt. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Ach, Herr Kol-
lege Verheugen!) 

Tatsache ist, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Tatsache ist, daß 
Sie keine Ahnung haben!) 

daß die der CSU angehörenden Bundesminister 
erst nach Belehrung durch ihren Parteivorsitzen-
den entschieden haben, daß sie nichts entschieden 
hatten, d. h. alle bis auf einen, das gebe ich zu. Denn 
Herr Zimmermann war ja schon weg. Er fällt ja 
ohnehin dadurch auf, daß er entweder nichts ge-
wußt oder nichts getan hat oder überhaupt nicht da 
war. 

(Lachen und Beifall bei der SPD) 

Tatsache ist, daß die Südafrikapolitik der Bundesre-
gierung in Südafrika niemanden beeindruckt: die 
dortige Regierung nicht und auch die Apartheidgeg-
ner nicht, die am allerwenigsten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Aber Sie of-
fenbar!) 

Tatsache ist, daß der Bundeskanzler die ihm von 
der CSU-Landesleitung zugeschriebene Äußerung, 
er halte das gleiche, freie und allgemeine Wahlrecht 
in Südafrika für undurchführbar und unverantwort-
lich, bis heute nicht dementiert hat und sich damit 
dem Vorwurf aussetzt, als einziger Regierungschef 
der Welt den südafrikanischen Rassismus zu unter-
stützen. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: So ein Quatsch, 
Herr Verheugen! Das hat er überhaupt 
nicht gesagt, das ist Ihre Interpretation!  — 

Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Stuß!) 

In der Sache selbst nur Widersprüche. Der Bundes-
kanzler lehnt Wirtschaftssanktionen gegen Süd-
afrika ab, aber gleichzeitig billigt er ein Rüstungs-
embargo, ein Nuklearembargo und ein Ölembargo 
gegen Südafrika. Sind das keine Sanktionen? 

Das Kulturabkommen ist nur der Punkt, an dem 
der Richtungsstreit sichtbar geworden ist, weil hier 
spezieller Handlungsbedarf besteht. Es ist ein 
Trick, einen Begriff aus dem deutschen Arbeits-
recht, die Änderungskündigung, auf die Beziehun-
gen zwischen Staaten anzuwenden; das verfängt 
nicht. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Das ist kein 
Trick, sondern eine vernünftige Angele-

genheit! Das paßt Ihnen nur nicht!) 

Im Kulturabkommen von 1962 ist nur von Kündi-
gung die Rede; das Wort „Änderungskündigung" 
kommt nicht vor. Dieses Wort soll ja gegenüber 
Ihnen, den Koalitionspartnern, nur den tatsächli-
chen Vorgang der Kündigung vertuschen. Das Kul- 
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turabkommen ist gekündigt — mit dem gleichzeiti-
gen Angebot, ein neues auszuhandeln. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Na und? Sind 
Sie dagegen?) 

Und wenn diese Verhandlungen innerhalb von 
sechs Monaten nicht erfolgreich abgeschlossen 
sind, dann wird es nach sechs Monaten eben kein 
Kulturabkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Südafrika mehr geben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir machen ein 
neues!) 

Wir möchten wissen, ob die Koalition die Ent-
scheidung der Bundesregierung, das Kulturabkom-
men zu kündigen mit dem Ziel, es zu ändern — das 
ist die Formulierung der Regierung selbst —, unter-
stützt oder nicht. Wenn der vorliegende Antrag der 
Koalitionsparteien die Antwort sein sollte, dann 
weichen Sie genau an der entscheidenden Stelle 
aus. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hornhues 
[CDU/CSU]: Man müßte lesen können!) 

Sie unterstützen nämlich nicht, was die Regierung 
entschieden hat, sondern Sie unterstützen nur das, 
was sie jetzt tun will — 

(Hornhues [CDU/CSU]: Na und, Herr Ver

-

heugen?) 

ein Formelkompromiß, der nicht weiterhelfen wird. 

Diese Regierung hat schon bitter wenig für die 
Menschen in Südafrika getan, und dem Wenigen 
verweigern Sie auch noch die Unterstützung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hornhues 
[CDU/CSU]: Lieber Herr Verheugen, das 
müssen Sie gerade sagen! Das ist beleidi

-

gend! — Weiß [CDU/CSU]: Wie können Sie 
so etwas sagen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Den schlichten Satz, daß Sie die von der Bundesre-
gierung getroffenen Entscheidungen begrüßen, 
bringen Sie nicht über sich. Alles bleibt unklar und 
verschwommen in der Südafrika-Politik. Nur eins 
steht fest: Der Satz des Bundeskanzlers im Inter-
view mit der „Welt" von der vorigen Woche: „Der 
Kurs ist klar", war die Übertreibung des Jahres. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Ha, ha, ha!) 

Um ein Stück Klarheit zu bekommen, beantrage 
ich namens meiner Fraktion namentliche Abstim-
mung über den von uns vorgelegten Antrag. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Klein. 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sprichst du jetzt 
als CDU oder als CSU?) 

Herr Kollege Verheugen, das war eine ziemlich 
schwache Vorstellung, die Sie hier gegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Mir wäre im umgekehr-
ten Fall mehr eingefallen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

Die Fraktionen der Regierungskoalition haben 
folgenden Antrag eingebracht: 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die Ab-
sicht der Bundesregierung, die Zusammenar-
beit mit allen Bevölkerungsgruppen der Repu-
blik Südafrika im kulturellen Bereich zu ver-
stärken. Er unterstützt das Vorhaben der Bun-
desregierung, nach der Änderungskündigung 
des Kulturabkommens von 1962 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Südafrika sofort Verhandlungen über ein neues 
Kulturabkommen aufzunehmen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Das kulturelle Engagement der Bundesrepu-
blik Deutschland hat auch bisher schon die 
nichtweiße Bevölkerung Südafrikas einbezo-
gen. Das neue Kulturabkommen soll dieses En-
gagement künftig auch rechtlich unzweideutig 
absichern. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dabei sollen auch Bereiche wie der Sportver-
kehr, die Überlegungen zur Errichtung eines 
Goethe-Instituts und die Ausweitung des „Son-
derprogramms südliches Afrika" einbezogen 
werden. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Der Deutsche Bundestag betrachtet solche er-
weiterten Kulturbeziehungen als einen wichti-
gen Beitrag zur Überwindung der Apartheid 
und zur Unterstützung einer friedlichen gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Entwicklung in Südafrika. 

Meine Damen und Herren, nach Art. 10 Satz 3 
tritt das Abkommen sechs Monate nach Kündigung 
außer Kraft. Genug Zeit also, um das neue Kultur-
abkommen auszuhandeln und eine Unterbrechung 
der in der gegenwärtigen Situation besonders wich-
tigen Kulturbeziehungen zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Republik Südafrika zu 
vermeiden. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die angestrebte Intensivierung der kulturellen Zu-
sammenarbeit mit allen Bevölkerungsgruppen, wo-
für auch bei den laufenden Haushaltsberatungen 
noch entsprechende finanzielle Voraussetzungen 
geschaffen werden sollen, ist mithin das Gegenteil 
einer Sanktion. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie geht über die vom EPZ-Ministerrat geforderte 
und von ihm als „positiv" gekennzeichnete Maß-
nahme hinaus, die Kontakte nur mit der nichtwei-
ßen Bevölkerung etwa in den kulturellen, wissen- 
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schaftlichen oder sportlichen Bereichen zu verstär-
ken; denn nach unserem Willen darf es auch keine 
Rassentrennung aus der anderen Richtung geben. 
Das kulturelle Engagement der Bundesrepublik 
Deutschland soll den Menschen in Südafrika gelten 
— allen Menschen, den Schwarzen, den Farbigen, 
den Asiaten und den Weißen. Vor allem aber soll es 
dem friedlichen Zusammenleben und Zusammen-
wirken der unterschiedlichen Rassen und Völker-
schaften dienen. 

Mit dieser Zielsetzung steht die CDU/CSU-Frak-
tion in der Kontinuität ihrer Afrikapolitik: für Evo-
lution und gegen Revolution, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

für Frieden und gegen Gewalt, für Reform und ge-
gen Verteufelung der Reformer, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

für Gleichberechtigung und gegen Unterdrückung, 
für Demokratie und gegen totalitäre Machtansprü-
che, für wirtschaftlichen Fortschritt und gegen 
Hungerdiktatur. 

Wer die Entwicklung eines geistig-politischen Kli-
mas in Südafrika fördern will, in dem die Errei-
chung dieser Ziele eine Chance hat, den bitte ich 
um Zustimmung zu unserem Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Borgmann. 

(Unruhe) 

Bevor ich das Wort weitergebe, bitte ich die Da-
men und Herren, die im Saale stehen, Platz zu neh-
men. — Darf ich Sie noch einmal bitten, Platz zu 
nehmen. 

Sie haben das Wort, Frau Kollegin Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Wenn wir über die soge-
nannte Kündigung des Kulturabkommens mit Süd-
afrika sprechen, dann geht es nicht primär um Kul-
turpolitik. Es geht vielmehr um die Frage, welchen 
Beitrag die Bundesrepublik zur Überwindung des 
Apartheidregimes leisten kann und welchen Bei-
trag sie zu leisten bereit ist. 

Hinter dem Thema Südafrika und hinter der 
Frage eines Kulturabkommens mit diesem Land 
steht für uns die Frage des Rassismus, steht die 
Frage, wie wir uns zu Rassenwahn und staatlichem 
Terror verhalten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch der Bundeskanzler und selbst die CSU-Mi-
nister in seinem Kabinett dürften bemerkt haben, 
daß das Fortdauern des Apartheidregimes eine 
Welle internationaler Empörung ausgelöst hat und 
daß diese Empörung nicht folgenlos bleibt. In zahl-
reichen Ländern sind inzwischen Sanktionen ver-
hängt worden, und beileibe nicht nur von linken 
Regierungen. Die ergriffenen Maßnahmen reichen 
von symbolischen Gesten bis zu ernsthaften Wirt-
schaftssanktionen. Und sie beginnen in Südafrika 
bereits Wirkung zu zeigen. Die Privatwirtschaft 
sieht sich zunehmend gezwungen, auf Distanz zur 

Regierung und deren Apartheidsystem zu gehen, 
um dem internationalen Druck auszuweichen. Die 
Sanktionen wirken. Und Sanktionen sind die ein-
zige Möglichkeit, die Dinge im Land in Bewegung 
zu bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die überwältigende Mehrheit der Schwarzen 
stimmt dem zu und ist bereit, dafür auch selber 
Opfer zu bringen. 

Wir sind gefordert und können uns nicht länger 
herausreden. Wir können nicht länger sagen: Nur 
durch positives Engagement helfen wir, die Apart-
heid zu überwinden, indem wir das Regime über-
zeugen, daß es besser etwas weniger grausam, et-
was weniger unmenschlich, etwas weniger rassi-
stisch sein soll. Diese Politik des guten Zuredens 
verfolgt die Bundesrepublik ja angeblich schon seit 
Jahrzehnten. Mit welchem Erfolg, frage ich. 

Von der Bundesrepublik bezieht das Apartheidre-
gime sein 01. Von hier bekommt es seine Kredite. 
Von hier bezieht es sein Geld durch den Verkauf 
von Krüger-Rand-Goldmünzen, durch den Verkauf 
von Kohle und durch den Verkauf von Uran, das 
das Regime seinerseits aus Namibia stiehlt. Erst 
vor diesem Hintergrund hat es Sinn, über die bun-
desdeutsche Kulturpolitik gegenüber Südafrika zu 
sprechen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Um es klar zu sagen: Die Bundesrepublik ist einer 
der treuesten Freunde Südafrikas in der Welt. Die 
Bundesregierung unterstützt den Rassismus in 
Südafrika. Diese Bundesregierung unterstützt das 
Apartheidregime so gut, wie sie nur kann. Das ist 
die traurige Wahrheit. 

Es tut mir leid, Herr Schäfer von der FDP: Der 
gemeinsame Antrag von CDU/CSU und FDP zu die-
ser Sitzung beweist, daß weder Sie noch Frau 
Hamm-Brücher daran etwas ändern konnten. 

(Beifall des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Ändern können das nur die aktive Solidarität der 
Bevölkerung, die außerparlamentarische Opposi-
tion und letzten Endes die Wähler. 

Kurzfristig können wir keine Verbesserung in 
der Politik der Bundesregierung erwarten. Die Bun-
desregierung wird ihren Freunden im südafrikani-
schen Apartheidregime weiterhin die Stange hal-
ten, sie mit Geld und Waffen versorgen, von ihnen 
Orden annehmen und glänzende Geschäfte mit ih-
nen machen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Unerhört!) 

Eine Änderung wäre aber rasch möglich — und 
da wende ich mich an die Kollegen und Kolleginnen 
von der SPD — bei den Bundesländern, bei den 
Städten und Gemeinden, in denen die SPD das Sa-
gen hat. Dort könnte zur Unterstützung des Befrei-
ungskampfs viel getan werden. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Richtig!) 

Wir sind gespannt, wann z. B. die Stadtsparkassen 
aufhören werden, den Krüger-Rand zu verkaufen, 
die Landesbanken ihre Südafrikageschäfte einstel- 
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len und Gemeinden keine Geschäfte mehr mit Fir-
men machen, die die Apartheid unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Solche praktischen Maßnahmen würden dem Wi-
derstand helfen. 

Hier im Bundestag sind auch Sie von der SPD ja 
nicht einmal mehr für die Kündigung des Kulturab-
kommens — bedauerlicherweise —, sondern wollen 
genauso wie die Regierung das Abkommen neu ver-
handeln. Wozu eigentlich, liebe SPD-Genossen? Zu 
Ihrer Regierungszeit war es doch auch ausgewogen 
genug. Warum ist es das denn jetzt nicht mehr? Ist 
es denn nicht wenigstens Ihnen peinlich, daß die 
Bundesrepublik eines der beiden Länder auf der 
Welt, die Kulturabkommen mit dem Apartheidre-
gime unterhalten? Das andere Land ist bezeichnen-
derweise Paraguay, eine der finstersten Diktaturen 
Lateinamerikas. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Deshalb bitte ich Sie: Stimmen Sie unserem An-
trag zu! Das Kulturabkommen muß weg. Und wei-
tere praktische Schritte auf allen Ebenen müssen 
folgen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft, Herrn Ban-
gemann. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Was versteht der 
denn von Afrika?) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst mit dem beginnen, 
was, glaube ich, in diesem Hause nicht bestritten 
wird, was unsere gemeinsame Überzeugung ist. 

(Unruhe) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte um Aufmerksamkeit für den Redner, 
und ich bitte noch einmal die Kolleginnen und Kol-
legen, die hier im Saal stehen, entweder Platz zu 
nehmen oder hinauszugehen. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Eine Politik, die auf rassischen Unterschieden auf-
baut, die die Gewährung politischer, sozialer und 
gesellschaftlicher Rechte davon abhängig macht, 
welche Hautfarbe ein Mensch hat, ist zutiefst un-
menschlich und wird von uns allen verdammt. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

In diesem Punkt gibt es, glaube ich, niemanden hier 
in diesem Saal, der eine andere Meinung vertritt. 
Der Streit hat über die Frage begonnen, mit wel-
chen Mitteln man eine andere Regierung dazu brin-
gen kann, eine solche unmenschliche Politik aufzu-
geben, 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Mit Hermes-Krediten!) 

Und das ist ein ernsthafter Gegenstand der Ausein

-

andersetzung. Diese Auseinandersetzung kann 

man nicht dadurch führen, daß man zu PR-Aktio-
nen neigt, die auf dem Rücken der schwarzen Be-
völkerung hier in der Bundesrepublik einem einen 
billigen Vorteil verschaffen sollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist das Pro-
blem von Strauß! — Weitere Zurufe von der 

SPD und den GRÜNEN) 

Das müssen Sie erstmal mit sich selber ausma-
chen. 

Zweitens. Die Frage, ob Wirtschaftssanktionen 
ein geeignetes Mittel sind, die Regierung von Süd-
afrika dazu zu bringen, ihre Apartheidpolitik aufzu-
geben, die natürlich auch die Ursache der sozialen 
Spannungen ist, muß man sehr ernsthaft diskutie-
ren. Auch da gibt es keine doppelten Standpunkte. 
Es kann nicht so sein, daß Wirtschaftssanktionen 
gegen ein Land, dessen Politik einem generell nicht 
paßt, richtig sind, dagegen Wirtschaftssanktionen 
gegen ein Land, mit dessen Politik man sympathi-
siert, falsch sind. Das geht auch nicht. Entweder 
sind Wirtschaftssanktionen richtig, oder sie sind 
falsch. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Diese Art von Heuchelei, meine verehrten Damen 
und Herren, die einmal Wirtschaftssanktionen für 
richtig und dann wieder für falsch hält, 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Falls sie wirksam sind, Herr Bangemann! 
— Ströbele [GRÜNE]: Ob die Betroffenen 

es wollen, darauf kommt es an!) 

ist ein politisches Problem in sich. 

Ich will Ihnen und auch Herrn Verheugen, der 
sich beklagt hat und geradezu darum sorgt, daß die 
Bundesregierung geschlossen ist, was natürlich sei-
nem ernsthaften Interesse an dem Erfolg dieser 
Bundesregierung entspricht, folgendes sagen: Die 
Bundesregierung und die sie tragenden Parteien 
sind geschlossen gegen Wirtschaftssanktionen, und 
zwar aus zwei Gründen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Bueb [GRÜNE]: Ge-
schäfte gehen vor! Geschäfte vor Men-
schenleben! — Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie 
sind geschlossen gegen etwas, nicht für et-

was; Sie sind nicht handlungsfähig!) 

Einmal wissen wir, daß Wirtschaftssanktionen ge-
nerell ohne große Wirkungen sind und noch nie in 
der Geschichte eine Regierung dazu gebracht ha-
ben, ihre Politik zu ändern, und zweitens — meine 
Damen und Herren, darüber sollten Sie sich auch 
mal Rechenschaft geben — würden Wirtschafts-
sanktionen gegenüber Südafrika in diesem Augen-
blick nicht nur die schwarze Bevölkerung, die Be-
völkerungsgruppen, die dort sowieso wirtschaftlich 
benachteiligt sind, zusätzlich benachteiligen, son-
dern Wirtschaftssanktionen würden zudem noch 
den Konflikt verschärfen. In einer solchen Situation 
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etwas zu tun, was den Konflikt verschärft, heißt, 
Menschenleben zu gefährden. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
CDU/CSU — Zurufe von den GRÜNEN) 

Deswegen bleibt uns nur der mühevolle Weg, 
über eine ständige Einflußnahme diejenigen in 
Südafrika zu stärken, die Gott sei Dank immer 
mehr aus dem Lande selbst heraus Kräfte entwik-
keln, um diese Politik zu ändern. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das geht natürlich auch über den Weg kultureller 
Beziehungen. Da kann ich nun überhaupt nicht be-
greifen, warum man diesen wirklich wirkungsvol-
len Weg, auch den Schwarzen und den anderen Be-
völkerungsgruppen in ihrer Situation zu helfen, 
nicht uneingeschränkt mitgeht. 

(Zurufe von der SPD) 

— Wenn das so ist, dann gehen Sie doch über Ihren 
Antrag hinaus! Der Antrag, den die Regierungsfrak-
tionen hier vorgelegt haben, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ist ein Eiertanz!) 

geht wesentlich weiter, als nur zu begrüßen. Begrü-
ßen reicht nicht. Unterstützen Sie doch die Politik 
der Regierung! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir haben überhaupt keinen Anlaß, Ihren Antrag 
noch zu behandeln; denn dieser Antrag reicht uns 
nicht aus. Wir haben hier in diesem Antrag gesagt: 
Die Politik der Bundesregierung wird unterstützt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Daß Sie sich selber un

-

terstützen, davon gehen wir aus!) 

Wir setzen das fort, was die Kollegin Hamm-Brü-
cher, die Sie angesprochen haben, schon in den 70er 
Jahren begonnen hat. Das Sonderprogramm „Südli-
ches Afrika", mit dem damals unter schwierigen 
Bedingungen die Situation der schwarzen Bevölke-
rungsgruppe erleichtert werden sollte, stammt aus 
dieser Zeit, war von ihr initiiert. Das sollten Sie 
jetzt unterstützen. Wenn Sie das ernsthaft wollen, 
müssen Sie unserem Antrag zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, darf ich 
eine Begrüßung vornehmen. Auf der Ehrentribüne 
hat eine Delegation des Landwirtschaftsausschus-
ses der Nationalversammlung der ungarischen 
Volksrepublik Platz genommen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich habe die Ehre, Sie im Deutschen Bundestag zu 
begrüßen. Ihre Anwesenheit hier unterstreicht die 
guten Beziehungen zwischen unseren Parlamenten. 
Wir wünschen Ihnen einen erfolgreichen und ange-
nehmen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

(Erneuter Beifall) 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich beabsich-
tige, die Anträge in folgender Reihenfolge zur Ab-
stimmung aufzurufen: als ersten den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN, dann den Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP, danach den An-
trag der Fraktion der SPD. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/3870. Die Fraktion der GRÜNEN verlangt gemäß 
§ 52 unserer Geschäftsordnung namentliche Ab-
stimmung. 

Wer dem Antrag auf Drucksache 10/3870 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, die Abstimmungs-
karte mit Ja, wer dagegen stimmen oder sich der 
Stimme enthalten will, den bitte ich, die entspre-
chende Abstimmungskarte in die hier vorn aufge-
stellten Urnen zu legen. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. — 

Meine Damen und Herren, ich mache darauf auf-
merksam, daß noch eine namentliche Abstimmung 
zu erwarten ist. 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Mitglied 
des Hauses anwesend, das seine Stimme nicht ab-
gegeben hat? — Ich schließe die Abstimmung. Ich 
bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu be-
ginnen. — 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, Platz zu 
nehmen. Ich gebe das von den Schriftführern ermit-
telte Ergebnis der Abstimmung über den Antrag 
auf Drucksache 10/3870 bekannt. Es wurden 404 
Stimmen abgegeben. Keine Stimme war ungültig. 
Mit Ja haben gestimmt 27, mit Nein haben ge-
stimmt 375, Enthaltungen 2. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 423 Abgeordnete; davon 

ja: 	27 Abgeordnete 

nein: 	394 Abgeordnete 

enthalten: 2 Abgeordnete 
Ja 

SPD 

Duve 
Sielaff 
Waltemathe 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schmidt (Hamburg- 
Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 

Tatge 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

fraktionslos 
Bastian 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Dr. Barzel 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
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Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Günther 
Dr. Hackel 
Dr. Häfele 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing.  Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 

Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Wörrstadt) 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Spranger 

Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Zimmermann 
Zink 

SPD 
Amling 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bernrath 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haar 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 

Dr. Hauchler 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Matthäus-Maier 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Nagel 
Nehm 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schlatter 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Dr. Schwenk (Stade) 
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Sieler 
Frau Simonis 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Hoppe 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 

fraktionslos 

Voigt (Sonthofen) 

Enthalten 

SPD 
Bindig 
Conradi 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir fahren mit unseren Beratungen fort. Meine Da-
men und Herren, ich bitte Sie, Platz zu nehmen. Wir 
kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP auf Druck-
sache 10/3878. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/3868. 
Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
verlangt gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung na-
mentliche Abstimmung. Wer dem Antrag auf 
Drucksache 10/3868 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, die Abstimmungskarte mit Ja, wer dage-
gen stimmen oder sich der Stimme enthalten will, 
den bitte ich, die entsprechende Abstimmungskarte 
in die Urnen zu legen. Ich eröffne die namentliche 
Abstimmung. — 

Haben alle Mitglieder des Hauses ihre Stimmen 
abgegeben? — Das scheint der Fall zu sein. Ich 
schließe die Abstimmung. Ich bitte die Schriftfüh-
rer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das von den 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der Abstim-
mung über den Antrag auf Drucksache 10/3868 be-
kannt. Abgegebene Stimmen: 436, davon keine un-
gültige Stimmen. Mit Ja haben gestimmt 167 Abge-
ordnete, mit Nein 264; Enthaltungen 5. 

Endgültiges Ergebnis: 

Abgegebene Stimmen: 435 Abgeordnete; davon 

ja: 	167 Abgeordnete 

nein: 	263 Abgeordnete 

enthalten: 5 Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Amling 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Bernrath 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haar 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 

Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Matthäus-Maier 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Nagel 
Nehm 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schlatter 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
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Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Dr. Barzel 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Boroffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 

Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Günther 
Dr. Hackel 
Dr. Häfele 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 

Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 

Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-
Schwaetzer 

Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Hoppe 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Dr. Schierholz 
Schmidt (Hamburg- 
Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tatge 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

fraktionslos 
Voigt (Sonthofen) 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Schäfer (Mainz) 

DIE GRÜNEN 
Kleinert (Marburg) 
Schily 

fraktionslos 
Bastian 
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Präsident Dr. Jenninger 
Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Hoch-
schulrahmengesetzes 
— Drucksache 10/2883 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Bildung und Wissenschaft 
(19. Ausschuß) 
— Drucksache 10/3751 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Wisniewski 
Kuhlwein 
Neuhausen 
Frau Zeitler 

(Erste Beratung 123. Sitzung) 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung Bericht der Bundesregierung 
„Hochschulpolitische Zielsetzungen der 
Bundesregierung und Förderung der Dritt-
mittelforschung" 
— Drucksachel0/3782 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

Zu Tagesordnungspunkt 3 a liegen Entschlie-
ßungsanträge der Fraktion der GRÜNEN auf 
Drucksache 10/3869, der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/3884 und den Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP auf Drucksache 10/3891 vor. Au-
ßerdem liegen ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/3883 und ein Ände-
rungsantrag der Frau Abgeordneten Dr. Hamm-
Brücher auf Drucksache 10/3886 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b und eine 
Aussprache von zweieinhalb Stunden vorgesehen. 
Hierzu liegt eine Wortmeldung der Abgeordneten 
Frau Dr. Hamm-Brücher vor. Ich erteile Ihnen das 
Wort zur Geschäftsordnung, Frau Dr. Hamm-Brü-
cher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zur Ge-
schäftsordnung beantragen, die für die Fraktions-
redner bereits verplante Redezeit von zweieinhalb 
Stunden um eine halbe Stunde für mögliche und 
freie Wortmeldungen zu verlängern, so wie das im 
Bericht der Ad-hoc-Kommission Parlamentsreform 
zur Belebung der Debatten und zur Gewährleistung 
des Rederechts des Abgeordneten empfohlen wird. 
In der Begründung dieser Empfehlung heißt es — 
ich darf zitieren —: 

Das Rederecht ist ein Grundrecht des Abgeord-
neten gemäß Artikel 38 Abs. 1 GG. Die Rede-
ordnung soll diesem Recht Rechnung tragen. 
Deshalb empfiehlt die Kommission, Möglich-
keiten zu schaffen, innerhalb der insgesamt 
knappen Debattendauer möglichst vielen Abge-
ordneten Redechancen einzuräumen und so 
auch zu einer Verlebendigung der Aussprachen 
beizutragen. 

Später heißt es: 
Durch die feste Verplanung der Redezeit ist es 
nicht immer möglich, spontane Wortmeldungen 
und entsprechende kurze Rede- und Gegenre-
debeiträge zu berücksichtigen. Eine Folge die-
ser Praxis im Bundestag ist, daß das verfas-
sungsrechtlich gewährleistete Rederecht des 
einzelnen Abgeordneten — das durch Redever-
einbarungen zwischen den Fraktionen im Kern 
nicht angetastet werden darf — sich weitge-
hend auf geplante, schriftlich vorbereitete Bei-
träge der jeweiligen Sprecher der Fraktionen 
konzentriert hat. Nicht zuletzt darin wird ein 
Grund für mangelndes Interesse der Öffent-
lichkeit und nicht selten geringe Präsenz der 
Abgeordneten im Plenarsaal gesehen. 

Meine sehr geehrten lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, ich möchte Sie bitten, daß wir von dieser einsich-
tigen Empfehlung anläßlich der verbundenen Debat-
te, die vorgeschlagen wurde, erstmalig Gebrauch ma-
chen. Ich nenne Ihnen hierfür neben den bereits er-
wähnten grundsätzlichen Erwägungen, auf den Ver-
handlungsgegenstand bezogen, folgende Gründe. 
Der Bundestag debattiert vergleichsweise selten 

über hochschulpolitische Grundsatzfragen. Das heißt, 
er nützt seine ohnehin wenigen Kompetenzen und die 
ihm im Laufe der Jahre zugewachsene Sachkompe-
tenz selten und macht seine gesamtstaatliche Verant-
wortung selten geltend. Das gilt insbesondere auch im 
Hinblick auf die Probleme, die der europäischen und 
internationalen hochschulpolitischen Zusammenar-
beit gelten, die zweifelsfrei in die ureigenste Bundes-
zuständigkeit fallen. 
Nun haben wir hier und heute die Gelegenheit, bei-

des miteinander zu verbinden: eine freie Aussprache 
und eine erweiterte Redezeit, um unserer Kompetenz 
im Hochschulbereich Ausdruck zu verleihen. Ich mei-
ne, wir sollten sie nützen, meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen, und, falls dies überhaupt nötig ist, auch 
über den Schatten unserer Fraktionsgeschäftsführer 
hinwegspringen. Denn es geht einfach darum, meine 
Damen und Herren, ob wir als Abgeordnete nicht 
auch das Recht haben, in Debatten den Beitrag zu lei-
sten, den wir für nötig halten. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Geschäftsordnung 
hat das Wort Herr Abgeordneter Seiters. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben im Ältestenrat eine 
Vereinbarung getroffen, in der wir die Debattenzeit 
auf zweieinhalb Stunden festgelegt haben. Es ist 
immer schwierig, für die zur Verfügung stehende 
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Seiters 
Zeit die Plenarsitzungen zu gestalten und dabei alle 
Redewünsche aller politischen Gruppierungen im 
Bundestag zu berücksichtigen. Es ist immer ein 
Kompromiß. Es liegt im Interesse aller Kollegen 
des Hauses, daß sie sich auf die im Ältestenrat ver-
einbarten Zeiten verlassen können. 

Ich möchte mich, Frau Kollegin Dr. Hamm-Brü-
cher, auch im Namen aller, wie ich glaube, im Älte-
stenrat mitwirkenden Kollegen gegen den bei Ih-
nen anklingenden Vorwurf wehren, daß wir angeb-
lich die Rechte der einzelnen Abgeordneten nicht 
genügend berücksichtigten oder den Reformüberle-
gungen zur Gestaltung der Plenardebatte nicht of-
fen gegenüberstünden. 

(Mann [GRÜNE]: An Ihren Taten werden 
wir Sie messen!) 

Der Ältestenrat hat eine Reihe der Vorschläge der Ad-
hoc-Kommission Parlamentsreform bereits übernom-
men und begonnen, sie in die Praxis umzusetzen. 
Wenn Sie sich jetzt auf die Ergebnisse der Ad-hoc-
Kommission berufen, dann sollten Sie klarstellen, daß 
Ihr heutiger Antrag eben nur einer von zahlreichen 
Vorschlägen ist, der ausdrücklich noch nicht in die 
Praxis umgesetzt werden sollte, weil wir uns mit ihm 
im Ältestenrat und auch im Plenum, und zwar in die-
sen kommenden Wochen, auseinandersetzen wollen. 
Wir sollten jetzt nicht an Hand von Geschäftsord-
nungsanträgen diese Debatte vorwegnehmen. 

Lassen Sie mich, Frau Kollegin Dr. Hamm-Brü-
cher, Ihnen in aller Ruhe auch folgendes zu beden-
ken geben. Eine Reform unseres parlamentarischen 
Verfahrens kann nur gelingen, wenn sie von der 
Zustimmung aller oder doch der meisten Kollegen 
bejaht und getragen wird. Reformüberlegungen 
können nicht von einzelnen Mitgliedern des Hauses 
den anderen Kollegen gewissermaßen ohne vorhe-
rige Debatte aufgezwungen werden. 

Verehrte Frau Kollegin, Sie schaden Ihren Über-
legungen mehr als Sie ihnen nützen, wenn Sie es 
unternehmen, die Mehrzahl Ihrer Kollegen damit 
zum unpassenden Zeitpunkt zu strapazieren. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie profiliert 
sich zu Lasten der Truppe! — Mann [GRÜ

-

NE]: Oberlehrer! — Ströbele [GRÜNE]: 
Lassen wir alles beim alten!) 

Ich sage dies aus einem ganz bestimmen Grunde, 
den ich auch nennen will: Frau Kollegin Hamm-
Brücher, ich möchte nicht verschweigen, daß Sie 
Gefahr laufen, dies bereits jetzt schon zu tun. Bei 
mir haben sich Kollegen des Deutschen Bundesta-
ges darüber beklagt — ich höre diese Stimmen 
auch aus anderen Fraktionen —, daß sie sich, ohne 
es zu wissen, überraschend in einer Bundestags-
drucksache namentlich als Initiatoren eines Re-
formvorschlages aufgeführt wiederfanden, von Ih-
nen eingebracht beim Parlamentspräsidenten, ob-
gleich die Kollegen vorher nicht über diese Benut-
zung ihrer Unterschrift informiert worden waren. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wie ich höre, hat Sie der Bundestagspräsident auch 
auf diesen Vorgang, der im Ältestenrat zur Sprache 
gekommen ist, angesprochen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist die Wahr-
heit!) 

Deswegen sage ich: Die Reformüberlegungen in der 
Parlamentsarbeit gehen uns alle an. Niemand sollte 
versuchen, sich in Einzelaktionen zu profilieren. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ein bißchen Pro-
fil tut halt gut!) 

Wir sind zu einer sachlichen Diskussion aller Vor-
schläge im Ältestenrat und im Plenum bereit. Es 
gibt keinen Grund, jetzt in Hektik und Eile, unüber-
legt und mit Krampf ein Teilstück der Diskussion, 
die wir noch zu führen haben, vorwegzunehmen. 

Deswegen lehnen wir heute Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Zuruf von der SPD: Sehr 
gut! Die redet von „uns" und denkt an 

sich!) 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Geschäftsordnung 
hat das Wort Herr Abgeordneter Porzner. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Verehrte Frau Kollegin Dr. 
Hamm-Brücher, ich habe Sie schon als Schüler an-
fangs der 50er Jahre als streitbare Abgeordnete im 
Bayerischen Landtag bewundert. Deswegen fällt es 
mir schwer, Ihnen zu widersprechen. 

Ich brauche die Argumente nicht zu wiederholen, 
die Herr Seiters vorgetragen hat, weil ich ihm zu-
stimme und weil Herr Seiters in aller Ruhe darge-
legt hat, wie wir uns im Ältestenrat darüber ver-
ständigt haben, daß wir und wann wir über die 
Dinge reden werden, von denen Sie einen Punkt 
hier vorziehen wollen. 

Jetzt aber noch zum Tagesordnungspunkt selbst. 
Die Redner meiner Fraktion, die sich vorbereitet 
haben und heute sprechen werden — es steht mir 
nicht an, jemanden zu qualifizieren oder zu disqua-
lifizieren, weil er sich auch im Auftrag meiner Frak-
tion vielleicht sorgfältig auf eine Debatte vorberei-
tet — sind freie Abgeordnete. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil Sie von freien Wortmeldungen reden: Es han-
delt sich auch um freie Wortmeldungen. Es handelt 
sich um Wünsche von Kollegen, die sprechen wol-
len, die von den Dingen etwas verstehen, über die 
sie reden. Wenn Sie von freien Wortmeldungen re-
den, entsteht für mich der Eindruck, als ob Sie von 
nicht ganz freien Wortmeldungen sprechen, weil sie 
im Namen und auch mit der Zustimmung der SPD-
Fraktion erfolgen. Das ist das eine. 

Ein Zweites: Wir haben für die heutige Debatte vier 
Redner vorgesehen. Es ist eine relativ kurze Debatte. 
Das sind viele Redner. Da andere Fraktionen auch 
mehrere Redner zu Wort kommen lassen und beauf-
tragt haben, wird es eine sehr bunte Debatte sein im 
Sinne der Wünsche des Ältestenrates und des ganzen 
Parlamentes, wie wir es damals im Herbst vergange-
nen Jahres im Bundestag besprochen haben. 
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Porzner 
Ein Drittes: Sie sprechen von der gesamtstaatlichen 

Verantwortung. Weil wir diese gesamtstaatliche Ver-
antwortung genauso ernst nehmen wie Sie, haben wir 
unsere Kollegen gebeten, sich auf das Thema sorgfäl-
tig vorzubereiten. Das haben sie getan. Die Kollegen 
nehmen damit ihre gesamtstaatliche Verantwortung, 
wie Sie es ausdrücken, wahr. Ich verwahre mich ge-
gen den Vorwurf, daß die Kollegen dies vielleicht in 
einem geringeren Maße täten als jene, die in einer 
sogenannten freien Runde sprechen sollen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP — Zuruf von 
der CDU/CSU: Frau Hamm-Brücher hört 

j a gar nicht zu!) 

Ich bitte also darum, heute so zu verfahren, wie der 
Ältestenrat es einvernehmlich vorgeschlagen hat — 
denn dort gibt es, was den Ablauf der Plenarsitzungen 
betrifft, nur einvernehmliche Regelungen —, und alles 
das, was wir miteinander diskutieren wollen, in Kürze 
zu diskutieren und dann, falls wir uns dazu entschlie-
ßen sollten, Konsequenzen für die Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages zu ziehen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Geschäftsordnung er-
teile ich das Wort dem Abgeordneten Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die FDP-Fraktion hat für 
den Antrag der Frau Kollegin Dr. Hamm-Brücher we-
nig Verständnis. Wir respektieren und achten ihren 
unermüdlichen Einsatz in den letzten Monaten, zu 
einer Parlamentsreform zu kommen, die uns allen 
bessere Gestaltungs- und Arbeitsmöglichkeiten gibt. 
Hierzu haben auch viele andere Kollegen dieses Hau-
ses beigetragen. Wir sind hinsichtlich der Debatte 
über diese Vorschläge, die wir Ende Oktober/Anfang 
November im Deutschen Bundestag zu führen geden-
ken, froh und erwartungsvoll. 

All unser Sinnen und Trachten in dieser Hinsicht 
richtet sich auf diese Auseinandersetzung, auf die Be-
ratung all der Vorschläge, die so viele Kollegen von 
uns mit sehr viel Einsatz erarbeitet haben. Das um-
faßt insbesondere auch den Bericht der Ad-hoc-Kom-
mission, der einen Vorschlag enthält, den die Frau 
Kollegin Hamm-Brücher hier heute zum Antrag erho-
ben hat. Das bedeutet das Vorziehen eines Punktes 
aus einem Gesamtpaket. Dies halten wir nicht für 
sinnvoll. Mit dem gleichen Recht könnten viele an-
dere Kollegen ankommen und ihre Lieblingsideen zu 
jedem anderen Tagesordnungspunkt hier vortragen. 
Das halten wir im Sinne eines vernünftig abzuwik-
kelnden Parlamentarismus nicht für richtig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir bitten auch die 
Frau Kollegin Hamm-Brücher um Verständnis, daß 
die Geschäftsordnung ein Instrument ist, das uns 
allen die Freiheit unseres parlamentarischen Le-
bens regelt, aber so regelt, daß niemand zu kurz 
kommt. Im übrigen ist dazu in dem Buch von Fried-
rich Schäfer über den Deutschen Bundestag sehr 
viel nachzulesen, in dem er sich mit der Rolle des 

einzelnen als mehrheitsbildendes Element in der 
Demokratie auseinandersetzt. 

Ich will es kurz machen; die meisten Argumente 
sind von meinen Kollegen Vorrednern hier schon 
eindrucksvoll dargebracht worden. Ich darf feststel-
len: Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundes-
tages, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ist kein Hühnerhof, auf dem alle wild 
durcheinanderlaufen können. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das paßt genau 
auf Frau Hamm-Brücher! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Deshalb hat sich das Parlament diese Geschäftsord-
nung gegeben, an die wir uns bis zu ihrer Änderung 
auch halten wollen. Auch der Parlamentarismus 
braucht seine Ordnung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Hönes [GRÜNE:]: Das ist eine Hack-

ordnung!) 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Geschäftsordnung 
hat das Wort der Abgeordnete Mann. 

(Daweke [CDU/CSU]: Heute mit gebügel-
ten Hosen!) 

Mann (GRÜNE): Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Vor allen Dingen: Verehrte Frau Kollegin 
Hamm-Brücher! Ich bewundere Sie in der Tat 
auch 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir bewundern Sie!) 

— anders als der Kollege Porzner —, ich der ich Sie 
im Bayerischen Landtag nicht erleben konnte, daß 
Sie nach so langer Zeit in diesem Parlament auch 
heute noch den Mut 

(Seiters [CDU/CSU]: Mut?) 

und die Zivilcourage, die Liberale, Herr Beckmann, 
insgesamt auszeichnen sollte, aufbringen, 

(Seiters [CDU/CSU]: Nennen Sie das Mut?) 

in diesem erstarrten Parlament für Reformen hin-
sichtlich unserer Arbeitsweise einzutreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Gehen Sie doch raus! Er-
starrt sind Sie! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Als sie Staatsministerin war, hat sie 

nicht so geredet!) 

Ich möchte Sie aus der Sicht unserer Fraktion als 
der jüngsten Fraktion hier im Hause fragen, Herr 
Seiters, Herr Porzner und Frau Dr. Timm: Warum 
denn diese Aufgeregtheit im Hühner- oder auch 
Hähnehof? Parlamentsreform ist eine ständige Auf-
gabe, und deswegen kann man die Einhaltung von 
notwendigen Spielregeln sehr wohl mit der Notwen-
digkeit verbinden, auch einmal initiativ zu werden 
und Dinge zu erproben, die Sie hier disqualifizieren, 
indem Sie sagen, da werde ein Teil aus einem Ge-
samtpaket herausgenommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Mann 
Warum haben Sie denn, meine Herren, vor allen 
Dingen von den Fraktionsgeschäftsführungen, 
diese Angst vor dem einzelnen Abgeordneten, der 
— wie ich hier — spontan, nicht als Parlamentari-
scher Geschäftsführer 

(Zuruf des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 

— Herr Bohl, Sie können j a auch noch reden —, zur 
Sache redet? Warum haben Sie denn diese Angst? 
Wir nehmen unsere gesamtstaatliche Verantwor-
tung, bitte schön, genauso wahr wie Fraktionen, die 
mit dem Mittel des Fraktionszwangs oder — vor-
nehm formuliert — der Fraktionsdisziplin ständig 
versuchen, abweichende Meinungen zu gängeln 
und zu unterdrücken. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/ 
CSU]: Warum denn so aufgeregt?) 

Zur Sache unterstützen deswegen, soweit ich das 
sehe, die hier anwesenden GRÜNEN-Abgeordneten 
alle — — 

(Daweke [CDU/CSU]: Alle fünf?) 
— Wie viele sind Sie denn im Verhältnis? Wir wer-
den noch mehr, Herr Seiters, warten Sie nur ab! 
Wir unterstützen den Antrag der Kollegin Hamm-

Brücher, und zwar auch aus sachlichen Gründen. 
Ich glaube, das Problem der Hochschulen ist so 
wichtig, daß nicht nur diejenigen Redner und Red-
nerinnen, die vorher von der Fraktion benannt wor-
den sind, sondern auch einzelne, die meinen, nach 
Ende der Debatte noch etwas sagen zu sollen — das 
kann in aller Kürze und Prägnanz geschehen —, 
hier ihre Meinung kundtun sollten. Wenn Sie wirk-
lich für parlamentarische Meinungsfreiheit sind, 
müßten Sie hier einmal anders abstimmen. Aber 
Sie werden mit dem geheimen Fraktionszwang, mit 
der Schere im Kopf, mit der Angst vor Ihren Büro-
terminen und ähnlichem abstimmen und diesen 
Antrag ablehnen. Und da sehen wir heute schon, 
wie ernst Ihnen Parlamentsreform ist. 
(Seiters [CDU/CSU]: Ein bißchen tiefer hängen!) 
Ich möchte noch ein letztes sagen. Bezeichnend 

in dem Zusammenhang ist auch, daß draußen vor 
diesem Hohen Hause — — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, das 
gehört nicht zur Sache. 

Mann (GRÜNE): Das gehört sehr wohl zur Sache. 

Präsident Dr. Jenninger: Nein, das hat mit der 
Sache nichts zu tun. Ich mache Sie darauf aufmerk-
sam: Ich muß Ihnen das Wort entziehen, wenn Sie 
hier nicht zur Sache sprechen. 

Mann (GRÜNE): Ist mir jetzt das Wort entzogen? 

Präsident Dr. Jenninger: Nein. Ich habe Sie aber 
zum zweitenmal ermahnt, zur Sache zu sprechen. 

Mann (GRÜNE): Ich sehe das anders, 
(Zurufe von der CDU/CSU: Ungeheuerlich! 
Wo sind wir denn? — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 
aber natürlich, Herr Präsident — — 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte fahren Sie fort, Herr 
Abgeordneter. 

(Bohl [CDU/CSU]: Er weiß nichts mehr zur 
Sache! — Zuruf von der CDU/CSU: Trinken 

Sie mal einen Schluck Wasser!) 

Mann (GRÜNE): Vielen Dank für den Tip! 

Ich bin jetzt am Ende. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU) 

Herr Beckmann, mir kommen die Tränen: „all un-
ser Trachten". Wer hat Ihnen das eigentlich aufge-
schrieben? 

(Dr. Beckmann [FDP]: Ich habe frei gespro-
chen — im Gegensatz zu Ihnen!) 

So etwas müssen Sie sich noch aufschreiben: „all 
unser Sinnen und Trachten 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Verlesen Sie 
sich nicht, Herr Kollege!) 

zur gesamtstaatlichen Gesamtverantwortung"! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie sind ein Ab-
leser! — Lesen Sie doch weiter!) 

Mir kommen die Tränen. 

Diesem Parlament, meine Damen und Herren, 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

würde es gut anstehen, einmal offen, wie Frau Kol-
legin Hamm-Brücher das heute versucht hat und 
wie auch ich es versuche, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die hat den 
Hinterbänkler erst entdeckt, als sie nicht 

mehr Ministerin war!) 

über das Spannungsverhältnis des einzelnen Abge-
ordneten nach Art. 38 und der Einbindung in Frak-
tions- und Parteizwänge zu diskutieren. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber dazu sind Sie nicht bereit. Sie sind nur dazu in 
der Lage, hier laut zu werden, weil Sie nicht mehr 
in der Lage sind, die Argumente, die Sie selber oft 
am eigenen Leibe gespürt haben, zu artikulieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Mann, 
Gegenstand der Beratung war der Antrag der Kol-
legin Frau Dr. Hamm-Brücher. Nach unserer Ge-
schäftsordnung ist es nicht zulässig, daß andere 
Fragen in diese Debatte eingeführt werden. Vorgän-
ge, die sich außerhalb des Hauses vollziehen, kön-
nen Sie oder Ihre Fraktion heute beispielsweise in 
der Sitzung des Ältestenrates zur Sprache bringen, 
nicht aber im Rahmen dieser Geschäftsordnungs-
debatte. 

(Mann [GRÜNE]: Aber, Herr Präsident, die 
wollen auch in das Haus!) 

— Entschuldigung, wenn Sie selbst schon für Ein

-

haltung der Geschäftsordnung appelliert haben, 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 	11869 

Präsident Dr. Jenninger 
dann erwarte ich, daß Sie selbst sie auch einhal-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer dem Antrag der Abgeordneten Frau 
Dr. Hamm-Brücher auf Erweiterung der Redezeit 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Enthaltungen? — Gegenprobe! — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Sind Sie mit der genannten Vereinbarung im Äl-
testenrat einverstanden? — Ich sehe keinen Wider-
spruch. — Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat die Abgeordnete Frau Dr. Wisniewski. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich denke, die Hoch-
schulen haben es verdient, daß wir uns in Ruhe mit 
der Sache auseinandersetzen. 

Als Wilhelm von Humboldt im Jahr 1810 die Ber-
liner Universität gründete, gab es in ganz Deutsch-
land ungefähr 5 000 Studierende. 1950 waren es al-
lein im Gebiet der Bundesrepublik etwa 100 000, 
und heute sind mehr als eine Million, nämlich 
1,27 Millionen Studierende im Bundesgebiet zu ver-
zeichnen. Es hat sich so etwas wie eine „stille Revo-
lution" vollzogen. Immer mehr junge Menschen der 
verschiedensten Bevölkerungsgruppen drängten in 
die Einrichtungen des sekundären und tertiären 
Bildungsbereichs. 

Die Kardinalfrage war und ist, wie es möglich ist, 
die akademische Ausbildung in Massenfächern so 
zu gestalten, daß die Qualität von Forschung und 
Lehre nicht leidet. 

Die staatlichen Stellen in Bund und Ländern ant-
worteten — und dies muß man dankbar immer wie-
der feststellen — auf die Zunahme der Studenten-
zahlen mit dem quantitativen Ausbau des Hoch-
schulwesens. Sie antworteten aber auch durch neue 
Rechtsvorschriften für Organisationsstrukturen, 
die 1976 im Hochschulrahmengesetz ihren signifi-
kanten Ausdruck fanden. 

Vielfach wurde damals geglaubt, daß Hoch-
schulen in einem demokratischen Staat und im 
Zeitalter des Massenstudiums anders als in vergan-
genen Zeiten strukturiert sein müßten. Heute kann 
festgestellt werden, daß dies jedenfalls teilweise ein 
Irrtum war. Die Leistungsfähigkeit der Hoch-
schulen wird auch bei einer großen Zahl von Stu-
denten, Professoren und wissenschaftlichen Mitar-
beitern am besten erhalten, wenn ihnen nicht eine 
wissenschaftsfremde Struktur in Angleichung an 
das Parteienwesen gegeben wird, sondern wenn sie 
eine Organisationsstruktur aufweisen, die For-
schung und Lehre angemessen ist. Das heißt im 
wesentlichen, daß in erster Linie diejenigen, die 
durch Habilitation und durch Berufung auf eine 
Professur qualifiziert sind, in allen Angelegenhei-
ten von Forschung und Lehre hauptsächliche oder 

alleinige Entscheidungsträger sein müssen, ohne 
daß dabei das Prinzip der Teilhabe aller Mitglieder 
der Hochschule an der Willensbildung nach Maß-
gabe ihrer Qualifikation aufgegeben wird. 

Das heute zur abschließenden Beratung anste-
hende Gesetz zur Änderung des Hochschulrahmen-
gesetzes geht von diesem Grundsatz aus. Er ist ja 
inzwischen auch verfassungsgerichtlich festge-
schrieben worden. 

Der Bericht „Hochschulpolitische Zielsetzungen 
der Bundesregierung und Förderung der Drittmit-
telforschung", der heute ebenfalls zur Beratung 
steht, stellt das Gesetz in den Gesamtzusammen-
hang der Hochschulpolitik dieser Regierung. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
auf der Grundlage des Regierungsentwurfs die Ge-
setzesvorlage beraten und in einigen Punkten modi-
fiziert. 

Mit dieser Novellierung — das sei festgehalten — 
sind keineswegs alle Probleme der Hochschulen 
und besonders der sogenannten Massenfächer zu 
lösen. Das kann ein Rahmengesetz nicht leisten. 
Aber es sind die entscheidenden Weichen für eine 
innere gute Weiterentwicklung der Hochschulen in 
den nächsten Jahrzehnten gestellt. 

Die Ziele der Novellierung sind bekannt. Einige 
Punkte sollen erwähnt werden: 

Erstens. Die Differenzierung des Hochschulsy-
stems soll die Profilierung und Entfaltung eigen-
ständiger Hochschulen und damit den Wettbewerb 
untereinander fördern. Der Ausschuß hat deswegen 
im Eingangsparagraphen ausdrücklich alle Hoch-
schularten genannt. Es ist mittlerweile bekannt, 
daß die immer wiederholte Behauptung, Gesamt-
hochschulen seien nun nicht mehr möglich, ins 
Reich der Polemik gehört. Man sollte sie nicht wie-
derholen. 

Zweitens. Die Verantwortung der Hochschulen 
für die Gestaltung des Studiums wird gestärkt und 
sozusagen zur Aufgabe der Basis gemacht, statt daß 
eine Reglementierung von oben durch sogenannte 
Studienreformkommissionen weitergeführt wird. 
Dementsprechend sollen auch Studienordnungen 
weitgehend Sache der Hochschulen sein. 

Um der leider hochgespielten Befürchtung entge-
genzutreten, daß durch die Einrichtung von neuen 
Studiengängen mit hochschuleigenem Zulassungs-
verfahren eine „Eliteförderung", wie man sagt, auf 
Kosten der „Breitenförderung" etabliert werden sol-
le, hat der Ausschuß darauf verzichtet, eine eigene 
Kapazitätsregelung für solche Studiengänge im Ge-
setz vorzuschreiben. 

Drittens. Eine der schwierigsten Aufgaben für 
den Gesetzgeber wie für den einzelnen Verantwort-
lichen am Ort ist die Sorge für das wissenschaftli-
che Niveau einer Hochschule. Das Gemeinwohl im 
Auge zu haben und es nach bestem Wissen zu wah-
ren, erfordert bisweilen harte und im Einzelfall be-
drückende Entscheidungen. In dieser Gesetzesno-
velle kommt der Wille, zum Wohl aller zu wirken 
und nicht in billigem Anbiedern bisweilen lautstark 
vorgetragenen Forderungen nachzugeben, vor al- 
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lem in der Stärkung der Fachkompetenz und in der 
Verpflichtung zur persönlichen Mitwirkung der ein-
zelnen Professoren zum Ausdruck, denen eine wis-
senschaftliche Disziplin zur Pflege anvertraut wur-
de. 

In der Ausschußfassung ist dieses Anliegen ge-
genüber dem Regierungsentwurf noch verstärkt 
worden. Die Mitwirkung aller Professoren im Fach-
bereichsrat von Amts wegen ist auch auf das Habi-
litationsverfahren selbst ausgedehnt worden, und 
dies ist für das Niveau einer Hochschule von ent-
scheidender Bedeutung. Das ist also keine „Schwä-
chung des Gruppenprinzips", wie man bisweilen 
hört, oder gar eine „Entdemokratisierung der Hoch-
schulen durch Verschärfung der Habilitationsanfor-
derungen", sondern das ist eine notwendige Klar-
stellung der Verantwortung des wissenschaftlich 
ausgewiesenen Fachvertreters für die Qualität des 
wissenschaftlichen Nachwuchses in dem ihm an-
vertrauten Wissenschaftsbereich. 

Außerdem ist es gemäß einer Erhebung des Al-
lensbacher Instituts eine geradezu wissenschafts-
feindliche Begleiterscheinung des Repräsentations-
prinzips für Professoren, daß die unverzichtbar not-
wendige Kommunikation der Wissenschaftler un-
tereinander ungemein erschwert, j a zerstört wird. 
Schon Humboldt forderte: „Da aber auch das gei-
stige Wirken in der Menschheit nur als Zusammen-
wirken gedeiht, ... muß die innere Organisation die-
ser Anstalten ein ununterbrochenes, sich immer 
wieder selbst belebendes, aber ungezwungenes und 
absichtsloses Zusammenwirken hervorbringen und 
unterhalten." 

(Zustimmung des Abg. Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]) 

Die Länderparlamente sind dringend gebeten, in 
den Landesgesetzen diesem wissenschaftsförderli-
chen Prinzip dadurch mehr Geltung zu verschaffen, 
daß sie die Fachbereiche wieder als große, interdis-
ziplinäre Gremien gestalten, die im Alltag der Wis-
senschaftsverwaltung die selbstverständliche Kom-
munikation von Professoren der unterschiedlich-
sten Fächer ermöglichen. Diesem Anliegen konnte 
in dem Rahmengesetz nicht Raum gegeben wer-
den. 

Die Sorge für das wissenschaftliche Niveau der 
Hochschule ist auch Grundlage dafür, daß die Lei-
tung der Hochschule anders geregelt wird als bis-
her. Mehrere Lösungen wären denkbar. Der Aus-
schuß entschied sich schließlich dafür, daß im zen-
tralen Kollegialorgan, das die Hochschulleitung 
wählt und das die Grundordnung der Hochschule 
erläßt, die Professoren die absolute Mehrheit ha-
ben, alle Gruppen aber vertreten sind. 

(Ströbele [GRÜNE]: Alles wieder zurückge

-

dreht wird!) 

Von einer darüber hinausgehenden Regelung, daß 
im Stichentscheid die Mehrheit in der Professoren-
gruppe allein den Ausschlag gibt, wurde abgese-
hen. 

Viertens. Im Mittelpunkt der Novelle steht die 
Änderung der Personalstruktur. Auch hier gilt das 

Prinzip der Sorge für das Niveau der Hochschulen, 
aber auch der Vorsorge für die Chancen der kom-
menden Generationen. Für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs ist weitgehend am Prinzip der Zeitstel-
len festgehalten worden; aber Leistungsanteil und 
Risikobereitschaft der Nachwuchswissenschaftler 
dürfen nicht überstrapaziert werden. Die Einrich-
tung von Stellen für Habilitierte und besonders die 
in Ausnahmefällen auf Lebenszeit vergebbare 
Hochschuldozentur dienen diesem Ziel. Aber auch 
die in der Ausschußfassung neu in das Gesetz hin-
eingekommenen Lockerungen der starren Befri-
stungen für Zeitbeamte und Zeitangestellte bei Tä-
tigkeit im Ausland, wegen Mutterschaft oder Kin-
der- bzw. Altenpflege, für Zeiten des Grund-, Wehr-
und Zivildienstes sind in diesem Zusammenhang zu 
sehen. 

Fünftens. Die Neuordnung der Personalstruktur 
und, wie ich meine, die verbesserten Möglichkeiten, 
Stellen für wissenschaftliches Personal durch 
Drittmittel zu schaffen, sind nach Ansicht der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion ganz besonders dazu an-
getan, das nun von keinem wohl mehr geleugnete 
Phänomen der Unterrepräsentanz von Frauen un-
ter den Hochschullehrern allmählich zu beseitigen. 
An herausragender Stelle, gleich zu Beginn in § 2, 
erscheint als Vorschrift, liebe Frau Hamm-Brücher, 
und als Handlungsmaxime — es steht extra so im 
Bericht — folgender Text: 

„Die Hochschulen wirken bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben auf die Beseitigung der 
für Wissenschaftlerinnen bestehenden Nach-
teile hin." 

Ich denke, hier ist ein gesetzgeberischer Durch-
bruch erfolgt trotz vielfacher administrativer Be-
denken. Ich meine, daß wir unserer Wissenschafts-
ministerin und unserem Ausschuß dankbar sein 
müssen für das Durchsetzen dieser für die Frauen 
ungemein wichtigen Gesetzespassage. 

(Lachen bei der SPD) 

Wie es einem Rahmengesetz entspricht, bleibt es 
den Ländern überlassen, die Instrumente zur Ver-
wirklichung dieses Globalauftrags zu wählen. Von 
der Einsetzung von Frauenbeauftragten über Be-
richtspflicht der Rektoren bis zu Förderungsplänen 
und — wenn gewünscht und vertretbar — Regelun-
gen für den Frauenanteil an Stellen des öffentli-
chen Dienstes sind Maßnahmen denkbar und vom 
Rahmengesetz her möglich. 

Alles in allem: Die Novellierung des Hochschul-
rahmengesetzes wird sich auf die Hochschulen po-
sitiv auswirken. Sie ist von der Sache her gerecht-
fertigt. Deshalb wird sie allen Ländern, auch den 
SPD-geführten Ländern, die Möglichkeit geben, 
ihre Hochschulen so zu gestalten, daß sie das in 
Zukunft besser tun können, was ihre Aufgabe ist — 
ich sage es ganz schlicht —: wissenschaftlich zu 
arbeiten und dafür möglichst viel Zeit und Kraft zur 
Verfügung zu haben. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird dem Ge-
setzesvorhaben zustimmen, und sie wird die Ände-
rungsanträge der Opposition sowie — leider — den 
Antrag von Frau Hamm-Brücher ablehnen. Ich 
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bitte um Zustimmung zum Antrag der Regierungs-
fraktionen, der das Bestreben verdeutlicht, die 
Hochschulforschung durch mehr Anreize für Selb-
ständigkeit zu stärken. 

Zum Schluß danke ich allen, die zum Gelingen 
dieses Gesetzes beigetragen haben. Ich glaube, das 
darf ich auch im Namen vieler Hochschulangehöri-
ger sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist schade, daß der 
Kollege Mann nicht mehr im Saal ist. Ich hätte ihm 
gern mal vorgeführt, wie ein freigewählter Abge-
ordneter hier redet. Aber sein Interesse an Hoch-
schulpolitik reichte offensichtlich über die Ge-
schäftsordnungsdebatte heute morgen nicht hin-
aus. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundesregierung will mit der Verabschiedung der 
Novelle zum Hochschulrahmengesetz die Wende 
nun auch für die deutschen Hochschulen einläuten. 
Statt daß sie aus den Erfahrungen in anderen Be-
reichen der Gesellschaft gelernt hätte, wo blinder 
Wendeeifer erheblichen Flurschaden angerichtet 
hat, 

(Daweke [CDU/CSU]: „Blinder Wendeei- 
fer", das ist ja so einfach!) 

sollen jetzt auch noch die Hochschulen neokonser-
vativ auf Vordermann gebracht werden. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

Offenbar bemessen sich die Erfolge dieser Regie-
rung nur noch nach der Zahl der beschlossenen 
Vorhaben und nicht mehr nach deren Qualität. 
Folglich wird dann jedes beschlossene Gesetz als 
Sieg abgebucht, ganz gleich, welche gesellschaftli-
chen Reibungsverluste und Konflikte damit verur-
sacht werden. 

Der Feuereifer, mit dem die Koalition die Totalre-
vision des HRG von 1976 betrieben hat, hat die Aus-
schußberatungen im Frühsommer leider zur Farce 
gemacht. Ganze sechs Sitzungen standen zur Geset-
zesberatung zur Verfügung. Wichtige Anhörungen 
konnten nicht mehr ausgewertet werden. Eine 
gründliche Prüfung von 41 Änderungsanträgen zum 
Regierungsentwurf innerhalb einer Woche war völ-
lig ausgeschlossen. Was hier auch interessieren 
wird, ein Antrag auf öffentliche Sitzung bei der ab-
schließenden Beratung, den wir gestellt haben, 
nachdem der Präsident dieses Verfahren empfoh-
len hatte, wurde von der Regierungsmehrheit eben-
falls abgelehnt. Warum, Herr Kollege Daweke, la-
den Sie eigentlich Sachverständige zur Anhörung 
ein, wenn Sie nicht annähernd bereit sind, Ände

-

rungsvorschläge auch nur zur Kenntnis zu neh-
men? 

(Daweke [CDU/CSU]: Das haben wir doch 
alles umgesetzt!) 

Sie haben Ihre Sorgfaltspflicht als Abgeordnete 
vernachlässigt, und Sie haben uns das Recht der 
Opposition beschnitten, alle vorliegenden Vor-
schläge gründlich aufzuarbeiten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie werden die Folgen dieses Schnellverfahrens zu 
spüren bekommen. 

Die Anhörungen haben gezeigt, daß diese HRG-
Novelle nur von einer Gruppe im Hochschulbereich 
uneingeschränkt begrüßt wird, und das sind dieje-
nigen, die noch immer glauben, der Professorentitel 
sei der Nachweis für höhere Einsichten und berech-
tige von daher zu Privilegien und Machtausübung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 

Viele Professoren und alle anderen Gruppen, die an 
den Hochschulen arbeiten und lernen, haben Ihre 
Novelle kritisch auseinandergenommen und abge-
lehnt. Die Gewerkschaften haben dies nicht nur im 
Interesse ihrer Mitglieder an den Hochschulen ge-
tan, sondern auch, weil sie verhängnisvolle Ent-
wicklungen für die Beziehungen zwischen Hoch-
schule und Gesellschaft voraussehen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Vor allem zwischen 
Neuer Heimat und Hochschulen!) 

In Bonn haben im Juni 40 000 Studenten gegen die 
Novelle demonstriert. 

(Zustimmung des Abg. Senfft [GRÜNE]) 

Kein Senat irgendeiner Hochschule in der Bundes-
republik hat ein positives Votum zum Entwurf ab-
gegeben, aber es gab eine Fülle von negativen Stel-
lungnahmen. 

Meine Damen und Herren, die Leitidee dieses 
Gesetzes könnte man auf die Formel bringen: Vor-
wärts, zurück in die 50er Jahre! 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau! — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Dieses Gesetz will mit vordemokratischen Macht-
strukturen und Hierarchien die Hochschulen zu un-
kritischen Agenturen der deutschen Wirtschaft ma-
chen und in den Dienst ihrer, d. h. einer undifferen-
zierten Wachstumspolitik stellen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Wenn das wenig-
stens gelingen würde!) 

Sie stärken mit dieser Novelle — ich komme jetzt 
mit den Belegen, Herr Kollege Daweke — die Privi-
legien der Professoren. Sie verschieben die Mehr-
heiten in den Gremien. Durch die neue Personal-
struktur stellen Sie alte Abhängigkeiten des Mittel-
baus wieder her. Sie höhlen die Mitwirkungsrechte 
der anderen Gruppen an den Hochschulen und da-
mit die Gruppenuniversität aus. Sie sorgen dafür, 
daß vor die Habilitation und die Berufung zum Pro-
fessor wieder die Anpassung an herrschende Leh-
ren gesetzt wird. 



11872 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 

Kuhlwein 
Mit dieser HRG-Novelle wird ein Stück inneruni-

versitärer Demokratie zerschlagen. Den auf diese 
Weise neu geordneten Hochschulen wollen Sie 
dann ausgerechnet auch noch die Studienreform 
als ständige Aufgabe übertragen; als ob die Unfä-
higkeit der Professorenuniversität, sich selbst zu 
reformieren, nicht inzwischen hinlänglich erwiesen 
wäre. 

Sie wollen mit diesem Hochschulrahmengesetz 
Eliten fördern. Sie wollen die Hochbegabten durch 
Sonderstudiengänge vom Rest der Studenten sepa-
rieren. Sie wollen gleichzeitig die Selektion ver-
schärfen, wie Herr Geißler das bereits für die Medi-
zinstudiengänge angekündigt hat. 

Sie tun das im politischen Zusammenhang mit 
der von Ihnen veranlaßten Umstellung der Ausbil-
dungsförderung für die Studenten auf Volldarlehen 
und im Zusammenhang mit dem BAföG-Kahlschlag 
— Maßnahmen, die Zehntausenden von jungen 
Menschen, vor allem Arbeiterkindern und Mäd-
chen, die Ausbildungschancen bereits genommen 
haben. 

(Graf von Waldburg-Zeil [CDU/CSU]: 
Quatsch!) 

Dabei, Graf Waldburg, müßte doch jedem einsich-
tig sein, daß die Höhe der Spitze einer Pyramide 
immer auch davon abhängt, wie breit die Funda-
mente sind. Im übrigen würde ich Ihnen empfehlen, 
nicht die Contenance zu verlieren, Graf Waldburg. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sagen Sie doch Ba- 
ron zu ihm!) 

Unser Problem liegt im übrigen nicht darin, daß 
wir in Deutschland zu wenig schlaue Köpfe hätten. 
Unser Problem liegt doch vielmehr darin, daß sich 
diese Elite nur allzu gern von der Gesellschaft ab-
kapselt und daß sich diese Eliten eben gerade nicht 
mit den Problemen der Mehrheit der Menschen be-
schäftigen. Diese Tendenzen werden Sie mit Ihren 
Sonderstudiengängen und der gesamten HRG-No-
velle zusätzlich fördern. 

Sie wollen mit dem Hochschulrahmengesetz die 
Hochschulen zu mehr Differenzierung und Wettbe-
werb drängen. Sie haben in den Beratungen im 
Ausschuß als Beispiel die Gleichwertigkeit, aber 
auch die Andersartigkeit der Fachhochschulen ge-
nannt. Im Gesetz selber verweigern Sie den Fach-
hochschulen die volle Anerkennung. Sonst hätten 
Sie nicht vom Bundesrat die Bestimmung übernom-
men, daß künftig Fachhochschuldiplome bundes-
weit den Zusatz FH tragen müssen. Sie können die 
Fachhochschulen mit noch so vielen Sophistereien 
vom angeblich besonderen Gütesiegel FH nicht 
über die von Ihnen gewollte Diskriminierung hin-
wegtäuschen. 

Sie wollen eine Hochschullandschaft, in der sich 
über zunehmende Differenzierung durch staatliche 
und private Drittmittel Rangfolgen herausbilden 
lassen, die letztlich bei rückläufigen Studentenzah-
len in den 90er Jahren zu einer Vernachlässigung 
der kleinen und neuen Universitäten und der Fach

-

hochschulen außerhalb der Ballungsräume führen 
werden. 

Es besteht nämlich die Gefahr, daß die Großen 
dann auch bei der Grundausstattung den Rahm ab-
schöpfen. Sie setzen damit einen der größten Er-
folge sozialliberaler Bildungspolitik aufs Spiel, 
nämlich den Erfolg, daß wir überall in der Bundes-
republik, auch in der Fläche, gut ausgestattete und 
leistungsstarke Hochschulen haben und daß wir sie 
heute auch dort haben, wo ursprünglich bildungs-
ferne Bevölkerung und eine schwachentwickelte 
Wirtschaftsstruktur zusammenkamen. 

Meine Damen und Herren, das bedeutet dann 
nicht nur Abschied von der Chancengleichheit, z. B. 
für das katholische Mädchen vom Lande, Graf 
Waldburg, sondern das bedeutet auch eine Konzen-
tration von Einrichtungen und Wissenschaftlern 
auf die Ballungszentren und eine entsprechende 
Austrocknung in der Fläche. 

Sie wollen die Hochschulen über erleichterte 
Drittmittelforschung zu Forschungslabors für die 
deutsche Industrie machen. Sie begründen dies mit 
der Notwendigkeit der Verbindung von Forschung 
und Lehre und beruflicher Praxis. Damit da keine 
Unklarheit entsteht: Dafür sind wir auch. Aber wir 
sehen auch die Gefahren einer unkontrollierten 
Ausweitung der Drittmittelforschung. Die Folge der 
zunehmenden Abhängigkeit von Drittmitteln aus 
der Wirtschaft wird nämlich sein, daß in den Hoch-
schulen selbst nicht mehr darüber nachgedacht 
werden kann, wie die Praxis und wie die Gesell-
schaft denn auch verändert werden könnten und 
müßten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollt ihr 
j a!) 

weil die Wirtschaft aus sich heraus eben gerade 
nicht Forschungen mit Fragestellungen finanzieren 
wird, wie etwa die Umweltbelastung gemindert wer-
den kann, wie die Arbeitsplätze humanisiert wer-
den könnten, wie die Menschen besser als bisher in 
die Lage versetzt werden können, die technologi-
sche Entwicklung selbst in die Hand zu nehmen, 
oder wie den Menschen in der Dritten Welt wirk-
sam geholfen werden kann. All dies wird über Dritt-
mittel aus der Wirtschaft nicht laufen! Geld aus der 
Wirtschaft wird es doch nur dort geben, wo wenig-
stens mittelfristig Gewinne zu erwarten sind. Meine 
Damen und Herren, nichts wäre verheerender für 
die Zukunft der deutschen Forschung, als wenn der 
von Ihnen proklamierte Wettbewerb darin bestün-
de, welche Hochschule die meisten Mittel aus 
Reagans SDI-Topf an Land ziehen kann. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ach, legt doch einmal 
eine andere Platte auf!) 

Das Hochschulrahmengesetz von 1976 ist ein ge-
sellschaftlicher Kompromiß gewesen. Viele von uns 
haben damals durchaus weitergehende Vorstellun-
gen gehabt. Aber wir hätten auch noch zehn Jahre 
mit dem bestehenden HRG leben können, bis die 
größten Probleme der Belastung durch die starken 
Studentenjahrgänge gelöst sind. Sie, meine Damen 
und Herren auf der Rechten, haben diesen Konsens 
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aufgekündigt. Sie suchen die hochschulpolitische 
Auseinandersetzung, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

und Sie können sie gern von uns haben. 

Wenn Korrekturen am HRG von 1976 erforder-
lich sind, dann in den drei Bereichen, zu denen wir 
Ihnen heute Anträge vorgelegt haben: 

Erstens. Die Benachteiligung von Frauen in unse-
rer Gesellschaft ist erst in den letzten Jahren be-
wußt gemacht worden. Wir schlagen Ihnen vor, daß 
Frauenbeauftragte und Frauenförderpläne als er-
ster Schritt auf dem Weg zur Gleichstellung im 
Hochschulbereich für alle Hochschulen verbindlich 
gemacht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Kollegin Wisniewski, die allgemeine Formulie-
rung dieser Generalklausel, die Sie hineingeschrie-
ben haben, reicht eben nicht aus, um das umzuset-
zen. 

Zweitens. Das HRG 1976 macht die Einführung 
der verfaßten Studentenschaft nicht verbindlich. 
Bayern und Baden-Württemberg haben darauf ver-
zichtet. Den Studenten dort wird eine starke Inter-
essenvertretung verwehrt. Wir beantragen deshalb 
die obligatorische Einführung der verfaßten Stu-
dentenschaft mit einem hochschulpolitischen Man-
dat, das auch die politische Bildung der Studenten 
umfaßt, und wir machen gleichzeitig darauf auf-
merksam, daß ein hochschulpolitisches Mandat bei 
einer gewollten Öffnung der Hochschulen für Dritt-
mittel aus der Industrie auch die Beschäftigung mit 
eben dieser Industrie umfassen können muß und 
daß ein hochschulpolitisches Mandat etwa bei der 
Anknüpfung internationaler Beziehungen von 
Hochschule zu Hochschule auch dazu berechtigt, 
sich mit den politischen und gesellschaftlichen Ver-
hältnissen in den Partnerländern zu befassen. 

Drittens. Die besonderen Bedürfnisse behinder-
ter Studentinnen und Studenten sind durch die Ge-
neralklausel des geltenden § 2 HRG nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Wir wollen deshalb einer An-
regung des Deutschen Studentenwerks folgen und 
einen Beauftragten für Behindertenfragen vorse-
hen. Außerdem sollen die Probleme der Behinder-
ten auch bei allen Bauplanungen berücksichtigt 
werden. 

Meine Damen und Herren, mit der Novellierung 
des HRG lenkt die Bundesregierung von den wirkli-
chen Problemen an den Hochschulen in der Bun-
desrepublik ab. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Das Gesetz trägt nicht dazu bei, daß die Überlast

-

mittel erhöht werden. Das Gesetz ist kein Instru-
ment zum Offenhalten der Hochschulen. Es macht 
die teilweise Schließung der Hochschulen für junge 
Menschen aus sozial schwächeren Familien nicht 
rückgängig. Das Gesetz leistet keinen Beitrag zu 
einer Reform der Studiengänge, die sich an berufli-
chen Tätigkeitsfeldern orientiert. Es verbessert we-
der die Berufsperspektiven von Nachwuchswissen-
schaftlern, weil es keine einzige zusätzliche Stelle 

bringen wird, noch die Aussichten von Akademi-
kern auf dem Arbeitsmarkt. Das Gesetz gibt auch 
keine Antwort darauf, welche Chance Geistes- und 
Sozialwissenschaften gegenüber einer forcierten 
Förderung der Hochtechnologien haben werden. 
Schließlich verkürzt das Gesetz die Forderung nach 
gesellschaftlicher Öffnung der Hochschulen auf die 
Frage der Auftragsforschung für die einseitig am 
betriebswirtschaftlichen Gewinn orientierte Indu-
strie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo steht das?) 

Meine Damen und Herren, die Beratungen des 
Regierungsentwurfs im Ausschuß haben in einigen 
Bereichen geringfügige Verbesserungen erbracht. 
Einige der Änderungen, die Sie durchgesetzt haben, 
bedeuten aber Verschlimmerungen. Sie haben et-
was Wasser in den Wein gegossen, um ihn genieß-
barer zu machen, das Glykol, das darin enthalten 
war, haben Sie nicht abgebaut. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ihre Nachbesserungen haben nichts genützt. Dieses 
Gesetz, dieses Zeug bleibt insgesamt ungenießbar. 
Die SPD-Fraktion wird deshalb diesen Gesetzent-
wurf ablehnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Essig im Wein ist auch nicht so beson-
ders schmackhaft. Das möchte ich zu dem sagen, 
was der Kollege Kuhlwein als sinnigen Begriff da 
zum Schluß gebracht hat. 

Meine verehrten Damen und Herren, ein Hoch-
schulsystem — ich zitiere —, „in dem Universitäten 
ihre Studenten und Studenten ihre Universitäten 
von einem zentralen Verteilungssystem zugeteilt 
erhalten, hat es schwer, zu einer lebendigen, kriti-
schen und differenzierten Bildungslandschaft zu 
gedeihen". 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt!) 

— Es stammt von Hans-Dietrich Genscher. — Die-
ses Zitat macht es deutlich genug, wie weit wir 
unter dem Druck zahlreicher sattsam bekannter 
Probleme von dem Ziel entfernt sind, das für eine 
liberale Hochschulpolitik bestimmend ist. 

(Zuruf des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

— Herr Kuhlwein, ich habe Sie auch reden lassen. 

Ich setze dieses Zitat ganz bewußt an den Anfang 
meines Beitrages, um einem Irrtum zu begegnen, 
dem Sie auch verfallen sind und der vor allen Din-
gen zwei inhaltlich entgegengesetze Haltungen in 
den Diskussionen prägte, die wir über die Novelle 
zum Hochschulrahmengesetz geführt haben, näm-
lich einerseits die Erwartung, daß es möglich sei, 
mit diesem Gesetz alle Probleme der Hochschule zu 
lösen, also sozusagen eine heile Hochschulwelt zu 
schaffen, und andererseits die ebenso extreme Be- 
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fürchtung, dieses Gesetz fixiere die Hochschulen 
auf einen reaktionären Kurs. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

— Na, Sie wissen es ja ganz genau. 

Worum ging es in Wirklichkeit? Es ging darum, 
das Rahmenrecht des Bundes Erfahrungen anzu-
passen, die mit dem geltenden Gesetz gemacht wor-
den sind. Es ging darum, Entwicklungen zu berück-
sichtigen, die sich seitdem einfach in der Praxis 
ergeben haben. Es ging darum, Optionen für neue 
Entwicklungen und Erneuerungen zu öffnen. Mit 
anderen Worten, dieses Gesetz muß in seinen Mög-
lichkeiten realistisch beurteilt werden als ein 
Schritt, der allerdings, wie wir meinen, in die Rich-
tung wirklich von mehr Freiheit, Autonomie, Diffe-
renzierung und Wettbewerb führt und der die recht-
lichen Voraussetzungen dafür schafft, daß mehr 
Spielraum, mehr Flexibilität, mehr Entbürokrati-
sierung und mehr Eigenverantwortung möglich 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Vogelsang [SPD] — Weitere 
Zurufe von der SPD und von den 

GRÜNEN) 

— Ich glaube, Sie verwechseln das hier mit einer 
lustigen Stunde. Ich weiß nicht, im Ausschuß ging 
das ernster zu, Herr Vogelsang. 

Daß es zahlreicher begleitender Schritte bedarf, 
um diese Möglichkeiten auch zu verwirklichen, ist 
selbstverständlich. Richtig ist in diesem Zusam-
menhang auch die Feststellung der WRK, daß eine 
Reihe wichtiger Forderungen zur Behebung der aus 
Überlast und finanziellen Restriktionen entstande-
nen Probleme für weitere Initiativen auf der Tages-
ordnung bleiben müssen. Aber was ist erreicht? 
Zum Beispiel — Sie haben es kritisiert, wir begrü-
ßen es — die Entbürokratisierung und Erleichte-
rung der Drittmittelforschung. Herr Kollege Laer-
mann wird dazu noch etwas sagen. Wenn dieser 
wichtige Punkt allerdings zu einer Stärkung der 
Leistungsfähigkeit der Hochschulen führen soll, 
dann ist es notwendig, daß die Einnahmen, die die 
Hochschulen aus Drittmitteln erzielen, nicht zu 
Kürzungen bei den Landeshaushaltsmitteln füh-
ren. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Neuhausen (FDP): Ja, wenn es nicht angerechnet 
wird. 

Vizepräsident Stücklen: Das ist bei diesen Kurzde-
batten immer schwierig. — Aber bitte schön, Herr 
Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege, würden Sie mir 
recht geben mit der Feststellung, daß dieses Gesetz 
die Hochschulen den Interessen der Industrie öff-
net und daß damit genau das gemacht wird, was die 
Studentenbewegung versucht hat zu verhindern? 

Neuhausen (FDP): Herr Ströbele, ich gebe Ihnen 
nicht recht. Ich komme aber darauf zurück. 
Wichtig ist, daß die Voraussetzungen für eine 

neue Personalstruktur geschaffen wurden, die trotz 
aller Unkenrufe zu einer Verbesserung der Chan-
cen des wissenschaftlichen Nachwuchses in den 
Hochschulen führen wird. Das war auf Grund der 
Erfahrungen mit dem bisher geltenden Gesetz drin-
gend geboten. Und wichtig ist die Stärkung der 
Autonomie der Hochschulen durch die künftige Ge-
nehmigungsfreiheit der Studienordnung. Wichtig 
ist auch, daß die Einrichtung von neuen Studien-
gängen ermöglicht werden kann. Ich weiß nicht — 
ich habe das in der ganzen Diskussion nicht ver-
standen —, wie man an diese Möglichkeit eine sol-
che Begriffsverwirrung anknüpfen kann, wie das 
auch heute morgen wieder geschehen ist. Ich gebe 
zu, die von mir hier genannten Punkte sind wirklich 
Zielscheiben von Kritik geworden, aber leider auch 
die Zielscheibe von Polemik, die man nicht mehr als 
sachlich-fachliche Kritik ernst nehmen kann. Es ist 
völlig absurd — und jetzt komme ich zu dem, was 
Herr Ströbele gefragt hat —, zu behaupten — aus 
dem bunten Zitatenstrauß der von Ihnen erwähn-
ten VDS-Veranstaltungen — , daß nach dem Motto 
„Wes Brot ich ess', des Lied ich sing"' die Hoch-
schulen „noch stärker als bisher an den Interessen 
von Industrie und Kapital ausgerichtet" oder mit 
dem Gesetz — ich nehme Ihnen das ja schon vor-
weg — „den großen Konzernen der Zugriff und die 
Einflußnahme auf die Inhalte von Bildung und Wis-
senschaft verschafft" werden sollen — ich kann es 
nicht auswendig lernen; deshalb habe ich das aufge-
schrieben — oder die Stichworte der Novellierung 
„Militär, Industrie und konservative Machtabsiche-
rung" seien. Das ist so absurd, daß man sich scheut, 
es zu zitieren. Ich zitiere noch die zahmsten Stellen. 
Ich zitiere es nur deswegen, um neugierige, arg-, 
ahnungslose und auch wohlwollende Kritiker dar-
auf aufmerksam zu machen, in welcher Gesell-
schaft sie sich befinden, in einer Gesellschaft, in der 
von „bewiesenen politkriminellen Bestrebungen" 
die Rede ist, die Hochschulen in „Instrumente pro-
fitorientierter Konzernpolitik und in Untertanen

-

Fabriken" zurückverwandeln. 
Ich habe etwas bedauert, die Ausführungen des 

Kollegen Kuhlwein im Kontext solch ausufernder 
Phantasien lesen zu müssen. Denn ich kann mir 
nicht vorstellen, daß Sie — bei aller auch scharfen 
Kritik — der Behauptung zustimmen könnten, Ziel 
unserer Politik sei, eine Wirtschaftsordnung zu 
schaffen — das wurde da gesagt —, in der wenige 
Privilegierte Bildung und Arbeit haben und in der 
es ein Heer von flexiblen abrufbereiten Sklaven 
gibt, die sich untereinander um die Brocken — ob 
um Arbeit oder Bildung — streiten. Ich kann mir 
das nicht vorstellen. 

(Zurufe von der SPD) 
Allerdings ist mein Bedauern nach diesem Krach 

und nach den Ausführungen, die Sie, lieber Kollege, 
in Ihrer Rede gemacht haben, etwas gedämpft, aber 
ich verzichte dennoch darauf, nun seine eigenen 
Ausführungen in dieser Aktion der verschiedensten 
Gruppen und Parteien hier zu zitieren. Er hat es 
selber getan. Was ich an dieser Sache kritisiere, ist 
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nicht, daß man dieser Meinung ist, ich kritisiere 
hier vielmehr — ich sage das in tiefem Ernst —, daß 
Sprache in der politischen Auseinandersetzung im-
mer beliebiger wird. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Das merkt man an Ihnen!) 

Ich frage mich: Welche Sprache und welche Be-
griffe haben Sie eigentlich noch, wenn vielleicht die 
Demokratie einmal wirklich in Frage gestellt wür-
de? Die Sprache, die Begriffe sind für Dinge, die 
nicht im Rang dieser grundsätzlichen Auseinander-
setzungen stehen, verhunzt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Kollege Vogelsang 
hat kürzlich in einem Gespräch mit der „Süddeut-
schen Zeitung" wohl auch mit Bedauern Zweifel ge-
äußert, ob es noch einen hochschulpolitischen Kon-
sens zwischen den Parteien gebe. Er sah ihn — aus-
weislich dieses Interviews — in noch einem Punkt 
bestehen: Es gelte, die Hochschulen auch in Zeiten 
der Überlast für alle Abiturienten offenzuhalten. 
Ich muß sagen: Wer — wie ich — den Entschlie-
ßungsantrag der SPD gelesen hat, der stellt fest, 
daß das in einem wirklich merkwürdigen Gegen-
satz zu der Behauptung von der ordnungspolitisch 
gewollten sozialen Sperrung der Hochschulen steht. 
Wenn darauf verwiesen wird, das sei unter anderem 
durch die Umstellung des Studenten-BAföG auf 
Darlehen zu belegen, dann erlaube ich mir, doch 
darauf hinzuweisen, daß es sich dabei um eine Maß-
nahme handelt, die der frühere Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt im Februar 1982 bei einer Veranstal-
tung der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfra-
gen der SPD für „erwägenswert" hielt; er sagte: „Es 
wäre nicht verkehrt, darüber nachzudenken". — 
Nur soviel zum bildungspolitischen Konsens über 
Zeiten und über Koalitionen hin. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Kulhlwein? 

Neuhausen (FDP): Sicher. 

Kuhlwein (SPD): Herr Kollege Neuhausen, erin-
nern Sie sich vielleicht daran, daß wir im Ausschuß 
anläßlich einer Debatte über den BAföG-Kahl-
schlag von einem Kollegen aus der CDU/CSU-Frak-
tion einmal hörten, das sei ja nicht nur aus finan-
ziellen Erwägungen geschehen, sondern das sei ord-
nungspolitisch gewollt gewesen? 

Neuhausen (FDP): Herr Kollege Kuhlwein, ich 
spreche hier für die Freie Demokratische Partei 
und für die liberale Fraktion in diesem Hause. 
Wenn Fragen gestellt werden: Wer ist das?, so be-
antworten sich diese durch mangelnde politische 
Bildung von selber. 

Lieber Herr Vogelsang, ich möchte sagen: Es 
kann natürlich noch immer einen Konsens geben. 
Ich meine, es würde der bildungspolitischen Kontu-
rierung, der Profilierung, der klaren Auseinander-
setzung nicht schaden, sondern zu einem demokra-
tischen Konsens im Hinblick auf mögliche Zu

-

kunftsentwicklungen führen, wenn wir uns wenig-
stens nicht gegenseitig wissentlich falsche oder vor-
geschobene Beweggründe unterstellten. 

Meine Damen und Herren, ich muß zum Schluß 
kommen. Lassen Sie mich aber noch eines sagen: 
Auch das, was bisher gesagt wurde — natürlich 
wird es so weitergehen —, ist von dieser Sprachver-
wirrung geprägt. Es wird keine Aushöhlung der 
Gruppenuniversität geben. 

(Zurufe von der SPD) 

Es wird kein Zwei-Klassen-Studium geben. — Herr 
Kuhlwein, es ist unsinnig, von einer Rückkehr zur 
Ordinarienuniversität oder — wie Sie es gerade ge-
tan haben — von der Unfähigkeit der Professoren 
zu sprechen. Vergleichen Sie denn wirklich die 
28 000 Professoren im Jahre 1985 mit den etwa 5 000 
Ordinarien im Jahre 1960? Wir leben in einer ande-
ren Welt, in einer anderen Hochschullandschaft, in 
einer anderen Struktur. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. 

(Zurufe von der SPD) 

Die vorliegende Novellierung ist ein Kompromiß. 
Sie führt uns mitten hinein in die hochschulpoliti-
sche Debatte. Wir stellen uns dieser Debatte sehr 
gerne. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Zeitler. 

Frau Zeitler (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Eigentlich würde ich gerne hinzu-
fügen: Liebe Studenten — unter den Abgeordneten 
befinden sich ohnehin sehr wenig, die zuhören —; 
aber 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von den GRÜ-
NEN sind es wenig!) 

leider wurden heute morgen Studenten aus Mün-
ster, die der Debatte folgen wollten, nicht ins Haus 
gelassen, weil sie sich erlaubt haben, vor dem Haus 
ihre Meinung kundzutun. So begegnet man hier ei-
ner Konfrontation mit der öffentlichen Meinung. 
Was heute hier zu verhandeln ist, ist ein Ergebnis 
davon. 

Ich möchte zunächst davon reden, was wir heute 
angesichts der realen Situation an den Hoch-
schulen eigentlich zu behandeln hätten. Wir müßten 
über die katastrophale Situation reden, daß heute 
1,3 Millionen Studenten und Studentinnen nur 
760 000 Studienplätze angeboten werden; wir müß-
ten auch über die Qualität von Ausbildung reden 
angesichts der Situation, daß Seminarveranstaltun-
gen, die für 30 Leute geplant waren, mit 200 Studen-
ten und Studentinnen durchgeführt werden müs-
sen, oder darüber, daß Prüfungsverfahren wie Mul-
tiple-choice-Tests immer mehr Verbreitung an 
Hochschulen finden. Wir müßten auch über die dra-
matisch wachsenden Zahlen arbeitsloser Hoch-
schulabsolventen reden, die dazu führen, daß im-
mer mehr Abiturienten und vor allen Dingen Abitu-
rientinnen gar nicht erst ein Studium beginnen. Wir 



11876 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 

Frau Zeitler 
müßten angesichts der drängenden ökologischen, 
friedenspolitischen und sozialen Probleme über den 
gesellschaftlichen Auftrag von Forschung und 
Lehre sprechen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Gemessen an diesen Kriterien könnte man der heu-
tigen Debatte enttäuscht den Rücken kehren. Nicht 
diese drängenden Probleme von Studenten und Stu-
dentinnen und auch den wissenschaftlichen Arbei-
tern werden heute verhandelt, sondern etwas ganz 
anderes. Es geht nämlich darum, mit dieser Novelle 
der deutschen Wirtschaft unter die Arme zu greifen. 
Ich möchte das auch erklären. 

Der deutschen Wirtschaft kann zum einen durch 
direkte Subventionierung geholfen werden. Nichts 
anderes passiert, wenn Professoren, die mit Dritt-
mitteln forschen, hochschuleigene Geräte und 
Hochschulpersonal benützen. Das geschieht auch 
überall dort, wo öffentliche Gelder, seien sie aus 
dem Ministerium Riesenhuber oder Wilms — ich 
könnte auch jedes andere nennen —, in Projekte, 
Institute, Hochschulen und Großforschungsanlagen 
gesteckt werden, die ganz offiziell Grundlagenfor-
schung, und nicht nur das, für die deutschen Unter-
nehmen leisten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oder Umweltfor

-

schung!) 

Das wird von der Regierungsbank gar nicht be-
stritten, im Gegenteil. Im Bericht der Bundesregie-
rung, der heute verhandelt wird, wird sogar lobend 
herausgestellt, daß die Forschungs- und Hochschul-
politik des Bundes ihre Schwerpunkte dort setzt, wo 
es der exportorientierten, das heißt im wesentlichen 
auf neue Technologien ausgerichteten bundesdeut-
schen Wirtschaft am genehmsten ist. Ich nenne ei-
gentlich nur das Kind beim Namen, wenn ich sage, 
daß das alles öffentliche Subventionen für die deut-
sche Wirtschaft sind. 

Die Erwartung, daß die neue Ausrichtung der 
Hochschulen eine Steigerung der Drittmittel bringt, 
damit man, wie behauptet, der angespannten fi-
nanziellen Situation an den Hochschulen begegnen 
kann, mag sich vielleicht sogar erfüllen. Aber zu 
welchem Preis? 

Die Ziele und Inhalte von Forschung und Lehre 
— nicht nur der Drittmittelforschung — werden we-
niger denn je die Hochschulen autonom bestimmen, 
sondern die Geldgeber. Da ziehen Industrie und Re-
gierung am gleichen Strang. Diese Praxis soll ze-
mentiert werden. 

Ein anderes Argument: Daß durch stärkere Ko-
operation von Hochschulen und Wirtschaft letztend-
lich Studenten, Studentinnen und der wissenschaft-
liche Mittelbau bessere Arbeitsmarktchancen hät-
ten, ist eine dicke Lüge. Denn durch die export-
orientierte, hochrationalisierte Industrie — vor al-
lem diese bedient sich der Hochschulkapazitäten — 
sind bis heute nur Arbeitsplätze eingespart worden; 
Sie brauchen sich nur die Arbeitslosenstatistiken 
anzusehen. Auch wenn Herr Kuhlwein hier berech-
tigte Kritik an der Drittmittelpraxis geübt hat, ist 

doch Tatsache, daß in den von der SPD regierten 
Ländern genau der gleiche Kurs gefahren wird. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Zum Beispiel sagte der Sozialdemokrat von Dohna-
nyi 1984 in Hamburg — ich zitiere —: „Wir müssen 
wissenschaftliche Einrichtungen noch stärker als 
bisher als Dienstleistungsangebote für die Hambur-
ger Wirtschaft organisieren." 

(Zuruf von den GRÜNEN: Unerhört! — 
Kuhlwein [SPD]: Dort haben die Gewerk-
schaften aber auch etwas dazu zu sagen!) 

In diesem Zusammenhang appellierte er an die Un-
ternehmer, sie selbst müßten die bestehenden Ein-
richtungen nutzen und auf ihre Fortentwicklung 
Einfluß nehmen. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Das sagen Sozialdemokraten!) 

So viel zur Hochschulpolitik der Sozialdemokratie. 

Um diese industrieabhängige Forschungspolitik 
nun abzusichern, blieb Frau Wilms ein Übriges zu 
tun, nämlich die kritischen Gegenstimmen zu diszi-
plinieren, Hierarchien zu verstärken und Demokra-
tisierungsansätze zurückzudrängen. 

Um nicht den Eindruck zu erwecken, die heute 
hier verhandelte Novelle wäre ein Novum auf die-
sem Weg, werde ich mich nicht nur auf die vorlie-
gende Novelle beziehen. Seit Mitte der 70er Jahre, 
also unter sozialliberaler Koalition, wurden die Lei-
stungen nach dem BAföG laufend verschlechtert. 
Zum Teil liegen die Einkommen der Studenten 
heute unter dem Sozialhilfeniveau. 

Zu der Absicht der Regierung, die Gesamthoch-
schulen als Integrationsmodelle für die deutsche 
Hochschullandschaft aufzugeben, nur so viel. Nach-
dem an den einzigen Vorzeigegesamthochschulen 
in Nordrhein-Westfalen und Hessen der integrative 
Ansatz zugunsten der Vergleichbarkeit mit Stan-
darduniversitäten bereits zurückgenommen wurde 
— GHS's dürfen sich heute ja auch Universitäten 
nennen —, wundert es nicht, daß die Regierung die-
sen ursprünglich emanzipatorischen Ansatz zugun-
sten einer stärkeren Differenzierung, sprich: Hier-
archisierung der Hochschulen und Hochschulstruk-
turen, korrigiert. Der äußeren Hierarchisierung der 
Hochschulen folgt analog die innere. Die Einrich-
tung von besonderen Studiengängen, sogenannten 
Elitestudiengängen, wird abgesichert. Dies ist dann 
wohl als Beitrag der Hochbegabtenauslesepolitik 
der Bundesregierung zu verstehen. Und — obwohl 
Sie das vielleicht nicht so gerne hören — diese Aus-
lesepolitik wird auch von den Sozialdemokraten fa-
vorisiert. Herr Engholm hat nämlich bereits 1983 
ähnliche Bildungsziele formuliert. Er meinte — ich 
zitiere ihn auch —: Was wir unbestritten brauchen, 
ist die Förderung von Spitzenbegabungen in jedem 
Feld unserer Gesellschaft; wir brauchen die hervor-
ragend Begabten, die besonders leistungsfähigen, 
die Verantwortungsbereiten, die in Führungsposi-
tionen bestätigten Persönlichkeiten. Am besten al-
les zugleich! Ich glaube, Sie hören das nicht so 
gern. 
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Frau Zeitler 
Zurück zur Novelle! Nachdem die Vormachtstel-

lung der Professoren in allen Gremien bereits 1976 
ein Faktum war, wird sie nun zusätzlich durch die 
persönliche Zuordnung der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter zu den einzelnen Professoren ver-
stärkt. Durch diese persönlichen Abhängigkeitsver-
hältnisse zusammen mit den neuen Zeitvertragsre-
gelungen wird ein kritisches Engagement des Mit-
telbaus zur Existenzfrage. 

Schließlich bliebe noch die Einführung der Hoch-
schuldozentur zu erwähnen. Sie führt zu einer wei-
teren Aufsplitterung des wissenschaftlichen Perso-
nals und verstärkt die Konkurrenz untereinander, 
eine beliebte Variante in dem Spiel „teile und herr-
sche". 

Insgesamt dient diese innere und äußere Ausrich-
tung der Angleichung der Hochschulen an die 
Strukturen eines modernen Industrieunterneh-
mens. Mit Managementmethoden lassen sich je-
doch die gesellschaftlich relevanten Probleme, die 
das Leben und Überleben der Menschen betreffen, 
nicht lösen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir werden deshalb unser möglichstes tun — wir 
stehen damit auch nicht allein; ich erinnere an die 
Stellungnahmen der Gewerkschaftsvertreter und 
der Vertreterinnen von Frauenorganisationen und 
etlichen anderen beim Hearing —, damit die Dis-
kussion über die gesellschaftlichen Aufgaben und 
Verpflichtungen von Forschung und Lehre geführt 
wird. 

Welche Aufgaben das sind, darüber wird unter 
den Gutwilligen leicht Einigkeit zu erzielen sein. 
Ich erwähne hier nur kurz: Fragen des Verhältnis-
ses von Mensch und Natur, Friedenssicherung, 
Massenarbeitslosigkeit, Diskriminierung von Frau-
en; es gibt noch viele solcher Fragen. 

Zu ihrer Beantwortung wird wissenschaftliche 
Arbeit nötig sein. Wie diese Fragen oder, anders 
ausgedrückt, diese Forschungsinteressen in die 
Hochschulen und Forschungsinstitute eingespeist 
werden können, ist vordringlich zu beantworten. 
Schon jetzt ist abzusehen, daß dazu umfassende 
Demokratisierungsmaßnahmen nötig sein werden: 
Öffnung der Hochschulen, paritätische Mitbesti-
mung, demokratische Kontrolle auch und beson-
ders von Drittmittelgeldern, Aufhebung von Status-
gruppen und Aufhebung der Trennung von Kopf-
und Handarbeit sind nur einige Stichpunkte. 

Als exemplarisch für die Versuche, Wissenschaft 
und Forschung anders, nämlich gesellschaftlich 
verantwortungsvoll zu betreiben, möchte ich die 
Wissenschaftsläden und das Öko-Institut Freiburg 
nennen. Dort wird sowohl auf der organisatorisch

-

strukturellen Ebene wie auch auf der inhaltlichen 
Ebene versucht, Wissenschaft anders, nämlich ver-
antwortungsbewußt, selbstbestimmt und demokra-
tisch zu betreiben. 

Einen wesentlichen Beitrag zu einer selbstbe-
stimmten, emanzipativen Wissenschaft stellen die 
Frauenforschung und im Bereich der Lehre die 
Frauenstudien dar. Genau deshalb haben wir einen 
Antrag zur Frauenförderung an den Hochschulen 

eingebracht. Er soll exemplarisch zeigen, wie ein 
erster Schritt in Richtung Demokratisierung und 
Öffnung der Hochschule aussehen kann. Demokra-
tische Öffnung der Hochschule bedeutet für uns auf 
der inhaltlichen Ebene eine veränderte, eine eman-
zipative Wissenschaft, die Aufhebung des Subjekt-
Objekt-Verhältnisses von Forscher und Beforsch-
tern und damit die Aktivierung und Einbeziehung 
des Forschungsgegenstandes in den Verlauf der 
Forschung. Das ist unser Wissenschafts- und auch 
unser Politikverständnis. 

Die Frauen haben hier innerhalb und außerhalb 
der Hochschulen Pionierarbeit geleistet. Ihr Bemü-
hen darf nicht den Effektivitäts- und Profitinteres-
sen einer unternehmerorientierten Wissenschaft 
geopfert werden. 

Gleichzeitig ist unser Antrag auch deshalb nötig, 
weil Frauen in dieser Gesellschaft, in der in immer 
weiteren Lebensbereichen auch die Menschen nach 
dem Kosten-Nutzen-Prinzip der sogenannten 
Freien Marktwirtschaft bewertet werden, faktisch 
als erste aus dem Arbeitsleben herausgedrängt 
werden. Das gilt besonders für den relativ bevor-
zugten Bereich der Hochschulen. 

Demokratisierung kann in diesem Zusammen-
hang nur heißen, das grundgesetzlich garantierte 
Recht auf Gleichberechtigung im Bereich Hoch-
schule konkret zu machen und dafür Umsetzungs-
möglichkeiten anzugeben. Das gelingt nicht, indem 
man noch mehr Möglichkeiten schafft, Zeitverträge 
abzuschließen, weder in Drittmittelprojekten noch 
anderswo. Das möchte Frau Wisniewski und die 
CDU den Frauen gern vormachen. Dabei ist es eine 
alte und immer wieder wiederholte Erfahrung, daß 
Frauen in der Konkurrenz mit Männern, unabhän-
gig von der Qualifiktion, schlechtere Chancen ha-
ben. 

Für die Zeitverträge insbesondere bei Drittmittel-
projekten wird es heißen, daß sich die Zweiteilung 
beim wissenschaftlichen Personal verstärken wird: 
Überall da, wo Männer mit Frauen deshalb konkur-
rieren, weil auch die Männer geringe Arbeitsmarkt-
chancen haben — das dürfte auf die Geistes- und 
Sozialwissenschaften besonders zutreffen —, wer-
den Männer die Drittmittelarbeitsverträge bekom-
men. In jenen Bereichen, wo es keine hohe Akade-
mikerarbeitslosigkeit gibt, werden den Frauen die 
sozial- und arbeitsrechtlich ungeschützten Arbeits-
verträge überlassen; denn dort werden die Männer 
die Planstellen mit der sehr viel beseren Aussicht 
auf wissenschaftliche Karriere besetzen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: So ist es!) 

Jeder, der es sehen will, sieht, daß die Vertrei-
bung der Frauen aus der Wissenschaft nur durch 
wirksame Bestimmungen aufgehalten werden 
kann. 

Wir haben in unseren Antrag zur Frauenförde-
rung an den Hochschulen solche konkreten Maß-
nahmen benannt, nämlich Frauenförderpläne, in 
denen Quotierungsvorschläge gemacht werden. 
Hier dürfen die Länder dann in der Umsetzung die 
Macht ihrer Phantasie zeigen. 
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Frau Zeitler 
Zu diesen Maßnahmen zählt auch das Amt einer 

Frauenbeauftragten, die die Durchsetzung von 
Frauenbelangen überprüft und vorantreibt. Des 
weiteren muß eine Maßnahme die verstärkte Beset-
zung die Berufungs- und Besetzungskommissionen 
durch Frauen sein. 

Denn wo Männer allein entscheiden, geht es mei-
stens unsachlicher und unehrlicher zu als in jedem 
Damenkränzchen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Noch ein letzter Satz: Mit dem heutigen Tag wer-
den die Anliegen der Frauen nicht vom Tisch sein. 
Im Gegenteil: Ich hoffe, daß sich das Parlament 
oder zumindest Teile davon — und das ist nötig, das 
bekommen wir immer wieder bestätigt — späte-
stens im Winter bei einem großen öffentlichen 
Hearing mit der Frage erneut befassen kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat die Frau 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt das Da

-

menkränzchen!) 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! — Das ist ein Fortschritt, auch in diesem 
Parlament. — Die dritte Novelle zum Hochschul-
rahmengesetz setzt einen Markstein 

(Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 
sagen!) 

für die hochschulpolitische Entwicklung der Bun-
desrepublik, und das ist gut so. Sie fügt sich in die 
Perspektive ein, die die Bundesregierung in ihrem 
Bericht über die hochschulpolitischen Zielsetzun-
gen aufgewiesen hat. Diesen Bericht lege ich dem 
Hohen Hause heute vor. 

Er dokumentiert die hochschulpolitische Neu -. 

 orientierung, die ich mit der Vorlage der 16 Thesen 
zur Hochschulpolitik im November 1983 angekün-
digt und eingeleitet habe. Diese hochschulpoliti-
schen Zielsetzungen beschreiben den ordnungspoli-
tischen Rahmen der Bundespolitik für die Hoch-
schulpolitik und für die Hochschulentwicklung der 
nächsten Jahre. Er wird von den Prinzipien der Dif-
ferenzierung und der Profilierung der Hochschulen 
und des Wettbewerbs zwischen den Hochschulen 
bestimmt. Diese Ordnungsprinzipien sind nicht 
Selbstzweck, sondern sie schaffen mehr Effizienz 
für Lehre und Forschung in den Hochschulen, sie 
geben mehr Freiheit für die Selbstverwaltung in 
den Hochschulen, und sie leisten einen wichtigen 
Beitrag, um die quantitative Expansion der Hoch-
schulen durch eine weitere Verbesserung der Quali-
tät zu ergänzen. Damit, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, dienen wir der Wissenschaft in 
der gleichen Weise wie der jungen Generation. 

Die Novelle zum HRG setzt in wichtigen Teilbe-
reichen die hochschulpolitischen Perspektiven in 
den Rechtsrahmen der Hochschulen um. Hierbei 

möchte ich insbesondere folgende Punkte hervorhe-
ben. 

Erstens die Differenzierung der Hochschulland-
schaft: Die Orientierung an dem einheitlichen Or-
ganisationsmodell der Gesamthochschule wird auf-
gegeben; die Stellung der Fachhochschulen wird 
verbessert. Jede Hochschule hat ihren je eigenstän-
digen Stellenwert. 

Zweitens Stärkung der Eigeninitiative: Die Hoch-
schule erhält mehr Freiheit bei der Gestaltung ih-
res Studienangebots in eigener Verantwortung und 
bietet den Studenten damit auch eine breitere Stu-
dienpalette. 

Drittens Verbesserung der Hochschulforschung: 
Die Effizienz der Forschung in den Hochschulen 
wird gesteigert. Hierfür sind auch Anreize für die 
Einwerbung von mehr Drittmitteln vorgesehen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Viertens Versachlichung der Entscheidungs-
strukturen: In der Hochschulselbstverwaltung soll 
das Gruppenprinzip um das Prinzip der Fachvertre-
tung und der größeren Verantwortung der Hoch-
schullehrer ergänzt werden. 

Fünftens Neuordnung der Personalstruktur: Hier 
werden bisherige Fehlentwicklungen durch die 
Schaffung eines neuen, funktionsfähigen Assisten-
tenamtes korrigiert und Positionen geschaffen, auf 
denen habilitierte Wissenschaftler unter Umstän-
den verbleiben können. 

Sechstens Verbesserung der Situation der 
Frauen unter den Wissenschaftlern und wissen-
schaftlichen Nachwuchskräften: Durch diese No-
velle werden Nachteile gemildert, die für Wissen-
schaftlerinnen im Hochschulbereich immer noch 
bestehen. Die Hochschulen sind jetzt bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben gehalten, auf die Beseiti-
gung von Nachteilen für Wissenschaftlerinnen hin-
zuwirken. 

Meine Damen und Herren, die HRG-Novelle er-
fährt in Fachkreisen eine große Zustimmung. 

(Widerspruch bei der SPD — Ströbele 
[GRÜNE]: In welchen Kreisen?) 

Dies wird auch nicht deshalb unrichtig, weil Sie das 
Gegenteil behaupten. Ich bringe Ihnen sofort den 
Beweis, verehrte Kollegen der SPD. 

(Zuruf von der SPD — Ströbele [GRÜNE]: 
Bundesverband der Deutschen Industrie 

oder so!) 

Die Vorsitzenden der natur-, der ingenieur- und der 
geisteswissenschaftlichen Fakultäten haben einmü-
tig erklärt, die Novelle sei notwendig. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Sie haben sich inhaltlich dem Entwurf der Bundes-
regierung — — 

(Von einigen Tribünenbesuchern werden 
unter Zurufen Flugblätter in den Plenar-
saal geworfen — Ströbele [GRÜNE]: Da 

hören Sie die Zustimmung!) 
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Vizepräsident Stücklen: Frau Bundesministerin, 
bitte unterbrechen Sie Ihre Rede. — Ich bitte, die 
Störer auf der Tribüne unserer Gäste mit angemes-
senen Mitteln, sanft, aber bestimmt zu entfernen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das sind die Fachkrei

-

se, die zustimmen!) 

Sprechen Sie weiter, Frau Bundesminister. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Ich betone noch einmal, daß die Vorsitzenden der 
großen Fakultäten Natur-, Ingenieur- und Geistes-
wissenschaften einmütig erklärt haben, daß diese 
Novellierung notwendig sei, und sie haben sich in-
haltlich dem Entwurf der Bundesregierung ange-
schlossen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch die Westdeutsche Rektorenkonferenz hat im 
Juli dieses Jahres zu der jetzt vorliegenden Fas-
sung erklärt, sie entspreche in wesentlichen Punk-
ten ihren Vorstellungen. Meine Damen und Herren, 
damit liegt eben ein eindeutig zustimmendes Vo-
tum der Repräsentanten der deutschen Hoch-
schulen vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Ihrer Repräsen- 
tanten, ausgesuchter Repräsentanten! — 
Ströbele [GRÜNE]: Haben Sie auch mal die 

Studenten gefragt?) 

Meine Damen und Herren, die Novelle ist Aus-
druck einer langfristigen, zukunftsorientierten 
Hochschulpolitik, für die wir jetzt die Weichen stel-
len. Der Bericht der Bundesregierung über die 
hochschulpolitischen Zielsetzungen macht die Ge-
samtkonzeption dieser Politik deutlich. Sie zeigt 
auf, welche hochschulpolitischen Kompetenzen die 
Bundesregierung hat und welche Probleme die 
Bundesregierung schon angegangen ist, ja gelöst 
hat. Dieser Bericht zeigt auch auf, welche Aufgaben 
von der Bundesregierung noch erfüllt werden müs-
sen. Er zeigt vor allen Dingen auch auf, welche Pro-
bleme von den Bundesländern anzupacken sind, 
weil sie in deren Zuständigkeit fallen. Ich würde die 
verehrten Kollegen von der Opposition bitten, gele-
gentlich ein bißchen auf die Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Ländern in dieser Sache zu 
achten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Vor diesem Hintergrund gehen auch die Behaup-
tungen der Opposition ins Leere, die Bundesregie-
rung tue nichts zur Bewältigung der aktuellen Pro-
bleme an den Hochschulen. Das Gegenteil ist rich-
tig. Zur Bewältigung der Überlast an den Hoch-
schulen sind viele Maßnahmen notwendig, und ein 
Teil der notwendigen Maßnahmen, die auf die Bun-
desregierung entfallen, hat sie direkt nach ihrem 
Amtsantritt eingeleitet. Ich erwähne hier — auch 
wenn das vielleicht immer wieder peinlich ist — 
den  Hochschulbau. Diese Bundesregierung hat die 
Mittel für den Hochschulbau seit ihrem Amtsantritt 
erheblich gesteigert, nämlich von den 900 Millionen 
DM pro Jahr der SPD-geführten Bundesregierung 

im Jahr 1982 auf 1,2 Milliarden DM pro Jahr ab 1983 
bei dieser Bundesregierung. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten sie eine Zwi-
schenfrage, Frau Bundesminister? — Bitte sehr, 
Herr Abgeordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Frau Minister, könnten Sie denn 
dem Haus auch mitteilen, wie viele flächenbezo-
gene Studienplätze seit Ihrem Amtsantritt neu ge-
schaffen worden sind? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Kollege Kuhlwein, da Sie ja frü-
her in dem Bundesministerium eine führende Posi-
tion hatten und die Senkung der Hochschulbaumit-
tel in Ihre Amtszeit fällt, wissen Sie selber, daß die 
Kapazitätsbestimmung im einzelnen in die Kompe-
tenz der Länder fällt. Ich glaube, das muß ich Ihnen 
nicht deutlich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, durch die Erhöhung 
der Hochschulbaumittel wurde es ermöglicht — 
und das ist das Verdienst dieser Bundesregie-
rung —, die Hochschulen auch für die geburtenstar-
ken Jahrgänge offenzuhalten. Das Geld, das wir 
über die Hochschulbaumittel zur Verfügung stellen, 
kommt der studierenden Jugend zugute. Damit 
wird die Breitenausbildung an den Hochschulen ge-
sichert. 
Meine Damen und Herren, ich erwähne weiter 

die Bemühungen der Bundesregierung, neue Zulas-
sungsbeschränkungen an den Hochschulen zu ver-
meiden. Genannt sei hier nur das Fach Informatik, 
für das die Bundesregierung zusätzliche Hilfen in 
Höhe von 40 Millionen DM bereitstellt. Damit erhal-
ten junge Menschen zusätzliche gute Berufschan-
cen. 

(Abg. Vogelsang [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Minister, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Nein. Ich möchte im Hinblick auf die 
Zeit fortfahren. 
In diesem Zusammenhang nenne ich auch die 

Unterstützung der Bundesregierung für alle Bemü-
hungen, außeruniversitäre Ausbildungsplätze auch 
für Studienberechtigte vermehrt bereitzustellen. 
Die Hochschulen werden auf diese Weise entlastet. 
Gleichzeitig werden die strukturellen Arbeits-
marktentwicklungen im Interesse der Berufsmög-
lichkeiten der jungen Menschen endlich besser be-
rücksichtigt. 
Wer hierbei behauptet, wir wollten für diese Ju-

gendlichen eine geringere Berufsqualifikation, der 
verharrt doch sehr in alten Vorstellungen und Vor-
urteilen. Denn durch die berufliche Aus- und Wei-
terbildung werden hervorragende Qualifikationen 
vermittelt. Die Jugendlichen haben dies längst er- 
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Bundesminister Frau Dr. Wilms 
kannt. Die Abiturienten stimmen mit ihren Ausbil-
dungsentscheidungen darüber längst positiv ab. 

(Frau Dr. Lepsius [SPD]: Weil sie nicht an

-

ders können!) 

Eine Politik der Verbreiterung des Ausbildungsan-
gebots für Abiturienten dient den jungen Men-
schen. 

Wenn die SPD, meine verehrten Kollegen, diese 
positive Sicht durch die Behauptung verdunkeln 
will, die Bundesregierung wolle junge Menschen 
aus materiell schlechtergestellten Familien vom 
Studium abschrecken, so muß ich auch hier wie-
der an die Fakten erinnern. Denn die SPD argu-
mentiert hier gegen ihre eigene damalige Regie-
rungspolitik. Durch das von ihr zu verantwortende 
7. BAföG-Änderungsgesetz und andere Gesetze in 
den Jahren 1981 und 1982 wurde nämlich ein Rück-
gang der Gefördertenquoten von der alten, SPD-
geführten Bundesregierung bewußt bewirkt. 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Wirkung dieser Gesetze trat allerdings erst 1983 
ein. Die Ursachen für diesen Rückgang — dies 
möchte ich noch einmal in diesem Hohen Haus fest-
halten — liegen in den Jahren 1981 und 1982 und 
wurden von der damaligen Regierung bewußt ge-
setzt. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Jenninger) 

Dies wollen Sie heute nicht mehr wissen. Deshalb 
erinnere ich Sie daran. 

(Toetemeyer [SPD]: Sie wollten doch die 
Wende herbeiführen!) 

Dagegen hat die Bundesregierung die Mittel für 
die Studentenförderung stetig erhöht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Der einzelne Student hat heute durchschnittlich 
14 % mehr BAföG in seiner Tasche als 1979. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es gibt auch keine Beweise dafür, 

(Zuruf des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

daß sich die Umstellung der BAföG-Leistungen auf 
Volldarlehen bei den so großzügigen Rückzahlungs-
bedingungen negativ auf die Studierneigung ausge-
wirkt hat. Dies wird durch eine soeben abgeschlos-
sene HIS-Untersuchung, wie Sie alle wissen, bestä-
tigt. 

Von erheblicher Konsequenz sind dagegen die 
sich verschlechternden Berufschancen für junge 
Akademiker. Der Rückgang der Studierneigung bei 
Mädchen in den Jahren 1982 und 1983 hat genau 
diese Gründe. Vor allem die schlechten Berufsaus-
sichten für Lehrer schlagen hier durch. 

Deshalb — das sage ich wohl zu allen Seiten die-
ses Hohen Hauses — müssen wir alle mit dafür sor-
gen, daß den jungen Frauen weitere Studien- und 
Ausbildungsbereiche auch in techniknahen Beru-
fen de facto mehr als bisher erschlossen werden. 

Die Hochschulen stellen unser wichtigstes For-
schungspotential dar. Die Sicherung und die Steige-
rung der Qualität der Forschung an den Hoch-
schulen ist daher ein vorrangiges Ziel der Hoch-
schulpolitik des Bundes. Die Forschung an den 
Hochschulen muß in den Stand gesetzt werden, her-
ausragende Leistungen zu erbringen. Dies gilt für 
die Grundlagenforschung ebenso wie für die ange-
wandte Forschung, für die Naturwissenschaften 
ebenso wie für die Geisteswissenschaften. Ohne ei-
nen hohen naturwissenschaftlich-technischen Stan-
dard werden wir unsere wirtschaftliche Position 
nicht halten können. Voraussetzung hierfür ist aber 
auch eine blühende geisteswissenschaftliche For-
schung, 

(Kuhlwein [SPD]: Richtig!) 

die zur geistig-kulturellen Bewältigung des wirt-
schaftlich-technischen Fortschritts einen unabding-
baren Beitrag leisten muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Und wo kommen da die 

Drittmittel her?) 

Bei allen teilweise berechtigten Klagen über die 
aktuelle Lage der Hochschulforschung ist jedoch 
nicht zu verkennen — dies möchte ich betonen —, 
daß in vielen Forschungsbereichen herausragende 
Leistungen heute erbracht werden, und Pauschalur-
teile sind nicht angebracht. Die Bundesregierung 
wird dieses wissenschaftliche Engagement der 
Hochschulen und vieler Wissenschaftler durch wei-
tere finanzielle Hilfen unterstützen. Die Haushalts-
mittel für die allgemeine Forschungsförderung und 
für die Sonderforschungsbereiche der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft wurden 1985 um 3 % er-
höht und liegen damit über der Steigerung des ge-
samten Bundeshaushalts. Ich gehe davon aus, daß 
dieses Ergebnis auch im Haushalt 1986 zu erreichen 
sein wird. 

Besonderer Förderung bedarf immer der wissen-
schaftliche Nachwuchs. Die Novelle zum HRG wird 
durch die Verbesserung der Personalstruktur hier-
für auch wichtige Voraussetzungen schaffen. Zur 
Forschungsförderung an den Hochschulen wird 
auch das neue Spitzenförderungsprogramm, das 
neue Bund-Länder-Programm zur Förderung aus-
gewählter Forscher und Forschergruppen beitra-
gen, das von der Bundesregierung initiiert und zu 
75 % von der Bundesregierung finanziert wird. Das 
ausschließlich aus Bundesmitteln finanzierte Post-
doktorandenprogramm läuft 1986 mit 15 Millionen 
DM und ermöglicht damit die Förderung von 400 
Promovierten. Damit werden auch die anderen För-
derungsprogramme weiter ergänzt. 

Meine Damen und Herren, ich denke, daß mit der 
Verabschiedung der dritten Novelle zum Hoch-
schulrahmengesetz die Weichen für eine weitere 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der Hochschulen 
und für eine Verbesserung der Zukunftschancen 
unseres wissenschaftlichen Nachwuchses gestellt 
werden. 
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Bundesminister Frau Dr. Wilms 
Ich darf mir erlauben, zum Schluß dem Fachaus-

schuß sehr herzlich und nachdrücklich für die sehr 
intensive, sehr sachkundige Beratung der Novelle, 

(Kuhlwein [SPD]: Sachkundig war es, aber 
es waren nur sechs Beratungstage!) 

Herr Kollege Kuhlwein, in 13 Sitzungen zu bedan-
ken. Ich bedanke mich sehr für Ihre gute Unterstüt-
zung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort der 
Ministerin für Wissenschaft und Forschung, Frau 
Brunn, aus Nordrhein-Westfalen. 

Minister Frau Brunn (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Dieses Ge-
setz betrifft die Länder massiv. Deshalb möchte ich 
hier für das Land Nordrhein-Westfalen ganz deut-
lich sagen: Wir lehnen die Änderung des Hochschul-
rahmengesetzes ab; wir halten es nach wie vor für 
bildungspolitisch verfehlt und hochschulpolitisch 
schädlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich vermag keine neuen Gesichtspunkte zu erken-
nen, um von einer seit Monaten wohlerwogenen po-
litischen Linie abzuweichen, in der ich aus unseren 
Hochschulen von allen Gruppen bestätigt worden 
bin. In den letzten Wochen und Monaten bereise ich 
die Hochschulen Nordrhein-Westfalens, und jede 
Hochschule, bei der ich in den letzten Wochen war, 
hat mir durch ihre Leitung gesagt, daß sie die No-
vellierung des Hochschulrahmengesetzes nicht 
will. 

(Beifall bei der SPD — Kuhlwein [SPD]: 
Hört! Hört!) 

Auch in der jetzt vorgelegten stark reduzierten 
Fassung brauchen und wollen unsere Hochschulen 
diese Gesetzesänderung nicht. Die Bundesregie-
rung hat mit ihrer Initiative, wie wir finden, eine 
nutzlose Debatte begonnen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Diese Novelle lenkt von den wichtigen Fragen der 
Zukunft ab, sie weist aus unserer Sicht nach rück-
wärts. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Bei den vor uns liegenden wichtigen Problemen 
hilft sie nicht. Wir sehen ganz andere Aufgaben-
schwerpunkte in der Hochschulpolitik. 

Erstens. In einer Zeit der stärksten zahlenmäßi-
gen Belastung unserer Hochschulen müssen wir 
eine qualifizierte Ausbildung für alle Studenten si-
chern. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch die jungen Menschen aus den geburtenstar-
ken Jahrgängen haben ein Recht darauf. Denn 
heute ist es für jeden Berufsanfänger schwieriger 
geworden, angesichts von Massenarbeitslosigkeit 
und Arbeitsplatzabbau Zugang zum Arbeitsmarkt 
zu finden. Hier haben die Hochschulen eine wich

-

tige Aufgabe; sie müssen ihr Lehrangebot immer 
wieder erneuern und neue zukunftsorientierte Stu-
diengänge über die klassischen Akademikerberufe 
hinaus entwickeln. 

Zweitens. Wir müssen bald Konsens darüber er-
zielen, wie die Hochschule in den 90er Jahren aus-
sehen soll. Dabei wird es nicht nur darauf ankom-
men, auf veränderte demographische Entwicklun-
gen zu reagieren, sondern es werden neue Aufga-
ben auf die Hochschulen zukommen. So wird die 
Weiterbildung an Bedeutung gewinnen, und dies 
nicht zuletzt als Folge technischen Wandels und als 
Folge der Veränderungen in der Arbeitswelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Dringend notwendig ist die Stärkung 
der Forschung an den Hochschulen und auch an 
den außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 
Die Strukturprobleme, nicht allein Nordrhein-West-
falens, können nur gelöst werden, wenn auch Wis-
senschaft und Forschung mithelfen. Es ist kein Zu-
fall, daß die Wirtschaft selbst, Arbeitgeber und Ge-
werkschaften, zunehmend Kooperation mit der 
Hochschulforschung sucht. Wissenschaft und For-
schung können einen entscheidenden Beitrag zur 
ökonomischen und ökologischen Erneuerung lei-
sten. Sie müssen jedoch auch Klarheit über ihren 
Weg gewinnen; denn nicht alles, was machbar ist, 
ist auch wünschenswert. Deshalb ist es besonders 
wichtig, daß die geisteswissenschaftliche Forschung 
nicht vernachlässigt wird, sondern sich weiter ent-
wickeln kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Dies alles ist undenkbar ohne Lei-
stungsfähigkeit und Kreativität sowie personelle 
Kontinuität in der Wissenschaft. Deshalb müssen 
wir dem wissenschaftlichen Nachwuchs eine Zu-
kunft sichern. Hier geht es auch um die Solidarität 
der Generationen unter den Wissenschaftlern. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Fünftens. Auch die Arbeitslosigkeit von Akade-
mikern wird zum Thema der Bildungspolitik, auch 
wenn diese sich darüber im klaren sein muß, daß 
sie nicht die Probleme des Arbeitsmarktes, der 
Wirtschafts- und der Sozialpolitik lösen kann. 

Sechstens. Ebenso gilt es, die Chancen der 
Frauen in Forschung und Lehre zu verbessern, und 
dies ist heute schwerer als in Zeiten des Auf-
schwungs und des Stellenzuwachses. 

Ich könnte diese Liste der Aufgaben verlängern. 
Ich will damit nur sagen: Dies alles müssen wir, 
also vor allem die Länder, in einer Zeit leisten, in 
der der Staat im Zeichen der Bonner Wendepolitik 
auf materielle Ressourcen verzichtet. Steuererleich-
terungen für Großverdiener, Subventionen für die 
Wirtschaft, ein ungerechter Länderfinanzausgleich 
— all dies raubt den Ländern den materiellen, fi-
nanziellen Spielraum. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Das ist nichts Neues, das kennen wir 

hier im Hause schon!) 

Dies erfordert, daß wir uns auf das Wichtigste kon

-

zentrieren. Deshalb wollen wir diese HRG-Novelle 
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Minister Frau Brunn (Nordrhein-Westfalen) 
nicht. Diese Novelle enthält viel kleinkrämerische 
Organisation, wenig Inhalt. 

Kaum haben sich unsere Hochschulen demokra-
tische Verfassungen erarbeitet, müssen sie durch 
dieses Gesetz erneut mit Organisationsdebatten 
rechnen. Dies bedeutet lähmende Verhandlungen 
um neue Grundordnungen und Satzungen. Allein in 
Nordrhein-Westfalen werden es mehrere hundert 
Satzungen sein, die auf Grund dieses Gesetzes ge-
ändert werden müssen. Wir müssen dies als Kraft-
verschwendung und als Rückschritt hinter einen 
erreichten Konsens erfahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Besonders bedauerlich ist der zwangsläufig fol-
gende Abbau an innerer Demokratie an unseren 
Hochschulen. Es ist doch nicht so, daß die Hoch-
schulen selbst nach der Rückkehr zur Ordinarien-
universität gerufen hätten. Vielmehr ist es heute 
notwendig, den Hochschulen eine moderne Leitung 
zu geben mit einem starken Rektorat, das vom Ver-
trauen aller Gruppen der Hochschule getragen ist. 
Deshalb wollen die Hochschulen, die neue Ordnun-
gen haben, diese Änderungen nicht, deshalb wollen 
sie ihre Regelungen beibehalten. Sie wollen ihr in 
den letzten Jahren schwer genug erreichtes Maß an 
innerer Demokratie behalten. Nicht von ungefähr 
will beispielsweise die Universität Bochum, die 
größte Hochschule im Revier, dringend ihre Pari-
tätsregelungen behalten. 

Auch die Bundesregierung scheint sich ihres Vor-
habens nicht sehr sicher gewesen zu sein. So hat sie 
immerhin eine Reihe überflüssiger Regelungen ge-
strichen, aber dennoch einige schädliche gelassen. 
Ich nenne nur einige Beispiele. 

Die vielen neuen Organisationsregelungen —
Mitgliedschaft der Dekane im Senat, neue Mehrhei-
ten der Professoren in den Gremien — werden, wie 
dargelegt, neue Unruhe in die Hochschulen bringen. 
Deshalb sind wir dagegen. 

Ebenso lehnen wir eine Differenzierung zwischen 
den Hochschulen ab, die auf eine Hierarchisierung 
hinausläuft. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sehen einen Widerspruch darin, daß die Bun-
desregierung das Hohelied der Fachhochschulen 
singt, andererseits aber diesen wichtigen und be-
währten Hochschultypus ins zweite Glied zurück-
drücken will. Die unselige Differenzierung der Di-
plomgrade, wie sie die Novelle vorsieht, ist leider 
ein Beispiel dafür. 

Weiterhin: Die Novelle gibt den Hochschulen in-
nerhalb weniger Jahre eine dritte Personalstruktur, 
die weder der Verbesserung der Forschung noch 
dem Fortschritt der Wissenschaft oder dem Nach-
wuchs dient. 

(Beifall bei der SPD) 

Weder bringt sie mehr Stellen, noch vermag die 
Einführung neuer Personalkategorien schlüssig be-
gründet zu werden. Ich habe den Verdacht, daß das 
hier nur aus ideologischen Gründen geschieht und 
deshalb der Zeitprofessor abgelehnt und durch den 
Hochschuldozenten ersetzt werden soll. 

Für problematisch halten wir es, daß die persönli-
chen Abhängigkeiten der wissenschaftlichen Assi-
stenten wieder verstärkt werden sollen. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, ich sage hier auch 
deutlich: Nach Abschluß des Gesetzgebungsverfah-
rens müssen und werden wir die Novelle in unseren 
Landeshochschulgesetzen im Rahmen des verfas-
sungsmäßig Gebotenen umsetzen. In zeitlicher Hin-
sicht haben wir hier auch keinen Spielraum, son-
dern wir müssen uns an die rahmengesetzlichen 
Vorgaben halten. Nordrhein-Westfalen wird hier 
kein Negativbeispiel setzen. 

Aber Bundesregierung und Koalitionsfraktionen 
haben offenbar gespürt, daß mit der Gesetzesno-
velle nicht viel und schon gar keine gute Wissen-
schaftspolitik gemacht werden kann. Es ist deshalb 
kein Zufall, daß die Bundesregierung mit dem Be-
richt über ihre hochschulpolitischen Zielsetzungen 
und über die Förderung der Drittmittelforschung 
der Debatte einen neuen Tagesordnungspunkt hin-
zugefügt hat. 

In dem genannten Bericht redet die Bundesregie-
rung viel von Leistung, Differenzierung, Wettbe-
werb und Elite. Wer wäre nicht für Leistungen? 
Doch ich warne vor dem Glauben, daß Leistung mit 
diesen kleinlichen Gesetzesregelungen wirklich 
herbeigeführt oder gefördert werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Für mich steht im Zeichen der Überlast unserer 
Hochschulen eine qualifizierte Ausbildung aller 
Studenten an erster Stelle. Ich sehe überhaupt kei-
nen Bedarf, nicht den geringsten Bedarf — unsere 
Hochschulen übrigens auch nicht — für die Einrich-
tung von sogenannten Elitestudiengängen. Sie wird 
es in Nordrhein-Westfalen nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich ist Wettbewerb notwendig. Wir wollen 
jedoch Leistungswettbewerb und keine neue Privi-
legierung alter Gruppen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fürchte, daß hier unter den Stichworten „Eli-
te" und „Wettbewerb" eine Gegenbewegung läuft, 
die Chancengleichheit beim Hochschulzugang und 
beim Studium materiell und hochschulorganisato-
risch in Frage zu stellen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Die zunehmende Verschlechterung der sozialen 
Chancen beim Hochschulzugang ist bedrückend. 
Ich bin sehr erstaunt, wenn ich höre — auch eben 
wieder —, daß die Bundesregierung die Umstellung 
der Studentenförderung auf Volldarlehen als befrie-
digend ansieht. Die Realität in den Hochschulen ist 
anders. Für mich deuten alle Anzeichen darauf hin, 
daß auch diese neuen BAföG-Regelungen weiter 
zur sozialen Selektion führen. Sie schrecken junge 
Menschen aus einkommensschwachen Familien 
verstärkt vom Studium ab. Das ist angesichts einer 
möglichen Verschuldung in Höhe von 45 000 DM 
gar nicht zu bestreiten. 
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Minister Frau Brunn (Nordrhein-Westfalen) 
Sie können auch die schwieriger gewordene Si-

tuation der jungen Frauen an unseren Hochschulen 
nicht übersehen. Es ist angesichts des vorhandenen 
Datenmaterials deutlich, daß die Studierneigung 
der jungen Frauen wesentlich stärker als die der 
jungen Männer nachgelassen hat. Die Äußerungen 
von eben sind im Grunde genommen auch eine er-
ste Anerkennung dieser Tatsache. 

Die Bundesregierung nennt das Ausweichen der 
Schulabsolventen auf praktische Berufe „Realitäts-
sinn". Dieser Interpretation kann ich mich nicht an-
schließen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

denn es ist Wirklichkeit eine Bewegung der Abwen-
dung vom Hochschulstudium, die nicht begrüßt 
werden kann. 

Wer könnte etwas dagegen sagen, daß die Bun-
desregierung im Hochschulbereich Vielfalt, Erneue-
rung und Differenzierung fordert? Tatsächlich ha-
ben wir in Nordrhein-Westfalen dies längst, und 
zwar am weitestgehenden von allen Bundeslän-
dern, erreicht. Sie brauchen nur einen Blick auf die 
reichhaltige Hochschullandschaft zu werfen, auf die 
wir stolz sind. Hier gibt es alte und neugegründete 
Universitäten und Gesamthochschulen. Wir haben 
eine Fernuniversität — die einzige übrigens —, de-
ren Ausstrahlung und Studienangebot weit über die 
Grenzen Nordrhein-Westfalens hinausreichen. Die 
Fachhochschulen mit ihrem ausgeprägten Praxis-
bezug entwickeln sich selbstbewußt. Die Kunst-
hochschulen gehören zu den führenden der Bundes-
republik. Wir haben kirchliche und Ordenshoch-
schulen und die einzige funktionierende Privatuni-
versität. 

Wir wollen diese Vielfalt der insgesamt 45 Hoch-
schulen in Nordrhein-Westfalen erhalten und aus-
bauen. Die Reformziele, die wir vor allen Dingen 
mit der Gesamthochschule verbinden, richten sich 
auch an die anderen Hochschultypen. Auch die 
Streichung des Wortes „Gesamthochschulen" im 
Hochschulrahmengesetz wird uns nicht davon ab-
halten, diesen wissenschaftlich und didaktisch äu-
ßerst erfolgreichen Hochschultyp konsequent zu 
fördern. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn ich zuletzt so 
sehr auf die nordrhein-westfälischen Gesamthoch-
schulen hingewiesen habe, so lassen Sie mich mit 
einem Wort des Dankes schließen. Nach vielen in-
tensiven Gesprächen war es möglich, in die Novelle 
eine Regelung aufzunehmen, die für die innere 
Struktur unserer Gesamthochschulen bei der 
Stimmgewichtung ihrer Professoren unbedingt not-
wendig war. So haben wir wenigstens in diesem 
Punkt einen weiteren Bruch vermeiden können. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Männle. 

Frau Männle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In politischen wie in mechani-
schen Dingen kommt alles auf den Punkt an, wo die 
hebende Kraft angebracht wird. Das sagte Wilhelm 
von Humboldt, und der ist uns Hochschulpolitikern 
ja nicht unbekannt. 

(Kuhlwein [SPD]: Lesen Sie da drüben 
auch mal was anderes?) 

— Ja, Herr Kuhlwein! 

(Kuhlwein [SPD]: Der Humboldt hilft den 
Frauen nicht!) 

Dieser Punkt, der eigentliche Punkt unserer heuti-
gen Beschlußfassung, liegt in dem Ziel, die Hoch-
schulen bei der Erfüllung ihrer ursprünglichen Auf-
gabe, nämlich Wissen zu erkennen und zu vermit-
teln, zu stärken. 

Die Bundesregierung und die Koalition haben in 
den Beratungen des Hochschulrahmengesetzes 
während der letzten Monate alles getan, um Bedin-
gungen dafür zu schaffen, daß den Hochschulen die 
Chance zur Erneuerung gegeben wird und daß eine 
Leistungsverbesserung in Forschung, Lehre und 
Studium eintreten kann. 

An Kritik von unterschiedlichen Seiten hat es 
nicht gefehlt; wir haben das ja auch heute wieder 
recht deutlich gehört. Einige Stimmen darf ich zitie-
ren, zunächst „Die Zeit". Sie schreibt: Durch diese 
Reform wird das Ableben einer großen Reformidee 
nur noch posthum notariell beglaubigt. Studenti-
sche Basisgruppen und Jusos aus Hessen betonen 
— wir haben es auch hier gerade wieder ge-
merkt —, die seitens der CDU-FDP-Regierung an-
gestrebte HRG-Novellierung bringe nur das zu Pa-
pier, was bereits unter der SPD-FDP-Regierung be-
gann, und für Hessen bedeute diese HRG-Novellie-
rung insofern nur eine Festschreibung bestehender 
Tatsachen. 

Ich finde diese Aussagen schon sehr interessant. 
Wenn dies tatsächlich so wäre, müßte ich mich fra-
gen, wie das Gezeter, das Geschrei und das Klagen 
auf der anderen Seite des Parlaments eigentlich zu 
erklären sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Ja, Sie lamentieren! Das Lamentieren kann ich 
meiner Aufzählung gern noch hinzufügen. 

Für andere, z. B. für die SPD, wird mit der Novel-
lierung der bildungspolitische Konsens der 70er 
Jahre zerstört, und die eigentlichen Probleme der 
Hochschule werden angeblich nicht bewältigt. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Das wollte uns ja auch gerade Frau Brunn deutlich 
machen. Die Hochschulen seien durch zunehmende 
Studentenzahlen und durch Auslesedruck dabei, zu-
sammenzubrechen. 

Zu den Studentenzahlen hat Frau Minister Wilms 
hier einiges gesagt. Sie hat sehr deutlich gemacht, 
wo in diesem Punkt die Bemühungen der Bundes-
regierung liegen. Frau Brunn hat den Auslesedruck 
angesprochen, und Frau Zeitler hat vorhin sehr 
deutlich die Qualität der Ausbildung ins Blickfeld 
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gerückt. Gestatten Sie mir in diesem Zusammen-
hang eine kleine Randbemerkung: Ich wundere 
mich manchmal schon, wie es um die Qualität der 
Hochschulen bestellt ist, wenn in zahlreichen Fä-
chern — ich könnte dies belegen — und an vielen 
Hochschulen die Durchschnittsnoten so aussehen, 
daß eine 1 vor dem Komma steht. Wie steht es denn 
da mit der Qualität? Stimmt da mit der Diskussion, 
die wir führen, manchmal einiges nicht? Stimmt die 
Argumentation, und wie ist die Haltung der Hoch-
schulen dazu? Dies darf ich nur einmal ganz am 
Rande einfügen, denn da paßt für mich einiges 
nicht zusammen. 

Natürlich gibt es auch Einwände von seiten der 
Bundesländer. Einigen geht die Novellierung nicht 
weit genug, während man in NRW ganz darauf ver-
zichten möchte. 

Lassen Sie mich einen Punkt herausgreifen, näm-
lich die Frage der Wahl der Hochschulleitung. Ich 
meine, hier ist ein Kompromißrahmen gefunden 
worden, der den Ländern spezifische weiterge-
hende Regelungen ermöglicht, z. B. auch die Fest-
schreibung einer doppelten Mehrheit. Da dies so ist, 
können wir alle diesen Kompromiß mittragen. 

Anderen geht die Novellierung zu sehr ins Detail; 
wieder andere wollen noch detailliertere Regelun-
gen. Auch hierfür kann ich ein Beispiel nennen. Ich 
erinnere an den § 11 Abs. 3, wo die Regelung natür-
lich dahin zu interpretieren ist, daß die Beibehal-
tung bestehender Rahmenstudienordnungen und 
der Erlaß neuer nicht ausgeschlossen sind. 

Ich möchte zusammenfassend zu diesem Bereich 
sagen: wo so viele Äußerungen von unterschiedli-
cher Seite und ganz unterschiedliche Erwartungen 
kommen, kann die Reform ja gar nicht so schlecht 
sein. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wider

-

spruch bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Zeitler [GRÜNE]: Das ist unlogisch!) 

Ich habe aus der Anhörung sehr viele positive Äu-
ßerungen in Erinnerung, die deutlich machen, daß 
diese unsere Richtung die richtige ist. 

Gerade von Frau Brunn haben wir vorhin auch 
gehört, was in der Hochschulpolitik heute getan 
werden muß. Es gilt, die Forschung zu verbessern. 
Meine Damen und Herren, die Forschenden werden 
es Ihnen zu danken wissen, daß Sie hier nicht zu 
Änderungen bereit sind. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Männle (CDU/CSU): Nein, ich möchte meine 
Ausführungen im Zusammenhang machen. Ich 
fand es sehr interessant, was hier Frau Brunn und 
was Herr Kuhlwein sagten. Frau Brunn wollte die 
Verstärkung der Forschung und Einbeziehung der 
Wirtschaft. Herr Kuhlwein hat einen Buhmann auf-
gebaut, hat von Kapitalisten, von Kapitalismus- 

knechten gesprochen und hat hier aus der Motten-
kiste Argumente gebracht, die nicht zutreffen. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie haben das nicht ver-
standen, Sie unterstellen mir, was Sie hier 

hineinlegen!) 

— Lesen Sie doch mal nach, was Sie gesagt haben. 
Dann werden Sie es schon finden. 

Ein zweiter Punkt. Es gilt, den wissenschaftlichen 
Nachwuchs zu fördern. Auch dies wurde in den Mit-
telpunkt gestellt. Aber wie können Sie es eigentlich 
verantworten, dies zu vernachlässigen, wenn Sie 
dieser Novellierung nicht zustimmen? Der wissen-
schaftliche Nachwuchs wird es Ihnen danken. 

Die Frauen sind schon ein paar Mal angespro-
chen worden. Wir haben den ersten Schritt getan, 
dieses Problembewußtsein zu verbreitern. Ich be-
wundere Frau Professor Wisniewski, meine Kolle-
gin, mit welcher liebenswürdigen Zähigkeit sie hier 
diesen Absatz des § 2 hereingebracht hat. Das, was 
Sie jetzt machen, ist doch nur ein Anhängen, ist 
doch nur ein Aufspringen auf einen fahrenden Zug, 
den wir in Gang gesetzt haben. 

(Kuhlwein [SPD]: Der Zug steht auf einem 
falschen Gleis und fährt in die falsche 

Richtung!) 
— Das meinen Sie. Wir werden an dem richtigen 
Bahnhof ankommen, Herr Kuhlwein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sackbahnhof!) 

Ein weiterer Punkt. Frau Brunn hat beklagt, daß 
es nicht genügend flexible Lehrangebote gebe, und 
gefordert, die Weiterbildung in die Hochschule mit 
aufzunehmen und neue, anwendungsbezogene For-
men als Lehrangebote anzubieten. In den Regelun-
gen, die wir gefunden haben, gibt es diese neuen, 
flexiblen Lehrangebote und Studiengänge. Wenn 
Sie dem nicht zustimmen, sind Sie wirklich gegen 
Innovation und Differenzierung. Meine Damen und 
Herren von der SPD, wollen Sie tatsächlich all dies 
verhindern? 

Ich darf einen anderen Punkt ansprechen, den 
ich bereits in der ersten Lesung deutlich gemacht 
habe, nämlich die Bedeutung eines differenzierten 
Hochschulsystems. Einzelne Hochschularten mit 
jeweilig spezifischen Aufgaben und Zielsetzungen, 
mit Eigenständigkeit und Profil, insbesondere die 
Fachhochschulen bedurften — ich sage extra: be-
durften — der Aufwertung im Rahmen dieser No-
vellierung. Ihr spezieller Beitrag, ihr Praxisbezug 
mußte stärkere Berücksichtigung finden. Auch hier, 
meine Damen und Herren von der SPD, wollen Sie 
dies eigentlich verhindern? Frau Brunn sah die Not-
wendigkeit der Stärkung; aber bereit zur Stärkung 
ist sie nicht. Es ist uns gelungen, in den Beratungen 
gegenüber der Regierungsvorlage wesentliche Ver-
besserungen zu erreichen. Schon der § 1 in der 
neuen Formulierung schließt eine Diskriminierung 
der verschiedenen Hochschularten aus. 

Wichtig für die Fachhochschulen ist die Aufhe-
bung des Hausberufungsverbotes hinsichtlich der 
Berufung in ein zweites Professorenamt. Jedenfalls 
ist dies wichtig, solange es noch diese Differenzie-
rung in C-2- und C-3-Professoren gibt. 
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Frau Männle 
Bedeutsam für die Studenten gerade an Fach-

hochschulen ist die Einrechnung integrierter Pra-
xissemester in die Regelstudienzeit. Hier wird deut-
lich, daß anwendungsbezogene Studiengänge aufge-
wertet werden. Das ist auch wichtig für die interna-
tionale Anerkennung. Die neuen Studiengänge und 
Schwerpunkte bieten auch den Studenten, gerade 
den Absolventen der Fachhochschulen durch das 
Zusammenwirken der einzelnen Hochschulen neue 
Chancen, die sie nutzen sollen. Sämtliche Verbesse-
rungen, die wir in diesem Gesetz im Forschungsbe-
reich erreichen, kommen auch den Professoren an 
Fachhochschulen zugute. 

Ich weiß, ein sehr strittiger Punkt war die Unter-
scheidung der Diplomgrade. Ich meine, die gefun-
dene Lösung darf nicht als Abwertung verstanden 
werden, 

(Zuruf von der SPD: Als Aufwertung?) 

sondern kann als spezifisches Markenzeichen gese-
hen werden, wie dies in den süddeutschen Ländern 
heute schon der Fall ist. Fragen Sie einmal in den 
süddeutschen Ländern nach, wozu dieser Titel be-
nutzt wird. Ich möchte deutlich hinzufügen: Diese 
unterschiedliche Bezeichnung bedeutet aber keine 
Festschreibung unterschiedlicher Eingangsbesol-
dungen. Wir können dies zwar nicht im Hochschul-
rahmengesetz regeln — das wissen Sie alle —, aber 
ich hoffe, 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Bei der Hoffnung 
wird es nicht bleiben!) 

daß diese Gleichwertigkeit, diese Eigenart — eine 
Qualität der Diplombezeichnung im öffentlichen 
Dienst auch einmal ihren Ausdruck findet, wie dies 
übrigens in der von Ihnen so viel gescholtenen Wirt-
schaft schon längst anerkannt und honoriert wird. 

(Kuhlwein [SPD]: Dann müßten die Fach

-

hochschulabsolventen im öffentlichen 
Dienst in Zukunft besser bezahlt werden!) 

— Ja. 
(Lachen bei der SPD) 

Ich habe vorhin schon angedeutet: C 2 und C 3 ist 
nicht ganz das Richtige, vor allen Dingen C 2 nicht. 
Das ist meine Meinung. Herr Kuhlwein, da können 
wir uns treffen; das ist kein Problem. 

(Zuruf von der SPD: Das sagen Sie als Be

-

troffene? — Weitere Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

— Natürlich bin ich davon betroffen; das wissen Sie 
alle. 

(Ströbele [GRÜNE]: Reden Sie auch mal 
von den Studenten und nicht nur von den 

Professoren!) 

Von daher will ich zwar nicht zuviel für den eigenen 
Stand reden, aber es schadet nichts, wenn dies hier 
im Plenum des Deutschen Bundestages auch ein-
mal zum Ausdruck kommt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Frau Männle (CDU/CSU): Ich meine, mit neuen 
Gesetzen schafft man keine Wunderdinge, aber die 
HRG-Novellierung eröffnet den Hochschulen neue 
Chancen für die nächsten Jahre. 

(Tatge [GRÜNE]: Eine düstere Perspek-
tive!) 

Ich hoffe, sie werden auch entsprechend genutzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Odendahl. 

Frau Odendahl (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
gen! Liebe Kolleginnen! Anscheinend ist das die 
große Frauenrunde. Es ist sicher keine Überra-
schung, daß gerade die Frauenfrage in der Diskus-
sion über die HRG-Novelle eine so große Rolle 
spielt. Denn wenn man Gesetze, Verordnungen und 
neue Regelungen überprüfen will, erweist sich der 
Maßstab, welche Konsequenzen für die Frauen ent-
stehen, als besonders sensibles Instrument für de-
ren Güte. Der Kollege Kuhlwein hat es bereits 
grundsätzlich angesprochen. 

Sie wollen hier nicht Einzelheiten korrigieren, die 
den Hochschulen wirklich Verbesserungen bringen 
würden. Sie wollen unsere Hochschulen restaurie-
ren. 

(Beifall des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Insofern ist „Novellierung" der falsche Sprachge-
brauch oder schlichtweg Etikettenschwindel. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Unsere Hochschulen sollen in der Tat neokonserva-
tiv auf Vordermann gebracht werden. O Gott, Frau 
Wilms, hätten Sie doch dazu beigetragen, unsere 
Hochschulen im Sinne einer wirklichen Novellie-
rung auch auf Vorderfrau zu bringen. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Das hat sie 
getan!) 

Nein, es ist wirklich keine Überraschung, daß sich 
Frauen hier besonders zu Wort melden. Die Bun-
desministerin für Bildung und Wissenschaft hat 
schon in der ersten Beratung dieses Entwurfs aus-
geführt: 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß 
die Novellierung im besonderen Interesse der 
Studenten liegt. 

Über die „besonderen Interessen" der Studentin-
nen ist kein Wort gefallen. Alles, was Sie den Hoch-
schulen als notwendige Neuordnung anbieten, geht 
in eine einzige Richtung: Sie wird die seit jeher fest 
im Sattel sitzende männliche Vorherrschaft in Wis-
senschaft und Forschung weiter verfestigen. Wenn 
Ihnen wenigstens die Hektik, mit der Sie die Bera-
tungen durchgepeitscht haben — übrigens danke 
für das Lob —, die Zeit gelassen hätte, bei den Sach-
verständigenanhörungen richtig hinzuhören, hätte 
Sie der Aufschrei von Frauen zu dieser Restaurie-
rung nicht überraschen können. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 
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Frau Odendahl 
Denn sie alle haben erkannt, welche Konsequenzen 
für Frauen daraus entstehen. Alle Frauen im Hoch-
schulbereich sind gleichermaßen negativ betroffen: 
die Studentinnen, die wissenschaftlichen Assisten-
tinnen, die Angestellten, die Dozentinnen und die 
Professorinnen. Nun gibt sich j a diese Bundesregie-
rung. gern betont zukunftsorientiert. 

Lassen Sie uns deshalb einen Blick in die Zu-
kunft tun. Diese Änderung des Hochschulrahmen-
gesetzes bedeutet für alle Frauen an den Hoch-
schulen in dieser Form langfristig den Rausschmiß 
aus dem Wissenschaftsbetrieb. 

(Widerspruch bei der FDP) 

Zieht man die jetzt schon vorliegenden Fakten und 
Prognosen über sinkende Studentinnen- und Stu-
dentenzahlen im nächsten Jahrzehnt — wir reden 
von Zukunft — und den damit verknüpften Stellen-
abbau in Betracht, dann nähern wir uns einer 
Nullösung für Frauen in diesem Bereich. 

(Frau Männle [CDU/CSU]: Diese Weiner

-

lichkeit!) 

— Ich weine überhaupt nicht, Frau Männle, ich 
sag's nur, wie's ist. So wird der wissenschaftlich

-

technische Fortschritt eine Männerdomäne bleiben. 
So sieht Ihre Wende im Jahr 2000 aus. 

Doch zurück zur Gegenwart. Lassen Sie mich ein-
mal die Praxis am Beispiel eines frauentypischen 
Lebensverlaufs eines hoffnungsvollen jungen Mäd-
chens vorführen, nicht katholisch und vom Lande, 
sondern zur Abwechslung evangelisch und aus der 
Stadt. Nennen wir sie Fräulein Alma Mater auf dem 
Weg zur Hochschulkarriere. 

Abschreckungseffekt Nummer 1: Trotz guter No-
ten und Aussichten auf ein Spitzenabitur, das sie in 
den Augen der Bundesregierung fast für eine Elite-
studentin prädestinieren würde, überlegt Alma mit 
ihren Eltern, ob sie nicht lieber eine Berufsausbil-
dung beginnen soll. Grund: Die Maters verfügen 
nur über einen kleinen Geldbeutel, und wegen des 
Schüler-BAföG-Kahlschlags mußte jeder Pfennig 
einmal mehr umgedreht werden. 

(Daweke [CDU/CSU]: Wie kann die dann 
Abitur machen?) 

Abschreckungseffekt Nummer 2: Trotz gutem Ab-
itur zögert Alma, ein Studium aufzunehmen, nicht 
deswegen, weil sie immer noch Lehrerin werden 
will — nein, da hat sie schon den Appell der Bun-
desbildungsministerin ernstgenommen und umge-
dacht —, sondern deswegen, weil sie die Unsicher-
heit und die Belastungen für ihre Zukunft, welche 
die Umstellung des Studenten-BAföG auf Volldar-
lehen mit sich bringt, fürchtet. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Laermann? 

Frau Odendahl (SPD): Ja bitte, gerne. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Frau Kollegin, könnten 
Sie mir einmal zum rechten Verständnis darlegen, 

inwieweit die Frau Bundesbildungsminister für die 
Lehrereinstellung zuständig ist? 

(Zurufe von der SPD) 

Frau Odendahl (SPD): Ich habe mir gleich gedacht, 
daß es sich darum dreht. Wenn Sie gut zugehört 
hätten, Herr Kollege, dann hätten Sie gehört, daß es 
um die Umstellung des Studenten-BAföG auf Voll-
darlehen geht. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Alma — bleiben wir bei diesem Beispiel — ist 
jedoch mutig und geht dieses nicht vorher kalku-
lierbare Risiko ein. Damit gehört sie nicht zu den 
3 000 Frauen, die im Vergleich von 1983 auf 1984 
sich gegen die Aufnahme eines Studiums entschie-
den — aus welchen Gründen auch immer. 

Abschreckungseffekt Nummer 3: Trotz aller offe-
nen und subtilen Diskriminierungsversuche, mit 
denen sich auch heute noch Studentinnen im Hoch-
schulalltag auseinanderzusetzen haben, hat Alma 
den Wunsch, im Wissenschaftsbereich zu bleiben. 
Den Wunsch haben auch viele Männer, und der 
Herr Professor hat nur eine Assistentenstelle. Wie 
hoch wird bei gleicher Qualifikation die Wahr-
scheinlichkeit sein, daß sie die Chance bekommt? 

Gleichzeitig wirkt nämlich noch der Abschrek-
kungseffekt Nummer 4. Alma hat nämlich während 
ihrer Studienzeit einen Mann kennengelernt. 

(Graf von Waldburg-Zeil [CDU/CSU]: Was 
hat das mit der HRG-Novelle zu tun?) 

Er hat das Glück, nach seinem Studium eine relativ 
sichere Anstellung gefunden zu haben. — Das hat 
eine ganze Menge damit zu tun, weil sich das aufs 
Leben auswirkt. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Daweke? 

Frau Odendahl (SPD): Nein, ich möchte jetzt nicht 
mehr, Herr Daweke. 

Nun haben beide geheiratet und wollen auch Kin-
der. Soll Alma nun ihre vielversprechenden wissen-
schaftlichen Qualifikationen einfach vergessen? 
Das ist ein gängiges Argument für eine Ablehnung: 
Alma habe ja schließlich einen Mann, der sie ver-
sorge, und sie müsse verstehen, daß ein Mann mit 
Familie die Stellung nötiger brauche. In Zahlen 
heißt das: Über 97 % Männer bestimmen über die 
Chance, ob Frauen überhaupt wissenschaftlicher 
Nachwuchs werden können. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Gott sei 
Dank haben unsere Töchter eine realisti-

schere Einstellung als Alma!) 

Abschreckungseffekt Nummer 5 bis unendlich: 
Um weiter wissenschaftlich arbeiten zu können, 
sieht Alma die fragliche Chance in einem Projekt, 
das aus Drittmitteln finanziert wird. Die Chance ist 
deshalb so fraglich, weil die Arbeitsteilung in der 
Privatwirtschaft nicht gerade frauenfreundlich ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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Frau Odendahl 
Um so mehr wird sich der Ausleseprozeß gegen 

sie in den Bereichen verstärkt fortsetzen, in denen 
Frauen ohnehin kaum noch präsent sind. Drittmit-
telforschung führt zu einer Struktur des Dreiklas-
senpersonals an Hochschulen: BAT-, Zeit- und 
Drittmittelverträge. Frauen werden dort nach Be-
darf eingesetzt werden, wo Not am Manne ist, aber 
auch nur da, und nicht nach ihren wissenschaftli-
chen Qualifikationen. Abgesehen davon hat Alma 
ohnehin wenig Chancen, einen solchen Zeitarbeits-
vertrag zu bekommen. Denn es könnte ja passieren, 
daß sie während der Dauer des Zeitvertrages 
schwanger wird; das ist nicht auszuschließen. Dann 
erhält ein Mann die Stelle. 

Sollte Alma wider Erwarten dennoch den Vertrag 
bekommen, dann unter Arbeitsbedingungen, die 
auch im Bereich der Hochschulen ganz neue und 
überaus flexible Möglichkeiten eröffnen, insbeson-
dere für Frauen, versteht sich. In dieser Wertung 
sind sich Frau Wilms, Herr Geißler und Herr Blüm 
seit langem einig. Herrliche Zeiten, endlich Kapo-
vaz im Hochschulbereich! Denn die liebe Assisten-
tin hat ja gar nichts anderes zu tun, als auf den 
Anruf zu warten, daß nun halt z. B. auch nachts und 
sonn- und feiertags hochempfindliche Apparate be-
dient und Versuchsreihen bearbeitet werden müs-
sen, für die zu diesem Zeitpunkt absolut kein Mann 
aufzutreiben ist. Also auch das Rezept für Hoch-
schulen: den Frauen die Flexibilität, den Männern 
die Stabilität, den Frauen die Teilzeitarbeit, den 
Männern die Vollzeitarbeit. Die Liste der Abschrek-
kungseffekte ließe sich noch endlos fortsetzen, wo-
bei vieles sicher auch für männliche Lebensver-
läufe gilt. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das wollte ich doch 
auch einmal sagen!) 

— Nur sind für die Frauen, Herr Daweke, die Stol-
persteine schwerer und die Hindernisse höher. 

Wir sind es einfach leid, immer und immer wieder 
die Ungleichheit der Chancen von Frauen bei for-
maler Gleichberechtigung anzuprangern. Aber weil 
wir alle wissen, daß sich das Gleichgewicht halt 
nicht naturgemäß einstellt, besteht genau hier der 
Handlungsbedarf. Wir dürfen keinen Gesetzen zu-
stimmen, die ein solches Gleichgewicht negativ ver-
ändern; wir müssen es vielmehr positiv beeinflus-
sen. Deshalb reicht es schlichtweg nicht aus, globa-
le, allgemeine und unspezifische Appelle loszulas-
sen, wie das nun auf Drängen der Regierungspar-
teien mit einer allgemein gehaltenen Frauenfloskel 
geschehen soll, und darauf zu hoffen, daß es dann 
irgendwie irgendwann und irgendwo schon so 
läuft. 

Nun sind Sie j a auf Appelle spezialisiert, und 
diese Haltung mag zu den Handlungsgrundsätzen 
der Bundesregierung gehören, aber sie schließt ver-
antwortungsvolles Handeln für die Zukunft aus. Ge-
rade für die Frauen an den Hochschulen hätten Sie, 
Frau Ministerin, ein deutlicheres Zeichen setzen 
müssen. Was von Ihnen hier auf dem Tisch liegt, ist 
nicht einmal ein Anführungszeichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben heute die Möglichkeit, zur Förderung 
der Frauen an Hochschulen konkrete Maßnahmen 
einzuleiten, um bestehende Nachteile zu beseitigen. 
Die SPD-Fraktion bringt dazu den Antrag: Die 
Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben auf die Beseitigung der für weibliche 
Hochschulangehörige bestehenden Nachteile hin 
im Sinne einer Verwirklichung der Gleichberechti-
gung nach Art. 3 des Grundgesetzes. Dazu beruft 
die Hochschule eine Frauenbeauftragte. Um aus 
der' Frauenbeauftragten keine Feigenblattfunktion 
zu machen, muß sie dem zentralen Kollegialorgan 
— in der Regel dem Senat — 

(Boroffka [CDU/CSU]: Vorsitzen!) 

verantwortlich sein, und unter ihrer Federführung 
sollen die Hochschulen Frauenförderpläne mit dem 
Ziel der Förderung der Gleichberechtigung von 
Frauen erarbeiten. Das zentrale Kollegialorgan — 
der Senat — hat über Frauenförderpläne eine Be-
schlußfassung herbeizuführen. Diese Forderung 
kommt in den Ziffern 2 und 3 unseres Antrags zum 
Ausdruck. 

Die von den Regierungsparteien vorgelegte Un-
verbindlichkeitsklausel, mit der die Förderung von 
Wissenschaftlerinnen zur Hochschulaufgabe er-
klärt wird, ist völlig unzureichend, weil die Studen-
tinnen und weibliche Bedienstete der Hochschule 
außer acht gelassen werden. Ich habe mich deshalb 
sehr gefreut, daß die Frau Kollegin Hamm-Brücher 
dies noch in letzter Minute erkannt hat und ihrer-
seits heute noch versuchte, zu retten, was zu retten 
ist. Ihr Ansatz ist richtig. Unsere Anträge konkreti-
sieren ihn für die Praxis. Daß sie sich dabei um 
Unterstützung an alle Kolleginnen in diesem Hause 
gewandt hat, ist wichtig. 

Liebe Kolleginnen von der Regierungskoalition 
— eine verläßt gerade den Saal —, wir Frauen wis-
sen aus eigener Erfahrung, wie schwer sich Frauen 
in einer überwiegend männlich strukturierten Par-
lamentshierarchie behaupten können. Doch haben 
wir es immer noch besser als die Frauen an den 
Hochschulen. Unser Anteil im Deutschen Bundes-
tag beträgt rund 10 °A°, bei den C-4-Professoren ste-
hen dagegen kümmerliche 2,5 % Frauen zu Buche. 

Deshalb appelliere auch ich an dieser Stelle an 
die Solidarität unter Frauen über die Parteigrenzen 
hinweg und fordere Sie auf, hier einmal ein deutli-
ches Zeichen für alle Frauen zu setzen. Stimmen 
Sie unserem Antrag zu, damit Frauen in einem so 
wichtigen Bereich unserer Gesellschaft, im Bereich 
der Hochschule, nicht außen vor bleiben! 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Laermann. 

Dr. - Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin über-
rascht, welche Fülle von Widersprüchen in den De-
battenbeiträgen, insbesondere aus den Oppositions-
reihen, hier auftreten. 

(Beifall bei der FDP) 
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Dr.-Ing. Laermann 
Herr Kollege Kuhlwein und andere sprechen davon, 
man mache eine Rolle rückwärts und es handle sich 
um einen Rückfall in die 50er Jahre, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genauso ist es!) 

es handle sich überhaupt nicht um eine Novelle es 
bestehe gar keine Notwendigkeit. Gerade im letzten 
Beitrag hörten wir aber, wie notwendig es doch sei, 
das Gesetz weit über das hinaus zu novellieren, was 
wir jetzt angehen. Ich weiß also nicht, wie man 
diese Aussagen in eine Reihe kriegen soll. Es gibt 
noch andere Widersprüche, auf die ich noch zu spre-
chen komme. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie haben mir nicht zu

-

gehört und Frau Odendahl auch nicht!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Darf ich vielleicht erst 
einmal mit meinen Ausführungen beginnen. 

(Heiterkeit) 

Die FDP ist weit davon entfernt, etwa anzuneh-
men, daß mit dieser Novelle durch organisatorische 
Korrekturen, so möchte ich einmal sagen, die Pro-
bleme der Hochschulen und Universitäten und der 
Wissenschaft in unserem Lande gelöst sind. Aber 
sie schafft wichtige Voraussetzungen dafür, daß die 
anderen Problembereiche angegangen werden. 
Aber wir können diese Problembereiche nur im Zu-
sammenwirken mit den dafür zuständigen Bundes-
ländern angehen. 

Hier muß ich darauf zurückkommen, was die 
Frau Wissenschaftsminister aus Nordrhein-Westfa-
len hinsichtlich der Drittmittelforschung gesagt hat, 
wo wir die Kooperation zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft und zwischen Gewerkschaft, Wirt-
schaft und Wissenschaft brauchen. Einverstanden, 
genauso sehen wir das auch. Wir möchten die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen wissen, daß eine sol-
che Zusammenarbeit geleistet werden kann zur Lö-
sung der Strukturprobleme. Wir sind aber, weit dar-
über hinausgehend, der Auffassung, daß erst durch 
enge Kooperation mit gesellschaftlichen Gruppen 
und mit der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Praxis die Aufgaben der Hochschulen gelöst wer-
den können, nämlich durch forschendes Lernen, 
Heranführung an die Probleme der Gesellschaft 
und der Menschen, wie Sie es auch gefordert haben. 
Genau das wollen auch wir erreichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Universitäten sollen nicht losgelöst im esote-
rischen Raum schweben! Sie sollen auf den Boden 
der Praxis und der Wirklichkeit zurückgeführt wer-
den; genau das wollen auch wir erreichen. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie werden nur errei

-

chen, daß die Unternehmer bestimmen, 
was geforscht wird; das ist der Punkt!) 

Da war Ihr Widerspruch, Herr Kuhlwein, zu den 
Ausführungen der Frau Minister aus Nordrhein-
Westfalen. Entschuldigen Sie, Herr Kuhlwein, ich 
gehe nicht davon aus, daß ich annehmen müßte, daß 

Sie nach der Maxime leben, Stärke ohne Intelligenz 
führe zum Fanatismus. 

(Pfui-Ruf von der SPD — Zuruf von den 
GRÜNEN: Ein taktloses Wort zur unpas-

senden Zeit!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte einmal die Frage der Drittmittel anspre-
chen. Ich weiß überhaupt nicht, warum Sie versu-
chen, ein Horrorszenario an die Wand zu malen, 
daß eine totale Fremdbestimmung der Hochschu-
len, der Universitäten und der Bildungsanstalten 
durch kapitalistische Interessen erfolgen könnte. 

(Zurufe von der SPD) 

Gucken Sie doch einmal hinein: Ganze 2 % der 
Drittmittel an den Universitäten, Hochschulen und 
Bildungseinrichtungen kommen aus der Wirtschaft. 
Mit dem Satz von 2 1)/0 habe ich noch hoch gegriffen. 
Wollen Sie denn unterstellen, daß diese 2 % die 
Hochschulen in die totale Abhängigkeit führen? 
Wollen Sie das wirklich unterstellen? 

(Kuhlwein [SPD]: Sie hegen ja die Absicht, 
daß es mehr wird!) 

— Ja, wir sind dafür, daß es mehr wird. Sie doch 
auch, das haben wir doch gerade von Ihrer Frau 
Ministerin gehört. 

Wir gehen auch davon aus, daß es nicht nur um 
Naturwissenschaft und Technik geht; hier folge ich 
meinen Vorrednern, insbesondere der Frau Mini-
ster Wilms. Ich hoffe, wir sind uns darüber einig, 
daß die Zeiten vorbei sind, wo ein bekannter Natur-
wissenschaftler noch sagen konnte, daß die Natur-
wissenschaften und die Technik allein im Stande 
seien, die Probleme der Menschheit zu lösen. Un-
sere Position ist das nicht. Wir glauben vielmehr, 
daß die Aufgabe der Wissenschaft in der Zukunft 
darin liegt, die Geisteswissenschaften, die Gesell-
schaftswissenschaften und die Natur- und Technik-
wissenschaften wieder zusammenzuführen. Diese 
Kluft gilt es zu überwinden, und dafür wollen wir 
die Voraussetzungen schaffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen und müssen diese Kluft, die zwischen 
diesen beiden Kulturen besteht, im Interesse der 
zukünftigen Entwicklung der Menschen in unserem 
Lande und über die Grenzen unseres Landes hin-
aus überbrücken. Was wir hier machen, sind Vor-
aussetzungen dafür, daß wir dies leisten können. 

Wir haben hier auch den Bericht der Bundesre-
gierung über die Situation der Hochschulen. Hier 
sind manche perspektivischen Ansätze gemacht. 
Wir werden diese Ansätze aufgreifen und vertiefen 
müssen. Wir wollen uns mit dem Numerus clausus 
auch in Zeiten, in denen wir noch hohe Studenten-
zahlen haben, nicht abfinden. Nur, da brauchen 
auch wir wiederum die Mithilfe der Länder und der 
zuständigen Länderfinanzminister. Wenn hier von 
restriktiv gehandhabten Finanzzuweisungen für 
die Hochschulen gesprochen wird, dann muß ich 
fragen: Wer macht denn das? Macht das allein der 
Bund, oder machen das die Länder? 
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Dr.-Ing. Laermann 
Wenn Sie, Frau Minister Brunn, hier davon spre-

chen, daß eine Differenzierung der Hochschulland-
schaft erfolge, dann frage ich: Wollen Sie das in 
Nordrhein-Westfalen nicht? Wir sind der Auffas-
sung — hier folgen wir den Ausführungen der Frau 
Kollegin Männle — , daß die Fachhochschulen in 
unserem Land eine besondere und bedeutende 
Rolle spielen und daß ihre Rolle und Bedeutung 
gerade im Hinblick auf Strukturwandel, im Hin-
blick auf Förderung von kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen noch zunehmen werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir haben Ansätze vorgesehen, um gerade diese 
Situation zu verbessern. Allerdings könnte ich mir 
schon vorstellen, warum etwa ein zuständiges Lan-
desministerium dies unterdrücken möchte. Denn 
wenn wir die Fachhochschulen bei Entwicklungs-
vorhaben der Forschung an Universitäten gleich-
stellen, dann heißt das nämlich, daß sie auch perso-
nell und sachlich entsprechend ausgerüstet werden 
müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das scheinen die in den Länderregierungen für Fi-
nanzen Zuständigen zu fürchten. 

Wie anders soll ich es mir erklären können, Frau 
Minister Brunn, daß Ihr Ministerium hingeht und 
eine Differenzierung der Besoldung von studenti-
schen Hilfskräften an Gesamthochschulen nach 
praxisorientierten und theorieorientierten Studien-
fächern vornimmt? Wie wollen Sie das begründen? 
Aus Ihrem Hause kommt die Begründung: Da die 
Absolventen eines Fachhochschulstudienganges al-
lenfalls nach A 9, die anderen nach A 13 eingestellt 
werden könnten, sie also in ihrem zukünftigen Be-
ruf auch eine geringere Besoldung zu erwarten hät-
ten, sei es gerechtfertigt, daß sie auch als studenti-
sche Hilfskraft eine geringere Bezahlung erfuhren. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wollen wir diese Unstimmigkeiten ausräumen? Sie 
finden uns in Ihrem Lager, wenn es darum geht, die 
Position der Fachhochschulen zu stärken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich bin auch der Auffassung, daß wir hier wieder 
einmal an die Länder appellieren sollten, etwas zu 
tun, um den sogenannten Fiebiger-Plan schneller 
umzusetzen. Wir sind der Auffassung, daß wir ge-
rade zur Bewältigung der  Überlastquoten, die wir in 
den Universitäten noch zu erwarten haben, und zur 
Verbesserung der Chancen des wissenschaftlichen 
Nachwuchses etwas tun müssen, um ihm eine Op-
tion zu eröffnen, wenn wegen der biologischen Ent-
wicklung, der Altersentwicklung der Hochschulleh-
rer, derjenigen, die jetzt im Amt sind, in den 90er 
Jahren die Positionen in starkem Maße neu besetzt 
werden. Wir müssen hier eine Übergangslösung fin-
den, die uns jetzt dazu verhilft, die Überlastquote 
und ihre negativen Auswirkungen auf die Lehre zu 
überwinden. 

Wir sind auch der Auffassung, daß wir unserer 
Forderung — insbesondere gilt dies für die FDP — 
damit gerecht werden: 

Wir wollen Breitenförderung der Studenten und 
des Nachwuchses. Wir wollen aber aus der Breiten-
förderung heraus — im Sinne der Pyramide, die 
Herr Kuhlwein vorhin angesprochen hat — die Be-
gabten besonders fördern. Auch das ist eine Ver-
pflichtung dem Individuum gegenüber, das ist eine 
Verpflichtung auch dem Staat, der Gesellschaft und 
den Menschen in unserem Lande gegenüber. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen auch die von uns vorgeschlagenen Ände-
rungen in der Personalstruktur. Denn wenn Sie alle 
Polemik weglassen, werden Sie sehen, daß dem 
Auftrag der Hochschulen als Bildungseinrichtung, 
als Weiterbildungseinrichtung nur dann entspro-
chen werden kann, wenn in den für den Nachwuchs 
vorgesehenen Positionen nicht eine lebenslange Be-
schäftigung erfolgt. 

Frau Minister Brunn, kam nicht aus Ihrem 
Hause — Sie waren damals allerdings noch nicht da 
— das Ansinnen an die Politik, an den Bund, end-
lich dafür zu sorgen, daß die Frage der Personal-
struktur so geregelt wird, daß nicht nur die Arbeits-
gerichte das Sagen haben, daß sich Beschäftigte 
aus wissenschaftlichen Hilfspositionen heraus 
nicht über die Arbeitsgerichte ihre lebenslange Be-
schäftigung einklagen? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das blockierte die Chancen für den wissenschaftli-
chen Nachwuchs. Wir wollen mit der neuen Perso-
nalstruktur nicht neue Abhängigkeiten schaffen. 
Gehen Sie doch bitte davon aus, daß nicht alle 
Hochschullehrer Masochisten und Sadisten sind, 
die den Nachwuchs quälen wollen und nur ihre 
eigenen Interessen vertreten. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Lassen wir uns doch nicht dazu hinreißen, wegen 
einiger Ausreißer oder wegen eines Buhmannes das 
gesetzliche Korsett so eng zu schnüren, daß allen 
anderen, Gutwilligen und Verantwortungsbewuß-
ten, die an der Entwicklung der Hochschulen teilha-
ben, nun die Luft abgeschnürt wird. Wir kämpfen 
erstens für mehr Autonomie der Hochschulen, für 
mehr Selbstbestimmung und Unabhängigkeit von 
der Bürokratie und 

(Ströbele [GRÜNE]: Das gilt doch nur für 
die Professoren! Die Studenten fragen Sie 
doch gar nicht! Die kommen in Ihrer Rede 

gar nicht vor!) 

zweitens — darauf wird es bei der Umsetzung die-
ser Vorstellungen in die Landesgesetze ankommen, 
und das ist unsere politische Aufgabe in den Bera-
tungen der Landesgesetze — für mehr Autonomie 
der Hochschulen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Für die Professoren!) 

mehr Selbstbestimmung, mehr Gestaltungsfreiheit, 
mehr Raum für geistigen Wettbewerb. Wir wollen 
die Möglichkeiten zum geistigen Wettbewerb, zur 
geistigen Auseinandersetzung in den Hochschulen 
stärken. Dafür schlagen wir mit dieser Gesetzesno-
velle eine Bresche. 
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Dr.-Ing. Laermann 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! „Wir können in der geplanten Geset-
zesnovelle keine wirksame Lösung auch nur eines 
der drängenden Probleme an den Hochschulen se-
hen. Es ist zu befürchten, daß mit der Verabschie-
dung dieses Gesetzes die Studienbedingungen für 
einen Großteil der Studenten, insbesondere ihre so-
ziale und psychische Situation, sich weiter ver-
schlechtern." 

(Ströbele [GRÜNE]: Stimmt leider!) 

Dies, meine Damen und Herren, war ein Zitat von 
der Konferenz der katholischen Hochschul- und 
Studentenpfarrer in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz, das auch Ihnen zugegangen sein 
muß. 

Meine Damen und Herren, den Studenten in ih-
rer heutigen Stituation und auch den anderen an 
der Hochschule hilft nicht die mehrfach erfolgte 
Beschwörung des Geistes des Herrn von Humboldt. 
Er wird heute Bittbriefe nicht mehr erhören und 
nicht helfen können. Wir wissen doch miteinander, 
daß die Überlast uns noch auf Jahre Probleme ma-
chen wird, daß wir damit zu kämpfen haben. Und 
wir wissen, daß die gegenwärtigen sächlichen und 
personellen Ausstattungen nicht ausreichen. 

Ich gehe mit einem Zitat von Frau Minister 
Wilms davon aus, daß es unser aller Ziel ist, die 
„Überlast für die Hochschulen erträglicher zu ge-
stalten". Leider muß ich heute sagen, daß dieses 
Ziel eher mit dem von Ihnen durchgezogenen Kahl-
schlag beim Schüler-BAföG und der Umstellung 
der Studentenförderung auf Volldarlehen erreicht 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Minister Wilms, Sie haben vorhin an ver-
gangene Zeiten der SPD/FDP-Koalition erinnert. 
Wenn Ihnen das Schicksal der Studenten wirklich 
so am Herzen läge, hätten Sie etwas anderes tun 
müssen, als die totale Rodung durchzuführen. Die 
ist unter Ihrer Regierung erfolgt. Wer auf diesem 
Umweg aber erträgliche Verhältnisse an den Hoch-
schulen schaffen will oder als Ergebnis herbeiführt, 
verläßt die bisher gemeinsam getragene Zielset-
zung, die Hochschulen auch für die geburtenstar-
ken Jahrgänge offenzuhalten. 

Es wird in diesem Gesetz viel von Wettbewerb 
zwischen den Hochschulen geredet. Meine Damen 
und Herren, wir müssen heute doch leider zur 
Kenntnis nehmen — und das wird sich künftig ver-
stärken —, daß es für einen Teil der Studienberech-
tigten demnächst keine reale Chance mehr geben 
wird, sich überhaupt an einem Wettbewerb zu betei-
ligen. Insofern rufen wir in unserem Entschlie-
ßungsantrag auch dazu auf, die Wiederherstellung 
der Ausbildungsförderung ernsthaft in Angriff zu 
nehmen. 

Man kann nicht immer wieder auf die Länder-
kompetenz verweisen — das klingt auch ein biß-
chen in dem Bericht der Bundesregierung an, der 
hier heute mitberaten wird —, um damit die Hoch-
schulgesetzesnovelle als Kernstück der jetzigen Ar-
beit zu skizzieren. Wir sind vielmehr der Meinung, 
daß unter Anknüpfung an eine Bund-Länder-Ver-
einbarung aus dem Jahr 1977 von der Bundesregie-
rung und vom Bundeskanzler eine neue Initiative 
ergriffen werden sollte, mit den Ländern die Lage 
ernsthaft zu besprechen und sich für gemeinsame 
Lösungen einzusetzen. Es ist für uns selbstver-
ständlich, daß dabei die Hochschulbauförderung 
fortgesetzt werden muß. Es ist aber auch selbstver-
ständlich, daß die Vergabe zusätzlicher staatlicher 
Forschungsmittel eine Rolle spielen muß und nicht 
die Drittmitteleinwerbung jetzt plötzlich und, Herr 
Laermann, doch mit dem Ziel der Vergrößerung das 
Standbein der Hochschulforschung werden soll — 
mit all den Gefahren, zu denen ich hier auch noch 
ein paar Bemerkungen machen will. 

Wer wirklich der Auffassung ist, Herr Neuhau-
sen, daß die zentrale Zuteilung von Studienplätzen 
— jetzt unter Hinweis auf Herrn Genscher; früher 
auf Demokrit — den Hochschulen die Freiheit 
nimmt und keine vernünftige Lösung ist, der müßte 
doch heute hier dem zustimmen, was wir in unse-
rem Entschließungsantrag aufgeführt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir gehen auch davon aus — das will ich hier in 
Anknüpfung an Herrn Laermann noch sagen —, 
daß natürlich auch unkonventionelle Möglichkeiten 
der Verstärkung des Personals ernsthafter als bis-
her mit den Ländern besprochen werden müssen, 
allerdings mit einer klaren Grenze: nicht in der 
Richtung, daß wir arbeitsrechtswidrige oder sozial 
unvertretbare Lösungen schaffen, wie es mit dem 
Zeitvertragsgesetz durch Sie erfolgt ist. 

Wer die verstärkte Einwerbung der Drittmittel im 
Zusammenhang mit der aktuellen Technologiedis-
kussion betrachtet, wird auch dazu in einer solchen 
Rahmengesetzdebatte noch Anmerkungen machen 
müssen. Die Forschung ist nur erfolgreich, wenn sie 
frei ist. Das habe ich im Forschungsbericht von Ba-
den-Württemberg gestern noch gelesen. Richtig! Zu-
gleich aber sollen Schwerpunkte gesetzt werden, 
die neuen Technologien, u. a. — so der Bericht —, 
da sie auf die wirtschaftliche Entwicklung ausstrah-
len, stärker in die Forschung einzubeziehen. Auch 
das ist in Ordnung, daß Schwerpunkte gesetzt wer-
den, solange die Freiheit der Forschung nicht tan-
giert wird. Es muß möglich sein, Schwerpunkte vor-
zugeben. 

Aber es muß doch gefragt werden dürfen — gar 
nicht, weil Sie das vielleicht wollen; das unterstelle 
ich nicht allen, die für diese Neuregelung der Dritt-
mittel sind —, welchen Stellenwert bei der künfti-
gen Bedeutung der Aufbringung der Drittmittel die-
jenigen Forschungsbereiche haben werden, deren 
Ergebnisse sich nicht unmittelbar wirtschaftlich 
verwerten lassen oder die sogar in der Lage sind, 
wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Ziele zu 
problematisieren. Das Geld fließt doch zu einem 
großen Teil dorthin, wo, wie der Geber glaubt, be- 
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stimmte Ziele untermauert werden könnten. Ich 
frage auch, ob wir unter diesem Gesichtspunkt 
dann nicht künftig viel stärker als bisher von der 
Politik her unser Augenmerk auf die Struktur der 
Vergabe von Forschungmitteln richten müssen. Ich 
schätze, das wird auf uns zukommen. Aber dann 
wird wieder geschrien: Ihr wollt wohl alles kontrol-
lieren! 

Ich habe die Befürchtung, daß sich ein Teil — er 
mag verschwindend gering sein — der Wissen-
schaft zu so etwas wie einer „Erklärungswissen-
schaft" entwickelt. 

Wir sollten da einmütig feststellen — das sollte 
auch Ihnen von der Koalition nicht schwerfallen —, 
daß Wissenschaft in gesellschaftlicher Verantwor-
tung betrieben werden muß und sich in allen diesen 
Dingen auch aktuellen gesellschaftlichen Fragen 
öffnen muß. 

Ich bin froh darüber, daß nach sehr harten Wider-
ständen bei den Unionsparteien und auch innerhalb 
der FDP nun endlich Kooperationsbemühungen mit 
dem Bereich der Arbeitnehmervertretungen Fort-
schritte machen und auch der Durchbruch gelun-
gen ist, mit Bundeshilfe — das möchte ich hier aus-
drücklich sagen — so etwas zu verankern. Das kann 
aber nicht reichen. Die Vielfalt der Kooperation 
muß mit Unterstützung des Bundes weiter ausge-
baut werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Neuhausen hat hier in diesem Zusammen-
hang auch noch gesagt, es sei Unsinn, zu sagen: 
„Wes Brot ich ess', des Lied ich sing'." Auch hat er 
von Verhunzung der Sprache gesprochen. Ich finde, 
das ist schon ein starkes Stück. Mir scheint, daß 
manche entweder unfähig sind — ich will aber lie-
ber unterstellen: sich nicht die genügende Mühe 
machen —, Denkvorgänge anderer nachzuvollzie-
hen, um zu begreifen, daß wir hier nicht sagen, die 
Forschung werde jetzt von der Wirtschaft zielstre-
big vereinnahmt, sondern daß wir hier eher sagen: 
Mittel fließen in bestimmte Projekte, von denen 
Wirtschaft und andere glauben, daß sie gefördert 
werden müssen, und daß dabei, Herr Neuhausen, 
gewollt oder ungewollt, gesellschaftspolitische Be-
reiche unter den Schlitten geraten. 

(Beifall des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

Sie können doch nicht eine Gesellschaft freier 
Kräfte wollen, von der Sie wissen, daß freie Kräfte 
da sind, die gar nicht so können, weil sie materiell 
nicht in der Lage sind, überhaupt mitzuhalten, ob-
wohl unsere Gesellschaft diese Kräfte braucht und 
auch für sie geforscht werden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Neuhausen? 

Kastning (SPD): Ja, bitte sehr. 

Neuhausen (FDP): Lieber Ernst Kastning, kannst 
Du mir die Frage positiv beantworten, daß Du nach-
her mal genau nachliest, in welchem Kontext ich 

von Verhunzung der Sprache gesprochen und mit 
keinem Wort auf das Bezug genommen habe, was 
Du eigentlich jetzt auch mit kritischer Beleuchtung 
hier dargestellt hast? 

Kastning (SPD): Ich brauche nicht zu verhehlen, 
daß Fritz Neuhausen und ich per du sind. Lieber 
Fritz, ich bin natürlich bereit, das nachzulesen und, 
falls ich mich geirrt habe, Dir das auch mitzutei-
len. 

(Neuhausen [FDP]: Ich bedanke mich!) 

Aber das, was ich hier von der Unfähigkeit oder 
mangelnden Bereitschaft gesagt habe, bestimmte 
Gedankengänge nachzuvollziehen, nehme ich nicht 
zurück; denn ich bin davon überzeugt, daß das auf 
viele von uns, vielleicht auch manchmal auf mich — 
das gebe ich zu — zutrifft, 

(Zustimmung des Abg. Kuhlwein [SPD]) 
Herr Präsident, wenn Sie mir noch einen Satz 

gestatten: Frau Minister hat zur Begründung der 
Novelle einmal gesagt: Man kann nicht auf eine für 
notwendig gehaltene Gesetzesänderung verzichten, 
weil es daneben noch andere Probleme gibt, die mit 
anderen Mitteln zu lösen sind. Ich möchte den Satz 
ein wenig umdrehen und sagen: Man kann nicht 
auf dringend notwendige Maßnahmen zur Verbes-
serung der Hochschulsituation verzichten, weil da-
neben jemand rahmenrechtliche Lücken im Sinne 
bestimmter ordnungspolitischer Vorstellungen ent-
deckt hat und dafür seine Kraft vertut. Ich bitte Sie, 
unserem Entschließungsantrag zuzustimmen, weil 
er versucht, über die rahmenrechtlichen Dinge hin-
aus doch einiges wieder in Schwung zu bringen und 
fortzusetzen, was für die Hochschulen dringend er-
forderlich ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Am Ende dieser hochschulpoliti-
schen Debatte möchte ich zuerst auf die eklatanten 
Widersprüche eingehen, die die SPD hier heute 
morgen verbreitet hat. 
Sie sagen, die Novelle zum HRG sei völlig unnö-

tig, aber dann beklagen Sie sich, daß wir viel zuwe-
nig beraten hätten. Sie sagen, vieles an diesem Ge-
setzentwurf sei falsch, aber dann stellen Sie hier 
Anträge zu zwei sehr vereinzelten Punkten, in de-
nen Sie klarmachen wollen, was an diesem Entwurf 
alles falsch ist. Frau Brunn sagt, sie wolle das Ge-
setz nicht, gleichwohl schreibt ihr Haus einen Brief 
an den Bund, man möge mit der Verbesserung der 
Drittmittelforschung doch ganz schnell machen. 
Das sind alles Widersprüche. — Frau Brunn, viel-
leicht würden Sie mir freundlicherweise zuhören. 
Frau Minister Brunn, ich wollte gern, weil auch ich 
aus Nordrhein-Westfalen bin, 

(Kuhlwein [SPD]: Aber Bundesminister 
wirst du nie!) 

die Zahl der Widersprüche, die Sie hier verbreitet 
haben, noch etwas dokumentieren. Sie sagen, ent

-

scheidend sei, daß sich der Bund nicht um die aktu- 



11892 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 

Daweke 
ellen Probleme kümmere. Gleichwohl waren wir 
uns heute morgen hier einig, daß die aktuellen Pro-
bleme weitgehend die Länder betreffen. Da, wo wir 
es können, haben wir versucht zu mildern; Stich-
worte: Informatik, Hochschulbaumittel und derglei-
chen mehr. 

Aber Sie — nicht Sie persönlich, aber die Landes-
regierung NRW — haben doch beispielsweise das 
Klinikum Aachen — das Unikum Aachen, müßte 
man eigentlich sagen; übrigens das größte deutsche 
Bauwerk seit dem Westwall — installiert und die 
1 200 Stellen, die Sie da brauchen, aus den Hoch-
schulen weggezogen, ohne eine einzige neue Stelle 
zu schaffen. Herr Posser schreibt jetzt einen Brief, 
das Land NRW sei pleite, und kündigt an, daß er 
8 800 Stellen streichen will, davon 7 000 im Lehrer- 
und im Hochschullehrerbereich. Sie sind doch die 
Brandstifter! Nun laufen Sie doch nicht mit der 
Spritze hier durchs Haus! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie beklagen hier die ganze Zeit das BAföG. Sie 
haben 1983 28,8 Millionen DM Landesanteil beim 
BAföG eingespart und haben dann in einem Akt 
der Großzügigkeit 9,2 Millionen DM an die Schüler 
mit den Landesförderungsmitteln zurückgegeben. 
Da stellen Sie sich doch hier nicht hin und beklagen 
den BAföG-Kahlschlag. Das paßt doch hinten und 
vorn nicht zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte mich an die Kollegen auf dieser Seite 
des Hauses wenden. 

(Abg. Kuhlwein [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nein, bitte nicht, ich wollte mich ja gerade an 
diese Seite des Hauses wenden, und zwar wollte ich 
Sie auf einen Vorgang aufmerksam machen, der 
sehr interessant ist. 

Wir stellen nach zehn Jahren Leben mit dem 
Hochschulrahmengesetz von 1976 fest, daß sich die 
Bedingungen für die Hochschulen wie überhaupt 
die Bedingungen in der Bildungspolitik total verän-
dert haben. Allein die Zahlen sprechen da Bände. 
Wir stellen fest, daß beispielsweise neuerdings 40 % 
der Anfänger an Fachhochschulen Abiturienten 
sind, was es früher nicht gegeben hat, also nicht 
mehr der klassische Bildungsweg Realschule, Leh-
re, FOS, dann die Ingenieurschule, sondern 40 % 
sind jetzt Abiturienten. Das verändert das System. 
Also die Bedingungen sind total verändert. Aber die 
SPD, die GEW und alle diese Hilfstruppen stellen 
sich hin und sagen: „Wir geben ja zu, es hat sich 
was verändert, und eigentlich müßte man auch et-
was machen, aber bitte jetzt nicht." Das ist ein 
falsch verstandener konservativer Standpunkt. Das 
nehme ich als die wichtigste Erfahrung aus der 
ganzen Debatte mit. Im Grunde genommen sind Sie 
Reaktionäre, wenn ich das mal sagen darf. Sie stel-
len fest, die Umwelt der Hochschule verändert sich 
und sagen: „Darauf wollen wir nicht reagieren. Wir 

wollen das politisch nicht aufnehmen." Ich finde das 
eine schlimme Erkenntnis aus der ganzen Debatte. 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Strö-
bele, der Abgeordnete Daweke läßt keine Zwischen-
frage zu. 

Daweke (CDU/CSU): Wir müssen doch helfen, 
eine Hochschullandschaft zu formulieren, wie wir 
sie am Ende dieses Jahrzehnts sehen. Dann werden 
die Hochschulen andere Probleme haben als heute. 
Sie werden sich dem Wettbewerb stellen müssen, 
und wir werden ihnen helfen müssen, daß sie die-
sen Wettbewerb aufnehmen. Die Hochschulen müs-
sen Profile bekommen. Man muß sie als Hoch-
schulen mit einem eigenen Gesicht erkennen kön-
nen. Dieses eigene Gesicht können sie sich nur 
durch Schwerpunkte in der Forschung und in der 
Lehre schaffen. Wir wollen ihnen zum Beispiel 
durch die Drittmittelregelungen helfen, diese 
Schwerpunkte zu entwickeln. 

Es ist interessant, daß Sie auf das, was ich nun 
mal aus unserer Sicht für die wichtigsten Verände-
rungen halte, heute morgen nicht eingegangen sind. 
Ich behaupte, daß am Ende dieses Jahrzehnts bei-
spielsweise die Tatsache, daß Hochschulen neue 
Studiengänge einrichten und dafür Studienordnun-
gen nach ihrem Gusto entwerfen können, die Hoch-
schulen mehr verändern wird als die Horrorthe-
men, die Sie heute morgen über die Drittmittelfor-
schung verbreitet haben. Ich sehe nicht, daß in 
Deutschland Riesengelder aus der Wirtschaft in die 
Hochschulen fließen werden. Das ist doch das Ge-
mälde, das Sie in diesem Zusammenhang hier ge-
zeigt haben. 

(Kuhlwein [SPD]: Warum macht ihr denn 
diese Regelung?) 

Wir hoffen, daß es mehr wird. Aber das bauschen 
Sie hier zu einem unglaublichen Thema auf. Ich 
glaube nicht, daß das das Thema sein wird. Viel-
mehr wird das Thema sein, wie sich die Hoch-
schulen in der Tat auf diese neuen Studiengänge 
einstellen werden, wie sie zu den neuen Studien-
gängen ihre Studenten selbst werden zulassen kön-
nen. Wir haben ja in einem Vorlauf zu dieser Hoch-
schulrahmengesetznovelle z. B. die Zulassung bei 
Medizinern verändert. 15 % der Medizinerzulassung 
werden jetzt durch ein Interview und nicht mehr 
durch eine aus meiner Sicht völlig ungerechte No-
tengebung geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da zeigt sich doch die Evolution, die hier stattfin-
den wird. Das wird die Hochschullandschaft viel 
nachhaltiger verändern als die Horrorbeschreibun-
gen, die Sie hier abgegeben haben. 

Zum Schluß: Wir haben eine Novelle zum Hoch-
schulrahmengesetz gemacht, die ein Kompromiß ist 
mit dem Koalitionspartner, mit den Ländern, zwi-
schen den Gruppen, die Forderungen an uns ge-
stellt haben, wobei man sagen muß, die Gruppen 
gibt es in der Form gar nicht, die Studenten sind 
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keine Einheit in ihrer Argumentation, die Professo-
ren schon längst nicht. Es ist also ein typischer 
Kompromiß. Wir glauben, daß wir mit ihm die wich-
tigsten Voraussetzungen geschaffen haben, um die 
Hochschulen für die nächsten Jahre in die Lage zu 
versetzen, den Herausforderungen zu genügen. 
Deshalb sage ich für die CDU/CSU-Fraktion, daß 

wir diesen Kompromiß selbstverständlich mittra-
gen werden. Wir hoffen, daß die Länder unsere ge-
setzlichen Vorschriften schnell in ihre Länderge-
setze umsetzen werden. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 
Zu einer Erklärung nach § 32 der Geschäftsord-

nung erteile ich das Wort der Abgeordneten Frau 
Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich hatte mich zunächst 
zu meinem Antrag gemeldet. 

Präsident Dr. Jenninger: Sie können, wenn Sie wol-
len, beides tun, Frau Kollegin. Aber ich muß nach 
der Geschäftsordnung Ihre Erklärung, die Sie ange-
meldet haben, nach Schluß der Aussprache aufru-
fen. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Ich bitte um Ver-
ständnis, Herr Präsident: Sie haben vorhin gesagt, 
Sie bauen mich in die Redezeit ein. Ist das nicht 
gelungen? 

Präsident Dr. Jenninger: Sie können Ihren Antrag 
im Anschluß daran selbstverständlich begründen. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Dann darf ich ganz 
kurz den Ihnen vorliegenden Änderungsantrag be-
gründen. Vor dem historischen Augenblick, meine 
Damen und Herren, daß wir den Anteil der Frauen 
an der Bundesregierung von 5,8 % auf 11,6 % erhö-
hen werden — ich habe das schnell ausgerech-
net —, möchte ich Ihre Aufmerksamkeit noch ein-
mal ganz kurz auf die wirklich desolate Unterreprä-
sentanz der Frauen im Hochschulbereich lenken. 
Nur 2,5 % Frauen sind als ordentliche Professo-

rinnen tätig. Die Tendenz ist rückläufig. Ich habe 
versucht, Frau Kollegin Wisniewski — meine Hoch-
achtung vor Ihrer Leistung ist uneingeschränkt —, 
Ihnen rechtzeitig diese Initiative bekanntzugeben. 
Leider ist es im Hinblick auf den späten Ausdruck 
der Vorlage gar nicht möglich gewesen. 
Ich halte es für notwendig, meine Damen und 

Herren, daß wir den Auftrag an die Hochschulen 
etwas konkreter formulieren. Das finden Sie in dem 
Umdruck. 
Es ist unbedingt nötig, daß wir diese Beseitigung 

der Diskriminierung nicht auf Wissenschaftlerin-
nen eingrenzen. Vielmehr müssen wir die Frauen in 
allen Bereichen und auf allen Ebenen, in denen sie 
derzeit so unterrepräsentiert sind, voranbringen. 

Das trifft nicht nur für die Wissenschaftlerinnen zu, 
sondern das ist so auch in Forschung und Lehre, bei 
Einstellung und Berufungen, bei Stipendien und bei 
der Forschungsförderung. Das ist es, was ich mit 
meinem Änderungsantrag bezwecken möchte. 

Herr Präsident, angesichts der bevorstehenden 
Feierlichkeit möchte ich auf die Abgabe der Erklä-
rung verzichten und Sie bitten, sie zu Protokoll zu 
nehmen, wenn dies möglich ist. 

Präsident Dr. Jenninger: Das ist leider nicht mög-
lich. — Sie nehmen Abstand von der Abgabe der 
angemeldeten persönlichen Erklärung. 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Einzelbera-
tung und Abstimmung über den Tagesordnungs-
punkt 3 a betr. den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände-
rung des Hochschulrahmengesetzes auf Druck-
sache 10/2883. 

Ich rufe Art. 1 auf. Hierzu liegen auf den Druck-
sachen 10/3883 und 10/3886 Änderungsanträge vor. 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/3883 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist 
abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag der Abgeordneten 
Frau Dr. Hamm-Brücher auf Drucksache 10/3886 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer Art. 1 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgeru-
fene Vorschrift ist in der Ausschußfassung ange-
nommen. 

Ich rufe die  Art. 2 bis 7, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vor-
schriften sind angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Wir kommen zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/3869. Es 
ist beantragt, diesen Entschließungsantrag zur fe-
derführenden Beratung an den Ausschuß für Bil-
dung und Wissenschaft und zur Mitberatung an den 
Haushaltsausschuß zu überweisen. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Der  Überweisungsantrag ist angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die wei-
teren Entschließungsanträge. Wer dem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
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10/3884 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Entschließungsantrag ist abge-
lehnt. 

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP auf Drucksache 10/3891 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Der Entschließungsantrag ist angenommen. 

Zu Punkt 3 b der Tagesordnung schlägt der Älte-
stenrat Überweisung der Vorlage an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, bevor ich den näch-
sten Tagesordnungspunkt aufrufe, darf ich Ihnen 
vortragen, daß mir mitgeteilt worden ist, daß inter-
fraktionell vereinbart worden ist, vor der Mittags-
pause nach Punkt 4 der Tagesordnung, also nach 
dem nächsten Punkt „Eidesleistung des Bundesmi-
nisters für Jugend, Familie und Gesundheit", zu-
nächst Punkt 6 der Tagesordnung aufzurufen und 
Punkt 5 der Tagesordnung am Nachmittag nach der 
Fragestunde aufzurufen. Sind Sie damit einverstan-
den? — Dann ist es so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Eidesleistung des Bundesministers für Ju-
gend, Familie und Gesundheit 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundesprä-
sident hat mir mit Schreiben vom 26. September 
1985 mitgeteilt, daß er auf Vorschlag des Bundes-
kanzlers den Bundesminister Dr. Heiner Geißler 
aus seinem Amt entlassen und Frau Professor Dr. 
Rita Süssmuth zum Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit ernannt hat. 

Nach Art. 64 des Grundgesetzes leisten die Bun-
desminister bei der Amtsübernahme vor dem Bun-
destag den in Art. 56 des Grundgesetzes vorge-
schriebenen Eid. Ich bitte Sie, Frau Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit, zur Eideslei-
stung zu mir zu kommen. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Ich lese Ihnen die Eidesformel vor und bitte Sie, 
den Eid mit den Worten „Ich schwöre es, so wahr 
mir Gott helfe" oder „Ich schwöre es" zu bekräfti-
gen: 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle 
des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, das Grund-
gesetz und die Gesetze des Bundes wahren und 
verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft er-
füllen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit: Ich schwöre es, so wahr 
mir Gott helfe. 

Präsident Dr. Jenninger: Herzlichen Glückwunsch! 
(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 

Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, der neuernannte Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit, 
Frau Professor Süssmuth, hat den vom Grundge-
setz vorgeschriebenen Eid bei der Amtsübernahme 
vor dem Deutschen Bundestag geleistet. Ich be-
glückwünsche Sie zur Übernahme Ihres Amtes und 
wünsche Ihnen alles Gute! 

Zugleich darf ich dem scheidenden Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit den Dank 
des Hauses aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir fahren mit unse-
rer Beratung fort. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches 
— Drucksache 10/307 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/3781 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Schroeder (Freiburg) 
Dr. de With 

(Erste Beratung 25. Sitzung) 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Ich sehe keinen Widerspruch; dann ist 
so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Schroeder (Frei-
burg). 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, Platz zu 
nehmen. Herr Abgeordneter, bitte, warten Sie noch 
eine Minute zu, bis die Kolleginnen und Kollegen 
Platz genommen haben. Das gilt für alle Abgeord-
neten des Hauses. — Herr Abgeordneter, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Verbraucher-
kredit in der Bundesrepublik Deutschland hat der-
zeit ein Volumen von rund 180 Milliarden DM. Im 
statistischen Durchschnitt hat heute jeder deutsche 
Haushalt rund 7 000 DM Schulden bei Banken. 
78 Milliarden DM sind Ratenkredite. Die Zins- und 
Tilgungsleistungen aus den Konsumentenkrediten 
belasten zahlreiche Haushalte monatlich erheblich. 
Aufmerksam werden deshalb immer wiederkeh-
rende Meldungen von Verbraucherzentralen regi-
striert, in denen Verbraucher vor wucherischen Zin-
sen gewarnt werden. Das Wort vom modernen 
Schuldturm macht die Runde. Der SPD-Kollege 
Schöfberger hat unlängst eine Million Kreditver-
träge als schlechterdings wucherverdächtig be-
zeichnet. Ich halte solche nicht beweisbaren Aussa- 
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gen als pauschale Verunsicherung der Kreditneh-
mer für nicht vertretbar. 

Einen Schritt zu mehr Verbraucherschutz stellt 
die zum 1. September dieses Jahres in Kraft getre-
tene Preisangabenverordnung für Kredite dar, die 
den Kreditnehmern eine bessere Information über 
Kreditkonditionen geben soll. Meine Fraktion ist 
auch darüber hinaus gewillt, Mißständen auf dem 
Gebiet der Kreditvermittlung und Kreditgewäh-
rung, bei denen unerfahrenen Kreditnehmern wu-
cherische Zinsen abverlangt werden, wirksam ent-
gegenzutreten. Wir halten allerdings nach einge-
hender Beratung die vom Bundesrat auf Grund ei-
ner hessischen Initiative vorgeschlagene Erweite-
rung des § 138 BGB um einen Absatz 3, wonach Kre-
ditgeschäfte nichtig sind, bei denen die Leistung 
des Kreditnehmers in auffälligem Mißverhältnis zu 
der des Kreditgebers steht, zum Schutz der privaten 
Kreditnehmer nicht für erforderlich. 

Der Gesetzentwurf wurde seit 1973 in jeder Legis-
laturperiode wieder neu eingebracht. Ich kann hier 
offenlassen, ob in früheren Jahren, in denen bei der 
Feststellung der Sittenwidrigkeit von Darlehensge-
schäften das subjektive Moment noch eine größere 
Rolle gespielt hat als heute, ein stärkerer Rege-
lungsbedarf bestand. Heute besteht ein solcher Re-
gelungsbedarf jedenfalls nicht mehr. Inzwischen 
gibt es nämlich eine gefestigte Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs, die den privaten Kreditneh-
mer besser gegen Wucher schützt als die vorge-
schlagene Gesetzesänderung. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs werden nämlich in 
der Zwischenzeit — weitergehend als im Gesetzent-
wurf vorgeschlagen — nicht nur das Preis-Lei-
stungs-Verhältnis, sondern alle Umstände auch au-
ßerhalb des engeren Verhältnisses von Leistung 
und Gegenleistung genügend berücksichtigt. Außer-
dem gibt es bei Kredit-Wucherverträgen kaum noch 
die befürchteten Beweisschwierigkeiten. Der Bun-
desgerichtshof stellt nämlich den Grundsatz auf, 
daß bei objektiv sittenwidriger Kreditgewährung 
von gewerbsmäßigen Darlehensgebern die subjekti-
ven Voraussetzungen für ein wucherähnliches Ge-
schäft stets vermutet werden. Damit wird dem Kre-
ditgeber die Beweislast zugeschoben. 

Durch diese in der Zwischenzeit entwickelte 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ist ein 
rechtspolitisches Bedürfnis für eine Ergänzung des 
§ 138 BGB entfallen. Es muß sogar angenommen 
werden, daß sich die vom Bundesrat vorgeschla-
gene Regelung negativ auf die kreditnehmerfreund-
liche Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes aus-
wirken müßte. 

Wir halten auch nichts vom Vorschlag der SPD, 
den jetzt vorliegenden Gesetzentwurf zusammen 
mit dem von der SPD angekündigten Entwurf über 
Kreditgeschäfte zu behandeln. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Ja, bitte, 
Herr Kollege Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Schroeder, sind Sie 
eigentlich stets der Meinung, daß im Hinblick auf 
eine Rechtsprechung des BGH, wenn sie gefestigt 
ist, kein rechtspolitisches Bedürfnis besteht? Ich 
stelle diese Frage deswegen, weil es im Unterhalts-
recht zu § 1579 BGB inzwischen eine gefestigte 
Rechtsprechung gibt. Diesbezüglich argumentieren 
Sie entgegengesetzt: Sie meinen die Rechtspre-
chung ins Gesetz aufnehmen zu sollen. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Mann, das muß von Fall zu Fall entschieden 
werden. Hier ist eine kreditnehmerfreundliche 
Rechtsprechung entstanden. Wir halten für diesen 
Fall die Rechtsprechung für ausreichend. Man muß 
sich von Fall zu Fall darüber unterhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Mann [GRÜ-
NE]: Das nennen Sie Rechtspolitik!) 

Wir halten auch nichts von dem Vorschlag der 
SPD, den jetzt vorliegenden Entwurf über Kreditge-
schäfte, der bereits als Diskussionsentwurf ange-
kündigt ist, mit zu behandeln. 

(Dr. de With [SPD]: Wir haben ihn vorge-
legt!) 

— Er ist vorgelegt worden, Herr Kollege de With.  — 
Der  beste Verbraucherschutz ist schon heute eine 
gute Information der Bürger und ein funktionsfähi-
ger Wettbewerb. Bedenklich wirkt sich der Konsu-
mentenkredit nur dann aus, wenn der Konsument 
laufend über seine Verhältnisse lebt, wenn er also 
fortlaufend sein Einkommen in höherem Maße be-
lehnt, bis seine wirtschaftliche Existenz auf dem 
Spiel steht. 
Die Konsolidierungspolitik der Bundesregierung 

trägt aber auch für Kreditnehmer — sowohl hin-
sichtlich der Preisstabilität als auch hinsichtlich 
spürbar gesunkener Zinsen — so reiche Früchte, 
daß der zu Zeiten der SPD entstandene neue 
Schuldturm heute ohne weiteres wieder geschlos-
sen werden kann. 
Entsprechend der Beschlußempfehlung des 

Rechtsausschusses werden wir dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates daher nicht zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Wenn du Geld leihst einem aus meinem Volk, 
der arm ist bei dir, sollst du ihn nicht zu Scha-
den bringen und keinen Wucher an ihm trei-
ben. 

So steht es schon im zweiten Buch Mose, Kapi-
tel 24. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr schön!) 

Die Römer kannten den Wucher-Tatbestand. 
Trotzdem — das müssen wir ehrlich sehen — haben 
wir bis heute keine wirklich wirksame Vorschrift 
gegen den Wucher finden können. Eine Einzel-Wu-
chervorschrift wird wahrscheinlich niemals eine 
wirksame Bremse darstellen können. Weil das so 
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ist, hat die SPD-Bundestagsfraktion einen Gesetz-
entwurf vorgelegt, der eine ganze Reihe von Be-
stimmungen bringt, um dieses Übel endlich in den 
Griff zu bekommen. 

Diese Vorlage enthält zwei Kernpunkte: 

Erstens. Es wird eine feste Wuchergrenze vorge-
schlagen, nämlich das Doppelte des üblichen Zin-
ses; bei Ratenkrediten — das ist immer die Crux —
8 v. H. über dem Schwerpunktzins der Deutschen 
Bundesbank. Auf die subjektiven Voraussetzungen, 
wie z. B. die Ausbeutung der Unerfahrenheit oder 
der Notlage, kommt es dabei nicht mehr an. 

Zweitens. Weil die Schwierigkeiten schon unter-
halb dieser Grenze beginnen, schlagen wir vor: 
Durch richterliche Vertragshilfe sollen diejenigen, 
deren Kredite notleidend geworden sind und die 
unverschuldet — ich gebrauche diesen Ausdruck 
wieder — in den „modernen Schuldturm" gelangt 
sind, nach Möglichkeit aus diesem Schuldturm be-
freit werden. Dazu kann der Richter die Rückerstat-
tung des Darlehens stunden, die Raten neu festset-
zen, überteuerte Zinsen herabsetzen und unter be-
stimmten Umständen Zahlungen zunächst für die 
Tilgung des Darlehens anrechnen und erst danach 
für die Zinsen und Kosten. Einen darauf basieren-
den Gesetzentwurf werden wir noch vor der Weih-
nachtspause einbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um den Rest der 
Wähler zu sichern!) 

Wir hatten im Rechtsausschuß vorgeschlagen, 
daß die Vorschrift, über die wir heute rechten, zu-
sammen mit unserem Vorschlag beraten werden 
soll. Die Union will es anders; sie will diese Initia-
tive — ich darf das so formulieren, Herr Kollege 
Schroeder — schon heute beerdigen. 

Wir wissen auch, daß die Bundesratsvorlage nur 
eine Vorschrift ändert. Wir kennen auch die Recht-
sprechung, nur, Herr Kollege Schroeder, das haben 
Sie versäumt zu sagen, bringt die Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs bloß eine Beweiserleichte-
rung. Es bleibt bei den subjektiven Bedingungen. 
Die Vorlage des Bundesrats streicht die subjektiven 
Bedingungen und stellt nur auf das Mißverhältnis 
von Leistung und Gegenleistung ab. Dies wäre ein 
eindeutiger, wenn auch kleiner Fortschritt. 

Wer diese Vorlage deshalb ablehnt, muß den Ein-
druck erwecken, als ob er gegen jede weitere Ver-
besserung im Kampf gegen wucherische Ausbeu-
tung wäre, und das, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, in einer Zeit, in der Hunderttausende 
unter elendiglichen Kreditbedingungen stöhnen, 
wegen derer sie am Rande des Existenzminimums 
leben, in einer Zeit, in welcher der moderne Schuld-
turm wirklich schon zum Begriff geworden ist. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Im dritten Buch Moses — um wieder auf die 
Bibel zurückzukommen — werden sogar in den 
Sonderbestimmungen für die Leviten Wucher und 
Zins verboten. Wer heute einen Versuch, wenn auch 
einen wiederholten, zur besseren Bekämpfung des 
Wuchers ablehnt und damit ein Zeichen setzt — das 

war bei Ihnen, Herr Kollege Schroeder, unüberseh-
bar —, dem müssen wir — ich sage das den aller-
christlichsten Damen und Herren von der Union — 
gehörig die Leviten lesen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir stimmen deshalb der Ablehnung der Wucher-
vorschrift des Bundesrats nicht zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das war eine Vorlesung aus den Bü-

chern Moses!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kleinert. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das scheint mir 
heute vormittag wirklich ein Lehrstück zu sein für 
die Art, wie wir mit Recht und Gesetz besonders im 
Bereich des BGB umzugehen haben; denn all un-
sere Bemühungen während der letzten — etwa — 
dreißig Jahre haben das BGB auch nicht annähernd 
in der Ausgewogenheit seiner Bestimmungen er-
reicht, in der Abwägung zwischen Rechtspre-
chungsmöglichkeiten und dem, was durch Gesetz 
geregelt werden soll. 

Jetzt haben wir die interessante Situation, daß 
die Rechtsprechung genau all das, was Sie zur Be-
gründung Ihres Gesetzentwurfs anführen, mühsam 
herausgearbeitet hat — das ist bereits dargestellt 
worden —, Sie aber dennoch jetzt ein Gesetz ma-
chen wollen. Man könnte glauben, so wie Herr 
Mann das in seiner Zwischenfrage angesprochen 
hat, daß es sich nur darum handele, die Rechtspre-
chung festzuschreiben. 

Mit dem Ding führt uns keiner mehr hinter die 
Fichte. Jedesmal, wenn Sie sagen, daß Sie Recht-
sprechung festschreiben, kriegt das Ding Beine. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Dann sagen die Richter nämlich, daß das mit dem, 
was sie zu dem alten Gesetzestext ausgeurteilt hät-
ten, gar nicht übereinstimmen könne, obwohl in der 
Begründung steht, daß sich das nach der bisherigen 
Rechtsprechung richtet, was wir jetzt nur der Klar-
heit halber, und damit es jeder Laie lesen kann — 
beschließen. Die Gegend wimmelt j a von Leuten, 
die den Schönfelder als liebste Hauslektüre haben. 
Sie sagen, daß jeder Laie das dann nachlesen kann. 
Nichts dergleichen passiert. Die Leute lesen es ge-
nausowenig wie zuvor, gehen aus mir unerfindli-
chen Gründen zu Menschen, die ihnen teurere Kre-
dite anbieten als andere, obwohl sogar in Aushang-
kästen der Banken außen am Hause die Zinssätze 
angeschlagen sind. Ich weiß wirklich nicht, was 
man da noch machen soll. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Bitte schön, Herr de 
With. 
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Dr. de With (SPD): Herr Kollege Kleinert, sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß wir keines-
wegs die Rechtsprechung kodifizieren, also fest-
schreiben wollen, sondern daß wir — neben einer 
eigenen Vorschrift — ein richterliches Vertrags-
recht einführen möchten, was auch die Schweizer 
vorhaben, die ja in besonderem Maße Erfahrungen 
mit Bankgeschäften und Kreditgeschäften aufwei-
sen? 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Also, wir wollen ja 
nicht übermütig werden, Herr Kollege de With; aber 
vielleicht können die Schweizer auch mal von uns 
etwas lernen und sich darauf besinnen, daß sie auf 
diesem Gebiet so unglaublich gute Erfahrungen 
und eine so unglaublich gute Geschäftspolitik ha-
ben, daß sie vielleicht eines weiteren Gesetzes nicht 
bedürfen. 

Ich bleibe aber bei meinem Thema, und mein 
Thema ist nicht etwa dieser Entwurf in seinen Ein-
zelheiten. Es lohnt sich wirklich nicht, sehr viel 
dazu zu sagen. Mein Thema ist: Wie machen wir 
Gesetze? Ich sage Ihnen, wenn Sie auf der Basis der 
bestehenden Rechtsprechung eine Gesetzesformu-
lierung machen, die dieser Rechtsprechung in etwa 
entspricht, 

(Dr. de With [SPD]: Das machen wir ja 
nicht!) 

dann werden Sie zum Schluß erleben, daß die Sache 
Beine bekommt und daß die Rechtsprechung in Zu-
kunft anders verlaufen wird, obwohl sie sich gerade 
auf diesem Gebiet inzwischen dort eingependelt 
hat, wo es den Interessen der Verbraucher gescheit 
und vernünftig dient. 

Sie machen mich darauf aufmerksam, daß Sie 
hier einen wesentlichen Punkt, nämlich die subjek-
tive Seite, ändern wollen. Dies ist bisher für die 
Rechtsprechung kein Hindernis gewesen, mit den 
Problemen fertig zu werden. Die objektive Seite ist 
ohnehin ungewöhnlich viel bedeutender. Die sub-
jektive wird sich auch in Zukunft nicht richtig fest-
stellen lassen. Und vor einem richterlichen Ver-
tragsrecht — das Wort haben Sie hier heute mehr-
fach eingeführt — möchte ich doch wirklich war-
nen. Es wäre schon gut, wenn wir in dem — ich 
glaube, das darf man sagen — mühsamen Zusam-
menspiel von Gesetzgebung und Rechtsprechung 
möglichst ein stabiles Gleichgewicht erreichen und 
wenn in diesem Zusammenspiel sich dann auch 
eine gewisse Sicherheit herumsprechen kann. Die 
Leute werden nicht den Schönfelder lesen — ich 
sagte es schon mal —, aber sie werden von mög-
lichst vielen, die sich etwas mehr damit befaßt ha-
ben, hören: So ungefähr geht das lang, wenn du das 
und das Problem hast. Wenn hier jetzt Nichtigkeit 
bei etwa dem Doppelten des unteren, normalen Zin-
ses angenommen wird, dann haben wir etwas Ob-
jektives. Hier noch weiter in die subjektive Seite 
hineinzugehen, halte ich für ganz bedenklich. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich glaube, wir sollten damit unsere Rechtspre-
chung jetzt nicht zusätzlich belasten. Was zu leisten 
war, hat sie — und dafür sei Dank gesagt — ge-
schafft. Gerade in diesem Augenblick — vor einigen 

Jahren hätte da noch einiges anders beurteilt wer-
den müssen, meine ich — gesetzgeberisch ausge-
rechnet im BGB an einer so heiklen Stelle herum-
zufuhrwerken und damit alles wieder in Unruhe 
und Ungewißheit zu bringen, das halte ich eben 
nicht für unsere Aufgabe als Gesetzgeber. Darum 
bleibt es bei unserer Ablehnung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Mann, 
da Sie jetzt ohnehin als nächster zu Wort kommen, 
können Sie Ihre Zwischenfrage in Form von Bewer-
tungen anbringen. Sie haben das Wort. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bür-
ger! Herr Kleinert und vor allem Herr Schroeder, 
der Gesetzentwurf ist schon die seit Jahren überfäl-
lige notwendige Reaktion des Gesetzgebers auf be-
reits seit Ende der 70er Jahre feststellbare ekla-
tante Mißstände in Form maßloser Zinsforderun-
gen von seiten der Kreditwirtschaft sowie der hier-
mit einhergehenden sukzessiven finanziellen, per-
sönlichen und familiären Verelendung weiter 
Kreise der Bevölkerung. Zu Recht hat der Herr Kol-
lege de With vom Schuldturm gesprochen. 

Die vom Bundesgerichtshof in der Rechtspre-
chung zur Sittenwidrigkeit von Konsumentenraten-
krediten entwickelte Objektivierung des Geldwu-
chers soll mit dem Entwurf auf eine eindeutige ge-
setzliche Grundlage gestellt werden. Wir begrüßen 
diese Initiative. 

Worum geht es volkswirtschaftlich? Der hier be-
troffene Konsumentenkredit stieg seinem Volumen 
nach in den Jahren von 1950 bis 1980 auf rund 131 
Milliarden DM bei einer durchschnittlichen Ver-
schuldung jedes zweiten Haushaltes in der Bundes-
republik Deutschland von 10 500 DM. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Sind das die 
Verelendeten?) 

— Was ist daran besonders interessant, Herr Klei-
nert? Großbanken und ihre Tochterunternehmen in 
Form von Teilzahlungskreditbanken stiegen, in Er-
kenntnis der Lukrativität dieses Geschäftszweiges 
— mittlerweile hat der Anteil des Konsumentenkre-
ditgeschäftes am nominalen Bruttosozialprodukt 
10 % erreicht —, in starkem Maße ein. Ich finde, das 
ist eine besondere Art von Familienunternehmen: 
Die Tochter wuchert und die Mutter schuldet um. 

(Dr. de With [SPD]: Das ist sehr gut ge-
sagt!) 

Und was erleben wir hier heute? Statt der Initia-
tive des Bundesrates und des Landes Hessen zuzu-
stimmen, um in einem kleinen gesetzgeberischen 
Schritt in die richtige Richtung dazu beizutragen, 
den Markt unseriöser Kreditgewährung und Ver-
mittlung ein wenig einzutrocknen, üben sich Bun-
desregierung und die Mehrheit im Rechtsausschuß 
in Zurückhaltung. 

Die scheinbar rechtspolitisch seriöse Begrün-
dung, es bestehe kein Regelungsbedürfnis im Hin- 
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blick auf die Rechtsprechung des BGH, kann nicht 
über die wahren Motive unserer „Nichtgesetzgeber" 
hinwegtäuschen: Nur keine wirksamen Schutzge-
setze für sozial Schwache! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: So ein Quatsch!) 

Gestern noch lenken Sie in der Aktuellen Stunde 
bezüglich der skandalösen Wohnungsverkäufe der 
Neuen Heimat scheinheilig davon ab, wer seit Jahr-
zehnten in erster Linie für Mißstände und unsoziale 
Verhältnisse im Wohnungswesen politisch verant-
wortlich ist. Es sind nämlich die finanzkapitalab-
hängigen freien Liberalen, die „feinen" Liberalen, 
möchte ich lieber sagen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Die soge

-

nannten Liberalen!) 

Heute sollen wir ihnen glauben, daß kein rechts-
politisches Bedürfnis für eine gesetzliche Klärung 
der gröbsten Unbilligkeiten vor allem im Bereich 
des Teilzahlungskreditunwesens bestünde! Machen 
wir doch uns und den Betroffenen nichts vor: Wer 
von den bewucherten Kreditnehmern wird sich vor 
Gericht schon wehren, Herr Schroeder, und alle 
Umstände des Einzelfalles eines wucherähnlichen 
Geschäftes — Beweislast hin, Beweislast her — 
darlegen? 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Ha

-

ben Sie mal die Urteile gelesen?) 

So hat noch vor wenigen Tagen die Arbeitsge-
meinschaft der Verbraucherverbände darauf hinge-
wiesen, daß sich schätzungsweise nur jeder Zwan-
zigste von einem sittenwidrigen Kreditvertrag Be-
troffene dagegen wehrt, und das bei durchschnitt-
lich mehr als 10 000 DM an zuviel gezahlten Zinsen 
und Kosten, wie es die AGV in ihrer Analyse von 
198 Urteilen ermittelt. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Ein Horrorun

-

fug ist das!) 

Wir können uns des Eindrucks nicht erwehren, 
daß der allgegenwärtige Einfluß des Finanzkapitals 
schon diese wahrhaftig bescheidene Gesetzesinitia-
tive blockiert. Es ist hier ebenso wie bei der Versi-
cherungswirtschaft, wo der Gesetzgeber in der ge-
pflegten Bonner Landschaft durch Untätigkeit, z. B. 
beim Problem der Lebensversicherung, glänzt. Es 
geht gesamtwirtschaftlich, wie ich ausgeführt habe, 
um erkleckliche Summen, nämlich um 131 Milliar-
den DM. Mancher überschuldete Kreditnehmer 
wird sich sicherlich seinen Reim darauf machen 
können, inwieweit die Zurückhaltung des Gesetzge-
bers in diesem Bereich — das geht auch an die 
Adresse der SPD während ihrer Regierungszeit — 
mit den Spenden von Großbanken, die im Rahmen 
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren be-
kanntgeworden sind, in Zusammenhang zu bringen 
ist. 

Hier jedenfalls scheinen Leistung und Gegenlei-
stung wieder zu stimmen, wenn man an das Par-
teienfinanzierungsgesetz mit der 50 %-Regelung 
denkt. Hinter den Zahlen und Statistiken verbirgt 
sich jedoch viel menschliches Leid und Elend. Allzu 
oft führen die extrem hohen Zinssätze bei leider 

immer alltäglicher werdenden Schicksalsschlägen, 
wie Arbeitslosigkeit und Scheidung, zum finanziel-
len und oft auch persönlichen Ruin, ohne die Mög-
lichkeit eines befreienden privaten Konkurses. 
In einer Zeit von Massenarbeitslosigkeit und So-

zialabbau geraten Hunderttausende von Bürgerin-
nen und Bürgern in Not. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Ge-
schwätz!) 

Sie müssen mit der Aufnahme von Zweit- und Dritt-
nebentätigkeiten, der Verringerung oder gar völli-
gen Auflösung von Sparguthaben sowie Einsparun-
gen bei Ausgaben für Kleidung und Essen immer 
größere Anteile ihres Einkommens ausschließlich 
für Tilgung und vor allem für Zinsen in die Häuser 
der Banken tragen. 

Wir unterstützen daher den Bundesratsentwurf 
als einen ersten Schritt in die richtige Richtung. 
Wir warten mit großem Interesse und Spannung 
auf die SPD-Initiative. Auch unsere weiterreichen-
den Vorstellungen laufen darauf hinaus — — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Sie 
haben Ihre Redezeit ausgeschöpft; kommen Sie 
zum Schluß. 

Mann (GRÜNE): Ich darf das noch kurz ausfüh-
ren: richterliche Vertragshilfe bei überschuldeten 
Kreditnehmern — ich komme zum Schluß —, insbe-
sondere unter jeweiliger Berücksichtigung von de-
ren finanzieller und sozialer Situation, Anordnung 
von erträglichen Stundungsvereinbarungen — — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Das geht nicht. Ich muß 
Ihnen das Wort entziehen. 

(Abg. Mann [GRÜNE] versucht, seine Rede 
trotz ausgeschalteten Mikrophons fortzu-

setzen) 

— Herr Abgeordneter, bitte entfernen Sie sich vom 
Rednerpult. Sie haben sich an die Vereinbarungen, 
die die Fraktionen treffen, die das Haus getroffen 
hat, zu halten. Ich bitte, künftig so zu verfahren. 

Mann (GRÜNE): Ich bedanke mich für Ihre Ge-
duld. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie sollten bei 
anderen auch darauf bestehen! — Weitere 

Zurufe von den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich möchte diese Kritik 
zurückweisen. Ich achte darauf, daß die Vereinba-
rungen der Fraktionen, und zwar von allen Seiten, 
eingehalten werden. 

(Weiß [CDU/CSU]: Die kennen keine Ord-
nung, die haben keine Ordnung!) 

Ich erteile das Wort dem Herrn Parlamentari-
schen Staatssekretär beim Bundesminister der Ju-
stiz, Herrn Erhard. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die Bundesregierung steht al- 
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len Vorschlägen zur Verbesserung des Verbrau-
cherschutzes sehr aufmerksam und wohlwollend 
gegenüber. Sie ist jedoch der Auffassung, daß der 
vorliegende Entwurf die in ihn gesetzte Absicht 
nicht erfüllen kann, und zwar deshalb, weil die 
Rechtsprechung weitergegangen ist und der Ent-
wurf wahrscheinlich sogar kontraproduktiv wirken 
würde. Er ist zum vierten Mal unverändert einge-
bracht. Er mag zwar in früheren Jahren eine ge-
wisse Berechtigung gehabt haben, aber ich darf für 
die Bundesregierung darauf aufmerksam machen, 
daß sich die politischen Verhältnisse in ihren Mehr-
heiten durchaus verändert haben. 

Inzwischen hat sich auch die Rechtsprechung so 
weit entwickelt, daß man sie kurz darstellen darf. 

(Mann [GRÜNE]: Das haben wir alles 
schon gehört, Herr Staatssekretär!) 

— Herr Mann, wenn ich nicht für die Bundesregie-
rung sprechen würde, würde ich Ihnen nach dem, 
was Sie vorhin gesagt haben, in der Weise antwor-
ten, wie es Ihnen gebührt. 

(Tatge [GRÜNE]: Machen Sie es doch ein- 
mal!) 

Die Rechtsprechung hat sich inzwischen dahin 
entwickelt, daß sich die Nichtigkeit eines Kreditge-
schäfts nicht nach § 138 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches, sondern nach Abs. 1 richtet. Wenn nach 
dem Entwurf bei Kreditgeschäften künftig auf die 
subjektiven Merkmale des § 138 Abs. 2 verzichtet 
werden soll, so läuft diese Maßnahme ins Leere. Im 
Rahmen der Prüfung nach dieser Bestimmung sind 
die subjektiven Momente jedoch mehr und mehr in 
den Hintergrund gedrängt worden. 

(Dr. de With [SPD]: Aber vorhanden sind 
sie immer noch!) 

— Aber Herr de With, glauben Sie denn, daß wir 
subjektive Elemente aus Vertragsgeschäften ganz 
entfernen können? — Der Bundesgerichtshof hat in 
seiner Entscheidung vom 14. Juni 1984 klargestellt: 
Wenn gewerbsmäßige Darlehnsgeber objektiv sit-
tenwidrig handeln, müßte vermutet werden, daß sie 
auch wüßten, was sie tun. Soweit bekannt, ist daher 
auch bei Vorliegen eines objektiven Mißverhältnis-
ses von Leistung und Gegenleistung die Feststel-
lung der Nichtigkeit am Fehlen subjektiver Merk-
male nicht oder nicht mehr gescheitert. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung 
könnte sich im übrigen in zweierlei Hinsicht umge-
kehrt, nämlich negativ, auswirken: Zum einen soll 
nach dem Entwurf des Bundesrates nur noch auf 
die Preis-Leistungs-Verhältnisse abgestellt werden. 
Die Rechtsprechung geht jedoch darüber hinaus. 
Das heißt: Feststellung der Sittenwidrigkeit eines 
Darlehnsgeschäfts berücksichtigt auch Umstände 
außerhalb des engeren Verhältnisses von Leistung 
und Gegenleistung, z. B. Höhe und Fälligkeit von 
Verzugszinsen. Die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Regelung würde es daher in Zukunft kaum noch 
möglich machen, wie bisher alle Umstände des Ge-
schäfts, also auch das subjektive Verhalten, in die 
Beurteilung der Sittenwidrigkeit einfließen zu las-
sen. 

Zum anderen — zweiter Punkt — wäre § 817 
Satz 2 BGB bei der Abwicklung von sittenwidrigen 
Darlehnsgeschäften kaum noch anwendbar, weil 
diese Vorschrift das Bewußtsein der Rechtswidrig-
keit voraussetzt. Damit wäre wiederum eine kredit-
nehmerfreundliche Rechtsprechung gefährdet. 
Denn bekanntlich muß der Darlehnsnehmer bei ei-
nem sittenwidrigen Darlehnsvertrag das Darlehn 
erst nach Ablauf des ursprünglich vorgesehenen 
Zeitraums zurückzahlen, und zwar ohne Zinsen. 
Diese Rechtsfolge wäre kaum noch möglich, wenn 
es, wie nach dem Entwurf vorgesehen, ausschließ-
lich auf objektive Kriterien ankäme. 

Wir wissen, daß es manchmal sehr einfach ist, 
einen Paragraphen zu lesen und von den anderen 
möglichst nicht Kenntnis zu nehmen. Dann hat 
man vermeintlich die beste Vorstellung von dem, 
was im BGB steht. Es muß aber Wert darauf gelegt 
werden, die Vorschriften in ihrer Zusammengehö-
rigkeit zu sehen und anzuwenden. 

Wenn wir die vom Bundesrat vorgeschlagene An-
derung des § 138 BGB für überholt halten und daher 
ablehnen, so sollte daraus allerdings nicht gefolgert 
werden, auf dem Gebiete des Verbraucherkredits 
sei auch sonst alles in bester Ordnung, so daß sich 
jedes weitere Nachdenken über eine Verbesserung 
des Verbraucherschutzes erübrige. 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Ich bin gleich fertig; nein. 

Von den Verbraucherverbänden und durch 
rechtstatsächliche Untersuchungen wissen wir, daß 
die durchschnittliche Verbraucherverschuldung in 
der Bundesrepublik in Teilen ein beängstigendes 
Ausmaß angenommen hat. Damit gehen Probleme 
einher, über die auf seiten der Bundesregierung 
und auch des Gesetzgebers nachgedacht werden 
muß. 

Ohne auf Einzelheiten einzugehen, möchte ich 
nur stichwortartig sagen: Es gibt eine Art von Le-
bensschuldverhältnissen. Sie sprechen von „Schuld-
turm". Es gibt auch Titulierungen, also durch Ge-
richte ausgesprochene Titel, über sittenwidrige For-
derungen im Mahnverfahren. Der Bundesminister 
der Justiz hat auf Anregung des Bundesrates und 
der Bundesländer die Lage der Schuldner bei Ra-
tenkrediten näher untersucht und dazu einen um-
fangreichen Zwischenbericht vorgelegt. Welche Fol-
gerungen daraus gezogen werden müssen oder sol-
len, das muß selbstverständlich in der ganzen 
Breite der Beteiligten auf Bundes- und Länder-
ebene erörtert werden. 

(Dr. de With [SPD]: Bis zum Jahre 2000!) 

Ohne Erörterung der tatsächlichen Verhältnisse 
lassen sich richtige Schlußfolgerungen kaum zie-
hen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
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Parl. Staatssekretär Erhard 
Die Bundesregierung weist jedenfalls Vorwürfe, 

wie sie der Kollege Mann hier erhoben hat, ent-
schieden und eindeutig zurück. 

(Mann [GRÜNE]: Das wundert mich über

-

haupt nicht!) 

Wir sind für den Schutz der Schwachen, und unsere 
Rechtsordnung hat ja gerade darin ihren wesentli-
chen Charakter, daß sie den Schwachen schützt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Der Ausschuß empfiehlt, diesen Gesetzent-
wurf abzulehnen. 

Ich rufe Art. 1 bis 3 sowie Einleitung und Über-
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist in zweiter Beratung abgelehnt. Da-
mit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäfts-
ordnung jede weitere Beratung. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die Mit-
tagspause ein. Die Sitzung wird um 14.30 Uhr mit 
der Fragestunde fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.09 bis 14.30 Uhr) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/3857 — 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr. 

Wir haben es hier mit einer Kuriosität zu tun, die 
erstmalig ist. Ich muß Sie daher zuvor ein wenig 
aufklären. 

Es handelt sich um die Fragen 01 und 02 des 
Abgeordneten Zander. Die Fragen sind von der 
Bundesregierung schriftlich beantwortet worden, 
aber nicht in der vorgeschriebenen Wochenfrist. 
Dies ist auch schon Gegenstand einer Erörterung 
im Ältestenrat gewesen. Die Bundesregierung hat 
erfreulicherweise zugesagt, dafür Sorge tragen zu 
wollen, daß derartige Versäumnisse in Zukunft 
nicht mehr vorkommen. 

Der Abgeordnete Zander hat aber inzwischen 
entsprechend Nr. 15 der Richtlinien für die Frage-
stunde — Anlage 4 unserer Geschäftsordnung — 
verlangt, daß seine Fragen in der Fragestunde noch 
einmal aufgerufen werden. Dies wird geschehen 
und geschieht hiermit. Ich rufe die Fragen 01 und 02 
des Abgeordneten Zander auf: 

Für welches Haushaltsjahr ist die erste Rate einer Finan-
zierung des sogenannten Alleentunnels in Frankfurt/Main 
vorgesehen, und welche Haushaltsmittel des Bundes stehen 
für dieses Projekt insgesamt bereit? 

Mit welcher Priorität ist das Projekt „Alleentunnel" in der 
Planung des Bundes versehen, und welche anderen Ver-
kehrsprojekte würden bei einer Heraufstufung in der Priori-
tätenliste zurückgesetzt werden müssen? 

Aber, Herr Abgeordneter, da die Fragen inzwi-
schen schriftlich beantwortet worden sind, haben 
Sie nur noch die Möglichkeit, sich nach den Grün-
den der Verzögerung zu erkundigen. Diese Möglich-
keit, Herr Abgeordneter, möchte ich Ihnen nun-
mehr geben. Denn ich nehme an, Sie machen von 
diesem Ihrem Recht Gebrauch. Bitte sehr, Herr Ab-
geordneter. 

Zander (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. Ich 
frage also: Aus welchen Gründen war die Bundesre-
gierung nicht in der Lage, die relativ einfache Frage 
nach der Finanzierung eines Bauvorhabens in 
Frankfurt innerhalb der in der Geschäftsordnung 
vorgegebenen Frist zu beantworten? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege, wegen der Beson-
derheiten des Verfahrens, das schließlich zu einem 
besonderen Erfolg des Oberbürgermeisters Wall-
mann aus Frankfurt führte, dauerte auch das Ver-
fahren zur Beantwortung Ihrer Fragen etwas län-
ger. Es handelte sich dabei um einen einzigen Tag. 
Der Erfolg ist aber viel größer. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie haben, wenn Sie es 
wünschen, eine Zusatzfrage. 

Zander (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß es für Sie schwierig war, 
mir fristgerecht einen Tatbestand mitzuteilen, der 
schon vor einer Woche in allen Frankfurter Zeitun-
gen zu lesen war? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
darum geht es nicht. Es ging vielmehr darum, daß 
auch andere Stellen eingeschaltet waren. Sie wis-
sen, daß sich der Herr Bundeskanzler eingesetzt 
hatte. Es ging also darum, daß die Mitzeichnung 
und Abklärung etwas umfangreicher war, als Ihnen 
selber von Ihrer Tätigkeit als Parlamentarischer 
Staatssekretär her bekannt ist. 
Aber ich glaube, wir sollten daraus einem Mini-

sterium oder gar seinen Beamten keinen Vorwurf 
machen. Denn ich habe festgestellt, daß es auch 
sozialdemokratischen Mitgliedern dieses Hohen 
Hauses etwas schwerfiel, fristgerecht den Erfolg 
des Oberbürgermeisters zu realisieren, so daß es 
sicher keine Beschimpfung von Beamten ist, wenn 
ich hier feststelle, daß dies auch bei den Beamten 
etwas länger als sonst üblich gedauert hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, da 
Sie zwei Fragen nicht beantwortet bekommen ha-
ben, haben Sie auch für die weitere Frage, die nicht 
beantwortet worden ist, eine Zusatzfrage, soweit sie 
sich auf die Ursachen der Verzögerung bezieht. 

Zander (SPD): Herr Präsident, das ist zugleich die 
letzte Zusatzfrage. Ich würde gerne wissen: Kann 
man aus der Anwendung dieser Geschäftsord-
nungsvorschrift, die ich hier in Anspruch genom-
men habe, schließen, daß künftig auch die anderen 
Ressorts die vorgesehenen Fristen beachten, damit 
wir nicht regelmäßig die Bundesregierung wegen 
der sich häufenden Überschreitung von Fristen 
hierherzitieren müssen? 
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Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
nehme an, daß dies eine Frage ist, die der Präsident 
in den Ältestenrat tragen wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Dies, Herr Abgeordne-
ter, habe ich bei meinen einleitenden Bemerkungen 
schon zur Kenntnis gegeben. Das Bemühen der 
Bundesregierung schien mir ernsthaft zu sein. Ich 
glaube, wir können damit den Sachverhalt als abge-
schlossen betrachten. 

(Beifall des Abg. Dr. Rose [CDU/CSU]) 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie. 

Der Fragesteller der Frage 1, der Abgeordnete 
Stiegler, hat um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Voss steht uns zur Verfügung. 

Der Fragesteller der Frage 2, der Abgeordnete 
Linsmeier, hat um schriftliche Beantwortung gebe-
ten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Daher kommen wir nun zur Frage 3 des Abgeord-
neten Dr. Weng (Gerlingen): 

Welche Schritte plant die Bundesregierung bezüglich der 
Abgrenzung von Gemeinnützigkeit bei Vereinsfesten und 
Vereinsgaststätten gegenüber der kommerziellen Gastrono-
mie, um zu verhindern, daß die Wettbewerbsverzerrung sich 
in diesem Bereich noch weiter vergrößert? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Vereinsgaststätten werden, Herr 
Kollege Weng, immer als steuerpflichtige wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe behandelt. Abgren-
zungsfragen stellen sich nur bei Vereinsfesten, die 
entweder steuerpflichtige wirtschaftliche Ge-
schäftsbetriebe oder steuerbegünstigte gesellige 
Veranstaltungen sein können. 
Nach einer bundeseinheitlichen Verwaltungsan-

weisung sind unter geselligen Veranstaltungen nur 
Veranstaltungen zu verstehen, die der Pflege der 
Geselligkeit, des Zusammengehörigkeitsgefühls der 
Mitglieder und der Werbung neuer Mitglieder die-
nen. Veranstaltungen, zu denen Nichtmitglieder un-
begrenzten Zugang haben und die den Zuschnitt 
gewerblicher Veranstaltungen haben, sind nicht be-
günstigt. 
Die obersten Finanzbehörden des Bundes und 

der Länder prüfen zur Zeit, ob die Grundsätze für 
die Abgrenzung zwischen steuerbegünstigten ge-
selligen Veranstaltungen und steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben gemeinnützi-
ger Körperschaften in einer neuen Verwaltungsan-
weisung genauer festgelegt werden können. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte schön. 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Staatssekretär, 
wenn ich Sie richtig verstehe, bedeutet das, daß die 
Bundesregierung im Moment keine Schritte plant, 
Sie also meine Frage eigentlich dahin gehend hät

-

ten beantworten können. Darf ich aus Ihrer Ant-
wort trotzdem die Frage ableiten, ob Sie eine Aus-
sage darüber machen können, wann das Ergebnis 
dieser Prüfung zu erwarten ist? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen be-
reits gesagt, Herr Kollege Weng, daß sich die ober-
sten Finanzbehörden des Bundes und der Länder 
zur Zeit damit beschäftigen. Das dauert in der Re-
gel nicht sehr lange, so daß man in absehbarer Zeit 
— ich kann das jetzt nicht auf einen Tag genau 
sagen, aber innerhalb der nächsten drei bis vier 
Wochen, schätze ich — mit dem Bemühen zu einem 
Ergebnis kommen wird, wie gesagt, hier noch 
gründlichere Abgrenzungsmöglichkeiten zu finden. 

Vizepräsident Cronenberg: Wünschen Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte schön. 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Staatssekretär, 
wären Sie freundlicherweise bereit, mir von dem 
Ergebnis dieser Gespräche umgehend Bescheid zu 
geben, damit ich den Versuch machen kann, auf das 
Finanzministerium Einfluß zu nehmen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Die Ergebnisse, 
Herr Kollege Dr. Weng, sind in der Regel nicht 
geheim, so daß durchaus die Möglichkeit besteht, 
Ihnen, wenn das Ergebnis vorliegt, hiervon Kennt-
nis zu geben. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie meine Auffassung bestätigen, daß es sich in 
dieser Frage nicht um ein Problem handelt, das der 
Gesetzgeber lösen müßte, sondern daß es sich hier 
allenfalls darum handelt, daß die Interpretation 
oder der Vollzug des Gesetzes angesprochen ist? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Till-
mann, ich muß Ihnen absolut recht geben. Hier ist 
keine gesetzliche Vorschrift vonnöten, sondern es 
reicht durchaus, wenn Richtlinien da sind, die auch 
jetzt bereits bundesweit bestehen, vielleicht hier 
mit dem Versuch, noch klarere Kriterien der Ab-
grenzung zu finden. Richtlinien sind für diesen 
Zweck durchaus ausreichend. 

Vizepräsident Cronenberg: Der Abgeordnete 
Klejdzinski hat ebenfalls den Wunsch, eine Zusatz-
frage zu stellen. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir in der Auffassung zu, daß die vorgeleg-
ten Fragen sehr verklausuliert Steuerrecht beinhal-
ten, es hier aber im wesentlichen darum geht, bei-
spielsweise lobbyismushaft für eine bestimmte 
Gruppe einzutreten bzw. über Richtlinienneufas-
sung letztlich für diese Gruppe irgendwie Motor zu 
sein und die eigentliche Gruppe, nämlich die der 
Verbraucher, dabei nicht so zu berücksichtigen? 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Unerhört, 
Herr Kollege!) 
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Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihr Ansinnen, das Sie der Frage unterlegen, 
nicht bestätigen. Ich kann Ihnen nur sagen, daß 
hier versucht wird, Wettbewerbsverzerrungen, die 
vermieden werden müssen, in Zukunft in einem ge-
ringeren Ausmaß zu halten, als sie vielleicht jetzt 
da und dort, nicht allgemein, zu beklagen sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Damit ist der Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 
abgeschlossen. Wir danken Ihnen, Herr Staatsse-
kretär. 

Bevor ich nun zum nächsten Geschäftsbereich 
komme, möchte ich das Haus von folgender Aus-
gangslage unterrichten. Wir haben für diese Frage-
stunde 34 Fragen. Normalerweise werden etwa 29 
bis 31 Fragen abgehandelt. Ohne das Fragerecht 
der Abgeordneten in irgendeiner Form einschrän-
ken zu wollen, können wir es uns sparen, morgen 
eine Fragestunde für vier Fragen einzuräumen, 
wenn wir uns sehr um Konzentration bemühen. 
Dies wäre meine Bitte an das Haus. Ich betone 
nochmals: Das Fragerecht der Abgeordneten 
möchte ich damit in keiner Weise eingeschränkt 
sehen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramts. Die Fragen 4 
und 5 des Abgeordneten Schily, die Fragen 6 und 7 
des Abgeordneten Neumann (Bramsche) und die 
Fragen 8 und 9 des Abgeordneten Dr. Hauchler wer-
den auf Grund der Richtlinien Nr. 2 Abs. 2 schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Herr Abgeordneter Verheugen, ich habe hier ei-
nen Vermerk, daß auch Ihre Frage schriftlich be-
antwortet wird. — Es tut mir schrecklich leid, ich 
werde von der Verwaltung eindeutig unterrichtet, 
daß für Ihre Fragen 10 und 11 eine schriftliche Be-
antwortung beantragt ist. Das gleiche trifft zu für 
die Fragen 12 und 13 des Abgeordneten Toetemey-
er, 14, 15 des Abgeordneten Herterich, 16, 17 des 
Abgeordneten Bindig, für Frage 18 von Frau Borg-
mann, für Frage 19 der Abgeordneten Frau Dr. 
Hamm-Brücher. Abgeordneter Sauer (Salzgitter), 
der die Frage 20 gestellt hat, bittet um schriftliche 
Beantwortung. Abgeordneter Kalisch — Frage 21 — 
bittet ebenfalls um schriftliche Beantwortung. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen damit zur Frage 22 des Abgeordne-
ten Dr. Rose. Herr Staatsminister, Sie stehen zur 
Beantwortung zur Verfügung; ich bitte, die Beant-
wortung vorzunehmen. 

Beurteilt die Bundesregierung die in Pressemeldungen 
Mitte September erwähnten Selbstmordfälle im Auswärtigen 
Amt als Folge unzureichender Personalausstattung? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Dr. Rose, zunächst eine Klarstellung 
vorweg. Ich weiß nicht, auf welche Pressemeldun-
gen Sie sich im einzelnen bezogen haben. Ich 
möchte aber zu einer Pressemeldung vorweg sagen, 
es trifft nicht zu, daß es im Auswärtigen Amt seit 
1984 19 Selbstmorde gegeben habe, wie eine große 
Zeitung gemeldet hat. Es waren in diesem Zeitraum 

sieben Selbstmorde, die wir zu beklagen hatten. — 
Dies  vorweg und nun zur Sache. 
Durch den ständig wechselnden Einsatz im In-

land und in den Auslandsvertretungen in allen Tei-
len der Welt sind die Bediensteten des auswärtigen 
Dienstes und ihre Familien starken physischen und 
psychischen Belastungen ausgesetzt. In den letzten 
Jahren haben diese Belastungen vor allem in den 
Ländern der Dritten Welt weiter zugenommen. Ich 
nenne nur die wichtigsten: vielfach monatelange 
Trennung von Familienangehörigen und Kindern, 
Eingewöhnung in neue klimatische, kulturelle und 
sprachliche Verhältnisse, Gefährdungen durch Ge-
waltkriminalität und zum Teil durch kriegerische 
Ereignisse, Versorgungslücken, unzureichende ärzt-
liche Versorgung. Die Anhörung im Auswärtigen 
Ausschuß im Februar und März dieses Jahres hat 
davon ja ein anschauliches Bild gegeben. 
Das Auswärtige Amt versucht, auf eine möglichst 

große Belastbarkeit seiner zukünftigen Mitarbeiter 
schon bei der Einstellung Wert zu legen; sie wird 
auch bei späteren Versetzungen berücksichtigt. Wo 
persönliche Probleme bekannt werden, leisten Vor-
gesetzte und Kollegen jede ihnen mögliche Hilfe, 
und trotzdem bleiben persönliche ausweglos er-
scheinende Krisen, die in Einzelfällen in einen 
Selbstmord münden, offenkundig unvermeidbar. 
Also in dem genannten Zeitraum sieben. 
Es ist nicht in allen Fällen abgrenzbar, ob ein 

Selbstmord seinen Ursprung in der dienstlichen 
oder in der privaten Sphäre hat. Die besonderen 
Umstände des auswärtigen Dienstes bringen es mit 
sich, daß dienstliche und private Belastungen ge-
genwärtig sich beeinflussen und verstärken. 
Wie Sie sehen, handelt es sich um eine oft viel-

schichtige Motivation. Es wäre deshalb ungerecht-
fertigt, die Selbstmordfälle im Auswärtigen Amt 
überwiegend auf eine unzureichende Personalaus-
stattung zurückzuführen. Für das Auswärtige Amt 
besteht andererseits kein Zweifel, daß die starke 
Arbeitsbelastung vieler seiner Mitarbeiter auf ein 
Mißverhältnis zwischen Aufgabenzuwachs und Per-
sonalausstattung zurückzuführen ist. Dies gilt auch 
für eine nach Meinung des Auswärtigen Amtes mit 
künftig 59 Stellen noch unzureichende Personalre-
serve, die bei Versetzungen und Abordnungen im-
mer wieder zu vielwöchigen Vakanzen und damit 
zu zusätzlichen Belastungen führt. Im Regierungs-
entwurf für den Haushalt 1986 sind 32 neue Stellen 
im Auslandskapitel vorgesehen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Ich nehme mit Freude zur 
Kenntnis, daß die Selbstmordzahlen nicht so hoch 
sind wie in den Zeitungen geäußert. Herr Staatsmi-
nister, ich möchte Sie trotzdem fragen, ob es in den 
letzten Monaten und vielleicht in gewissen Regi-
onen der Welt eine zunehmende Tendenz gibt. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Dr. Rose, wir 
sind dieser Frage wie auch der Frage nach den 
Motiven nachgegangen. Die Motive sind sehr 
schwer zu eruieren, weil im Umfeld der Betroffenen 
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Staatsminister Möllemann 
im allgemeinen eine sehr große Scheu besteht, dar-
über amtlichen Stellen Auskünfte zu geben, und 
weil uns die Betroffenen selber nichts mehr mittei-
len können. 

Was die Zahlen angeht: Im Jahre 1983 waren es 
fünf Selbstmorde, im Jahre 1984 ebenfalls fünf und 
in diesem Jahr bislang zwei. Das sind die konkreten 
Zahlen. 

Der Schwerpunkt liegt im Ausland. Hier in der 
Bundesrepublik Deutschland kommt es seltener zu 
Selbstmorden. Der Schwerpunkt liegt im allgemei-
nen in den Staaten der Dritten Welt. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Rose? — Keine. Das Haus 
wünscht auch keine weiteren Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 23 des Abgeordneten Dr. 
Rose auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung zur Lösung der ange-
deuteten Personalstrukturprobleme des Auswärtigen Amtes 
die vermehrte Einsetzung von Medizinern und Psychiatern? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. 
Rose, das Auswärtige Amt kann seinen entsandten 
Mitarbeitern und ihren Familien das gesundheitli-
che Risiko im Ausland nicht abnehmen. Es muß 
sich aber zuerst darum bemühen, alle mit dem 
Dienst im Ausland verbundenen besonderen Bela-
stungen soweit wie möglich zu verringern. Darüber 
hinaus muß es ärztliche und medizinische Vorsor-
gemaßnahmen ergreifen, um das Gesundheitsrisiko 
soweit wie möglich zu verringern. 
Vordringlich ist in diesem Zusammenhang eine 

bessere Ausstattung mit Regionalarztstellen in der 
Dritten Welt. Im Haushaltsentwurf 1986 ist deshalb 
die Ausbringung einer weiteren Regionalarztstelle 
in Lagos (Nigeria) vorgesehen. 
Die Bundesregierung wird versuchen, den Ge-

sundheitsdienst des Auswärtigen Amts auch in den 
folgenden Jahren im Rahmen des Möglichen auszu-
bauen. Im Rahmen des Möglichen heißt: im Rah-
men dessen, was wir angesichts des allgemein fort-
bestehenden Willens, den öffentlichen Haushalt 
konsolidiert zu halten, an zusätzlichen finanziellen 
Mitteln ermöglichen können. 
In diesen Rahmen gehört nach Auffassung des 

Auswärtigen Amtes auch die Schaffung einer Ar-
beitseinheit „Sozialmedizinischer Dienst" im Aus-
wärtigen Amt unter Leitung eines einschlägig er-
fahrenen Arztes. Eine solche Stelle haben wir bis-
her nicht. Dieser soll sich besonders derjenigen 
Mitarbeiter annehmen, bei denen die genannten 
Belastungen zu psychischen Problemen geführt ha-
ben. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte schön. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Nachdem ich registrieren 
kann, daß man in Zukunft nicht auf Psychiater an-
gewiesen ist, aber mit Sicherheit den Gesundheits-
dienst verbessern möchte und auch verbessern 
kann, möchte ich gern wissen, ob man weitere Re-
gionalärzte haben möchte und ob das im Verhältnis 

zu anderen auswärtigen Diensten — z. B. der USA, 
Frankreichs oder der Sowjetunion — besondere Be-
rücksichtigung finden wird. 

Möllemann, Staatsminister: Jedenfalls geben diese 
Zahlen einen Grund, eine größere Zahl von Regio-
nalärzten zu beantragen. Wir brauchen nach unse-
rer Überzeugung in allernächster Zeit mindestens 
drei. Wir verfügen derzeit in Afrika und Asien über 
fünf Regionalärzte, Frankreich hingegen über mehr 
als 100. 

(Duve [SPD]: Das ist nicht vergleichbar!) 
Das zeigt eine Ungleichgewichtung. Ich entnehme 
dem Zuruf des Abgeordneten Duve das, was ich 
sowieso gesagt hätte. Man kann es angesichts der 
unterschiedlichen Personaldichte und der Anteile 
von entsandten Kräften, aber auch Bürgern aus 
dem entsprechenden Mutterland, nur schwer ver-
gleichen. Im allgemeinen sind auf der französischen 
Seite die Regionalärzte nicht nur für das diplomati-
sche Personal tätig, sondern kümmern sich auch 
um französische Bürger, die in den entsprechenden 
Ländern leben und nicht im Staatsdienst stehen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kommt 
nach Ihrer Ansicht ein Regionalarzt billiger oder 
teurer im Vergleich zu dem, was man sonst tun 
müßte, wenn jemand krank ist und diese betref-
fende Person in ein anderes Land muß oder jemand 
zur ärztlichen Betreuung eingeflogen wird? 

Möllemann, Staatsminister: Das ist eine so pau-
schal schwer zu beantwortende Frage. Wenn alle 
die Dienste eines Regionalarztes in Anspruch neh-
men und dieser auch alle Dienstleistungen, die ge-
fragt sind, erbringen kann, wird das im Zweifel 
wahrscheinlich preiswerter sein, aber das Problem 
besteht darin, daß mit den im allgemeinen ja be-
scheidenen Ausstattungen schwerwiegendere Ein-
griffe von einem Regionalarzt gar nicht vorgenom-
men werden können, so daß regelmäßig Kosten bei-
der Art anfallen. Ich kann diese Frage also so allge-
mein nicht beantworten. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ange-
sichts dessen, was Sie gesagt haben, bin ich davon 
überzeugt, daß das Haus das Auswärtige Amt bei 
der Forderung nach mehr Regionalarztstellen un-
terstützen wird, aber sind Sie nicht mit mir der Mei-
nung, daß es wahrscheinlich noch entscheidender 
ist, die von Ihnen angesprochene Sozialarztstelle in 
der Zentrale des Auswärtigen Amtes einzurichten, 
weil man dann bei den Versetzungen im Auswärti-
gen Dienst insgesamt überregional tätig werden 
könnte? 

Möllemann, Staatsminister: Hinsichtlich dessen, 
was das bewirken würde, bin ich mir selbst noch 
nicht ganz sicher. Wir haben uns bei der Vorberei-
tung dieser Fragestunde darüber unterhalten und 



11904 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 

Staatsminister Möllemann 
meinen: Wenn man im Auswärtigen Amt, in der 
Zentrale, eine solche Arbeitseinheit schafft, gleich-
zeitig aber konstatiert, daß sich die ganz überwie-
gende Zahl der Selbstmordfälle eben nicht hier in 
Bonn, sondern in Ländern der Dritten Welt abge-
spielt hat, und wenn man dabei leider auch feststel-
len muß, daß es dafür vorher vergleichsweise we-
nige Indizien gegeben hat, daß also aus der Analyse 
der Einzelfälle hervorgeht, daß in einer ganzen 
Reihe von Fällen sehr stark private Motive, die nur 
bedingt vom Dienst mit beeinflußt worden sind, 
eine Rolle gespielt haben, dann ist nicht sicher, ob 
man mit einer solchen Einrichtung tatsächlich sehr 
weitgehend Abhilfe wird schaffen können. 

Andererseits finde ich, daß die Tatsache, daß 
eben die von mir genannte Zahl von Mitarbeitern in 
den Freitod gegangen ist, schon ein Grund ist, zu 
versuchen, dem mit einer solchen Einrichtung ent-
gegenzutreten. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 

Werden weitere Zusatzfragen gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Dann darf ich diesen Bereich für 
abgeschlossen erklären. 

Es gibt offensichtlich Interpretationsschwierig-
keiten hinsichtlich des Problems, ob die Frage 18 
der Abgeordneten Frau Borgmann und die Fragen 
10 und 11 des Herrn Abgeordneten Verheugen nach 
der Regelung in Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien für die 
Fragestunde schriftlich beantwortet werden müs-
sen. Nach einer Überprüfung habe ich keinen Zwei-
fel daran, daß die Frage der Frau Abgeordneten 
Borgmann nach dem Goethe-Institut im Zusam-
menhang mit dem Kulturabkommen zu sehen ist. 
Nicht ganz so sicher bin ich, ob dies auch für die 
Fragen des Herrn Abgeordneten Verheugen, die 
sich ja nicht auf den kulturellen Bereich beschrän-
ken, zutreffend ist. 

Angesichts der Tatsache, daß der Abgeordnete 
Verheugen nun nicht mehr im Saal ist, erübrigt sich 
im Moment die Beantwortung dieser Frage. Ich 
bitte allerdings die Verwaltung, ernsthaft zu prüfen, 
ob hier nicht eine Mißinterpretation der Richtlinien 
vorliegen kann. 

Damit schließe ich den Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Auswärtigen ab. Ich bedanke 
mich beim Herrn Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Ich rufe die 
Frage 24 des Abgeordneten Lutz auf. — Der Abge-
ordnete befindet sich nicht im Saal. Dann wird nach 
der Geschäftsordnung verfahren, und das trifft 
ebenso für die Frage 25 des Abgeordneten Lutz zu. 

Zu den Fragen 26 und 27 hat der Fragesteller, der 
Herr Abgeordnete Kirschner, um schriftliche Be-
antwortung gebeten. Dies wird geschehen; die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung. 

Die Frage 28 des Herrn Abgeordneten Löffler 
wurde zurückgezogen. 

Die Fragen 29 und 30 der Abgeordneten Frau 
Hoffmann (Soltau) werden, weil das beantragt wor-
den ist, schriftlich beantwortet. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 
Die Fragen 31 und 32 des Abgeordneten Kroll

-

Schlüter werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 
Die Fragen 33 und 34 der Abgeordneten Frau 

Schmidt (Nürnberg) sind von der Fragestellerin zu-
rückgezogen worden. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Verkehr. Zur Beantwortung steht uns 
wiederum der Herr Parlamentarische Staatssekre-
tär Dr. Schulte zur Verfügung. 
Ich rufe Frage 35 des Abgeordneten Stahl (Kem-

pen) auf: 
Auf Grund welcher neuen Gutachten und Zahlen wurde 

der Ausbau der BAB 52, Teilstück Hostert/Waldniel bis west-
lich Elmpt (Staatsgrenze) bei der Vorlage des neuen Bundes-
fernstraßenausbauplanes durch den Bundesminister für Ver-
kehr nicht in die Stufe „vordringlicher Bedarf" genommen? 

Herr Staatssekretär, ich bitte Sie, die Antwort zu 
geben. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege, der ursprüngliche 
Vorschlag des Bundesverkehrsministeriums sah 
vor, die A 52 zwischen Mönchengladbach/Hardt 
und der deutsch-niederländischen Grenze der 
Stufe „Planungen" des neuen Bedarfsplanes zuzu-
ordnen. Er war das Ergebnis einer nach bundesein-
heitlichen Kriterien durchgeführten gesamtwirt-
schaftlichen, regionalpolitischen und ökologischen 
Projektbewertung. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
habe ich gehört, daß Sie irgendwann im August 
1985 erklärt haben, diese Nichteinstufung im „vor-
dringlicher Bedarf" sei auf einen Computerfehler 
zurückzuführen. Trifft das zu, oder was können Sie 
dazu ausführen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
mir sind Computerfehler nicht bekannt. Meistens 
ist es bei den Computern so, daß sie falsch gefüttert 
werden. Bei der Frage nach der Fortschreibung des 
Bedarfsplans ging es zunächst einmal darum, daß 
man nach bundeseinheitlichen Kriterien einen Vor-
schlag erarbeitet, der dann mit den Bundesländern 
erörtert wird, weil nicht auszuschließen war, daß 
eine generalisierende Projektbewertung nicht alle 
örtlich und regional wichtigen Gegebenheiten er-
faßt. In Ihrem Fall war es insbesondere die Frage 
nach den Ortsumgehungen und deren segensrei-
chen Effekt. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte ausdrücklich zur BAB 52 und natürlich 
auch zu den Ortsumgehungen im Zuge der B 221 
fragen. Ich frage Sie nochmals: Trifft es nicht zu, 
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Stahl (Kempen) 

was Sie eben bestätigt haben, daß die Herabstufung 
durch den Bundesverkehrsminister, nämlich die 
Nichtaufnahme in die höchste Dringlichkeitsstufe 
— vordringlicher Bedarf — auf Grund eines Com-
puterfehlers stattgefunden hat? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir haben bei all diesen Straßenprojekten ein Nut-
zen-Kosten-Verhältnis an der Technischen Univer-
sität Aachen ermitteln lassen. In Ihrem Fall ergab 
die Projektbewertung ein Nutzen-Kosten-Verhält-
nis von 3,0, allerdings für den gesamten Abschnitt. 
Angesichts des begrenzten Finanzvolumens konn-
ten wir nur Maßnahmen mit einem Kosten-Nutzen-
Verhältnis von 4,0 und aufwärts berücksichtigen. 
Nachdem wir aber nachher einzelne Projektberei-
che herausnahmen — ich sprach bereits von den 
Ortsumgehungen —, ergab sich eine andere Bewer-
tung. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Sie 
hatten eigentlich Ihre zwei Zusatzfragen gestellt, 
Herr Abgeordneter. Ich sehe keine weiteren Mög-
lichkeiten. Dann rufe ich die Frage 36 des Abgeord-
neten Stahl auf: 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für Verkehr seine 
Meinung inzwischen geändert hat und den Weiterbau der 
BAB 52 bis zur Staatsgrenze als „vordringlichen Bedarf" aus-
weisen will, und wenn ja, warum? 

Ich bitte um die Beantwortung derselben. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, als 
Ergebnis der Abstimmungsgespräche wird nun die 
1. Fahrbahn der A 52 zwischen Mönchengladbach/ 
Hardt und westlich Elmpt für die Stufe „Vordringli-
cher Bedarf" vorgeschlagen mit dem Ziel, die Orts-
lagen Waldniel, Niederkrüchten und Elmpt bald-
möglichst vom Durchgangsverkehr zu entlasten. Im 
übrigen verbleibt die A 52 in der Stufe „Planun-
gen". 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Stahl, bitte schön. 

Stahl (Kempen) (SPD): Ich frage, bezogen auf das, 
was Sie bis jetzt geantwortet haben, aber auch noch 
zurückgreifend auf die Zusatzfragen, die ich vorhin 
gestellt habe und die Sie meiner Ansicht nach nicht 
sehr korrekt beantwortet haben, nochmals: Welche 
Veränderungen haben sich seit der letzten Be-
schlußfassung des alten Bundesfernstraßenaus-
bauplanes, wo die BAB 52 bis zur Staatsgrenze in 
der höchsten Dringlichkeitsstufe war, gegenüber 
dem jetzigen ergeben, wo Sie als Bundesverkehrs-
ministerium eine niedrigere Einstufung vorgenom-
men haben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Also wir sind uns 
sicherlich einig, daß wir die Ortsumgehungen, von 
denen ich gerade sprach, ausnehmen müssen, weil 
sie im „vordringlichen Bedarf" enthalten sind. Für 
den Rest ist folgendes festzustellen. Erstens: Wir 
haben inzwischen andere Maßstäbe, insbesondere 
aus Gründen der Ökologie. Die Bewertungsverfah-
ren sind anders. Dies wird demnächst in diesem 
Haus auch eingehend beraten werden, weil wir am 
letzten Mittwoch im Kabinett beschlossen haben, 

wie der Bundesverkehrwegeplan aussehen soll. Der 
Teil „Straßen" wird als Gesetz verkündet werden. 
Es kommt hinzu, daß der Finanzrahmen gegenüber 
der Fortschreibung vor fünf Jahren erheblich enger 
geworden ist. Weiter kommt hinzu, daß bei den Ge-
samtausgaben für den Straßenbau der Anteil der 
Ersatzmaßnahmen erheblich größer geworden ist, 
so daß die Hauptbautitel eingeschränkt wurden. 
Auch der zeitliche Rahmen wurde für die oberste 
Kategorie verkürzt. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
darf nochmals nachfragen. Nachdem die Bundesre-
gierung das nächste Teilstück der BAB 52 ab Ho-
stert/Waldniel auf Vorschlag der nordrhein-westfä-
lischen Landesregierung jetzt in die höchste Dring-
lichkeitsstufe — vordringlicher Bedarf — einge-
bracht hat, möchte ich wissen: Was war denn vorher 
in Ihrem Hause der Grund dafür, daß die Einstu-
fung in „vordringlicher Bedarf", also die höchste 
Dringlichkeitsstufe, wie sie im letzten Bundesfern-
straßenausbauplan enthalten war, nicht erfolgte, 
und erfolgte die Korrektur der Einstufung, wie Sie 
es einem Kollegen der CDU/CSU wohl verbindlich 
mitgeteilt haben, nur auf Grund eines Computerfeh-
lers? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
gibt viele Fälle im Bundesgebiet, wo inzwischen 
eine andere Einstufung vorgeschlagen ist als vor 
fünf Jahren. Ich habe vorhin schon gesagt, daß der 
zeitliche Rahmen kleiner geworden ist; ich habe ge-
sagt, daß der Finanzrahmen geringer wurde und 
daß die Projektbewertung im einzelnen verändert 
wurde. — Vielleicht hören Sie mir noch zu; dann 
fahre ich in meiner Antwort fort. — Hinzu kommt: 
Es ist möglich, einen Abschnitt als Ganzes mit ei-
nem bestimmten Nutzen-Kosten-Verhältnis zu be-
werten; es ist aber auch möglich, einzelne Abschnit-
te, z. B. Ortsumgehungen, herauszunehmen, die an-
gesichts der Priorität, die die Bundesregierung 
Ortsumgehungen zumißt, in den allermeisten Fäl-
len zu einem hohen Nutzen-Kosten-Verhältnis kom-
men. 
Beim Gesamtabschnitt ging es zunächst einmal 

um ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 3,0. Wir ha-
ben die einzelne Maßnahme insgesamt ab 4,0 für 
den vordringlichen Bedarf vorgeschlagen. Nach den 
Gesprächen mit dem Land Nordrhein-Westfalen 
und nach der gesonderten Bewertung der Ortsum-
gehungen sind wir jetzt in der Lage — da gab es 
überhaupt keine Differenz —, den vordringlichen 
Bedarf für die genannten Ortsumgehungen vorzu-
schlagen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, stimmt es 
dann, daß die Mitteilung, die andere Einordnung sei 
auf Grund eines Computerfehlers erfolgt, falsch 
war? 
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Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
müßte dem Schriftwechsel, irgendeiner mündlichen 
Auskunft oder irgendeiner Pressemeldung nachge-
hen. Ich kann mich im Augenblick an den Begriff 
„Computerfehler" als offizielle Sprache seitens des 
Bundesverkehrsministeriums nicht erinnern. Aber 
vielleicht können Sie mir da helfen; vielleicht haben 
Sie diesbezüglich einen konkreten Hinweis. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, program-
mieren im Verkehrsministerium noch Menschen 
den Computer, oder programmiert der Computer 
die Aussagen des Staatssekretärs? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ist tröstlich, daß immer noch die Menschen den 
Knopf drücken. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. KlejdzInskI (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
sich nicht an einen Computerfehler erinnern kön-
nen: Können Sie sich denn vorstellen, daß ein fal-
sches Programm in den Computer eingegeben wor-
den ist? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
war von vornherein klar, daß nur generalisierende 
Verfahren Gegenstand der Untersuchung bei der 
Technischen Universität Aachen sein konnten. Es 
war von vornherein klar, daß diese allgemeinen Er-
gebnisse nachher mit den Ländern durchgespielt 
werden, um regionalpolitische, um örtliche Gege-
benheiten und Besonderheiten auf Grund des Na-
tur- und Umweltschutzes berücksichtigen zu kön-
nen. Diese Zweistufigkeit war also von vornherein 
Teil des geplanten und z. B. allen Mitgliedern des 
Verkehrsausschusses bekannten Verfahrens. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ich dachte, für Ge

-

neralisierung ist nur der Bundeskanzler 
zuständig!) 

Vizepräsident Cronenberg: Dies veranlaßt die Ab-
geordnete Frau Steinhauer, eine weitere Zusatz-
frage zu stellen. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß Sie gesagt haben, es 
sei nicht die Sprache des Ministeriums, sich auf 
Computerfehler zurückzuziehen? Gibt es sonst 
keine Computerfehler bei dem Bundesverkehrswe-
geplan? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es 
ist einigen Mitgliedern dieses Hauses bekannt, daß 
bei diesem Verfahren, das die Technische Universi-
tät Aachen im Auftrag des Bundesverkehrsmini-
sters durchgeführt hat, ein paar Fehler vorkamen. 
Ich hoffe, daß wir inzwischen allen auf die Spur 
gekommen sind. Ich muß allerdings sagen: Dies wa-
ren nicht Fehler der Art, wie sie der Kollege Stahl 
vorhin gemeint hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich bitte, darüber nach-
zudenken, ob die letzten Fragen wirklich im Zusam-
menhang mit der Bundesautobahn 52 zu sehen 
sind. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das war ein gene-
ralisierendes Thema!) 

— Danke schön. Mein Hinweis ist angekommen. 
Ich darf dann Frage 37 des Abgeordneten Till-

mann aufrufen: 
Ist die in einer Zeitungsanzeige gemachte Feststellung 

richtig, daß die Unfallbilanz auf den Highways der Vereinig-
ten Staaten von Amerika gravierend schlechter ist als die auf 
den bundesdeutschen Autobahnen, obwohl es für diese Stra-
ßen in den USA eine rigorose Geschwindigkeitsbegrenzung 
gibt, während in der Bundesrepublik Deutschland die Richt-
geschwindigkeit von 130 Kilometer/Stunde ohne verbindli-
ches Tempolimit gilt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Tillmann, die Feststellung, daß die Unfallbilanz auf 
den Highways der Vereinigten Staaten von Ame-
rika gravierend schlechter ist als die auf den bun-
desdeutschen Autobahnen, ist so nicht richtig. 
Mit den deutschen Autobahnen vergleichbar sind 

in etwa die Interstate Highways in den Vereinigten 
Staaten. Bei einem Vergleich der Getötetenraten — 
exakt: der Anzahl der bei Straßenverkehrsunfällen 
Getöteten je 100 Millionen Fahrzeugkilometer — 
ergibt sich folgendes Bild: 1984 betrug diese Rate 
auf deutschen Autobahnen ca. 0,75 und war damit 
genauso hoch wie die auf Interstate Highways 1983, 
auf denen eine Geschwindigkeitsbegrenzung von 55 
Meilen mph, das sind 88 km/h, gilt. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Tillmann. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
der Bundesregierung Ergebnisse zugänglich, wie 
sich die Straßenverkehrsunfallsbilanz im Jahre 
1985 in der Bundesrepublik Deutschland im Ver-
gleich zu den Vereinigten Staaten von Amerika ent-
wickelt hat? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Tillmann, wir haben die Zahlen für das Jahr 1985 
selbstverständlich noch nicht. Ich kann folgende 
Vergleiche und Tendenzen erwähnen: Seit 1970 ver-
lief die Unfallentwicklung in unserem Lande erheb-
lich günstiger als auf den vergleichbaren Interstate 
Highways in den USA. Auf den deutschen Autobah-
nen betrug die Getötetenrate bis 1973 ca. 2,7, sank 
1972 auf etwa 2, sank im Jahre 1981 auf etwa 1 und 
im Herbst 1984 auf 0,75. 

In den USA betrug die Getötetenrate bis 1973 — 
das ist ein Fachausdruck, der mir wenig schön er-
scheint — etwa 1,7, also um etwas mehr als die 
Hälfte, sank bis 1974 auf etwa 1, stagnierte bis 1981 
bei 1 und sank im Jahre 1983 auf 0,75. Zu diesem 
Zeitpunkt werden die Getötetenraten also ver-
gleichbar, während wir vorher um vieles schlechter 
dran waren. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sperling, bitte sehr. 
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Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir sagen, wer die Zeitungsanzeige aufgegeben 
hat, auf die sich die Frage des Kollegen Tillmann 
bezieht, und ob derjenige, der sie aufgegeben hat, 
zum Beraterkreis des Bundesverkehrsministers ge-
hört? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bin nur den Statistiken nachgegangen, die mir zu-
gänglich waren. Ich weiß nicht, wer die Anzeige auf-
gegeben hat. Vielleicht erschien sie in Ihrem Wahl-
kreis im Lokalblatt. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Weitere 
Zusatzfragen werden zu dieser Frage nicht ge-
wünscht. Ich rufe die Frage 38 des Abgeordneten 
Tillmann auf: 

Entspricht die in einer Zeitungsanzeige aufgestellte Be-
hauptung den Tatsachen, daß in den USA im Jahre 1984 
mehr als 195 Menschen pro eine Million Einwohner bei Stra-
ßenverkehrsunfällen ums Leben kamen, also 64 v. H. mehr 
als in der Bundesrepublik Deutschland mit 125 Verkehrsto-
ten pro eine Million Einwohner, und stimmt es, daß trotz der 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf den Highways in den USA 
28 800 von 45 800, also fast 63 v. H. der Verkehrstoten, außer-
orts zu beklagen waren? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege! 
Bezieht man die Anzahl der bei Straßenverkehrs-
unfällen getöteten Personen auf die Einwohner-
zahl, so ergibt sich für die Bundesrepublik 
Deutschland 1983 mit rund 191 Getöteten pro 1 Mil-
lion Einwohner ein im Vergleich zu den USA — dort 
waren es 182 Getötete pro 1 Million Einwohner — 
höherer Wert. 

(Zurufe von der SPD) 

Für 1984 liegen endgültige Ergebnisse noch nicht 
vor. Wir gehen allerdings davon aus, daß sich die 
Relation zugunsten der Bundesrepublik Deutsch-
land verschiebt, weil in den USA die Zahl der getö-
teten Personen gestiegen, in der Bundesrepublik 
Deutschland — das wissen wir bereits — um rund 
13% gesunken ist. 
Von den 1983 insgesamt 42 584 bei Straßenver-

kehrsunfällen in den USA ums Leben gekommenen 
Personen verunglückten 24 486 oder 58 % auf Außer-
orts-Straßen. Mit den Bundesautobahnen vergleich-
bar sind jedoch — wie vorher schon erwähnt — nur 
die Interstate Highways, wo insgesamnt 4 029 Ver-
kehrstote zu beklagen waren, darunter 2 151 oder 
53% im Bereich außerhalb von Stadtautobahnen. 
Die vergleichbaren Zahlen sind also 58% und 53%. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Sperling hatte sich zu einer Zusatzfrage gemeldet. 
Bitte schön. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, würden 
Sie sich gütigerweise vom Kollegen Tillmann die 
Zeitung und die Anzeige nennen lassen und dann 
überprüfen, ob etwa die Meinung des Bundesver-
kehrsministers zur Geschwindigkeitsbegrenzung 
von denjenigen mit beeinflußt worden ist, die solche 
Anzeigen aufgeben? 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
gehe nicht davon aus, daß die Antwort hier im 
Hause in einem Dialog gegeben wird. 

(Dr. Sperling [SPD]: Ich gehe davon aus, 
daß der Staatssekretär die Antwort gibt!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ge-
hen Sie bitte davon aus — und ich hoffe, daß dies 
bei der früheren Bundesregierung genauso war —, 
daß sich die Regierung ihre Meinung selber bildet. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
man bei Ihrem Meinungsbildungsprozeß davon aus-
gehen, daß die von Ihnen heute genannten Statisti-
ken für eine Tempoänderung, sprich Geschwindig-
keitsbegrenzung, sprechen? Oder umgekehrt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ging ja, wenn ich das Motiv des ersten Fragestellers 
richtig verstanden habe, wohl darum, daß irgend 
jemand nachzuweisen versuchte, ein Tempolimit 
wie in den USA führe nicht zu einer besseren Un-
fallbilanz. Ich habe Ihnen die Entwicklungen ge-
nannt, die es in den USA wie bei uns gegeben hat. 
Aus dem Ergebnis kann man jedenfalls nicht die 
Behauptung herleiten, eine Beschränkung auf 
55 Meilen pro Stunde bringe eine bessere Unfallbi-
lanz. Ich habe auch gesagt, daß es in den verschie-
denen Jahren verschiedene Daten gab, daß wir erst 
in den letzten Jahren aufgeholt haben. Wir müssen 
wissen, daß zu dem Gesamtsystem Straße eine 
ganze Reihe von Faktoren gehören, die das Unfall-
geschehen bestimmen. Einen einzelnen Faktor hier 
herauszuholen, wäre sicherlich nicht gerechtfertigt 
und widerspricht allem, was inzwischen wissen-
schaftlich erarbeitet wurde. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Weitere 
Fragen werden nicht gestellt. 
Ich rufe die Fragen 39 und 40 des Herrn Abgeord-

neten Schulte auf. — Der Abgeordnete Schulte ist 
nicht im Saal. Es wird nach der Geschäftsordnung 
verfahren. 
Wir kommen zu den Fragen 41 und 42 des Abge-

ordneten Ströbele. Diese Fragen sind zurückgezo-
gen worden. 

Die Fragen 43 und 44 des Abgeordneten Werner 
(Westerland) sind ebenfalls zurückgezogen worden. 

Auch die Frage 45 des Abgeordneten Lange ist 
zurückgezogen worden. 

Die Fragen 46 und 47 des Abgeordneten Senfft 
sind zurückgezogen worden. 

Die Fragen 48 und 49 des Abgeordneten Carsten-
sen (Nordstrand) werden auf dessen Wunsch 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 
Für die Fragen 50 und 51 des Abgeordneten Dr. 

Olderog wird ebenfalls eine schriftliche Antwort ge-
wünscht. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
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Vizepräsident Cronenberg 
Das gleiche trifft zu für die Fragen 52 und 53 der 

Abgeordneten Frau Roitzsch (Quickborn). Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
Damit ist der Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Verkehr erledigt. Ich bedanke mich, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für das Post- und Fernmeldewesen auf. Zur 
Beantwortung steht uns Herr Staatssekretär Rawe 
zur Verfügung. 

Die Fragen 54 und 55 des Abgeordneten Dr. Jobst 
sollen, wie mir gerade mitgeteilt wird, auf Wunsch 
des Fragestellers schriftlich beantwortet werden. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 56 des Abgeordneten Dr. Klejd-

zinski auf: 
Trifft es zu, daß die Bundesregierung für den künftigen 

Rundfunksatelliten TV-SAT die neue Fernsehnorm D-2 MAC 
einführen wird, und wenn ja, ist der Bundesregierung dann 
bekannt, daß die Programme des TV-SAT nur mit einem teu-
reren Vorsatzgerät empfangen werden können, die zudem ab 
1986 nur in beschränkter Stückzahl dem Markt zur Verfü-
gung stehen werden? 

Herr Staatssekretär Rawe, bitte sehr. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
wenn der Herr Kollege Klejdzinski damit einver-
standen ist, würde ich seine beiden Fragen wegen 
des Sachzusammenhangs gern gemeinsam beant-
worten. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
sind Sie einverstanden? 

Dr. Klejdzinski (SPD): Nein, Herr Staatssekretär, 
weil die zu kompliziert sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
dann müssen wir dem Wunsch des Abgeordneten 
Rechnung tragen. Ich bitte um Einzelbeantwor-
tung. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Aber sicher, Herr Prä-
sident. 
Herr Kollege Dr. Klejdzinski, es trifft zu, daß die 

Fernsehsignale der Programme über den deutschen 
Rundfunksatelliten TV-SAT in einem neuen Stan-
dard mit europäischem Zuschnitt abgestrahlt wer-
den sollen. Nicht zutreffend ist die Ansicht, daß der 
Empfang von Rundfunksatelliten durch die Ver-
wendung dieses neuen Verfahrens erheblich ver-
teuert werde; vielmehr entsteht ein nicht unerhebli-
cher Empfangsaufwand generell beim Einzelemp-
fang von Satelliten. Die deutsche Industrie hat sich 
auf die Herstellung und den Vertrieb der erforderli-
chen zusätzlichen Geräte für den Satellitenempfang 
eingestellt. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte schön. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
finde es ja löblich, daß Sie in diesem Falle von den 
Interessen der Industrie reden und darauf einge

-

hen. Wie sieht denn die Sache aus der Sicht der Ver-
braucher hinsichtlich der Kosten usw. aus? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nun, Herr Kollege Dr. 
Klejdzinski, ich denke, ich habe klargemacht, daß 
beim Empfang von Rundfunksatelliten — wobei ich 
noch einmal deutlich machen will: wir unterschei-
den ja zwischen Rundfunksatelliten und Satelliten, 
die in erster Linie für die Übertragung von Signalen 
für Fernsprecheinrichtungen und ähnlichem vorge-
sehen sind — generell entsprechende Mehrkosten 
entstehen; es entstehen also nicht nur dadurch 
Mehrkosten, daß die neue Norm eingeführt wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Beantwortung der Frage 57 des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Entscheidung 
zur Folge haben wird, daß der TV-SAT auf längere Sicht mit 
den Nachrichtensatelliten gleichgestellt wird, weil die TV-
SAT-Programme überwiegend über Kabelanlagen, nicht je-
doch über Dachparabolantennen empfangen werden können, 
und wenn ja, teilt die Bundesregierung dann meine Meinung, 
daß die Ausgaben der Bundesregierung für die technische 
Entwicklung des direkt abstrahlenden Rundfunksatelliten 
damit zweckentfremdet werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wegen 
der hohen nicht normabhängigen Kosten beim Ein-
zelempfang über eine sogenannte Dachparabolan-
tenne wird zu recht prognostiziert werden können, 
daß in den ersten Jahren nur über Kabelanlagen 
wesentliche Teilnehmerzahlen erreicht werden. 
Eine Gleichstellung der Rundfunksatelliten mit 
Fernmeldesatelliten nur aus Gründen der Markt-
durchdringung ist wegen signifikanter Unter-
schiede nicht möglich. 

Rundfunksatelliten sind für den unmittelbaren 
Empfang durch die Allgemeinheit ohne Beschrän-
kung auf Kabelteilnehmer definiert. Alle wichtigen 
technischen Parameter für den unmittelbaren Emp-
fang von Rundfunksatelliten wurden deshalb be-
reits in der weltweiten Funkverwaltungskonferenz 
von 1977 in Genf festgelegt. 

Die Bundesregierung ist auch nicht der Auffas-
sung, daß hier Mittel zweckentfremdet verwendet 
werden, da die beabsichtigte Förderung der raum-
fahrt- und nachrichtentechnischen Industrie sowie 
die Möglichkeit des kabelunabhängigen Direktemp-
fangs in der Bundesrepublik und in Europa erzielt 
werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, nach 
dieser, auch nach meiner Einschätzung sehr langen 
und komplizierten Antwort möchte ich dennoch 
nachfragen, ob auch aus Sicht der Verbraucher die 
von der Post getroffene Regelung letztlich bezogen 
auf den Steuerzahler, zu vertreten ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Zunächst, Herr Kolle-
ge, bitte ich um Nachsicht, daß komplizierte Fragen 
auch komplizierte Antworten erfordern. 
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Parl. Staatssekretär Rawe 
Im übrigen will ich noch mal sehr deutlich sagen: 

Es ist eine falsche Auffassung, wenn man glaubt, 
daß es hier auf die neue Form der Übertragung 
ankommt; vielmehr ist der Empfang von Rundfunk-
satelliten im Einzelempfang über Parabolantennen 
einfach wegen des größeren technischen Mehrauf-
wandes teurer. Das kann man bedauern, aber ich 
glaube, wir werden es nicht ändern. 

Vizepräsident Cronenberg: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage, bitte, Herr Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
man von den Kosten ausgeht, die einerseits die Ka-
belanlagen beanspruchen, und wenn man weiterhin 
davon ausgeht, daß die Gebühr, die dafür gezahlt 
werden muß, auch Kosten sind, und wenn man 
diese Kosten über einen bestimmten Zeitraum hin 
in Relation zu den Kosten einer Parabolantenne 
setzt, die keine laufende Kostenbelastung für den 
Verbraucher beinhaltet, könnte man daraus resul-
tierend nicht folgern, daß Kostenvorteile hier nicht 
kritisch genug für den Verbraucher durchleuchtet 
worden sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Nach-
sicht, Herr Kollege, aber ich kann Ihnen nicht fol-
gen; denn niemand muß sich ans Kabel anschlie-
ßen, jeder hat die Freiheit, die teure Parabolan-
tenne für den Rundfunkempfang über Rundfunksa-
telliten zu wählen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, ist aber 
dann nicht dennoch richtig, daß die Veränderung 
der Norm mit den Konsequenzen, die in den Fragen 
erwähnt worden sind, der Verkabelung einen Vor-
teil verschaffen wird gegenüber dem Einzelemp-
fang?  

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das mag im einzelnen 
und für einzelne Gebiete zutreffend sein, aber dies 
ist ja nicht Grundlage der Entscheidung gewesen, 
sondern Sie wissen, daß die Grundlage — — Ja 
aber, Herr Kollege Sperling, zucken Sie nicht mit 
den Achseln. 

(Dr. Sperling (SPD): Man darf doch in ei- 
nem Parlament einmal mit den Achseln 

zucken!) 
— Aber sicher, ich will Ihnen nur deutlich machen, 
was Grundlage der Entscheidung war. Grundlage 
der Entscheidung war, daß die europäischen Staa-
ten endlich eine gemeinsame und technisch auf 
dem neuesten Stand befindliche Norm einheitlich 
wollten. Das hat zu dieser Entscheidung geführt 
und nicht die Gründe, die Sie vermuten. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Damit 
sind wir am Ende des Geschäftsbereichs des Bun-
desministers für das Post- und Fernmeldewesen. 
Herr Staatssekretär, ich bedanke mich. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Bildung und Wissenschaft auf. 

Die Frage 58 des Abgeordneten Milz wird auf des-
sen Wunsch schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 59 der Frau Abgeordneten 

Steinhauer auf: 
Trifft es zu, daß der Bundesminister für Bildung und Wis-

senschaft die Teilnahme an der Eröffnungsveranstaltung des 
am 30. September 1985 beginnenden Romanistentages abge-
lehnt hat, falls diese in den Räumen der Universität-Gesamt-
hochschule Siegen stattfindet, und wird die Eröffnungsver-
anstaltung — im Gegensatz zur Tagung selbst — aus diesem 
Grunde außerhalb der Universität-Gesamthochschule Siegen 
durchgeführt? 

Herr Staatssekretär Pfeifer steht uns zur Beant-
wortung zur Verfügung. Herr Staatssekretär, Sie 
haben das Wort. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident, falls 
Frau Kollegin Steinhauer einverstanden ist, möchte 
ich die Fragen 59 und 60 gern im Zusammenhang 
beantworten. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Einverstanden!) 

Vizepräsident Cronenberg: Die Frau Kollegin ist 
einverstanden. 
Ich rufe also auch die Frage 60 der Abgeordneten 

Frau Steinhauer auf: 
Wie wird eine solche Einstellung begründet, und kann man 

daraus schließen, daß Hochschulen für den Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft ein Tabubereich sind? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, Ihre 
Annahme trifft nicht zu. Der Deutsche Romanisten

-

verband hat Frau Bundesminister Dr. Wilms im 
Herbst 1984 ohne Nennung eines Veranstaltungsor-
tes zum Deutschen Romanistentag 1985 eingeladen. 
Frau Minister hat diese Einladung — ebenfalls im 
Herbst 1984 — ohne Vorbehalt angenommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Zu-
satzfrage, Frau Abgeordnete. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, wol-
len Sie mit Ihrer Antwort zum Ausdruck bringen, 
daß nach der schon über ein Jahr zurückliegenden 
Zusage bei der Konkretisierung der Veranstaltung 
kein Gespräch mit Ihrem Ministerium stattgefun-
den hat, als in den Hochschulräumen schon alles 
festgelegt worden war, und würden Sie mir zustim-
men, daß auf Grund der Intervention Ihres Hauses 
eine Verlegung in die Bismarck-Halle in Siegen er-
folgen mußte? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe mir im Hinblick auf Ihre Fragen die gesamten 
im Ministerium vorliegenden Unterlagen nochmals 
angesehen. Dabei hat sich folgendes ergeben: Be-
reits in einem Gespräch am 18. Oktober 1984 habe 
ich gegenüber dem Vorsitzenden des Romanisten-
verbandes, Herrn Professor Nies, ohne Vorbehalt 
zum Ausdruck gebracht, daß der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft einer Einladung des 
Romanistenverbandes gerne folgen wird. 
Daraufhin hat der Vorsitzende des Romanisten-

verbandes Frau Minister Dr. Wilms am 25. Oktober 
1984 ohne Nennung eines Veranstaltungsortes ein- 
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Parl. Staatssekretär Pfeifer 
geladen. Mit Schreiben vom 9. November 1984 hat 
Frau Dr. Wilms diese Einladung — ebenfalls ohne 
Vorbehalt — angenommen. 

Der Veranstaltungsort ist erstmals in einem 
Schreiben des Vorsitzenden des Romanistenver-
bandes vom 21. Mai 1985 genannt worden. Dort wird 
mitgeteilt, daß die Eröffnungsveranstaltung am 
30. September 1985 um 13.30 Uhr stattfinden soll. Es 
heißt dann wörtlich: 

Ort der Veranstaltung wird voraussichtlich die 
Siegener Stadthalle sein. Eine definitive Bestä-
tigung erfolgt so bald wie möglich. 

Dem hat das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft zugestimmt. 

Im übrigen möchte ich sagen, daß es nichts Au-
ßergewöhnliches ist, wenn ein großer wissenschaft-
licher Kongreß in einer Stadt auch außerhalb der 
Hochschule eröffnet wird. Ich darf daran erinnern, 
daß beispielsweise die Eröffnung des Internationa-
len Germanistenkongresses in Göttingen kürzlich 
ebenfalls in der Stadthalle stattgefunden hat, wäh-
rend andere Veranstaltungen in den Räumlichkei-
ten der Universität stattfanden. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
Frau Steinhauer, bitte schön. 

Frau Steinhauer (SPD): Ich muß leider feststellen, 
daß meine Frage nicht beantwortet wurde. Ich habe 
gefragt: Hat ein Gespräch, das noch nicht lange her 
sein soll, mit dem Ministerium stattgefunden, nach-
dem bereits alle Vorbereitungen für die Eröffnung 
der Veranstaltung in der Aula der Universität/Ge-
samthochschule getroffen worden waren, und ist 
aus dem Ministerium geantwortet worden: Nein, 
dann kommt die Frau Ministerin nicht? Im übrigen: 
Die Veranstaltung findet nicht in der Stadthalle, 
sondern in der Bismarck-Halle statt. Das ist etwas 
anderes als die Siegerland-Halle. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
muß nochmals sagen: Ich habe die Unterlagen 
durchgesehen und darin keinen Hinweis auf das 
gefunden, was Sie hier vortragen. Der Veranstal-
tungsort ist zum erstenmal in einem Brief vom 
21. Mai 1985 genannt worden. Da ist gesagt — ich 
wiederhole das —: „voraussichtlich die Siegener 
Stadthalle". Dem hat Frau Dr. Wilms zugestimmt. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage? 
— Bitte schön, Frau Abgeordnete. 

Frau Steinhauer (SPD): Ich muß noch einmal fra-
gen: Hat ein Telefonat stattgefunden, ja oder nein, 
oder ist das im Ministerium nicht zu klären, ist 
nicht mit Ihnen und dem Ministerbüro gesprochen 
worden? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Über das Gespräch, 
das ich mit Herrn Professor Nies geführt habe, 
habe ich hier berichtet. Die Unterlagen, die ich hier 
angesprochen habe, sind hinsichtlich der von Ihnen 
gestellten Frage eindeutig. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine letzte Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, fin-
den Sie es nicht eigenartig, daß alle Veranstaltun-
gen in der Hochschule stattfinden, daß das Veran-
staltungsbüro, das Tagungsbüro in der Hochschule 
bleibt, daß aber alle Teilnehmer durch die Verle-
gung der Eröffnungsveranstaltung mehrere Kilo-
meter Hin- und Herfahrten in Kauf nehmen müs-
sen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
möchte nochmals sagen: Das ist nichts Außerge-
wöhnliches. Ich habe auf den Internationalen Ger-
manistenkongreß in Göttingen hingewiesen, bei 
dem die Eröffnung auch nicht in der Hochschule, 
sondern in der Stadthalle stattgefunden hat. 
Im übrigen möchte ich, was den Hintergrund Ih-

rer Frage angeht — Sie intendieren ja damit, daß 
Frau Minister Wilms nicht in die Hochschule gehen 
möchte —, sagen, daß nach dem mir vorliegenden 
Plan am 30. September nach der Eröffnung um 
16 Uhr ein Empfang des Rektors der Universität/ 
Gesamthochschule Gießen und anschließend ein 
Gespräch mit Vertretern des AStA in Gießen statt-
findet, an dem Frau Minister Wilms teilnehmen 
wird. Ich meine, das macht doch deutlich, daß das, 
was Sie mit Ihrer Frage intendieren, einfach nicht 
zutreffend ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Kuhlwein hat eine Zusatzfrage. Ich möchte aller-
dings das Haus noch einmal auf meine Eingangsbe-
merkung aufmerksam machen. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte 
jetzt nicht die Frage stellen, ob Sie soeben vielleicht 
Siegen und Gießen verwechselt haben. Ich wollte 
fragen, ob wir Ihren Antworten entnehmen können, 
daß Frau Minister Wilms große Neigung zeigt, an 
Veranstaltungen in den Hochschulen teilzuneh-
men. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Minister Wilms 
hat in den zurückliegenden Monaten immer wieder 
an Veranstaltungen in den Hochschulen teilgenom-
men. Ich wiederhole, daß auch in Siegen um 16 Uhr 
die Teilnahme an einem Empfang und die Teil-
nahme an einem Gespräch mit Vertretern des AStA 
auf dem Hochschulgelände — genau: in der Univer-
sitätsbibliothek — vorgesehen ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Mit Rücksicht darauf, 
daß Frau Steinhauer zwei Fragen gestellt hat, kann 
ich Ihnen eine weitere Zusatzfrage nicht verwei-
gern, Herr Abgeordneter. Bitte schön. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
uns vielleicht auch mitteilen, wie oft Mitglieder der 
Leitung des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft in den letzten zwei Jahren an öffentli-
chen Veranstaltungen in den Hochschulen, z. B. 
zum Hochschulrahmengesetz, teilgenommen ha-
ben? 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Strichliste füh-
ren!) 
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Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich fin-
de, das geht in der Tendenz, die dieser Frage zu-
grunde liegt, jetzt einfach zu weit. Ober diese Ver-
anstaltungen wird in der Presse berichtet. Daß die 
Veranstaltungen zum Teil sehr lebhaft waren, er-
gibt sich aus der Thematik. Aber gerade was Frau 
Minister Dr. Wilms angeht, möchte ich sagen, daß 
sie in den zurückliegenden Monaten z. B. in Regens-
burg, in Düsseldorf, in Kiel und in Aachen Universi-
täten und Hochschulen besucht hat. Ich meine also, 
daß das, was Sie mit Ihrer Fragestellung intendie-
ren wollen, einfach keine Grundlage hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Stahl, wünschen Sie auch noch eine Zusatzfrage zu 
diesem Thema? — Dann bitte sehr. Ich bitte aber, 
sich über den Inhalt der Fragen noch einmal zu 
informieren. Ich weiß nämlich nicht, ob die letzte 
Frage des Abgeordneten Kuhlwein wirklich in dem 
notwendigen direkten Zusammenhang gestanden 
hat. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie hier vielleicht darstellen, wann das Ge-
spräch zwischen dem AStA und dem Ministerium 
festgelegt worden ist? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich bin jetzt nicht in 
der Lage, den genauen Zeitpunkt zu sagen. Das ist 
in den letzten Tagen geschehen, weil dem Ministe-
rium bekanntgeworden ist, daß der AStA Wert auf 
ein Gespräch mit Frau Minister Dr. Wilms legt. 
Dem hat Frau Minister Dr. Wilms sofort entspro-
chen. 

Vizepräsident Cronenberg: Es liegen keine weite-
ren Zusatzfragen vor. Ich schließe den Bereich des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft und 
bedanke mich bei Herrn Staatssekretär Pfeifer. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters des Innern auf. Zur Verfügung steht uns Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Spranger. 
Die Fragen 61 und 62 des Abgeordneten Dr. Nöbel 

werden auf seinen Wunsch schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 63 des Abgeordneten Fellner 

auf: 
Welche Maßnahmen wurden von Bund und Ländern seit 

dem starken Anstieg der Asylbewerberzahlen Ende der 70er 
Jahre ergriffen, um die Anerkennungsverfahren zu beschleu-
nigen? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Kollege Fellner, seit Ende der 
70er Jahre sind folgende gesetzliche Regelungen 
zur Beschleunigung des Asylverfahrens ergangen: 
1978 Gesetz zur Beschleunigung des Asylverfah-
rens, 1980 Zweites Gesetz zur Beschleunigung des 
Asylverfahrens, 1982 Neuordnung des Asylverfah-
rensrechts durch das Asylverfahrensgesetz mit den 
Hauptbeschleunigungselementen, 1984 Erstes Ge-
setz zur Änderung des Asylverfahrensgesetzes mit 
der Verlängerung des Eilverfahrens für offensicht

-

lich unbegründete Asylanträge bis 1988. Dem Ziel 
der Beschleunigung dient auch das verstärkte Tä-
tigwerden des Bundesamtes vor Ort, in unmittelba-
rer Nähe zentraler Landesbehörden. 
Die Länder haben zur Beschleunigung insbeson-

dere durch Einrichtung zentraler Landesbehörden 
sowie Erweiterung der gerichtlichen Kapazitäten 
beigetragen. 
Zwei Gesetzentwürfe des Bundesrates zur Ände-

rung des Asylverfahrensgesetzes liegen dem Deut-
schen Bundestag vor. 
Eine interministerielle Arbeitsgruppe der Bun-

desregierung prüft derzeit weitere Maßnahmen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Fellner? — Das ist nicht der Fall. 
Bitte sehr, Herr Abgeordneter Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bei der Feststellung zustimmen, daß diese Ant-
wort auch der Wissenschaftliche Dienst dieses Hau-
ses hätte geben können? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich betrachte es 
als Auszeichnung, daß Sie diese Bewertung vorneh-
men. 

Vizepräsident Cronenberg: Außerdem, Herr Abge-
ordneter, ist wirklich kein Zusammenhang mit dem 
Inhalt der Frage festzustellen. Die Art der Beant-
wortung spielt hier keine Rolle. 
Wir kommen zur Frage 64 des Abgeordneten Fell-

ner: 
In welchem Umfang wurde das Personal des Bundesamtes 

für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge in den letz-
ten Jahren erhöht, und welche Stellenvermehrungen sind in 
der gegenwärtigen Situation vorgesehen? 

Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Zur Bewältigung 
des seit Ende der 70er Jahre erheblich gestiegenen 
Arbeitsanfalls wurden dem Bundesamt zunächst 
Aushilfskräfte zur Verfügung gestellt. Allein 1981 
waren es 169 Personen. Mit dem Nachtragshaushalt 
1982 erhielt das Bundesamt insgesamt 80 neue 
Planstellen und Stellen. Angesichts des erneuten 
starken Anstiegs der Asylbewerberzahl 1984 und 
1985 ist im Entwurf des Bundeshaushalts 1986 eine 
Personalverstärkung um insgesamt 126 neue Mitar-
beiter vorgesehen, und zwar 70 Planstellen/Stellen, 
40 z. A.-Beamte, 16 Aushilfskräfte. Im Vorgriff auf 
den Haushalt 1986 werden bereits ab 1. Oktober 
1985 90 neue Mitarbeiter eingestellt. 
Mit personellen Maßnahmen allein sind die Asyl-

probleme jedoch nicht zu lösen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter? — Bitte sehr. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, um der 
Gefahr zu entgehen, daß wieder ein Kollege der 
SPD meine Fragen kommentiert, stelle ich lieber 
selber fest, daß ich mir diese Antworten natürlich 
durch Anruf beim Bundesamt hätte holen können. 
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Fellner 
Aber ich möchte die ergänzende Frage stellen, ob 

Sie mit mir der Ansicht sind, daß die Bundesregie-
rung in einem beachtlichen Umfang Anstrengun-
gen unternommen hat, um das Problem zumindest 
in dem Bereich, wo personell etwas getan werden 
kann, zu lösen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihrer Be-
wertung nur in vollem Umfang zustimmen, Herr 
Kollege Fellner. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 65 des Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Wie viele Polen, die in den letzten Jahren in die Bundesre-
publik Deutschland eingereist sind, haben ein Asylverfahren 
beantragt, und wie viele Asylanträge sind abgelehnt wor-
den? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort zur Be-
antwortung. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hupka, vom 1. Januar 1980 bis zum 30. Juni 1984 — 
aktuellere Zahlen liegen der Bundesregierung noch 
nicht vor — sind 236 471 polnische Staatsangehö-
rige bei den Meldebehörden in der Bundesrepublik 
Deutschland zur Anmeldung gelangt. Im gleichen 
Zeitraum haben die Meldebehörden den Fortzug 
von 162 746 polnischen Staatsangehörigen verzeich-
net, so daß ein positiver Wanderungssaldo von 
73 725 polnischen Staatsangehörigen für diesen 
Zeitraum zu verzeichnen ist. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in 
Warschau hat in der Zeit vom 1. Januar 1980 bis 
zum 31. Dezember 1984 an 1 416 800 polnische 
Staatsangehörige Sichtvermerke erteilt. Gemessen 
an der Zahl der bei den Meldebehörden registrier-
ten Zuzüge wird deutlich, daß sich die in die Bun-
desrepublik Deutschland einreisenden Polen ganz 
überwiegend entgegen der bestehenden Melde-
pflicht nicht an- und abmelden. 

Wie viele Polen sich zur Zeit illegal in der Bun-
desrepublik Deutschland aufhalten, ist der Bundes-
regierung nicht bekannt. Ihr liegen auch keine Er-
kenntnisse vor, die eine verläßliche Schätzung zu-
ließen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, eine 
kleine Korrektur: Sie haben gerade die Frage 66 be-
antwortet — vor der Frage 65 —. Aber bleiben wir 
bei der Frage 66. Auf Grund des reichen Zahlenma-
terials, das Sie soeben ausgebreitet haben, müssen 
doch Möglichkeiten bestehen, zu schätzen, wie viele 
nun als Dunkelziffer zu betrachten sind. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es hat Bemühun-
gen gegeben. Sie haben aber keinen Erfolg gehabt. 
Es gibt tatsächlich bisher keine verläßlichen Schät-
zungen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge? — Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): In der Öffentlichkeit, Herr 
Staatssekretär, ist aber die Zahl 100 000 kolportiert 
worden. Ist diese Zahl zu hoch gegriffen? Oder ist 
sie eine fiktive Zahl? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es ist sicher eine 
runde Zahl. Aber es ist auch eine fiktive Zahl. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Sie wünschen nun die Beantwortung der Fra-
ge 65, wenn ich das richtig begriffen habe. Wir ma-
chen das dann so, daß ich sozusagen nachträglich 
die Frage 66 des Abgeordneten Dr. Hupka aufrufe: 

Wie viele Polen sind in den letzten Jahren in die Bundesre-
publik Deutschland eingereist und haben sich bei den Ein-
wohnermeldeämtern registrieren lassen, und wie hoch wird 
die Zahl der Polen geschätzt, die sich nicht haben registrie-
ren lassen? 

Herr Staatssekretär, nun bitte zur Frage 65. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Von 1980 bis Ende 
1984 haben insgesamt 24 810 Polen Asyl in der Bun-
desrepublik Deutschland beantragt. Im gleichen 
Zeitraum sind die Asylanträge von 11 394 Polen 
vom Bundesamt für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge abgelehnt worden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hupka? — Bitte schön. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Wie hoch ist der Prozent-
satz der Polen, die sich hier registrieren lassen und 
dann nachher einen Antrag auf Asyl stellen? Das ist 
ja die interessante Zahl. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich sagte: in den 
Jahren 1980 bis 1984 waren es 24 810 Polen, die Asyl 
in der Bundesrepublik Deutschland beantragt ha-
ben. Die sind natürlich auch registriert. 

Vizepräsident Cronenberg: Ihre letzte Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
hatten vorhin, als Sie die zweite Frage zuerst beant-
wortet haben, von 236 000 gesprochen, die hier ein-
gereist seien, und nachher eine Zahl von 73 000 ge-
nannt. Da müßte man doch mal in Relation setzen 
können, wie viele davon einen Asylantrag gestellt 
haben. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hupka, daß nur 24 810 Anträge auf Asyl gestellt 
haben, zeigt, daß außerordentlich wenig im Ver-
gleich zu den 236 000, die hier registriert und einge-
reist sind, Asylanträge gestellt haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind die Fragen 
beantwortet. 
Wir kommen zu den Fragen 67 und 68 des Abge-

ordneten Dr. Laufs. — Er ist nicht im Saal. 
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Vizepräsident Cronenberg 
Ich rufe die Frage 69 des Abgeordneten Kalisch 

auf: 

Wie viele deutsche Aussiedler aus Ost- und Südosteuropa 
und wie viele Flüchtlinge aus der DDR hat die Bundesrepu

-

blik Deutschland seit 1950 aufgenommen, wie viele kamen 
seit 1970? 

Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ka-
lisch, aus den Staaten Ost- und Südosteuropas sind 
von 1950, dem Beginn der Führung einer Bundes-
statistik, bis zum 31. August 1985 insgesamt 
1 284 935 Deutsche als Aussiedler in die Bundesre-
publik Deutschland gekommen. Vom 1. Januar 1970 
bis zum 31. August 1985 waren es 585 197 Aussied-
ler. Aus der DDR sind in der Zeit von 1950 bis zum 
31. August 1985 insgesamt 3 077 247 Deutsche in die 
Bundesrepublik Deutschland gekommen, davon 
255 795 zwischen dem 1. Januar 1970 und dem 
31. August 1985. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter? — Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zu den Fragen 70 und 71 des 
Abgeordneten Clemens. — Wenn ich das richtig 
sehe, ist er ebenfalls nicht hier. Es wird nach der 
Geschäftsordnung verfahren. 

Für die Fragen 72 und 73 bittet der Fragesteller 
Abgeordneter Dr. Blank um schriftliche Beantwor-
tung. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 74 des Abgeordneten Vogel auf. 
— Er befindet sich nicht im Saal. Es wird nach der 
Geschäftsordnung verfahren. 

Ich rufe die Frage 75 des Abgeordneten Dr. Sper-
ling auf: 

Durch welche konkreten Maßnahmen wird das Boden-
schutzkonzept der Bundesregierung umgesetzt, und wie wird 
dabei die „Verbesserung der Grundwasserneubildung" mit 
besonderem Gewicht verfolgt? 

Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Sperling, Bund und Länder haben in der Umweltmi-
nisterkonferenz am 24. April 1985 vereinbart, daß 
zunächst ein Maßnahmenkatalog zum Boden-
schutz für die Bereiche Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Naturschutz, Stoffeinträge in Boden und 
Grundwasser sowie Altlasten, Flächeninanspruch-
nahme und Bodenschätze erstellt wird. Dieser Maß-
nahmenkatalog, der die Rechtsetzung, den Verwal-
tungsvollzug, Informationsgrundlagen und For-
schung einschließt, soll im Frühjahr 1986 vorliegen. 
In der Bodenschutzkonzeption der Bundesregie-
rung werden über die durch den Bund zu treffenden 
Maßnahmen hinaus auch solche im Zuständigkeits-
bereich der Länder vorgeschlagen. Hierzu zählen 
auch die von Ihnen angesprochenen Fragen der 
Grundwasserbildung. Soweit rechtsetzende Maß-
nahmen des Bundes notwendig sind, hat die Bun-
desregierung bereits mit dem Entwurf einer fünften 
Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz einem erwei-
terten Grundwasserschutz Rechnung getragen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. Bitte sehr. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie mal so locker aus dem Handgelenk wenigstens 
fünf, sechs Beispielsfälle für Maßnahmen nennen, 
die vorgesehen sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Sperling, Sie wissen, daß die Grundwasserbildung 
in engem Zusammenhang mit einer Begrenzung 
der Bodenversiegelung steht. Der Bodenschutzkon-
zeption der Bundesregierung können Sie entneh-
men, daß hier von den Ländern und Gemeinden 
durchzuführende Maßnahmen vorgeschlagen sind, 
z. B. die Minimierung der zu versiegelnden Flächen 
auf Bauland durch landschaftsschonende Zuord-
nung der Gebäude und Errichtung bodenschonen-
der Außenanlagen, die Prüfung aller technischen 
und planerischen Möglichkeiten, z. B. Regenwasser-
versickerung, Dachbegrünung, flächensparendes 
Bauen, um Bodenbeeinträchtigungen durch Bau-
maßnahmen zu vermindern oder weitgehend auszu-
gleichen, die Sanierung von Grundstücken und 
Freiflächen, z. B. Rekultivierung und Renaturie-
rung von Aufschüttungen und Abgrabungen und 
die Entkernung verdichteter Baublöcke im Rahmen 
der Landschaftspflege bzw. Stadterneuerung und 
schließlich die Erhaltung und der Schutz der vor-
handenen Flächen mit wertvollen Biotopen und 
Ausbau zu einem Netzsystem zur Stabilisierung 
stadtökologischer Funktionen. Die Umsetzung die-
ser Vorschläge muß zwischen Bund und Ländern 
und auch den Kommunen beraten werden. Dabei 
sind wir zur Zeit, und ich hoffe, daß wir bald mit der 
Umsetzung beginnen können. 

(Zuruf von der SPD: Das hoffen wir auch!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Dr. 
Sperling, eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, vieles von 
dem, was Sie genannt haben, müßte eigentlich Ge-
genstand des Baugesetzbuchs sein, das Ihr Kollege 
Wohnungsbauminister sozusagen zur Zeit in Bear-
beitung hat. Wie steht denn der Bundesinnenmini-
ster zu dem Referentenentwurf aus dem Bundes-
bauministerium angesichts der von Ihnen genann-
ten Maßnahmen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe hier 
keine Stellungnahme zum Entwurf des Baugesetz-
buches abzugeben, sondern mich zur Bodenschutz-
konzeption der Bundesregierung unter besonderer 
Berücksichtigung der in Ihrer Frage angesproche-
nen Probleme des Grundwasserschutzes zu äu-
ßern. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
sind nicht gewünscht. 
Wir kommen zu den Fragen 76 und 77. — Der 

Abgeordnete Fiebig ist nicht im Saal. Es wird nach 
der Geschäftsordnung verfahren. 
Bei der Frage 78 hat der Abgeordnete Dr. Weng 

um schriftliche Beantwortung gebeten. Gleiches gilt 
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Vizepräsident Cronenberg 
für die Frage 79 des Abgeordneten Duve. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe nunmehr die Frage 80 des Abgeordneten 

von Hammerstein auf: 
Sind der Bundesregierung die Ergebnisse und Empfehlun-

gen der sogenannten Bulling-Kommission zur Modernisie-
rung und Flexibilisierung der Landesverwaltung in Baden

-

Württemberg bekannt (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
9. September 1985)? 

Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege von 
Hammerstein, gestatten Sie, daß ich beide Fragen 
gemeinsam beantworte? 

Vizepräsident Cronenberg: Sind Sie einverstanden, 
Herr Abgeordneter? — Dann rufe ich auch die 
Frage 81 des Abgeordneten von Hammerstein auf: 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, Empfehlungen 
der Bulling-Kommission zur Steigerung der Effektivität und 
Produktivität in der Verwaltungsführung für Bundesbehör-
den zu übernehmen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das von der Landes-
regierung Baden-Württemberg in Auftrag gegebene 
Gutachten der Kommission „Neue Führungsstruktur 
Baden-Württemberg" ist der Bundesregierung be-
kannt. Es befaßt sich außer mit spezifischen Frage-
stellungen dieses Bundeslandes u. a. auch mit den 
Überlegungen zum Führungsbereich und zur inneren 
Struktur von Ministerien, zur Personalsteuerung und 
zum Personaleinsatz sowie mit Fragen der Einfüh-
rung neuer Technologien in der Verwaltung. Die Er-
haltung der Leistungsfähigkeit, effektive Führungs-
struktur und Bürgernähe sind auch ein wichtiges An-
liegen für die Bundesverwaltung. Die Bundesregie-
rung sieht hierin eine bedeutsame und ständige Auf-
gabe. Wichtige Vorschläge und entsprechende Erfah-
rungen in Bereichen außerhalb der Bundesverwal-
tung werden in die Überlegungen der Bundesregie-
rung zur Verbesserung der Regierungs- und Verwal-
tungstätigkeit einbezogen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr von Hammerstein. 

von Hammerstein (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär Spranger, wie beurteilt die Bundesregierung die 
Möglichkeit, Führungspositionen in der Verwaltung 
künftig nur noch zeitlich befristet zu vergeben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das ist ein interes-
santer Vorschlag. Ob er sich auch auf Bundesebene 
übertragen läßt, muß geprüft werden. Ich finde 
aber, hier sind Überlegungen angestellt, die mehr 
Flexibilität als bisher ermöglichen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen? 
— Das ist nicht der Fall. 
Dann beenden wir den Geschäftsbereich des 

Bundesministers des Innern. Ich bedanke mich bei 
Herrn Staatssekretär Spranger und rufe den Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Justiz auf. 
Zur Beantwortung steht uns der Parlamentarische 
Staatssekretär Erhard zur Verfügung. Seine Arbeit 
wird sich in Grenzen halten; denn der Abgeordnete 
Gilges, der die Fragen 82 und 83 gestellt hat, ist 

nicht im Saale. Es wird nach der Geschäftsordnung 
verfahren. Der Abgeordnete Broll bittet um schrift-
liche Beantwortung seiner Fragen 84 und 85. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich bedanke mich für Ihr An-
gebot und rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Hier ist ein Staatssekretär 
zur Beantwortung richtigerweise nicht vorhanden, da 
die Fragesteller Lattmann — Frage 86 —, Rapp (Göp-
pingen) — Fragen 87 und 88 —, Kuhlwein — Fragen 
89 und 90 — sowie aus dem Bereich des Ministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Abge-
ordneten Schartz (Trier) — Fragen 91 und 92 — und 
Stiegler — Frage 93 — sämtlich um schriftliche Be-
antwortung gebeten haben. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit sind sämtliche Fragen für die Fragestunde 
erledigt*). 

Ich erteile das Wort zu einer persönlichen Erklä-
rung gemäß § 32 unserer Geschäftsordnung der Ab-
geordneten Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gemäß § 32 der Ge-
schäftsordnung sehe ich mich leider veranlaßt, fol-
gendes festzustellen: 

Erstens. Die Behauptung des Abgeordneten Seiters 
heute früh in der Geschäftsordnungsdebatte, ich hätte 
Unterschriften von Abgeordneten für Änderungsan-
träge zur Geschäftsordnung durch eine Drucklegung 
sozusagen mißbraucht, ist unwahr. Wahr ist, daß die 
ordnungsgemäß unterzeichneten und von der Verwal-
tung geprüften Anträge in der Ad-hoc-Kommission 
nicht mehr behandelt werden konnten und aus die-
sem Grunde, wie das eigentlich bei Anträgen normal 
ist, in Druck gegeben wurden. Als ich erfuhr, daß 
einige wenige der weit über 60 Unterzeichner sich 
dennoch beschwert fühlten, habe ich umgehend bei 
allen Unterzeichnern nachgefragt, ob sie ihre Unter-
schrift zurückziehen wollten. Nur sechs Kollegen von 
über 60 — also noch nicht einmal ein Zehntel — 
haben davon Gebrauch gemacht. Alle übrigen haben 
den Vorgang überhaupt nicht beanstandet, und das 
Ganze wurde nur hochgespielt. 

Ich empfinde es deshalb als unerträglich, daß 
Herr Seiters hier im Rahmen einer sachlichen Ge-
schäftsordnungsdebatte versucht, mich ins Zwie-
licht dubioser Praktiken zu bringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dies ist ein trauriges Beispiel für die Verwilderung 
des parlamentarischen Stils, die zu Recht in der 
Öffentlichkeit kritisiert wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Zweitens. Zu meinem Bedauern sehe ich mich 
auch veranlaßt, die Interpretation des Parlamenta-
rischen Geschäftsführers der SPD zurückzuweisen, 
ich hätte behauptet, daß die innerhalb der vorver-
planten Redezeit sprechenden Abgeordneten dies 

*) Die schriftlichen Antworten werden, soweit sie recht-
zeitig eingehen, im Plenarprotokoll 10/160 abgedruckt. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 
nicht frei tun könnten. Ich habe den Begriff der 
freien Wortmeldung aus der Empfehlung der Ad-
hoc-Kommission Parlamentsreform entnommen, 
weil damit ja nicht vorbestimmte, also frei gemel-
dete Redner bezeichnet werden. 

Drittens. Dem Vergleich — genauer gesagt: der 
Allegorie — des liberalen Geschäftsführers, Herrn 
Beckmann, die Geschäftsordnung sei kein Hühner-
hof, auf dem jeder frei herumlaufen könne, 

(Jagoda [CDU/CSU]: Sehr gute Formulie

-

rung!) 

stimme ich voll zu. Im Zusammenhang mit meinem 
Antrag empfand ich diese Bemerkung allerdings 
als ausgesprochen polemisch und unsachlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lambinus 
[SPD]: So ist es!) 

Es ging mir einzig darum, das Rederecht des Ab-
geordneten nach Art. 38 Abs. 1 GG zu reklamieren, 
so wie es j a von der Ad-hoc-Kommission empfohlen 
wird und wie es in jedem freien Parlament selbst-
verständlich sein sollte. 

Im übrigen denke ich, daß die groben Geschütze, 
die von den genannten Parlamentarischen Ge-
schäftsführern gegen mich aufgefahren wurden, die 
überfällige Reform unserer Redeordnung auf 
Dauer nicht aufhalten werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Zuruf von den GRÜNEN: Hoffentlich!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, da sich die Kollegen und Kolleginnen darauf 
eingestellt haben, daß die Debatte um das Volkszäh-
lungsgesetz, Tagesordnungspunkt 5, erst um 16 Uhr 
beginnt, bitte ich um Ihr Verständnis, daß ich die 
Sitzung bis dahin unterbreche. 

(Unterbrechung der Sitzung von 15.47 bis 
16.04 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, die unterbrochene Sitzung ist wieder eröff-
net. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, Gebäu-
de-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung 
(Volkszählungsgesetz 1986) 
— Drucksache 10/2814 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/3843 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Wernitz 
Ströbele 
Broll 
Dr. Hirsch 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 10/3889 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerster (Mainz) 
Kühbacher 
Frau Seiler-Albring 
Kleinert (Marburg) 

(Erste Beratung 123. Sitzung) 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/3887 und 
Änderungsanträge der Fraktionen der SPD sowie 
der CDU/CSU und der FDP auf den Drucksachen 
10/3900 und 10/3902 vor. 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. Kann ich das als beschlossen ansehen? — 
So  beschlossen. Nun hat nach § 42 der Geschäfts-
ordnung der Abgeordnete Senfft das Wort. 

Senfft (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der GRÜNEN beantragt 
gemäß § 42 der Geschäftsordnung die Herbeirufung 
des Innenministers, den ich hier nicht sehe, weil es 
ganz einfach unmöglich ist, daß der Innenminister 
bei einer Sache von so hohem verfassungspoliti-
schem Rang nicht anwesend ist, bei einer Sache, bei 
der es um die Rechte der Bürger in einem Maße 
geht, wie das sonst selten der Fall ist. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir halten die Anwesenheit der Minister nicht zu 
allen Tagesordnungspunkten für unbedingt not-
wendig; bei einer solch wichtigen Sache, zu der es 
eine so ungeheuer starke Bürgerrechtsbewegung 
gegeben hat, woran ich noch einmal erinnern möch-
te, wollen wir dies doch beantragen. Es wäre schön, 
wenn der Innenminister bald kommen würde. 

Danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Wird das Wort zur Ge-
schäftsordnung weiter gewünscht? — Bitte, Herr 
Abgeordneter Broll. 

Broil (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Bundesinnenmi-
nisterium ist durch den Parlamentarischen Staats-
sekretär Dr. Waffenschmidt vertreten, der nach der 
Geschäftsverteilung des Hauses speziell diesen Be-
reich vertritt und die gesamte Behandlung des The-
mas Volkszählung auch im Ausschuß verfolgt hat. 

Die Anwesenheit des Ministers, von den GRÜ-
NEN erbeten oder verlangt, halten wir aus diesem 
Grunde für sachlich nicht geboten und für politisch 
nicht nötig, weil dieses Gesetz keine Andeutung, 
auch nicht in Ansätzen, von irgendwelchen Eingrif-
fen in Persönlichkeitsrechte enthält, 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

für die eine politische Stellungnahme, etwa gar des 
Bundesinnenministers persönlich, nötig wäre. 



11916 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 

Broll 
Als dritten Grund möchte ich nennen, daß der 

Bundesinnenminister im Augenblick eine sehr 
wichtige Verpflichtung hat. Das war einer der Grün-
de, warum er den ihn vertretenden Staatssekretär 
gebeten hat, heute hier zu sein, den wir herzlich 
begrüßen und für dessen Anwesenheit wir dankbar 
sind. 

Wir lehnen den Antrag ab. 

Vizepräsident Frau Renger: Wird das Wort noch 
zur Geschäftsordnung gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Ich darf darauf aufmerksam machen, daß 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär nicht 
Kabinettsmitglied ist, so daß eine andere Situation 
gegeben ist. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ge-
schäftsordnungsantrag der Fraktion der GRÜNEN 
nach § 42 der Geschäftsordnung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir sind 17, die 
anderen sind 13!) 

Die Mehrheit ist hier garantiert. Das ist damit be-
schlossen. 
Wir unterbrechen die Sitzung bis zum Eintreffen 

des Herrn Innenministers. 
(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

(Unterbrechung von 16.08 bis 16.34 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Wir fahren in unserer 
Beratung über Punkt 5 der Tagesordnung fort. 
Das Wort zur Berichterstattung hat der Abgeord-

nete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte als Berichterstatter drei 
Punkte zur Ergänzung des sehr ausführlichen Be-
richts über die Beratung des Innenausschusses vor-
bringen. Ich habe den Bericht am Ende der letzten 
Woche bekommen und ihn auch unterzeichnet, aber 
da waren Änderungen und Ergänzungen natürlich 
nicht mehr möglich. Das ist keine Kritik an dem 
Bericht, sondern es geht um die Notwendigkeit der 
Ergänzung. 
Punkt 1: In dem Bericht ist auf Seite 10 angespro-

chen, daß das Bundesverfassungsgericht in seinem 
berühmten Volkszählungsurteil ausdrücklich fest-
gestellt hat, daß der Gesetzgeber bei zukünftigen 
Entscheidungen über Volkszählungen beachten 
muß, daß sich die Sozialforschung, daß sich die amt-
liche Statistik, daß sich die Methoden ständig än-
dern. Das ist eine richtige Feststellung, die in dem 
Bericht wiedergegeben ist. Ich möchte daran an-
schließend sagen, daß die Verschiebung — das fin-
det sich in dem Bericht an dieser Stelle nicht — der 
Volkszählung von 1986 auf den 25. Mai 1987 hier 
ganz erhebliche verfassungsrechtliche Probleme 
aufweist, weil der Zeitpunkt der Beratung und Ver-
abschiedung des Gesetzes zu weit von dem Zeit-
punkt der Durchführung der Volkserhebung weg-
liegt. In der Zwischenzeit werden sich die Verhält-
nisse weiterentwickeln. Es wäre erforderlich, daß 
sich der Gesetzgeber Anfang des Jahres 1987 noch 

einmal mit dem Gesetz befaßt. Diese Auffassung 
habe ich in dem Ausschuß als Vertreter der Frak-
tion DIE GRÜNEN vertreten, und diese Auffassung 
findet sich in dem Bericht. Diese ergänze ich an die-
ser Stelle nicht. 

Punkt 2 der Ergänzung: In dem Bericht ist auf 
Seite 11 von Datennotstand die Rede. Von der Frak-
tion der CDU/CSU ist im Ausschuß vorgebracht 
worden, es herrsche ein Datennotstand. Hierzu 
möchte ich präzisieren, daß das richtig ist. Aber der 
Zusammenhang, in dem diese Äußerung gefallen 
ist, ist von Bedeutung. Der Kollege Laufs von der 
Fraktion der CDU/CSU hat im Ausschuß Mitte des 
Monats Juni in den hektischen Beratungen, die dort 
stattgefunden haben, ganz eindeutig folgendes — so 
habe ich es mitgeschrieben — wörtlich erklärt: „Mai 
1987 ist als Datum für die Volkszählung keine Alter-
native. Wie kommt der 10. Deutsche Bundestag 
dazu, ein Gesetz für den nächsten Bundestag zu 
machen? Bei ganz nüchterner Betrachtung kom-
men wir zu dem Ergebnis, daß jetzt ein Datennot-
stand besteht und daß 1986 deshalb die Volkszäh-
lung durchgeführt werden muß." Das wurde im Juni 
gesagt. Eine Woche später war von diesem Daten-
notstand, der die Volkszählung 1986 zwingend erfor-
derlich machen sollte, nicht mehr die Rede. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: Der Datennotstand wird im-

mer größer, Herr Kollege!) 

Ich schließe daraus, daß sich die Argumentation der 
Kollegen auch im Innenausschuß je nach der Kun-
gellage richtet, wieweit mit den anderen Fraktionen 
zum Gesetz etwas ausgekungelt worden ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der dritte und letzte Punkt meiner Ergänzung ist: 
Die Fraktion der GRÜNEN hat einen eigenen Ent-
schließungsantrag, der auch im Bericht wiedergege-
ben worden ist, in den Ausschuß eingebracht. Wir 
haben heute einen etwas veränderten Entschlie-
ßungsantrag eingebracht. Das hat den Grund, daß 
wir die Widersprüche zwischen diesem Antrag und 
der Tatsache berücksichtigt haben, daß wir davon 
ausgehen, daß die Fraktionen der Altparteien die-
ses deutschen Bundestages heute dieses Gesetz ver-
abschieden werden. Daraus haben wir Konsequen-
zen gezogen und unseren Entschließungsantrag et-
was geändert. Wir haben dort — ich will ihn jetzt 
nicht vorlesen, Sie haben ihn alle vor sich liegen — 
im wesentlichen darauf hingewiesen, daß es sehr 
wohl andere Möglichkeiten der Volkszählung gibt, 
und zwar auf freiwilliger Basis, die viel einfacher, 
risikoloser und vor allen Dingen billiger gewesen 
wären. 

Danke. So weit meine Ergänzungen zu dem Be-
richt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Was hat das mit 
dem Bericht zu tun? Das ist doch kein Be-
richt mehr! — Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das 

ist doch ein Debattenbeitrag!) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke, Herr Berichter-
statter. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Gibt es weitere Wortmeldungen der Berichter-

statter? — Das ist nicht der Fall. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 

Herr Abgeordnete Broll. 

Broil (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Sehr verehr-
ter Herr Bundesinnenminister, auch wir begrüßen 
natürlich, daß Sie es ermöglichen konnten, jetzt 
noch hier zu sein. 

(Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 

müssen wissen — und die heute morgen hier unten 
gesessen haben, wissen es —: Der Tagesordnungs-
punkt Volkszählung stand heute auf der Vormit-
tagstagesordnung; er war für 12 Uhr angekündigt. 
Der Minister ist hier gewesen und war bereit, an 
dieser Debatte teilzunehmen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So war es!) 

Wir haben uns dann, nachdem die Tagesordnungs-
änderung verkündet worden ist, verständigt, Herr 
Bundesminister, und wir haben überlegt: Ist es 
wichtig, daß am Nachmittag, wo andere sehr wich-
tige Termine des Ministers angesetzt waren, der 
Minister hier ist? Ich habe aus meinen Erfahrungen 
des Innenausschusses, wo, abgesehen von der in 
diesem Fall zu vernachlässigenden Partei der GRÜ-
NEN, Einstimmigkeit im ganzen Haus über den Ge-
setzentwurf erlangt worden war, die Meinung ver-
treten, daß die Anwesenheit des Ministers in die-
sem Fall unter diesen Umständen nicht nötig sei. 
Darauf beruht die Tatsache, daß unser lieber 
Freund, der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Waffenschmidt, den Minister hier vertreten wollte, 
wofür wir sehr dankbar gewesen sind. 
Ich sage das nur, damit sich der Teil, der heute 

morgen nicht hier gewesen ist, ein Bild von dem 
Niveau und von der Primitivität der Verfahrens-
weise von Leuten machen kann — ich meine nicht 
Ihre Gruppe, ich meine die GRÜNEN —, die im Ge-
schäftsordnungsausschuß von Methoden zur Wah-
rung des Ansehens des Hauses sprechen, sich hier 
aber in kümmerlich-kindischer Weise aufführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und jetzt zur Sache. 
(Abg. Senfft [GRÜNE] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Broil (CDU/CSU): Ich wollte eine kleine Anspra-
che halten. Ihr Vertreter kann gleich hier zu Wort 
kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zwischenfrage! 

Broil (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Volkszählung 1981 findet also am 
25. Mai 1987 statt. In diesen sechs Jahren intensiver 
Debatte hat es jenes Volkszählungsurteil am 
15. Dezember 1983 gegeben, das, ähnlich wie die 
Volkszählung des Kaisers Augustus eine Zeiten-
wende gebracht hat, offenbar auch eine Zeiten- 

wende gebracht hat; alle Datenschützer des Bundes 
und der Länder werden nämlich von diesem Datum 
an ein neues Zeitalter des Datenschutzes konstatie-
ren. Sie zählen seitdem bestimmt vom Datum des 
Volkszählungsurteils ab. 
Dieses Gesetz mit seinen 21 Paragraphen ist au-

ßerordentlich intensiv und unter Anwendung jed-
weder möglicher Skrupel im Parlament besprochen 
worden. Selbst über die Frage, ob man den Geburts-
monat — vom Tag war sowieso nicht die Rede — 
erfragen sollte oder nicht, ist wenigstens drei Stun-
den debattiert worden. Auch über die Frage, ob das 
Jahr der Eheschließung angegeben werden sollte 
oder nicht, ist mindestens drei Stunden debattiert 
worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schily? 

Broil (CDU/CSU): Ich habe eben gesagt, daß ich 
eine kleine Ansprache halten wollte und sich die 
Vertreter der GRÜNEN später zu Wort melden kön-
nen. 

Vizepräsident Frau Renger: Es ist inzwischen ein 
anderer Abgeordneter. — Ich konstatiere: Keine 
Zwischenfrage zugelassen. 

Broil (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wenn man über solche Fragen zwei, 
drei Stunden debattiert, könnte man die Vermutung 
hegen, daß einige der Beteiligten Abgeordneten et-
was frustriert oder gelangweilt gewesen wären. 
Seien Sie sicher, das ist nicht der Fall. Wir haben 
gespürt, wie ungeheuer wichtig auch solche Fragen 
gewesen sind. Es ist also mit anderen Worten 
schwer, eine Satire nicht zu schreiben. 
Tatsächlich hat das Volkszählungsurteil bei al-

lem, was uns in diesem Zusammenhang bewegt hat, 
wesentlich zur Vertiefung der Diskussion nicht nur 
dieses Bereiches, sondern des gesamten nun kon-
statierten Grundrechts auf informationelle Selbst-
bestimmung beigetragen. Der Bundestag ist im Au-
genblick in vielen gesetzgeberischen Bereichen tä-
tig, die Konsequenzen dieses Volkszählungsurteils 
in gesetzgeberische Praxis umzusetzen, wobei sich 
auch hier die methodischen Schulen ein wenig 
streiten. Einige legen das Volkszählungsurteil in 
gleicher Weise aus, wie eine frühere katholische Bi-
belexegese, wo im Sinne der Verbalinspiration des 
Schöpfungsberichtes jedes Wort wortwörtlich ge-
nommen wird. Andere raten etwa dazu, das sinnge-
mäß anzuwenden. Auch Verfassungsrichter selbst 
raten uns im persönlichen Gespräch, nicht jedes 
Wort, das im Urteil steht, wortwörtlich zu nehmen. 

Wenn wir in dieser Volks-, Arbeitsstätten- und 
Wohnungszählung Tatbestände erfragen 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Zimmermann 
fehlt!) 

zum Alter eines Menschen, zur Berufsausbildung, 
zu seiner Schulbildung, zur Entfernung der Woh-
nung von seinem Arbeitsplatz, wenn wir bei der 
Wohnung fragen, wie groß sie ist und über wieviel 
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Räume sie verfügt, über welche Kategorie von 
Raumgrößen sie verfügt, wie die Heizeinrichtungen 
sind, wenn wir bei den Arbeitsstätten fragen, zu 
welchem Wirtschaftszweig sie gehören, wie groß die 
Zahl der Beschäftigten ist usw., tun wir das nicht 
als Selbstzweck. Wir tun es, weil die Kenntnis der 
Gesamtheit dieser wenigen Grunddaten für alle an-
deren Erhebungen unbedingt nötig ist, die — den-
ken Sie an den Mikrozensus und die Lohnstatistik 
usw. — sehr viel eingehender sind. 

Wie wichtig eine wenigstens in gewissen Abstän-
den zu erhebende genaue Statistik ist, kann ich 
Ihnen an einem kleinen Beispiel verdeutlichen: Je-
den Monat berichtet der Präsident der Bundesan-
stalt für Arbeit über die Zahl der Arbeitslosen, und 
er rechnet sie in einen bestimmten Prozentsatz der 
Beschäftigtenquote um. Die Zahl der Arbeitslosen 
wird monatlich erhoben und ist je nach den Maß-
stäben, die dort zugrunde gelegt werden, aktuell. 
Die Zahl der Erwerbstätigen, in die diese Arbeitslo-
senzahl in Beziehung gesetzt wird, beruht auf Er-
kenntnissen des Mikrozensus, einer Ein-Prozent-
Erhebung, die lediglich durch Ergänzung von ande-
ren Statistiken und auf der Basis der Volkszählung 
1970 weitergerechnet wird. Wir wissen, daß bei sol-
chen Hochrechnungen innerhalb von zehn Jahren 
bei einer Gesamtbevölkerung von rund 60 Millionen 
Differenzen bis zu 1 Million entstehen können. 

Gehen wir also davon aus, daß die Zahlen der 
Beschäftigten, die Basis unserer gesamten wirt-
schaftspolitischen Debatten sind, nicht korrekt sein 
können. Sie können nicht korrekt sein, weil auch 
die Basis des Mikrozensus selbst auf 1970 beruht. 
Das ist durch die Entwicklung tatsächlich längst 
überholt. 

Wir fragen in dieser Volkszählung keine sensi-
blen Daten nach. 

(Ströbele [GRÜNE]: Und die Religion?) 

Selbst die Frage, ob die Religionszugehörigkeit er-
fragt werden soll oder nicht, ist Gegenstand sowohl 
der Erörterung des Verfassungsgerichts als auch im 
Innenausschuß gewesen. Es gab Meinungen — 
etwa auch der Antragsteller in Karlsruhe —, die 
solch eine Frage bereits für einen Eingriff hielten, 
obwohl doch nach Bekenntnis gefragt wird und je-
der, der einem Bekenntnis angehört, mit diesem 
Wort schon ausdrückt, daß er sich nicht schämen 
müßte, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Mensch, ken

-

nen Sie nicht die Verfassung?) 

dieses Datum von sich zu geben. 

Es gibt — das sage ich zur Beruhigung derer, die 
die Dinge noch aus der kämpferischen, aggressiven, 
oft verlogenen Debatte von vor drei Jahren kennen 
— keine Weiterleitung von Einzelangaben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das Verfassungsge

-

richt war anderer Meinung!) 

Es gibt Weiterleitung von Daten nur an die Gemein-
den und nur dann, wenn sämtliche persönlichen 
Merkmale eliminiert sind 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt nicht!) 

und wenn die Einzelangaben auf Datenträger über-
tragen worden sind, also bereits in einer gewissen 
Weise statistisch vorbereitet sind , und nur dann, 
wenn in den Ländern, deren Gemeinden oder 
Städte solche anonymisierten Angaben wünschen, 
bereits ein Gesetz verfaßt wurde, das datenschutz-
rechtlich strenge Bestimmungen über die Art ent-
hält, wie solche weitergegebenen anonymisierten 
Daten lediglich zu statistischen Zwecken benutzt 
werden dürfen. 

Es hat im Innenausschuß — auch in der Anhö-
rung, die wir veranstaltet haben — eine lange De-
batte zu der Frage gegeben, ob wir nicht die Ge-
samtzählung durch eine Stichprobe ersetzen könn-
ten, etwa im Sinne des Mikrozensus 1 : 100 oder, wie 
dort an gewissen Stellen eingeführt, 1 : 1 000. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie die Holländer das 
machen!) 

Wir sind — auch im Ergebnis der Aussagen auslän-
discher Gäste, etwa des Präsidenten des schwedi-
schen statistischen Reichsamtes — zu der Überzeu-
gung gekommen, daß eine solche Stichprobe eine 
Vollzählung einfach nicht ersetzen kann. 

Das leuchtet ja auch ein. Wenn ich ein Maisfeld 
von zwei Hektar sehe und einen Quadratmeter un-
tersuche, kann ich ungefähr — aber kalkulierbar — 
schließen, wieviel Maispflanzen auf den 2 Hektar 
wachsen. Wenn ich aber nur einen Hektar Maisfeld 
in Bayern kenne, kann ich daraus noch längst nicht 
schließen, wieviel Maispflanzen es in diesem Jahr 
in Bayern gibt. 

Mit anderen Worten, eine Stichprobe ersetzt als 
Basis für andere Stichprobenerhebungen niemals 
die Totalzählung. Darum haben wir uns nicht in der 
Lage gesehen, diesem nach unserer Meinung nicht 
sehr sachgerechten Vorschlag näherzutreten. 

Zwang oder Freiwilligkeit, das war eine andere 
Frage. Wir haben uns nach intensiven Beratungen 
nicht in der Lage gesehen, die Ergebnisse der 
Volkszählung auf die Basis der Freiwilligkeit zu 
stellen. Alle Fachleute haben uns davon abgeraten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum 
Schluß möchte ich sagen: Jeder, der nach Vorlage 
dieses Gesetzes noch Widerstand gegen die Volks-
zählung leisten will oder — wie die GRÜNEN — 
dazu aufruft, ihn zu leisten, bewirkt nichts im Sinne 
der Menschenwürde, im Sinne der Demokratie und 
im Sinne der Freiheit; 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

er verlängert nur die Spielchen der Knabenzeit bis 
in jenes Alter, in dem er vergreist. Darum fordere 
ich die Bürger und Bürgerinnen unseres Staates 
auf, in Kenntnis dieses Gesetzes jenen Pflichten zu 
entsprechen, die wir von ihnen verlangen — in dem 
Bewußtsein, daß es in aller Interesse ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Wernitz. 
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Dr. Wernitz (SPD): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nach sehr gründli-
chen und intensiven Beratungen hat der federfüh-
rende Innenausschuß am 11. September dieses Jah-
res den Entwurf eines Volkszählungsgesetzes be-
schlossen. Ich möchte heute allen sehr herzlich dan-
ken, die innerhalb und außerhalb dieses Hauses 
kritisch, konstruktiv und engagiert an diesem Ge-
setzgebungsvorhaben mitgearbeitet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch und insbe-
sondere unserem fachlich zuständigen Ausschußse-
kretär, Herrn Bahr, der dort hinten sitzt, einen be-
sonderen Dank sagen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Auch das sollte man einmal tun, nicht zuletzt des-
halb, weil er sich um die Erstellung des beispielhaf-
ten Berichts sehr große Verdienste erworben hat. 

Meine Damen und Herren, heute nun werden die 
parlamentarischen Weichen für ein Gesetzgebungs-
vorhaben gestellt, das in Gestalt seines Vorläufers, 
des Volkszählungsgesetzes 1983, nach den bekann-
ten Turbulenzen durch das Bundesverfassungsge-
richt ausgesetzt wurde. Das Karlsruher Urteil vom 
15. Dezember 1983 hatte dieses Gesetz zwar punk-
tuell für verfassungswidrig erklärt; entscheidend 
aber ist die Tatsache, daß das Gericht den Stellen-
wert der Statistik nicht nur allgemein unterstri-
chen, sondern dies auch bezüglich der Volkszählung 
grundsätzlich und konkret getan hat, so z. B. mit 
dem Leitsatz, daß das Erhebungsprogramm des 
Volkszählungsgesetzes 1983 nicht zu einer mit der 
Würde des Menschen unvereinbaren Registrierung 
und Katalogisierung der Persönlichkeit führt. Das 
Verfassungsgericht hat jedoch zugleich für eine 
Volkszählung verfassungsrechtliche Maßstäbe und 
konkrete Vorgaben aufgestellt, die vom Gesetzge-
ber zu beachten waren und zu beachten sind. 

Das galt zunächst für die Verfasser des Gesetz-
entwurfs der Bundesregierung und mit der ersten 
Lesung des Entwurfs im Parlament für uns und 
unsere Ausschüsse, insbesondere den federführen-
den Innenausschuß. 

Die SPD-Fraktion ist dabei mit folgenden Maß-
stäben an die Arbeit gegangen: 

Erstens. Die SPD bejaht die Notwendigkeit einer 
Volkszählung. Sie hat sich von jeher für eine vor-
ausschauende und planende Politik eingesetzt. 

Zweitens. Die Volkszählung ist unter konsequen-
ter Beachtung des Statistikgeheimnisses und des 
Datenschutzes entsprechend den verfassungsrecht-
lichen Maßstäben und Vorgaben des Verfassungs-
gerichtsurteils durchzuführen. 

Drittens. Die Volkszählung ist strikt auf den fach-
lich notwendigen Umfang zu beschränken. 

Viertens. Gerade bei der Beratung dieses Gesetz-
entwurfs müssen Solidität, Sorgfalt und Sensibilität 
Vorfahrt vor Schnelligkeit haben. Eine Volkszäh-
lung mit heißer Nadel darf es nicht geben. 

Bewertet man vor diesem Hintergrund den vor-
liegenden Gesetzentwurf, so ist festzuhalten, daß 

den Vorstellungen der SPD insgesamt Rechnung 
getragen worden ist. Die Zustimmung der SPD zu 
diesem Gesetzentwurf ist wohlfundiert. 

Im Zuge der parlamentarischen Beratungen hat 
die öffentliche Anhörung vom 17. April 1985 in einer 
Reihe wichtiger Einzelfragen Orientierungshilfen 
gegeben. Das gilt zunächst für den lange Zeit um-
stritten gewesenen Termin der Volkszählung. Es 
stellte sich nämlich heraus, daß schon aus der Sicht 
der kommunalen Spitzenverbände bei dem ur-
sprünglich anvisierten Stichtag 23. April 1986 die 
zwingend erforderliche Vorlaufzeit von bis zu zehn 
Monaten objektiv nicht einzuhalten war. Dies hätte 
die Durchführung und das Ergebnis der Volkszäh-
lung von vornherein gefährdet und wäre angesichts 
der Gesamtkosten unverantwortlich gewesen. Des-
halb hat die SPD diesen Einwendungen Rechnung 
getragen und nach der Anhörung als Alternativter-
min Mai/Juni 1987 vorgeschlagen. Demgegenüber 
haben zunächst Bundesregierung und Koalition — 
offensichtlich aus Prestigegründen — versucht, am 
Termin 1986 festzuhalten. Zeitweise gab es massive 
Versuche, den Entwurf auf Biegen oder Brechen 
noch vor der Sommerpause durchzuziehen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist leider 
wahr!) 

Die Argumente und Warnungen der SPD vor einer 
solchen Verfahrensweise und der anschließende 
Beratungsverlauf haben die Position der SPD voll-
inhaltlich bestätigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Bereits am 18. Juni 1985 hatte sich die SPD-Bun-
destagsfraktion bei einigen Enthaltungen ohne Ge-
genstimmen für Mai 1987 ausgesprochen. An Stelle 
des zunächst vorgesehen gewesenen 20. Mai wurde 
schließlich als Stichtag der Volkszählung der 25. 
Mai 1987 gewählt. 

Meine Damen und Herren, das Erhebungspro-
gramm der Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- 
und Arbeitsstättenzählung wurde erneut auf seine 
Notwendigkeit überprüft und akzeptiert. Wir haben 
im übrigen allen Bestrebungen, das Erhebungs-
programm auszuweiten, widerstanden. Die Volks-
zählung bleibt strikt auf den fachlich notwendigen 
Umfang beschränkt. 

Hatte bereits die Anhörung ergeben, daß der Ge-
setzentwurf einen geeigneten Rahmen schafft, um 
den Datenschutz bei der Volkszählung zu gewähr-
leisten, so wurde dem Datenschutz während der 
Ausschußberatungen zusätzlich Rechnung getra-
gen. Dies gilt insbesondere für das Verbot der 
Reidentifizierung von Daten aus der Volkszählung. 
Weiterhin wurden die Vorschriften sowohl für die 
in den Erhebungsstellen Beschäftigten als auch für 
die Zähler, was die Wahrung des Statistikgeheim-
nisses und den Datenschutz angeht, präzisiert und 
verschärft. 

Wichtig unter Akzeptanzgesichtspunkten ist die 
neu eingefügte Regelung, daß der auskunftpflich-
tige Bürger die ausgefüllten Erhebungsvordrucke 
nicht nur an die Erhebungsstelle einsenden kann, 
sondern dies nunmehr auch gebührenfrei ist. 
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Dr. Wernitz 
Die SPD hat sich im Nachgang zur Anhörung 

intensiv darum bemüht, dem Anliegen der kommu-
nalen Spitzenverbände auf angemessene Daten-
übermittlung aus der Volkszählung entsprechend 
den Vorgaben des Urteils gerecht zu werden. Die 
inzwischen gefundene und vom Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz sowie dem Vorsitzenden 
der Konferenz der Datenschutzbeauftragten Herrn 
Simitis, mitgetragene Kompromißlösung entspricht 
zwar nicht voll den Erwartungen der Kommunen, 
gibt ihnen aber unter gleichzeitiger Wahrung daten-
schutzrechtlicher Belange mehr als der ursprüngli-
che Regierungsentwurf. 

Erfreulich für die künftigen Zähler bei der Volks-
zählung ist die Neuregelung, daß die gezahlte Auf-
wandsentschädigung nicht der Einkommensteuer 
unterliegt. 

Während der Anhörung hatte die Bundesregie-
rung die Zusage einer Finanzzuweisung an die 
Länder zwecks Ausgleichs der Mehrbelastungen, 
die ihnen und den Gemeinden durch die Volkszäh-
lung erwachsen, von 2,50 DM je Einwohner auf 
4 DM erhöht. Ein SPD-Antrag auf Aufstockung auf 
5 DM verfiel der Ablehnung. Vor dem Hintergrund 
früherer Erfahrungen bitte ich namens der SPD-
Fraktion darum, unserem Antrag auf Aufstockung 
auf 5 DM zu entsprechen, um eine ähnliche Ent-
wicklung wie in der Vergangenheit zu vermeiden, 
dies um so mehr, als jetzt 715,7 Millionen DM dafür 
anfallen. 

Entsprechend den Vorgaben des Urteils hat sich 
der Innenausschuß eingehend mit den Erhebungs-
vordrucken befaßt, die den Bürgern bei der Volks-
zählung zugeleitet werden. Diese Fragebögen sind 
der Beschlußempfehlung und dem Ausschußbericht 
als Anhang beigefügt. 

Meine Damen und Herren, einzelne Datenschutz-
beauftragte haben darauf hingewiesen, daß die Ver-
fassungsmäßigkeit des Volkszählungsgesetzes um-
fassend und nicht nur in bezug auf das Bundesge-
setz allein gewährleistet sein muß. Hier müssen die 
erforderlichen landesrechtlichen Vorschriften und 
die Durchführung auf örtlicher Ebene im Rahmen 
der Gesamtbeurteilung einbezogen sein, auch wenn 
dafür die Kompetenz nicht beim Bund, sondern bei 
den Ländern liegt. Diesen Erwägungen trägt die 
von uns im Ausschuß beschlossene und vorgelegte 
Entschließung Rechnung: Vorlage eines Berichts 
zum 1. Juni 1986. Weitere Punkte der Entschließung 
zielen darauf ab, die Voraussetzungen für die Ak-
zeptanz der Volkszählung zu optimieren. Schließ-
lich wird die Regierung aufgefordert, dem Parla-
ment bis zum 1. Januar 1988 einen Bericht über 
Durchführung, Stand der Auswertungen und Ein-
haltung der datenschutzrechtlichen Sicherungen 
der Volkszählung 1987 sowie auch über den Stand 
der Methodendiskussion in Richtung auf die Frei-
willigkeit zuzuleiten. 

Meine Damen und Herren, insgesamt bleibt fest-
zuhalten, daß die Weichen für eine solide und um-
fassend vorbereitete Volkszählung mit Perspektive 
gestellt sind. 

Die SPD-Bundestagsfraktion stimmt der Be-
schlußempfehlung und damit auch der Entschlie-
ßung zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir haben das Volks-
zählungsurteil in diesem Hause ja verschiedentlich 
gelesen. Ich glaube, es braucht nicht unsere Auf-
gabe zu sein, hier wieder von Anfang an zu begin-
nen. Über das Volkszählungsurteil, über seine 
große Bedeutung ist hier schon verschiedentlich ge-
sprochen worden. Die Bedeutung dieses Urteils be-
zieht sich ja nicht nur auf die Volkszählung, son-
dern es bezieht sich auch darauf, daß wir gemein-
sam der Überzeugung sind, daß der Bürger nicht 
nur ein Objekt der staatlichen Verwaltung sein 
darf. Er darf nicht das Gefühl haben, einem allwis-
senden Staat gegenüberzustehen. Wir sind ver-
pflichtet, die moderne Gesetzgebung an diesen 
Grundsätzen auszurichten. Das haben wir bei die-
sem Gesetz getan. 

Wir brauchen die Volkszählung. Wir wissen, daß 
wir sie dem Bürger zumuten können und daß der 
Bürger sicher sein kann, daß seine Anonymität ge-
wahrt bleibt und daß er bei einer richtigen Beant-
wortung der ihm gestellten Fragen keinerlei nach-
teilige Folgen zu erwarten hat. Wir haben das Äu-
ßerste getan, um diese Ziele sicherzustellen. Es ist 
unter dem Gesichtspunkt des Datenschutzes in 
Wirklichkeit nichts mehr zu beanstanden. 

Das bezieht sich nicht nur auf den Teil der Volks-
zählung, der dem Bürger sichtbar ist. Wir haben 
durchgesetzt, daß er dem Zähler praktisch keine 
Fragen mehr zu beantworten braucht. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Er kann den ganzen Fragebogen in einem ver-
schlossenen Umschlag dem Statistischen Amt por-
tofrei zuschicken. Es sind zahlreiche Einzelregelun-
gen hinsichtlich der Verpflichtungen der Zähler, 
wegen der Auswertung in den Gemeinden und be-
züglich der Fragestellungen eingeführt worden. Der 
Schutz der Anonymität bezieht sich natürlich auch 
auf die verwaltungsmäßige Durchführung und Ver-
arbeitung der Daten selbst. 

Ich möchte aber drei Problembereiche anspre-
chen, die uns bei den Beratungen zusätzliche 
Schwierigkeiten gemacht haben. 

Der erste Punkt ist der Umfang des Fragebogens. 
Bei unseren Bemühungen, seinen Umfang zu ver-
ringern, sind wir nicht nur auf den Widerstand von 
Fachausschüssen dieses Hauses gestoßen, sondern 
vor allem auf den der Wunderwelt der deutschen 
Verwaltung. Man kann das gar nicht anders formu-
lieren. 

(Mann [GRÜNE]: Schön formuliert!) 

Es ist unglaublich, mit welcher Zähigkeit einzelne 
Ressorts an Fragestellungen festhalten wollten, de

-

ren Sinn man kaum noch nachvollziehen konnte. 
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Dr. Hirsch 
Hier wurden Arbeitsgebiete und Bequemlichkeiten 
mit einer Entschlossenheit verteidigt, als ob das 
Schicksal des Vaterlandes davon abhinge. Das geht 
natürlich nicht. 

(Zustimmung des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Man kann nicht über Entbürokratisierung und über 
den Schutz der Privatsphäre reden, wenn man alles 
so lassen will, wie es ist, und wenn man sich nicht 
klar macht, daß man bei jeder Frage mit dem 
Zwang einer staatlichen Strafdrohung hantiert. Ich 
muß mich wirklich zurückhalten, um nicht Bei-
spiele dafür zu nennen. Ich bin sehr froh darüber, 
daß wir bei der Zurückführung von Fragen, also bei 
der Verringerung des Fragenbereichs in der Tat Er-
folge gehabt haben. Unsere Arbeit war übrigens 
auch von der gemeinsamen Absicht getragen, die 
Beantwortung von Fragen, die bisher zwangsweise 
beantwortet werden mußten, freizustellen. 

Der zweite Bereich bezieht sich auf den Schutz 
der Anonymität. Wir haben hier den größten Wider-
stand nicht bei den Statistikern gehabt, sondern bei 
den Vertretungen der Gemeinden. Das muß man 
wirklich sagen. Ich sage das mit großem Bedauern, 
weil ich den Eindruck habe, daß dabei auch Presti-
gefragen eine beachtliche Rolle gespielt haben. Es 
muß zu verstehen sein, daß die Sicherung der An-
onymität um so schwerer ist, je näher die Auswer-
tung an den einzelnen Befragten heranrückt. Die 
Weitergabe von Einzeldaten an die Gemeinden ist 
also immer problematisch. Hier muß man sich ein-
fach entscheiden, ob man diesem Wunsch nachge-
ben und damit die ganze Volkszählung gefährden 
will, oder ob man es vorzieht, die Anonymität der 
Bürger zu sichern und damit die Chance zu vergrö-
ßern, daß die Zahl der Verweigerer sinkt und die 
Richtigkeit der Antworten zunimmt. Wir hoffen, 
daß der Bundesrat dieses Problem in derselben 
Schärfe sieht. 

Beim vorigen Versuch der Volkszählung hatten 
wir auch in diesem Bereich Probleme. Wir haben 
damals mit ungutem Gefühl den Wünschen der 
kommunalen Spitzenverbände nachgegeben. Das 
war mit eine Ursache für die außerordentlich nega-
tiven Folgen, die wir dann zu tragen hatten. 

(Zurufe von den GRÜNEN — Schäfer [Of

-

fenburg] [SPD]: Zum Beispiel Melderegi

-

ster!) 

— Ja, z. B. Melderegister. Wir wollen denselben 
Fehler nicht zweimal machen. Wir haben in der Tat 
im vorliegenden Gesetz alles getan, um einen ver-
nünftigen Ausgleich zu erreichen. 

Der dritte Bereich ist die Frage der Freiwilligkeit. 
Wir haben schon beim Mikrozensusgesetz ausführ-
lich darüber gesprochen; Herr Wernitz, Sie haben 
das hier noch einmal dargestellt. Auch beim Volks-
zählungsgesetz hätten wir gern noch eine Reihe 
von Fragen in die Freiwilligkeit überführt. Ich bin 
sicher, daß auch in dieser Beziehung ein Umdenken 
oder Weiterdenken einsetzen muß, und ich bin sehr 
zufrieden, daß wir jedenfalls beim Mikrozensusge-
setz dafür die Weichen gestellt haben. 

Diese verhalten kritischen Bemerkungen ändern 
nichts daran, daß wir die Volkszählung brauchen, 
daß wir sie durchführen und politisch vertreten wol-
len und daß wir bei allen Ihnen vorliegenden Be-
stimmungen die Erfordernisse des Datenschutzes 
geradezu — wie Herr Albrecht hier einmal gesagt 
hat — skrupulös beachtet haben. 
Der Bundesinnenminister muß dem Bürger mit 

großer Sorgfalt die Notwendigkeit der Volkszäh-
lung klarmachen. Das kann man nicht, wenn man 
nur die Staatsräson beschwört und den sehr 
schlichten Gedanken vorträgt, daß der anständige 
Bürger nichts zu verbergen hat. Die Fragen, um die 
es hier geht, haben mit der Frage der Anständigkeit 
oder Unanständigkeit überhaupt nichts zu tun. Man 
muß dem Bürger deutlich machen, daß es in seinem 
eigenen wohlverstandenen Interesse liegt, die Fra-
gen richtig zu beantworten und damit die Chance 
für rationale Politik zu vergrößern. 

(Mann [GRÜNE]: Aber einige Geheimnisse 
möchte der Bürger auch haben!) 

— Herr Mann, Geheimnisse werden ja gar nicht 
offenbart. Ich wäre froh gewesen, wenn Sie an den 
Beratungen einmal teilgenommen hätten. Ich habe 
Sie nie oder nur sehr selten dabei gesehen. Das 
muß ich Ihnen einmal sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Mann  [GRÜNE]: Sie wissen, daß ich nur 

stellvertretendes Mitglied bin!) 
Ich habe das sehr bedauert, denn wir bräuchten uns 
dann hier nicht solche Geschichten anzuhören. 
Wenn Sie sich die Arbeit machen, den Fragebogen 
durchzusehen, dann wissen Sie sehr genau, daß er 
keine einzige Frage enthält, die zwangsweise beant-
wortet werden müßte und tatsächlich indiskret 
wäre. Also bitte nicht diesen Unsinn! 

Die Volkszählung brauchen wir, 
(Zuruf von den GRÜNEN: Wozu? — Mann 
[GRÜNE]: Sie werden sich über Ihre ei-

gene Klientel wundern!) 

um eine Chance für eine rationale Politik zu haben. 
Man kann nicht einfach der Politik notwendiges 
Tatsachenwissen verwehren und sich dann hinter-
her darüber mokieren, daß politische Entscheidun-
gen falsch ausgefallen seien. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Senfft? 

Dr. Hirsch (FDP): Ich bin ja froh, daß Sie inzwi-
schen etwas anderes tragen. Sie hatten ja heute 
früh, glaube ich, irgend etwas Bunteres an, nicht 
wahr. 

(Heiterkeit — Mann [GRÜNE]: Der ist 
heute sehr sauber!) 

Bitte schön. 

Senfft (GRÜNE): Herr Hirsch, sind Sie der Auffas-
sung, daß allein dadurch, daß die Zahl der Arbeitslo-
sen etwas präziser wird, die Bundesregierung rich-
tiger handelt bzw. überhaupt erst einmal handelt 
was ich bezweifle? Sind Sie der Auffassung, daß 
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Senfft 
allein konkretere Daten dazu führen, daß politi-
sches Handeln erfolgt oder richtig erfolgt, was ich 
bezweifle? 

Dr. Hirsch (FDP): Lieber Kollege, auch diese Fra-
gen haben wir schon mehrfach besprochen, nämlich 
die allgemeine Lebenserfahrung, daß die Kenntnis 
von Tatsachen nicht dafür garantiert, daß man dar-
aus richtige Schlüsse zieht. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 
Aber sie vergrößert die Wahrscheinlichkeit, daß 
man zu vernünftigen Schlüssen kommen kann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU — Zuruf von den GRÜNEN: 

Aber nicht bei dieser Regierung!) 
Ich meine ja, daß manche Statistiken nicht dazu 
dienen, Entscheidungen zu finden, sondern Ent-
scheidungen zu begründen. Man darf aber die Hoff-
nung darauf nicht aufgeben, daß man auf Grund 
der Kenntnis von Tatsachen jedenfalls richtigere 
Entscheidungen treffen kann, als wenn man die 
Tatsachen nicht kennt. Sie wissen ja z. B., daß wir 
wahrscheinlich in den Registern eine Dreiviertel-
million Menschen mehr haben als tatsächlich in der 
Bundesrepublik leben. Wenn Sie sich allein mal 
überlegen, welche Bedeutung das für den Woh-
nungsbau und für Wohnungsbauplanung hat, dann 
müssen Sie begreifen, daß man so nicht weiterma-
chen kann. Ich habe das Vergnügen oder die Ehre 
gehabt, in Nordrhein-Westfalen einige Jahre lang 
Grundfragen der Wohnungsbaupolitik und der Fi-
nanzierung dafür entscheiden zu müssen. Ich kann 
Ihnen nur aus eigener Erfahrung sagen, wie müh-
sam es war, die vorhandenen Mittel so einzusetzen, 
daß für den Bürger wirklich das Optimum des Er-
reichbaren herauskommt. Ich kann Ihnen aus eige-
ner Erfahrung nur sagen, es geht so nicht weiter, 
wir brauchen in einer ganzen Reihe von prakti-
schen Handlungsbereichen mehr Fakten, um etwas 
Vernünftiges für den Bürger machen zu können. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP): Reicht die Zeit noch? Dann recht 
gerne, ja, bitte schön. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Schulte (Menden). 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Ja, mit demselben 
Pullover wie heute morgen möchte ich die Frage 
stellen. Herr Hirsch, Sie wissen, daß ein Großteil 
dieser Fakten auch auf anderem Wege — über 
Stichprobenerhebungen usw. — erhoben werden 
kann. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Nein, Herr Kollege!) 
Ist Ihnen diese Hoffnung, die Sie hegen, politische 
Entscheidungen besser treffen zu können, in der 
Tat über 700 Millionen DM Steuergelder wert? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, die Möglichkeit, rationale Po-
litik zu betreiben, kann überhaupt nicht bezahlt 
werden; die ist außerordentlich wichtig. Ich muß 

Ihnen folgendes sagen. Herr Wernitz hat ja vorhin 
dargestellt — ich weiß nicht, ob Sie zugehört haben 
—, daß das Hochrechnen aus dem Mikrozensus nur 
möglich ist, wenn man weiß, auf wieviel man hoch-
rechnen soll. Ich kann nicht eine Mikrobefragung 
von 0,5 oder 1 oder 2 % der Bevölkerung machen und 
dann hochrechnen, wenn ich die Totale nicht kenne. 
Man muß also in zwar großen Abständen — die 
letzte Volkszählung ist, glaube ich, 1970 gewesen — 
einmal feststellen: Wie hoch ist denn die Totale? 
Wenn man das kann, dann kann man in der Tat 
durch Mikrozensuserhebungen in weiterem Um-
fange verläßliche Daten durch Hochrechnung be-
kommen. 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 
Aber das ist keine Alternative, sondern ergänzt 
sich. 
Meine Damen und Herren, die Beratung dieses 

Volkszählungsgesetzes ist eine der mühsamsten 
Beratungen, die ich in diesem Hause miterlebt 
habe. Ich hoffe inständig, daß wir dieses Gesetz in 
diesem Hause nie wieder behandeln müssen. Wir 
wären den Ländern dankbar, wenn sie uns diesen 
Wunsch erfüllten. 
Wir werden dem vorliegenden Entwurf zustim-

men. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Ich finde es schon etwas ei-
genartig, daß ein Minister zwar von der Gesamtbe-
völkerung verlangt, daß er sie monatelang belästi-
gen darf, 

(Dr. Stark [Nürtigen] [CDU/CSU]: Sie belä

-

stigen uns schon drei Jahre!) 
daß er sich aber zu gut dafür ist, hier heute freiwil-
lig für eine Dreiviertelstunde herzukommen und 
sich die Argumente anzuhören. 

(Dolata [CDU/CSU]: Haben Sie vorhin 
nicht zugehört?) 

Auch die Bürger, die sich ab Mai 1987 hier beteili-
gen sollen, haben vielleicht etwas Besseres zu tun, 
als sich an dieser Volkszählung zu beteiligen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Fast zweieinhalb Jahre ist es her, daß dieser Ver-
such einer Volkserhebung in der Bundesrepublik 
Deutschland gescheitert ist. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat angesichts der Unruhe, die es in 
der Bevölkerung gegeben hatte, noch rechtzeitig 
eingegriffen, um dieses Debakel zu verhindern. 
Wir fragen uns: Warum waren nach den damali-

gen letzten Umfragen 28,7 % der bundesdeutschen 
Bevölkerung bereit, sich trotz Zwangsmaßnahmen, 
trotz angedrohter Zwangsgelder an dieser Erhe-
bung nicht zu beteiligen? Warum waren sie bereit 
— und zwar waren es Leute, die allen Parteien 
zuneigten —, das Risiko des zivilen Ungehorsams 
auf sich zu nehmen trotz dieser Gesetzesbefehle? 
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Ströbele 
Da kommen wir zu dem Rentnerehepaar in Berlin, 
das seit Jahrzehnten zusammenlebt; alle glauben, 
es ist ein Ehepaar, aber im Grunde sind sie nicht 
verheiratet. Das Paar möchte dem Zähler nicht er-
zählen, in welchen Umständen es lebt. Es fürchtet 
um sein Wohngeld, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
doch nichts Neues!) 

es hat die Befürchtungen gegenüber dem Sozial-
amt. Oder die Ehefrau, die einer Nebenbeschäfti-
gung nachgeht, möchte ungern vor ihrem Ehemann 
zugeben, daß sie dieser Beschäftigung nachgeht. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Oder die Leute, die ihr Auto auf dem Lande bei 
ihren Verwandten angemeldet haben, um dort eine 
billigere Kraftfahrzeugsteuer zu bekommen, 

(Lachen und anhaltende Zurufe) 

all die mußten befürchten, daß ihre kleinen Unre-
gelmäßigkeiten, daß ihre kleinen Geheimnisse her-
auskommen und daß sie die Konsequenzen zu tra-
gen haben. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist ja unglaublich, 

was Sie da erzählen!) 

Wenn wir dafür sind, daß jeder Bürger das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung hat, dann 
heißt das auch, daß die Bürger solche kleinen Ge-
heimnisse behalten sollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist keineswegs so, wie das jetzt wieder hier be-
hauptet wird und in der Beschlußempfehlung steht, 
daß der Bürger nach dem neuen Gesetz sicher sein 
kann, daß diese Geheimnisse gewahrt bleiben. 
500 000 Zähler werden in alle Haushalte der Bun-
desrepublik ausschwirren, Beamte aus den Gemein-
den mit den Grunddaten aus den Melderegistern 
versehen und werden dort Feststellungen treffen, 
und sie werden nach einigen Wochen oder späte-
stens nach einem Vierteljahr in ihre Dienststellen 
zurückgehen. Und dann sollen sie all das, was sie 
dort gehört und gesehen haben, vergessen haben? 
Ich glaube das nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Daten werden bei den Erhebungsstellen ab-
gelegt. Dort lagern sie jahrelang. Dann wird ein Teil 
der Unterlagen weggeworfen. Aber es ist keines-
wegs so, daß in den Computern lediglich die auto-
matisierten Daten, die nicht wieder individualisier

-

bar sind, gespeichert würden, sondern ganz im Ge-
genteil. Herr Professor Brunstein hat uns während 
der Anhörung vorgemacht — das hat er auch 
schriftlich niedergelegt —, wie er in der Lage ist, 
aus diesen Daten jederzeit den einzelnen Bürger 
wiederzureanonymisieren, d. h. die Einzeldaten 
dem Bürger wieder zuzurechnen. 

(Suhr [GRÜNE]: Aha!) 

Weil wir das verhindern wollen und dem Bürger die 
Sicherheit geben wollen, daß dies nicht geschieht, 
sind wir gegen eine solche Volkserhebung. 

Es ist auch keineswegs so, daß ein Datennotstand 
die Regierung zwingen würde, Daten zu erheben. 
1970 gab es eine Volkszählung. Die Verhältnisse 
sind nachher nicht besser geworden. 1980 und 1983 
gab es keine Volkszählung. Niemand hat ein Bei-
spiel dafür sagen können, welche Planungen da-
nach etwa nicht hätten durchgeführt werden kön-
nen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 

Die Notwendigkeit der Aktualität der Daten, von 
der immer gesprochen wird, ist reiner Quatsch, weil 
die Verarbeitung der eingegebenen Daten Jahre 
dauert; das heißt, die statistischen Daten, auf die 
Sie soviel Wert legen, werden erst Jahre später vor-
liegen, wenn längst hundertausende von den Ge-
zählten, die vorher verheiratet waren, wieder ge-
schieden sind, ihren Arbeitsplatz gewechselt, ihre 
alte Wohnung verlassen haben und in eine neue 
umgezogen sind. 

Darüber hinaus liegt die Fehlerquote einer 
Volkszählung nach den Berechnungen der letzten 
Volkszählung von 1970 bei 1 bis 2 %. Die Daten sind 
also nicht ausreichend verwertbar. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Das sind auch 
einige Millionen!) 

Ich frage die Bundesregierung und diese Allpartei-
enkoalition oder besser diese Altparteienkoalition, 
warum konnten Sie aus dem Beispiel Hollands 
nicht lernen? Holland hat das gleiche wie die Bun-
desrepublik Deutschland erlebt. Auch dort ist die 
Bevölkerung aufgestanden und hat gesagt: Wir wol-
len uns nicht zählen lassen! In Holland hat man 
nicht versucht, der Bevölkerung eine neue Zählung 
aufzudrücken, vielmehr hat man die Volkszählung 
durch Auszählung der Register ersetzt und durch 
Stichproben aus dem Bereich des Arbeits- und Woh-
nungsmarktes. Warum geht das, was in Holland 
geht, in der Bundesrepublik nicht? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Statt dessen belästigen Sie die Bevölkerung mit 
unzähligen Fragen. Statt dessen fragen Sie in der 
Bundesrepublik wieder, fragt ein deutscher Staat 
die Bevölkerung schon wieder, ob jemand islami-
schen oder jüdischen Glaubens ist. Ich finde, allein 
schon eine solche Frage ist unzumutbar. 

Wie sehr Sie selbst der Bevölkerung mißtrauen, 
ergibt sich daraus, daß Sie die Volkserhebung nicht 
auf freiwilliger Basis durchführen. Wenn Sie davon 
überzeugt wären, daß Ihre Argumente richtig sind, 
und wenn Sie nachweisen könnten, daß tatsächlich 
alles so überzeugend ist, wie Sie behaupten, dann 
könnten Sie das auch der Bevölkerung klarmachen. 
Nur weil Sie ein tiefes Mißtrauen gegen diese Be-
völkerung haben, weil Sie selber nicht glauben, daß 
Ihre Argumente die Bevölkerung überzeugen, zie-
hen Sie sie zwangsweise zu dieser Volkserhebung 
heran. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie 
sind ein schlechter Anwalt! Schlechte Ar-

gumente!) 

Deshalb versuchen Sie, die Bevölkerung durch An

-

drohung von Ordnungsgeld und anderen Zwangs- 
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Ströbele 
maßnahmen zur Teilnahme an dieser Volkszählung 
zu zwingen. 

Die Alternative zu einer solchen totalen Volkser-
hebung, wie Sie sie von der Bevölkerung hinsicht-
lich der Daten verlangen, ist die Aufnahme von Da-
ten im kommunalen Bereich, orientiert an den Pro-
blemen der Bevölkerung und allein auf freiwilliger 
Basis. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nach den letzten Mitteilungen, die wir gestern im 
Innenausschuß bekommen haben, sind derzeit le-
diglich 30 % der Bevölkerung bereit, sich an der 
Volkszählung 1987 zu beteiligen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Da sind Sie doch 
gar nicht mehr im Bundestag!) 

Wir werden alles tun, damit dieser Prozentsatz 
nicht größer wird, sondern daß der Prozentsatz de-
rer, die sich hieran nicht beteiligen, bleibt oder noch 
größer wird. Denn wir fürchten, daß auf der Grund-
lage dieser Daten eine Verdatung der Gesamtbevöl-
kerung angestrebt wird, eine Verdatung, auf deren 
Grundlage eine soziale Kontrolle der Bevölkerung 
angestrebt wird. Wir befürchten, daß Sie oder zu-
künftige Regierungen dann, wenn diese Daten 1987 
zum letzten Mal, wie das immer wieder behauptet 
wird, erhoben worden sind, wenn Sie sie im „Ka-
sten" haben, mit eben diesen Daten Mißbrauch ge-
genüber der Bevölkerung betreiben. Deshalb sind 
wir hier in diesem Bundestag die einzige Opposi-
tion, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und 
was für eine!) 

die hierzu kritisch steht und ganz eindeutig sagt: 
Wir wollen diese Volkszählung nicht. Wir wollen 
alles tun, damit die Bevölkerung vor dieser Vollda-
tenerhebung bewahrt wird. 

Ich rufe die Bevölkerung auf, sich an dieser 
Volksdatenerhebung nicht zu beteiligen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Pfui! Aufruf zum Gesetzes

-

bruch!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort zu einer Er-
klärung nach § 30 der Geschäftsordnung hat der 
Abgeordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Dr. Hirsch, ich möchte 
den Kolleginnen und Kollegen hier nur ganz kurz 
zur Kenntnis bringen, daß ich nicht ordentliches, 
sondern stellvertretendes Mitglied des hier feder-
führenden Innenausschusses bin, daß ich dem 
Rechtsausschuß angehöre, der in der Regel zur 
gleichen Zeit wie der Innenausschuß tagt, und daß 
ich mich bemüht habe, im Rahmen meiner Möglich-
keiten und meines Engagements an den Beratun-
gen zu dieser Frage, insbesondere an der Anhörung, 
teilzunehmen. Ich fände es gut, wenn wir hier in 
Zukunft nicht mit solchen, einen Kollegen doch ins 
Zwielicht bringenden Unterstellungen argumentie-
ren würden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Par-
lamentarische Staatssekretär Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parlamentarischer Staatsse-
kretär beim Bundesminister des Innern: Frau Prä-
sidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Bei der Volkszählung geht es um die Sicherung der 
Zukunft für alle Bürger in unserem Lande. Gerade 
nach den letzten Ausführungen, die hier von dem 
Sprecher der GRÜNEN gemacht worden sind, will 
ich sagen: Wer sich hier verweigert, kündigt die 
Solidarität im Volke auf. Das muß deutlich ausge-
sprochen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Das haben Sie 

das letzte Mal auch gesagt!) 

Gerade im Hinblick auf den Sozialstaat und die 
sozialen Leistungen, die wir im Sozialstaat erbrin-
gen wollen, müssen wir durch die Volkszählung die 
entsprechenden Voraussetzungen schaffen. Es 
zeugt von der ganzen Unglaubwürdigkeit Ihrer Poli-
tik, die Sie doch immer dafür eintreten, Bedürftigen 
zu helfen, daß Sie die Schaffung der Grundlagen für 
den Sozialstaat verweigern, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Nein, ich möchte hier zu-
nächst deutlich vortragen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Vorlesen!) 

was von seiten der Regierung in dieser Situation 
nach den umfangreichen Beratungen, die wir im 
Innenausschuß vorgenommen haben, zu sagen ist: 
Dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Volkszählung wurde voll Rechnung getragen. Es 
muß deutlich ausgesprochen werden, meine Damen 
und Herren: Wer jetzt noch sagt, Datenschutz sei 
nicht gegeben, es werde ausgehorcht, der führt die 
Bevölkerung bewußt in die Irre. Der Datenschutz 
ist in vollem Umfang gewahrt. Dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts wurde in vollem Umfang 
entsprochen. Dies ist deutlich festzustellen. 

Deshalb möchte ich auch nach dem, was die Re-
gierung vorgeschlagen hat, nach dem, was mit gro-
ßer Mehrheit im Innenausschuß verabschiedet wur-
de, von dieser Stelle als Vertreter der Bundesregie-
rung alle Bürger in unserem Lande aufrufen: Ma-
chen Sie mit bei der Volkszählung, denn hier tut 
jeder etwas für sich und die Mitbürger, für die 
Sicherung der Zukunft unseres Volkes. Dazu sind 
alle aufgerufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich auf einige Schwerpunkte einge-
hen. Erstens. Der Stichtag der neuen Volkszählung 
wurde auf den 25. Mai 1987 festgelegt. Ich will hier 
klar sagen: Mit der Verschiebung um rund ein Jahr 
wurde dafür Sorge getragen, daß alle notwendigen 
Vorbereitungen in Bund und Ländern, insbeson- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
dere auch die verfahrenssichernden Vorschriften in 
den Ländern, erlassen werden können. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Ich hatte soeben gesagt, 
Frau Präsidentin, in der Kürze der Zeit will ich die 
wesentlichen Schwerpunkte des Gesetzes noch ein-
mal vortragen. 

Zweitens. Im fachlichen Programm wurde dem, 
was die Regierung zur Durchführung der Volkszäh-
lung vorgeschlagen hat, voll entsprochen. 

Drittens. Wesentlich für die Durchführung der 
Zählung in den Gemeinden sind die erweiterten 
Vorschriften über die Einrichtung und die Organi-
sation der Erhebungsstellen und der in ihnen täti-
gen Personen. Ich möchte hier noch einmal in aller 
Öffentlichkeit unterstreichen: Alle dort mit der 
Volkszählung befaßten Mitarbeiter sind in besonde-
rer Weise zur Geheimhaltung der Angaben zu ver-
pflichten. Alles, was sie an Erkenntnissen aus ihrer 
Tätigkeit gewinnen, ist einer besonderen Geheim-
haltungspflicht unterworfen. Dies ist im Gesetz 
noch einmal mit besonderer Deutlichkeit veran-
kert. 

Es gibt einige Erleichterungen für die Durchfüh-
rung des Gesetzes, so die portofreie Beförderung 
der Erhebungsbögen, so die steuerfreie Aufwands-
entschädigung für die ehrenamtlichen Zähler. 

Meine Damen und Herren, es konnten nicht alle 
die Wünsche erfüllt werden, die etwa die kommuna-
len Spitzenverbände im Hinblick auf die Auswer-
tung der Daten noch zusätzlich an uns herangetra-
gen haben. Aber ich will an dieser Stelle sagen: Dies 
zeigt gerade, mit welch hoher Intensität wir uns in 
den Beratungen auch seitens der Bundesregierung 
um die Sicherstellung des Datenschutzes bemüht 
haben. Wir hätten gern noch mehr von den erhobe-
nen Daten an die Städte und Gemeinden gegeben. 
Aber: Im Zweifel für den Datenschutz! Auch daran 
zeigt sich, daß wir alles getan haben, um die Sicher-
heit für den Bürger zu gewährleisten. 

Noch zwei Bemerkungen. Von besonderer Bedeu-
tung ist die in das Volkszählungsgesetz aufgenom-
mene Vorschrift, die eine Reidentifizierung der er-
hobenen Daten klar untersagt. Die Zusammenfas-
sung der Daten, so daß dadurch auf die Person des 
Datengebers geschlossen werden könnte, ist deut-
lich unterbunden. 
Meine Damen und Herren, mit Recht hat uns 

auch die Finanzierung der Volkszählung beschäf-
tigt. Es liegt Ihnen heute ein Antrag der Regie-
rungskoalition vor, das, was hier an Kosten, insbe-
sondere bei den Ländern und Gemeinden, entsteht, 
mit einer Zuweisung von 4,50 DM pro Einwohner zu 
versehen. Das ist eine wirksame Hilfe für alle, die 
sich hier beteiligen und die auch einen wesentli-
chen Aufwand zu leisten haben. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich am 

Schluß dieser Beratungen ein ganz herzliches Wort 
des Dankes allen denen sagen, die geholfen haben, 

dieses Gesetz vorzubereiten. Das gilt neben allen 
denen, die im Innenausschuß in positiver Weise 
mitgewirkt haben, auch den Vertretern des Bundes-
innenministeriums und des Statistischen Bundes-
amtes, die hier viele, viele Stunden zusätzlicher Ar-
beit geleistet haben, um zu helfen. 

Ich sage hier deutlich: Das Ja zur Volkszählung 
ist ein Ja zu entscheidenden Initiativen für die Zu-
kunft unseres Landes. Deshalb möchte ich von die-
ser Stelle noch einmal dazu aufrufen, daß wir die 
Information, die die Bundesregierung — insbeson-
dere auch das Statistische Bundesamt — in den 
nächsten Monaten für die Volkszählung herausge-
ben wird, intensiv unterstützen, daß wir alle auch 
persönlich für die Volkszählung werben. Denn da-
mit geschieht etwas zur Sicherung der Zukunft un-
seres Volkes. In diesem Sinne bitte ich Sie, der 
Volkszählung und dem vorgelegten Gesetzentwurf 
Ihre Zustimmung zu geben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf über eine Volks-, Berufs-, Ge-
bäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung 
— Drucksache 10/2814 —. 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, würden Sie einen 
Moment zuhören! Wir müssen abstimmen. 

Ich rufe §§ 1 bis 18 in der Ausschußfassung auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
§§ 1 bis 18 sind angenommen. 

Ich rufe § 19 auf. Hierzu liegen auf den Druck-
sachen 10/3900 und 10/3902 Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD sowie der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP vor. 

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/3900 abstim-
men. Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? 

(Unruhe) 

— Die Mehrheit wird angezweifelt. — Von hier wird 
die Mehrheit angezweifelt. Es bleibt uns nichts an-
deres übrig: wir müssen einen Hammelsprung ma-
chen. 

(Anhaltende Unruhe) 

Ich bitte, den Saal zu verlassen. — Ich bitte die 
Schriftführer, sich an die Ausgänge zu stellen. — 
Stehen an allen Türen jetzt zwei Schriftführer? 

(Zurufe: Ja!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch mit-
teilen, daß die Berliner Abgeordneten bei dieser Ab-
stimmung gesondert gezählt werden müssen. 

Ich eröffne die Abstimmung. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Die Auszählung ist abgeschlossen. Ich bitte die 

Schriftführer, mir die Stimmergebnisse mitzutei-
len. 

Meine Damen und Herren, ich bitte um einen 
Moment Aufmerksamkeit. Zu dem Antrag auf 
Drucksache 10/3900 haben 135 Abgeordnete mit Ja 
gestimmt, mit Nein 214, enthalten haben sich 11. 

Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU und der FDP auf Drucksache 10/3902 auf. 
Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist mit Mehrheit an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, wer dem § 19 in der 
Ausschußfassung mit der soeben beschlossenen Än-
derung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist angenommen. 

Ich rufe die §§ 20 und 21, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Die §§ 20 und 21, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung sind damit an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, nach Annahme von 
Änderungsanträgen in zweiter Beratung darf sich 
nach § 84 b unserer Geschäftsordnung die dritte Be-
ratung nur dann unmittelbar anschließen, wenn auf 
Antrag einer Fraktion oder fünf vom Hundert der 
Mitglieder des Bundestages zwei Drittel der anwe-
senden Mitglieder dies beschließen. 

Der Antrag, die dritte Beratung unmittelbar an-
zuschließen, ist fristgerecht gestellt worden. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Das Haus ist damit 
einverstanden, und zwar mit der erforderlichen 
Mehrheit, da sich kein Widerspruch erhoben hat. 

Wir treten damit in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Dieses Gesetz ist gegen die Stimmen der 
GRÜNEN und einiger Abgeordneter der SPD ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
10/3843 unter Nr. 2 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Die Entschließung ist angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den auf 
Drucksache 10/3887 vorliegenden Entschließungs-
antrag der Fraktion DIE GRÜNEN. Wer diesem 
Entschließungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Damit meine Damen und Herren, ist dieser Ta-
gesordnungspunkt erledigt, und ich rufe Punkt 7 
der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) 

zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP zur Erklärung der 
Bundesregierung über die Jahresversamm-
lung 1984 des Internationalen Währungs-
fonds in Washington 

zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 

Vorlage eines jährlichen Berichts über die 
Kreditpolitik des Internationalen Währungs-
fonds (IWF) und der Weltbankgruppe durch 
die Bundesregierung 

— Drucksachen 10/2063, 10/2818, 10/3473 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Rapp (Göppingen) 
Dr. von Wartenberg 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Es erhebt sich kein 
Widerspruch; dann ist das so beschlossen. 

Wünscht ein Berichterstatter das Wort? — Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Stommel. 

Einen Augenblick, Herr Abgeordneter! — Meine 
Damen und Herren, ich habe dem Abgeordneten 
Stommel das Wort zu Punkt 7 der Tagesordnung 
erteilt. Wer unseren Beratungen nicht beiwohnen 
möchte, den bitte ich, den Raum zu verlassen. Die 
anderen bitte ich, sich zu setzen und möglichst zu-
zuhören. 

Bitte, Herr Kollege. 

Stommel (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn wir heute die in den Aus-
schüssen des Deutschen Bundestages ausführlich 
behandelten Anträge zu IWF-Themen im Plenum 
debattieren, so können wir uns dem dramatischen 
Hintergrund dieser Debatte, wie er sich in jüngster 
Zeit aufgebaut hat, nicht entziehen. Da ist die auf 
der Weltwirtschaft wieder verstärkt lastende inter-
nationale Verschuldung, da ist die Kapitalnot der 
ärmsten Entwicklungsländer, da ist aber auch die 
bewunderswerte Energie einer Reihe von Ländern, 
vor allem Mexikos, die Schuldenlast zu bewältigen, 
und da ist gleichzeitig unsere Erschütterung über 
das Erdbeben, das die Bemühungen in jenem Land 
so schlagartig stoppt. 

Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, nach 
den Grundzügen unserer Politik gegenüber den 
stark verschuldeten Ländern zu fragen. Ich möchte 
hier feststellen: Mit ihrem Entschließungsantrag 
unterstützen CDU/CSU und FDP die Bundesregie-
rung in ihrer Politik, in einer Politik, die im übrigen 
auch von früheren Bundesregierungen getragen 
wurde. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 	11927 

Stommel 

Diese Gemeinsamkeit der Vernunft will die SPD 
heute zumindest teilweise verlassen; wir von der 
CDU sehen aber für einen generellen Kurswechsel 
keinen Anlaß. Das Ziel, in den überschuldeten Län-
dern die Grundlagen für ein stabiles Wirtschafts-
wachstum wiederherzustellen, ist richtig und darf 
bei allen aus der aktuellen Situation geborenen 
Überlegungen zu eventuellen Korrekturen nicht 
aus den Augen verloren werden. Das gilt zuallererst 
im Interesse der verschuldeten Länder, das gilt zu-
gleich aber auch im Interesse der Geberländer, 
denn beide müssen in engem Kontakt bleiben. Nur 
so läßt sich das Mißtrauen an den Kapitalmärkten 
überwinden. Eine solche Politik stärkt die Schul-
dendienstfähigkeit und damit auch die Fähigkeit, 
neue Kredite aufzunehmen. Das ist eine Politik zur 
Wiederteilnahme dieser Länder am Welthandel, 
eine Politik, die eine erreichbare Zukunft zum Ziel 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Zu welchen Konditio

-

nen?) 

Die Erfahrungen und Beobachtungen in letzter Zeit 
zeigen indes, daß der Weg zu diesem Ziel mehr als 
beschwerlich ist. 

(Volmer [GRÜNE]: Unmöglich!) 

— Nein, unmöglich ist er nicht. 

Von allen Seiten werden zwar große Anstrengun-
gen unternommen. Ich möchte hier ausdrücklich 
und an erster Stelle die enormen Anpassungsmaß-
nahmen vieler Entwicklungsländer hervorheben. 
Den Mut und die Weitsicht der politisch Verant-
wortlichen in zumeist jungen Demokratien vermag 
nur voll zu würdigen, wer sich vor Augen führt, zu 
welchen Belastungen des allgemeinen politischen 
Klimas vergleichsweise harmlose Konsolidierungs-
bemühungen in den westlichen Industrieländern 
geführt haben. Dabei ging es ebenfalls darum, die 
eigenen Wünsche und Pläne an die Realitäten anzu-
passen. 

Um diese Anstrengungen in den Entwicklungs-
ländern richtig zu würdigen, muß man wissen, daß 
z. B. Mexiko für diese notwendige Anpassung einen 
Preis zahlen mußte, der bei den Arbeitnehmerein-
kommen zwischen 1980 und 1984 Reallohneinbußen 
hatte, die zusammen nicht weniger als 29 % aus-
machten. 

Daß in manchen Ländern die Anpassungslasten 
sehr ungerecht verteilt wurden und werden, räume 
ich ein. Die für innenpolitische Zwecke gemünzten 
Anschuldigungen gegen den Internationalen Wäh-
rungsfonds werden leider auch bei uns aufgegrif-
fen. Diese Vorwürfe sind jedoch an die falsche 
Adresse gerichtet. Der Fonds darf sich nicht die 
Rolle anmaßen, in die sozialen Zielsetzungen souve-
räner Regierungen einzugreifen. Meine Damen und 
Herren, das wäre das Ende des Internationalen 
Währungsfonds. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Internationale Währungsfonds hat mit Umsicht 
und ohne ideologische Überfrachtung Stabilisie-
rungsprogramme entwickelt, die nicht den interna 
tionalen Banken, dem Internationalen Währungs 

fonds oder uns zuliebe durchgeführt werden müs-
sen, sondern aus der politischen Verantwortung für 
die Gesundung jener Volkswirtschaften. Der IWF 
erleichtert diesen beschwerlichen Anpassungsweg 
durch Kredite, durch Rat und durch Einzelprogram-
me, die das Vertrauen in die Ernsthaftigkeit und 
Dauerhaftigkeit der Wirtschaftsreformen begrün-
den sollen. 

(Volmer [GRÜNE]: Durch Erpressungsma-
növer!) 

Die Bereitschaft, das eigene Haus in Ordnung zu 
bringen, haben übrigens bei der UNO-Vollversamm-
lung die Vertreter der großen Schuldnerländer be-
kräftigt. 

(Zuruf des Abg. Volmer [GRÜNE]) 

— Herr Kollege von den GRÜNEN, ich muß jetzt 
auf Ihre Zwischenrufe einmal kurz eingehen. Sie 
verlangen Antworten, Sie wollen mehr wissen, Sie 
wollen mehr fragen, Sie wollen mehr zu den Zielset-
zungen des Internationalen Währungsfonds erfah-
ren. Das bekunden Sie durch Ihre Zwischenrufe. 
Dann verstehe ich aber nicht, warum Sie gestern im 
Finanzausschuß, wo der Staatssekretär Tietmeyer 
ausführlich zu dieser Thematik gesprochen hat, ab-
wesend waren. Ich verstehe einfach nicht, daß Sie 
hier auftreten, permanent nach mehr Wissen ver-
langen, aber dann, wenn in einem Ausschuß mal 
über die Zielsetzungen berichtet wird, ist keiner aus 
Ihrer Fraktion anwesend. Alle Fraktionen waren 
vertreten, nur nicht die Fraktion der GRÜNEN. Ihr 
Aufspielen hier vor dem Hause ist in meinen Augen 
unredlich. Entschuldigen Sie bitte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Stommel (CDU/CSU): Nein, Frau Präsident. Ich 
nehme an, der Kollege wird jetzt selbst einen Bei-
trag bringen. Dann kann er seinen Standpunkt ver-
wirklichen. 
Wenn wir das Ziel der Wiedergewinnung det 

Kreditfähigkeit unverändert für richtig halten, sc 
sollte uns das doch nicht hindern, von Fall zu Fall 
flexibel zu handeln und Bemühungen um elastische 
Handhabungen im Einzelfall zu unterstützen. So ist 
z. B. der Schuldenerlaß kein Instrument, das der 
Wiedergewinnung der Kreditfähigkeit jener Länder 
dient. Das steht nicht im Widerspruch dazu, daß die 
Bundesregierung den ärmsten Entwicklungslän-
dern über 4 Milliarden DM erlassen hat. Damit liegt 
die Bundesrepublik beim Schuldenerlaß mit Ab-
stand an der Spitze aller Geberländer. 

Ich bin der Meinung, daß anläßlich der gemeinsa-
men Jahrestagung von IWF und Weltbank in Seoul 
im Oktober Vorschläge für eine flexiblere Ge-
schäftspolitik von IWF und Weltbank aufgeschlos-
sen geprüft werden müßten. Der Beitrag, der unmit-
telbar von der Bundesrepublik aus zu leisten ist 
muß vor allem in der Beibehaltung eines kräftigen 
Wirtschaftswachstums und in der Offenhaltung un-
serer Märkte für die Exporte auch der Entwick-
lungsländer liegen. Eines muß klar gesagt werden 
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Auch zur Lösung der hier behandelten Problematik 
heißt der Schlüssel Wirtschaftswachstum. Man 
kann nicht bei uns wachstumsfeindliche Thesen 
vertreten und gleichzeitig überall das traurige 
Schicksal der Entwicklungsländer bedauern. 

Meine Damen und Herren, unsere Verantwor-
tung besteht auch in der Abwehr protektionisti-
scher Tendenzen. Das sage ich nicht nur im Hin-
blick auf den Atlantik, das sage ich auch an die 
Adresse von Europa. Hier sind wir alle gefordert. 
Die EG darf nicht den freien Binnenmarkt anstre-
ben, die Außengrenzen aber mehr und mehr schlie-
ßen. Dies entspräche auch nicht unseren Vorstel-
lungen von Europa. Wir unterstützen in diesem Zu-
sammenhang alle Bemühungen, alsbald eine neue 
Runde von GATT-Verhandlungen durchzuführen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Ich habe mich auf mögliche Beiträge der Bundes-
republik beschränkt. Dabei weiß ich natürlich, daß 
auch für andere Industrieländer Handlungsbedarf, 
ja, Handlungszwang besteht, nicht zuletzt für die 
USA, deren hohes Budget- und Außenhandelsdefizit 
große Störfaktoren sind. Nirgendwo wird dies übri-
gens schärfer formuliert als in der inneramerikani-
schen Diskussion selbst. Ich halte nichts von öffent-
lichen lautstarken und leider oft selbstgerechten 
Forderungen an andere. Leisten wir zunächst unse-
ren Beitrag. Außerdem bin ich sicher, daß in Ge-
sprächen mit unseren Partnern offen geredet wird. 
Jüngstes Beispiel hierfür ist die Abstimmung der 
Finanzminister und Notenbankgouverneure der 
fünf führenden westlichen Industrieländer am 
22. September in New York. Sie zeigt, daß die Zu-
sammenarbeit funktioniert. 

(Dr. Spöri [SPD]: Abwarten!) 

Sie zeigt auch, daß der Wille zu angemessenen und 
elastischen Maßnahmen, die wir j a wollen, Herr 
Kollege, vorhanden ist. 

(Dr. Spöri [SPD]: Abwarten!) 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, dem Ent-
schließungsantrag der Koalitionsfraktionen zuzu-
stimmen. Er bekundet den Willen des Parlaments 
an sachgerechten wohlabgewogenen Lösungen mit-
zuwirken und unsererseits allen Versuchen zu wi-
derstehen, die Arbeit der internationalen Organisa-
tionen zu erschweren. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bei der Schuldenproble-
matik der Dritten Welt geht es nicht allein um 
Finanztechnik. Alan Garcia, der Präsident von 
Peru, hat in dieser Woche vor der UNO-Vollkonfe-
renz gesagt, Lateinamerika stehe vor der „dramati-
schen Wahl, entweder Schulden oder Demokratie 
zu haben". Ihm ist vorgeworfen worden, das sei dra-
matisch überspitzt, um beim IWF möglichst viel 
herauszuholen. Ich glaube, man kann die Situation 

der Schuldnerländer gar nicht dramatisch genug 
beschreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie einstmals Sisyphus versuchen sie, den Berg 
ihrer Schulden zu bewältigen. Sie produzieren, ex-
portieren, bekommen Devisen, wollen damit Schul-
den bezahlen, aber sie sehen kein Licht am Ende 
des Tunnels. Sie haben in ihren Ländern Streiks, 
Aufruhr, Widerstand gegen die scharfen Auflagen 
des IWF, die oft depressiv wirken. José Sarney, der 
brasilianische Präsident, sagte ebenfalls in der 
UNO: Diese Probleme bedrohen die außerordentli-
chen Anstrengungen Lateinamerikas, eine demo-
kratische Gesellschaftsordnung zu schaffen. 

Gestern hörte ich in einem Gespräch mit einem 
hochrangigen Banker, das ganze Problem könne 
man mit mehr Disziplin bei den Schuldnerländern 
lösen. Daran ist richtig, daß die Schuldnerländer in 
der Vergangenheit große Disziplinlosigkeit gezeigt 
haben: beim Schuldenmachen, bei der Kapital-
flucht. Die führenden Eliten in diesen Ländern ha-
ben das getan, was sie in Südamerika seit Jahrhun-
derten getan haben. Sie haben die breite Masse aus-
geplündert und das Geld dann nach Amerika ge-
schafft. Sie haben sich bei den Militärausgaben un-
diszipliniert verhalten. Das ist alles richtig. Deswe-
gen sind wir auch grundsätzlich für die Konditiona-
lität bei der Gewährung von Krediten durch den 
Währungsfonds. Aber, meine Damen und Herren, 
selbst wenn man Disziplin bejaht, so ist doch die 
Frage, was diese Länder realistischerweise aushal-
ten können. Wenn Alan Garcia darauf hinweist, daß 
sein Land in diesem Jahr wahrscheinlich 3,7 Milli-
arden DM Schuldendienst erfüllen muß, Tilgung 
und Zinsen, aber höchstwahrscheinlich nur 3,1 Mil-
liarden DM an Exporterlösen bekommt, dann weiß 
man, wenn man nachrechnet, daß dieses Volk seine 
Schuldendienstleistungen nicht erfüllen kann, so 
sehr es sich auch anstrengt. Wenn Garcia sagt, daß 
er nur noch 10 % seiner Exporterlöse für den Schul-
dendienst verwenden will, so tut er das nicht, weil 
er dem Schuldenaufruf-Boykott Fidel Castros folgt 
— der im übrigen sehr unglaubwürdig ist, denn er 
bezahlt seine Schulden an die UdSSR äußerst 
pünktlich —, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

sondern er tut es, weil er mit dem Rücken an der 
Wand steht und nicht weiß, was er sonst tun soll. 

Disziplin muß man mindestens genausosehr, 
wenn nicht mehr von den Ländern verlangen, die 
sie sich leisten können. Gestern stand in der Zei-
tung: „Wer so hohe Schulden hat, wer so viel Geld 
pumpen muß, der muß sparen, der muß seinen Gür-
tel enger schnallen, der muß sich bemühen, seine 
Finanzen in Ordnung zu bringen". Es sprach nicht 
etwa Herr de Larosière über Peru, sondern Otto 
Graf Lambsdorff über die USA. Wenn Sie noch eine 
andere Stimme brauchen: Der ehemalige Cheföko-
nom von Präsident Reagan äußert sich genauso: 
,Der einzig gangbare Weg zur Senkung der realen 
Zinssätze in der Welt liegt in der Kürzung der ge-
planten Haushaltsdefizite." Daran ändert auch die 
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Finanzministerkonferenz vom Wochenende nichts, 
denn sie ist pure Augenwischerei. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Solange wir nicht an die Ursache der Probleme 
herangehen, werden wir nicht zu einer Lösung 
kommen. Eine der Grundursachen liegt in den USA: 
Dort wird eine — ich darf es einmal so sagen — per-
verse Form von Keynesianismus betrieben, näm-
lich ungeheure Militärausgaben. Das Neueste auf 
der Tagesordnung ist SDI. Dies reißt in den Haus-
halt große Löcher; zur Deckung der Defizite 
braucht man Geld, wofür man sehr hohe Zinsen 
zahlen muß. Auf diese Weise saugt Amerika Geld 
aus der ganzen Welt an, Kapital, das man bei uns 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und noch viel 
mehr in der Dritten Welt zur Bekämpfung von 
Elend, Hunger, Not und Massenarbeitslosigkeit 
brauchen würde. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich will hier nicht einseitig sein: Jeder weiß, daß 
wir in Europa auch von den hohen Zinsen und dem 
deswegen hohen Dollarkurs profitiert haben, weil 
wir dadurch mehr in die USA exportieren konnten. 
Wenn man aber die Vor- und Nachteile gegeneinan-
der abwägt, so erscheint mir, daß wir und erst recht 
die Entwicklungsländer unter dem Strich unter der 
Politik des hohen Defizits der USA mehr leiden als 
davon profitieren. 

Das stammt nicht von mir — weil Sie sich gleich 
wieder furchtbar aufregen werden —, sondern von 
Helmut Schmidt: So wie wir weltweit den Vietnam-
krieg Anfang der 70er Jahre durch eine weltweite 
Inflation, einen Zusammenbruch des Weltwäh-
rungssystems bezahlt haben, so besteht heute die 
Gefahr, daß wir die Riesenrüstungsprogramme der 
USA durch Kapitalexport aus der ganzen Welt be-
zahlen. Wir können das noch ertragen; aber was ist 
mit der Dritten Welt, die zum Netto-Kapital-Ex-
porteur geworden ist? Was heißt dieses vornehme 
Wort? Das heißt doch wohl, daß der arme Süden 
mehr Geld in den reichen Norden bringt als der rei-
che Norden in den armen Süden. Ob das wohl noch 
der Philosophie der Entwicklungshilfe entspricht? 
Nein, meine Damen und Herren. 

Hier richtet sich auch die Kritik an diese Bundes-
regierung. Diese Bundesregierung macht im inter-
nationalen Bereich genau das, was sie in der Innen-
politik macht: sie stopft Löcher, sie flickt, sie kommt 
über die Runden; sie regiert nicht, sondern sie ver-
waltet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie regiert nicht, sie verwaltet, denn sonst müßte 
sie sich einmal die Frage stellen, ob sie nicht mehr 
tun müßte, als nur finanztechnisch über die Runden 
zu kommen. Diese Bundesregierung wirkt zwar im 
IWF ab und zu durchaus mäßigend in Details der 
Finanzpolitik auf die USA ein, aber Sie wissen, 
Herr Kollege, daß jeder Vorschlag abgelehnt wird. 
Der Vorschlag einer Verbindung zwischen Kapital-
exporterlösen und Schuldendienstleistungen von 
Garcia wird in einen Topf mit dem Boykottaufruf 
des Herrn Castro geworfen und einfach abgelehnt. 
Sie lehnen die Cartagena-Forderung nach einer 

Schuldenkonferenz ab. Wo sonst als auf einer gro-
ßen Schuldenkonferenz wollen Sie denn die Frage 
des Protektionismus beraten? 

(Zuruf von der SPD: Durchhangeln tun sie 
sich!) 

— Durchhangeln, jawohl. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Ich lasse die Zwischenfrage gerne zu, wenn das 
meine Redezeit nicht verkürzt. — Wo sonst als auf 
einer solchen Schuldenkonferenz wollen Sie solche 
Probleme beraten? 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt die Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Lammert, die Sie 
schon zugelassen haben. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Frau Kollegin, ich kann 
ja einem großen Teil Ihrer Ausführungen, wenn 
auch manchmal mit Mühe, durchaus folgen. Könn-
ten Sie mir aber bitte für den Teil, den Sie zu einer 
obligatorischen Beschimpfung der Politik dieser 
Bundesregierung glaubten nutzen zu müssen, er-
läutern, worin denn eigentlich der Unterschied in 
der Politik dieser Bundesregierung in der Handha-
bung des internationalen Schuldenproblems gegen-
über ihrer Vorgängerregierung besteht, für die ein 
sozialdemokratischer Finanzminister ressortmäßig 
zuständig war? 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Den Unterschied 
werde ich Ihnen gerne aufzeigen. Ein ehemaliger 
Finanzminister von der SPD sitzt j a da. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Unterschied ist der, daß die wirkliche Massivi-
tät der Schuldenproblematik erst im Jahre 1982 auf-
getaucht ist, also in — — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Entschuldigen Sie, daran besteht doch überhaupt 
kein Zweifel. Im Jahre 1982 tauchte das Problem 
Mexiko auf. Vorher sprach doch kein Mensch da-
von. Ich will Ihnen gerne einräumen: auch wir hät-
ten vielleicht mehr Einsicht oder Voraussicht haben 
können. Aber das Problem, daß diese Länder ka-
puttgehen, wenn wir nicht politische Lösungen fin-
den, gibt es erst seit 1982 und den folgenden Jahren. 
Deswegen haben Ihre Finanzminister eine sehr viel 
höhere Verantwortung, weil sie das Problem auch 
viel besser durchschauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Oder warum weigert sich diese Bundesregierung, 
über Teilerlaß auf einer solchen Schuldenkonferenz 
zu reden? Ich will damit nicht umgehen, daß Schul-
denregelung und Umschuldung immer nur case by 
case — also Fall für Fall — vorgenommen werden 
müssen; aber es geht doch um die Grundsätze. 
Warum regen Sie sich so über Erlasse auf? Erin-
nern Sie sich nicht, daß die Bundesrepublik 
Deutschland erst durch das Schuldenabkommen 
von 1952, an dem maßgeblich der Bankier Hermann 
Josef Abs beteiligt war, von den Gläubigerländern 
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über die Hälfte der Schulden erlassen bekam, daß 
die Tilgungszeiten gestreckt und die Zinsen gesenkt 
wurden? Erinnern Sie sich nicht, daß wir überhaupt 
nur auf Grund dieses Teilerlasses in der Lage wa-
ren, unsere Schulden zu bezahlen und wirtschaft-
lich wieder auf die Beine zu kommen, meine Damen 
und Herren? Nein ohne eine politische Lösung wer-
den wir das nicht in den Griff bekommen. 

Oder warum weigert sich die Bundesregierung, 
den Antrag der SPD-Fraktion für einen Marshall-
plan für die Dritte Welt hier im Deutschen Bundes-
tag aufzugreifen, also eine Idee, die besagt: wir 
schränken die Militärausgaben auf der ganzen Welt 
ein, und das frei werdende Kapital stecken wir in 
erhöhte Entwicklungshilfe? Liegt der Widerstand 
allein daran, daß diese Idee von der SPD und hier 
vor allem von Willy Brandt kommt? Da können wir 
Ihnen helfen. Lesen Sie mal nach, daß Henry Kis-
singer, der ja der SPD nicht sonderlich nahe steht, 
vor kurzem einen ganz ähnlichen Vorschlag ge-
macht hat, und er hat recht. Auf der ganzen Welt 
werden rund tausend Milliarden Dollar im Jahr für 
Rüstung ausgegeben, gleichzeitig verhungern Men-
schen und sinken die verschuldeten Länder immer 
mehr in Not und Armut. Da ist es doch eigentlich 
das Einleuchtendste, daß man diese Arbeit der Ab-
rüstung nicht nur den Großmächten in Wien oder 
Genf überläßt, sondern selbst aktiv Vorschläge 
auch durch diese Bundesregierung einbringt und 
z. B. den Antrag der SPD — Marshallplan für die 
Dritte Welt — aufgreift. Aber nein, Sie haben sogar 
die Exportgenehmigung im Jahr 1983 so hoch ge-
setzt, daß die alte Regierung, die da ja schon nicht 
zimperlich war — das brauchen Sie mich gar nicht 
zu fragen —, in der gleichen Zeit für das gleiche 
Volumen sechs Jahre gebraucht hat. Nein, meine 
Damen und Herren, die Bundesregierung nimmt 
ihre Aufgabe nicht wahr. 

Ich komme damit zum Schluß. Ich bin nicht da-
von überzeugt, daß es zu der großen internationalen 
Finanz- und Wirtschaftskatastrophe kommen muß. 
Ich bin aber auch nicht davon überzeugt, daß sie 
nicht kommt. Wer in dieser Situation nur verwaltet, 
aber keine konzeptionellen Vorschläge macht, der 
führt objektiv eine Katastrophenstrategie durch. Er 
will vielleicht die Katastrophe nicht, nimmt sie aber 
sehenden Auges in Kauf. Das werfen wir dieser 
Regierung vor, und deswegen stimmen wir dem An-
trag nicht zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Solms. 

Dr. Solms (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es besteht kein Zweifel, 
daß die Schuldenkrise nichts an Brisanz gegenüber 
dem letzten Jahr verloren hat. Wer aber einmal in 
Sanierungsverhandlungen in der privaten Wirt-
schaft gestanden hat, der weiß: je brenzliger ein 
Problem ist, mit desto mehr Ruhe muß man es 
angehen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Im Gegen

-

teil! — Weiterer Zuruf von der SPD: Das ist 
ja zynisch, was Sie sagen!) 

Es hilft also nicht aufgeregter Aktionismus oder 
eine neu einberufene Schuldenkonferenz, sondern 
es gilt, weiterzufahren auf den beschrittenen We-
gen, die mit Sachverstand von den dafür zuständi-
gen Gremien eingeschlagen worden sind. Wozu ha-
ben wir denn die Tagung des Weltwährungsfonds in 
der nächsten Woche diesmal in Korea, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und was war in 
Sao Paulo?) 

die in jedem Jahr wiederholt wird, wenn nicht dort 
die dafür zuständigen Personen der einzelnen Län-
der zusammenkämen, um die anstehenden Pro-
bleme zu bewältigen? 

Ich gebe der Vorrednerin zu, es liegt sicherlich in 
erster Linie auch im Interesse der Industrieländer, 
die Verschuldungskrise zu entschärfen, soweit sie 
dazu einen Beitrag leisten können. Denn ihr eige-
nes Bank- und Wirtschaftssystem, wird von der Ver-
schuldungskrise indirekt betroffen. Die Industrie-
länder dürfen in gar keinem Fall mit der Abschot-
tung ihrer Märkte reagieren; Protektionismus wäre 
die denkbar schlechteste Antwort auf diese Krise. 
Offene Märkte, stabiles, reales Wachstum und eine 
wirksame Kontrolle der Inflation sind der beste 
Beitrag, den die Industriestaaten zum Abbau der 
Verschuldungssituation der Dritten Welt leisten 
können. 

Zur langfristigen Bewältigung der Verschul-
dungskrise ist allerdings der Abbau der amerikani-
schen Defizite von entscheidender Bedeutung. 
Selbst die OECD hat zugestanden, daß die Politik 
der Bundesrepublik, so wie sie in den letzten Jah-
ren betrieben wurde und auch weiter betrieben 
wird, im Grunde genommen keine Wünsche offen 
läßt. Deshalb scheint es mir doch sehr an den Haa-
ren herbeigeholt, auch nur einen Teil der Verschul-
dungskrise dem gegenwärtigen Finanzminister in 
die Schuhe zu schieben, Frau Kollegin Matthäus-
Maier; denn das würde die früheren Finanzminister 
genauso treffen. Ich glaube, daß hier die weltwirt-
schaftlichen Entwicklungen insgesamt zuwenig 
vorhergesehen worden sind und daß wir nun ge-
meinsam sehen müssen, wie wir die Situation zum 
Besseren wenden. 

Den Abbau des amerikanischen Leistungsbilanz-
defizits und des Budgetsdefizits können die euro-
päischen Industriestaaten und Japan relativ wenig 
unterstützen. Es liegt vor allem in der Hand der 
Vereinigten Staaten, Maßnahmen zum Ausgleich 
ihres defizitären Bundeshaushaltes zu ergreifen. 
Wenn dies gelänge, würden auch die Zinsen sinken; 
wenn die Zinsen sinken, wird sich auch der Dollar-
kurs abschwächen und sich auf ein Niveau einpen-
deln, das eher den realwirtschaftlichen Gegebenhei-
ten entspricht. Ein niedriges Zinsniveau und ein 
realistischer Dollarkurs sind die Voraussetzungen 
dafür, daß die Entwicklungsländer mit ihrer Schul-
denlast, aber insbesondere mit ihrer Zinslast fertig 
werden. 

Meine Damen und Herren, die absolute Höhe der 
Schulden, die so beängstigend klingt, ist ja nicht 
das Problem. Denn kein Mensch, der etwas davon 
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versteht, glaubt, daß diese Schulden zurückgezahlt 
werden müssen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das hören wir 
zum erstenmal!) 

Es geht darum, daß der Schuldendienst geleistet 
wird 

(Zuruf von der SPD: Der wird immer hö

-

her!) 

und daß die Gläubiger Vertrauen in die Schuldner

-

länder haben, daß sie auch in Zukunft ihrer Verant-
wortung und ihren Verpflichtungen nachkommen 
werden. Dann werden die Schulden natürlich fort-
geschrieben und immer wieder umgeschuldet wer-
den können. 

(Volmer [GRÜNE]: Und immer wieder Dik

-

tate!) 

Was das Kommuniqué der Notenbankpräsiden-
ten, die sich mit relativ großer Öffentlichkeitswir-
kung getroffen haben, anbetrifft, 

(Zuruf von der SPD: Sehr sibyllinisch!) 

so glaube ich, daß es jedenfalls die Hauptaufgabe 
dieser Öffentlichkeitswirkung war, weitere Bestre-
bungen im amerikanischen Kongreß zur Eindäm-
mung der Handelsfreiheit abzuwehren. 

Nichts spricht gegen eine Konferenz der Großen 
Fünf, so schreibt Hans Barbier in der „Süddeut-
schen Zeitung", aber dem realwirtschaftlichen An-
passungsprozeß kann niemand aus dem Wege ge-
hen, nicht die Ärmsten und nicht die Reichsten. 

(Zuruf von der SPD: Da gibt es aber einen 
Unterschied!) 

Die Entwicklungsländer haben in den letzten 
Jahren ihre Position immerhin verbessern können. 
Dabei muß zugestanden werden, daß die wirtschaft-
liche Expansion der Vereinigten Staaten, die allein 
rund 70% des Nachfragezuwachses der OECD-Staa-
ten ausmacht, den wesentlichen Motor für diese 
Entwicklung dargestellt hat. Einen positiven Effekt 
für die Schuldenbedienung hat auch das Nachgeben 
des Zinsniveaus gehabt. Bundesbankpräsident Pöhl 
hat gesagt: 1 % Zinsnachlaß macht mindestens 4 
Milliarden US-Dollar an geringeren Zinszahlungs-
verpflichtungen aus. 

Langfristig entscheidend aber ist es für die Ent-
wicklungsländer, daß es ihnen gelingt, auf ihren 
Binnenmärkten wieder ein Klima der Kreditwür-
digkeit herzustellen. Es gilt den enormen Kapital -
fluchttendenzen in diesen Ländern entgegenzuwir-
ken. 

(Zuruf von der SPD: Warum geht das 
nicht?) 

Heute benötigen die südamerikanischen Länder be-
reits die Hälfte ihrer kurzfristigen Bankkredite, um 
die Kapitalflucht zu finanzieren. Genau diese Be-
mühungen würden aber durch Schuldentilgungs-
verzicht oder andere globale Maßnahmen konterka-
riert. Wir glauben, daß die Zusammenarbeit zwi-
schen den multilateralen Organisationen und den 
Industrieländern sowie mit den Entwicklungslän

-

dern in gemeinsamen Anstrengungen aufrechter-
halten bleiben und in der Zukunft intensiviert wer-
den muß. Die Forderung des Bundesfinanzmini-
sters ist darum vernünftig, daß gemeinsam mit dem 
IWF Wege beschritten werden, die den Konsolidie-
rungserfordernissen zwar gerecht werden, die aber 
die betroffenen Länder politisch und sozial nicht 
überfordern. 

Die FDP unterstützt die Bundesregierung bei der 
Absicht, IWF und Weltbank zu stärken. Wir sind 
zwar der Meinung, daß eine Ausweitung der Son-
derziehungsrechte gegenwärtig nicht notwendig ist, 
da die weltweiten Währungsreserven in den letzten 
beiden Jahren weiter angestiegen sind. Wir meinen 
aber, daß die Politik des erweiterten Zugangs zu 
den Kreditmöglichkeiten des IWF fortgesetzt wer-
den sollte und daß darüber hinaus die Rückflüsse 
aus dem Trust Fund des IWF zur weiteren Finan-
zierung, insbesondere der am wenigsten entwickel-
ten Länder, verwendet werden sollten. 

Hinsichtlich der Gespräche in Seoul hoffen wir, 
daß zumindest eine Grundsatzvereinbarung über 
die Kapitalerhöhung der Weltbank erzielt werden 
kann. Der überwiegende Teil der Weltbank-Kredite 
fließt in projektorientierte Förderung. Man sollte 
aber auch darüber nachdenken, ob die Mittelver-
wendung in Zukunft stärker auf Maßnahmen der 
Strukturanpassung und auf sektorspezifische Pro-
gramme ausgedehnt werden kann. 

Darüber hinaus begrüßt die FDP die Errichtung 
einer multilateralen Investitionsgarantie-Agentur, 
genannt Miga, über die in Seoul beraten und be-
schlossen werden soll. Sie würde ein neues Instru-
ment zur Förderung von Investitionen in Entwick-
lungsländern darstellen und eine sinnvolle Ergän-
zung der häufig zu engen und lückenhaften natio-
nalen Wirtschaftsprogramme bilden. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, es kommt nicht dar-
auf an, mit großen Gesten und großen Aktionen mit 
Öffentlichkeitswirkung Aktionismus zu verbreiten, 
sondern es kommt darauf an, die Entwicklung und 
die Schuldenkrise gezielt, vernünftig und abgewo-
gen zu bewältigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Vorschläge des peruanischen Präsidenten sind 
in meinen Augen kein guter Beitrag zu dieser Ent-
wicklung. Sie werden Peru selbst in eine Außensei-
terposition drängen. Es ist ja schließlich interes-
sant, daß kein einziges anderes südamerikanisches 
Land diesen Vorschlägen gefolgt ist. Ganz im Ge-
genteil: Auf Fachebene wird in diesen Ländern 
harte Kritik an diesen Vorschlägen geäußert. Sie 
werden sehen, daß auch die südamerikanischen 
Länder nicht einer internationalen Schuldenkrise 
oder einer Art Moratorium, wie Peru es vorgeschla-
gen hat, das Wort reden, sondern daß sie die Ver-
handlungswege, die beschritten worden sind, weiter 
beschreiten werden, um die Krise in gemeinsamer 
Anstrengung zu bewältigen. 

Die FDP-Bundestagsfraktion unterstützt die Bun-
desregierung bei ihrer Arbeit, bei den Verhandlun- 
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gen und bei der Tagung des IWF. Wir hoffen, daß 
auch diese Tagung wieder positive Ergebnisse zeiti-
gen wird. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: „Wieder"!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Stommel, nur ein 
Wort zu meiner Anwesenheit im Finanzausschuß: 
Ich war mit dem Finanzausschuß bereits bei der 
IWF-Jahrestagung, als Sie dem Deutschen Bundes-
tag noch gar nicht angehörten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Oh, jetzt sind wir aber 
tief beeindruckt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Nun zur Sache: In Mexiko brachen letzte Woche 
nicht nur die Häuser zusammen, sondern es brach 
auch ein Mythos zusammen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie, bevor Sie zu weiteren Äußerungen über-
gehen, eine Zwischenfrage des Abgeordneten Stom-
mel? 

Volmer (GRÜNE): Der Kollege hat eine Zwischen-
frage von mir auch nicht gestattet. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sei doch großzü

-

gig!) 
Es brach der Mythos von der Lösbarkeit der in-

ternationalen Verschuldungskrise durch die Anpas-
sungspolitik des IWF zusammen. Fast zwei Jahre 
lang galt Mexiko als der Lieblingsklient des Fonds. 
Dem Land waren „weichere" Kreditkonditionen zu-
gebilligt worden, um es aus der Phalanx der Staa-
ten herauszubrechen, die mit einem Schuldenstreik 
drohten. Nun steht fest: Selbst ein industriestarkes 
Land wie Mexiko hat nicht die geringste Chance, 
sich auf der Linie des IWF aus dem Dreck zu bud-
deln. Es konnte die vom Fonds vorgeschriebenen 
wirtschaftlichen Eckdaten nicht einhalten und 
wurde mit Kreditsperre belegt. So zynisch es klingt: 
Nur das einen Tag später hereinbrechende Erdbe-
ben verhinderte, daß der Fall Mexiko zum finanzpo-
litischen Fanal für die Öffentlichkeit wurde. Kata-
strophenhilfe kann nun kaschieren, daß dieses 
Land von den Industriestaaten in den ökonomi-
schen, sozialen und politischen Ruin getrieben 
wurde. 
Bei den großen IWF-Debatten in diesem Hause 

vor einem Jahr und bei der Diskussion um den 
Weltwirtschaftsgipfel versuchte die Bundesregie-
rung uns mit der Beschwichtigung einzulullen, die 
Verschuldungskrise gehe ihrer Lösung entgegen. 
Ich nehme mit Freude zur Kenntnis, daß das heute 
hier skeptischer eingeschätzt wird. Das Abkommen 
mit Mexiko war damals das wichtigste Argument. 
Dieses Argument ist nun völlig zerplatzt. Es ist zer-
platzt wie die Tanklager in Mexiko-City, die wegen 
des verschärften Exportdruckes überbeansprucht 

werden und bei ihrer Explosion Hunderte von Men-
schen in den Tod rissen. 
Die Krise ist nicht gelöst und ohne Schuldenstrei-

chung nicht lösbar. Die Politik der Industriestaaten 
im IWF verhindert genau das, was sie aufzubauen 
vorgibt: eine Stärkung der Wirtschaftsstruktur, eine 
Verbesserung der Leistungsbilanz, ein Auffangen 
der Inflationsraten in den verschuldeten Ländern. 
Das Iberoamerikanische Institut in Hamburg 

stellte vor kurzem fest: Nicht die Geldmenge, wie 
der IWF behauptet, ist Inflationsursache, sondern 
die Fähigkeit der Konzerne, Kostensteigerungen 
weiterzugeben. Kostensteigerungen treten aber ge-
rade durch die höheren Importkosten für Ersatzin-
vestitionen und Grundstoffe ein, die der IWF durch 
seine Forderung nach Abwertung der einheimi-
schen Währung selbst produziert. In der Folge der 
vom IWF produzierten Inflation stellt sich Kapital-
flucht ein — wobei ich zugebe, es gibt auch noch 
eine primäre Kapitalflucht, über die man auch re-
den muß —, die er durch seine angeblich antiinfla-
tionäre Politik vorgibt zu verhindern, in Wirklich-
keit aber selbst produziert hat. Für die Bevölke-
rungsmehrheit ergeben sich laut Iberoamerikani-
schem Institut eine „Verschlechterung der Einkom-
mensverteilung und zunehmende Verelendungs-
symptome aller Art". 

Wenn eine solche unsoziale, menschenverach-
tende Wirtschaftspolitik gegen die Bevölkerungs-
mehrheit durchgesetzt werden muß, bleiben die 
Menschenrechte auf der Strecke. Deshalb formu-
lierte der peruanische Präsident Garcia ganz deut-
lich: „Schulden oder Demokratie." Beides gleichzei-
tig geht nicht. Sein brasilianischer Kollege stimmte 
zu: „Diese Politik schwächt die zivile Führung, läßt 
die soziale Krise explosiv werden und bedroht die 
demokratischen Strukturen." 

Der kubanische Präsident Castro ging auf die Lö-
sung ein, die angeblich im größeren Export liegt. Er 
sagte: „Fragt die Mexikaner. Sie haben aus Ver-
zweiflung sogar Ziegelsteine exportiert. Unter dem 
Zwang, etwas zu exportieren, würden sie alles ex-
portieren. Sie würden Luft exportieren, wenn es 
notwendig wäre, wenn jemand sie kaufen würde." 
So weit Castro, und ich möchte hinzufügen: Die Me-
xikaner ersticken nicht nur unter den Erdbeben-
trümmern, sie ersticken am Ausverkauf ihrer Le-
bensgrundlagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist nur recht, wenn immer mehr Staatsleute 
fordern, die Schulden nicht zurückzuzahlen, wenn 
sie eine neue Weltwirtschaftsordnung fordern und 
wenn einige fordern, auch dem IWF die Gefolg-
schaft zu verweigern. 

Der Entschließungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen beweist, daß die Bundesregierung auf dem ver-
hängnisvollen Wege weitergehen will. Dieser Wirt-
schaftsminister und dieser Finanzminister sind nur 
interessiert an deutscher Knete. Wir fordern die 
Bundesregierung in unserem Antrag auf, Bericht 
darüber zu erstatten, welches Spiel sie selbst im 
IWF treibt. Solange die Bundesregierung hier nicht 
ganz deutlich und glasklar nachweisen kann, daß 
sie alles tut, um den verderblichen Finanzdruck von 
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den Drittweltländern wegzunehmen, solange wer-
den wir fortfahren, immer und immer wieder zu 
behaupten: Diese Bundesregierung ist mitschuldig 
am Tode von Hunderttausenden von Menschen und 
an der Destabilisierung der labilen Demokratien in 
Südamerika. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Unverschämtheit! Uner

-

hört!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Entschließungsan-
trag der Koalitionsfraktionen zur Jahresversamm-
lung 1984 hat eine in unserer schnellebigen Zeit 
sehr seltene Qualität: Seine Aussagen sind nach 
einem Jahr noch genauso richtig wie am Tage sei-
ner Einbringung. 

Die Strategie zur Überwindung der internationa-
len Verschuldungsprobleme muß auf vier Ebenen 
liegen: 

Ebene 1: Schuldnerländer. Die Schuldnerländer 
müssen die volkswirtschaftliche Strukturanpas-
sung fortsetzen. 
Ebene 2: Industrieländer. Die Industrieländer tra-

gen dreifache Verantwortung: für dauerhaftes infla-
tionsfreies Wachstum, für niedrigere Zinsen und für 
die Offenhaltung und weitere Öffnung ihrer Märk-
te. 
Ebene 3: Finanzinstitutionen. Fonds und Bank 

spielen bei der Bewältigung der Verschuldungs-
probleme eine zentrale Rolle als Katalysator und 
als Ratgeber. 

Ebene 4: Kreditbeziehungen. Umschuldungsver-
einbarungen, Neukredite und Direktinvestitionen 
dienen der Absicherung der internationalen Schul-
denstrategie. 

In Verfolg dieser Strategie — und die Koalitions-
fraktionen haben sie von Anfang an unterstützt — 
konnten die Entwicklungsländer ihre Leistungsbi-
lanzdefizite seit 1982 um mehr als die Hälfte redu-
zieren. Die bisher erreichten Ergebnisse zeigen die 
Überflüssigkeit, ja Schädlichkeit von Patentrezep-
ten jeder Art. Dies gilt für einseitige Zahlungsein-
stellungen, empfohlen von jenem Musterschuldner 
Fidel Castro, der sich davor hütet, die Ratschläge, 
die er anderen gibt, selber zu befolgen. Niemand 
zahlt pünktlicher als Fidel Castro. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Aus naheliegen

-

den Gründen!) 
Dies gilt auch für globale Schuldendienstober-

grenzen. Frau Kollegin Matthäus-Maier, niemand 
verlangt von Präsident Juan Garcia, daß er im Jahr 
3,7 Milliarden Dollar Schuldendienst leistet. Aber 
wenn er einseitig festsetzt, daß er statt 3,7 Milliar-
den, die zu leisten wären und über deren Verringe-
rung die internationale Gemeinschaft zu verhan-
deln bereit ist, nur 300 Millionen zahlen will, dann 

allerdings geht er einen Schritt, der es nicht ermög-
lichen wird, daß Peru jene neuen Kapitalzuflüsse, 
die es fordert und die es braucht, bekommt. Denn 
ich kann keinen internationalen Geldgeber finden, 
der neues Kapital einem Schuldner gibt, der erklärt 
hat: Ob, wann und wieviel ich zahle, bestimme ich 
selber. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Matthäus-Maier? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Gern. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Herr Warnke, meinen 
Sie nicht, daß dann die richtige Antwort auf die 
Ankündigung von Präsident Garcia gewesen wäre: 
„Laß uns mal in Ruhe darüber reden, ob soviel und 
wann und wie" und nicht die Antwort, die die USA 
gegeben haben, die nämlich am folgenden Tag die 
Wirtschaftshilfe für Peru eingestellt haben? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ich meine, daß die richtige Ant-
wort in der Tat am Tag der Amtseinführung gege-
ben wurde, an der ich als Vertreter der Bundesre-
gierung teilnahm und wo ich vor der Presse erklärt 
habe: Die Pläne Garcias enthalten viele wichtige 
Schritte in die richtige Richtung. 

(Toetemeyer [SPD]: Aha!) 

Über die einseitige Festsetzung einer Schulden-
dienstquote am Exporterlös sind wir mit ihm ver-
schiedener Meinung. Darüber wird in der Zukunft 
zu reden sein. — Er hat bis heute nicht geredet, son-
dern hat, zum letztenmal vorgestern vor den Ver-
einten Nationen, seine einseitige Maßnahme be-
kräftigt. Damit dient er nicht den wohlverstande-
nen Interessen Perus. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Das war schwach!) 

Daß Patentrezepte überflüssig sind, gilt aber 
auch für die von der SPD empfohlene internatio-
nale Schuldenkonferenz und für die von der SPD 
geforderte Fundamentalreform des Weltwährungs- 
und -finanzsystems. Nicht eine neue Weltwirt-
schaftsordnung ist es, was wir brauchen, 

(Zuruf von der SPD: Doch, die brauchen 
wir!) 

sondern die bessere Beachtung der Grundsätze un-
serer geltenden Weltwirtschaftsordnung. Das heißt, 
wir müssen den Hochzins durch eine maßvolle 
Haushaltspolitik in den Industrieländern an der 
Wurzel bekämpfen, und wir müssen unsere Märkte 
für die Ausfuhren der Entwicklungsländer offenhal-
ten. Beides hat die Bundesregierung im eigenen 
Lande getan. 

Da Sie soeben durch Zwischenruf nach unseren 
Exportüberschüssen gefragt haben, möchte ich Ih-
nen hier sagen, daß wir gerade durch unsere Han-
delspolitik den Entwicklungsländern auch zur Be- 
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wältigung ihrer Verschuldungssorgen helfen, näm-
lich den nicht ölproduzierenden Entwicklungslän-
dern, also denen, auf die es am meisten ankommt. 
Diesen haben wir im vergangenen Jahr für 2 1 / 2  Mil-
liarden DM mehr Erzeugnisse abgenommen, als wir 
ihnen geliefert haben. Wir haben gegenüber diesen 
Entwicklungsländern eine passive Handelsbilanz 
und tragen damit zur Erleichterung ihrer Schulden-
bewältigung bei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte Minister Stoltenberg dafür danken, 
daß er diese Politik der Zinsbekämpfung an der 
Wurzel, bei den Haushaltsdefiziten, und der Offen-
haltung der Märkte am vergangenen Wochenende 
in New York mit Nachdruck eingebracht und mit 
Festigkeit durchgesetzt hat. Das Ergebnis von New 
York ist ein ermutigender Auftakt für Seoul, und 
der heutige Dollarkurs von 2,66 DM unterstreicht 
das in einer förderlichen Weise. 

Ich komme nun zu einem Bericht über die bevor-
stehende Jahresversammlung von Bank und 
Fonds. — Meine Damen und Herren, dieser Bericht 
ist Beweis genug dafür, daß die von der Fraktion 
„DIE GRÜNEN" geforderte regelmäßige Unterrich-
tung des Parlaments in einer besonderen Berichts-
struktur in Wirklichkeit schon längst stattfindet, 
und dies nicht nur einmal im Jahr, sondern wie 
heute immer dann, wenn es sachlich gerechtfertigt 
ist. Aber es ist auch kennzeichnend für den Mangel 
an Seriosität der Forderung der GRÜNEN, wenn 
Sie hier ein neues Berichtswesen mit erheblichem 
Arbeits- und Kostenaufwand aus Steuergeldern for-
dern, die Ihnen gebotene Berichtsmöglichkeit im 
Finanzausschuß aber überhaupt nicht wahrneh-
men. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das ist ja un

-

sinnig! Ich bin immer im Finanzausschuß! 
Ich habe Sie noch nie im Finanzausschuß 
gesehen! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 

Zentrale Themen der Tagung in Seoul werden die 
Schuldenkrise, die Lage der Weltwirtschaft sowie 
die Geschäftspolitik von Fonds und Bank sein. Die 
notwendige Abstimmung zwischen den beiden In-
stitutionen ließ in der Vergangenheit zu wünschen 
übrig; in jüngster Zeit gibt es erfreuliche Ansätze 
für eine bessere Verzahnung der Tätigkeit von 
Bank und Fonds. Die Bundesrepublik Deutschland 
wird in Seoul darauf hinweisen können, daß sie 
einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der welt-
wirtschaftlichen Probleme geleistet hat. Der wirt-
schaftliche Aufschwung hierzulande hat im ersten 
Halbjahr zu einem Anstieg der Einfuhren aus Ent-
wicklungsländern um beinahe 13 % geführt. Die 
Bundesrepublik ist auch in diesem Jahr 1985 einer 
der größten Kapitalgeber von Weltbank und Inter-
nationalem Währungsfonds. Vor allem aber können 
wir auf unsere im Kreis der westlichen Geber wie-
derum überdurchschnittlichen Entwicklungshilfe-
leistungen verweisen. 

Wir werden in Seoul in Fortführung dieser Politik 
darauf hinwirken, daß der sogenannte erweiterte 
Zugang beim IWF, Herr Kollege Solms, bis Ende 

1986 verlängert wird und daß die Weltbank zur Dek-
kung der langfristigen Kapitalbedürfnisse in der 
zweiten Hälfte der 80er und in den 90er Jahren eine 
erhebliche Kapitalerhöhung einleitet. 

Aber besondere Anstrengungen, meine Damen 
und Herren, werden wir in Seoul erneut für die 
ärmeren und für die ärmsten Entwicklungsländer 
unternehmen. Schon jetzt ist die Bundesrepublik 
Deutschland beim Erlaß von Schulden der ärmsten 
Entwicklungsländer an der Spitze in der Welt. Wir 
haben mit über 4 Milliarden DM allein als Bundes-
republik Deutschland mehr als 50 % aller Schulden-
erlasse, die in der Welt vorgenommen worden sind, 
durchgeführt. Dies zeigt das besondere Engage-
ment der Bundesregierung für die ärmsten Ent-
wicklungsländer. In Seoul werden wir darauf hin-
wirken, daß beim Währungsfonds die Rückflüsse an 
den Treuhandfonds zur Vergabe neuer Kredite in 
der Größenordnung von etwa 3 Milliarden Dollar an 
ärmere Entwicklungsländer verwendet werden. 
Aber besonderen Nachdruck werden wir auf die Si-
cherstellung der langfristigen Entwicklungsfinan-
zierung der ärmeren Länder über die Internatio-
nale Entwicklungsbank IDA legen. Die Bundesre-
publik hat schon bisher gemessen an ihrer Lei-
stungsfähigkeit weit mehr als jedes andere Indu-
strieland zur Finanzierung von IDA beigetragen. 
Wir werden uns dafür einsetzen, daß es unverzüg-
lich zu einer neuen Kapitalerhöhung kommt und 
daß damit eine hohe Mittelbereitstellung für die am 
meisten bedürftigen Länder vorgenommen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Hauchler. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Entwicklungs-
minister, der gerade gesprochen hat, sagte: Das, 
was wir vor einem Jahr in diesem Entschließungs-
antrag, der uns vorliegt, gesagt haben, ist heute 
noch genauso richtig. Herr Minister, wir sagen Ih-
nen, das ist heute genauso falsch wie damals und 
noch falscher; denn in dem vorliegenden Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen heißt es, es 
sei in eindrucksvoller Zusammenarbeit zwischen 
Schuldner- und Gläubigerländern, Zentralbanken, 
Geschäftsbanken und internationalen Organisatio-
nen bisher gelungen, die Gefahren der Verschul-
dungskrise zu entschärfen und zu Vereinbarungen 
zu kommen. Meine Fraktion wird diesem Antrag 
nicht zustimmen; denn nichts davon stimmt. Genau 
das Gegenteil ist wahr. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine eindrucksvolle Zusammenarbeit zwischen 
Gläubigern und Schuldnern hat es nie gegeben, lei-
der. Die großen Gläubigerländer haben vielmehr bis 
heute die Forderung nach einer internationalen 
Schuldenkonferenz und umfassenden politischen 
Lösungen verweigert. Statt dessen halten sie an 
einem kurzfristigen Finanzmanagement fest, das 
sich von Krise zu Krise hangelt. Die Umschuldun-
gen, die unter Führung des Internationalen Wäh- 
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rungsfonds zustande gekommen sind, sind einsei-
tige Diktate der Gläubiger nach dem Motto „Vogel 
friß oder stirb". 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die bisherige Umschuldungs- und Auflagenpraxis 
verschafft immer kürzere Atempausen auf Kosten 
immer höherer Zins- und Tilgungslasten. Wer die 
Medizin schluckt, stirbt um so sicherer. Es werden 
weder Bankrotterklärungen noch Vergleichsange-
bote akzeptiert. Gleichwohl gebärdet sich der IWF 
quasi als Konkursverwalter ganzer Nationen. Wer 
hier von eindrucksvoller Zusammenarbeit redet, 
der streut anderen Sand in die Augen oder betrügt 
sich selbst. Das mutet, Herr Warnke, wie das be-
kannte Pfeifen im Walde an. 

Die Gefahren, die dem Weltwährungs- und -han-
delssystem durch die internationale Verschuldung 
drohen, sind keineswegs entschärft — das wissen 
Sie genauso wie ich —, sie haben sich verschärft. 
Das Volumen der internationalen Verschuldung hat 
sich seit den ersten großen Umschuldungen in 1982 
weiter drastisch erhöht. Die Zins- und Tilgungsla-
sten der Schuldnerländer sind gestiegen. Dies gilt 
übrigens nicht nur für Lateinamerika, für das sich 
die großen Geschäftsbanken interessieren, sondern 
vor allem auch für die ärmsten Länder in Afrika. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie erreichen in vielen Fällen bis zu 50 % und mehr 
der Exporterlöse. Die Zahlungsbilanzdefizite der 
Entwicklungsländer sind zwar abgebaut worden, 
doch die langfristige Schuldendienstfähigkeit ist 
gesunken, weil die Auflagen der IWF insgesamt 
eine rezessive Wirkung haben. Der Zwang zu nied-
rigen Importen und Investitionen hat zu einem ver-
langsamten Binnenwachstum, mangelnder Ausla-
stung und Zerrüttung vorhandener produktiver Ka-
pazitäten und zu höherer Arbeitslosigkeit geführt. 
Da frage ich Sie: Wie kann ein Land auf Grund die-
ser Entwicklungen immer mehr Schulden zurück-
zahlen? 

Die Exporte der Schuldner sind gestiegen, aber 
ein immer größerer Anteil der im Export verdienten 
Devisen muß für Zinsen und Tilgungen auf Kredite 
verwendet werden, die schon längst keine produk-
tive Basis mehr haben. 

Den Gläubigerländern fällt aber nichts besseres 
ein, als schlechtem Geld immer mehr gutes Geld 
nachzuwerfen, statt schlechtes Geld schlicht abzu-
schreiben, wie es auch bei uns im eigenen Lande 
üblich ist. Bei der AEG ging es doch auch! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Schuldenlast der Dritten Welt wird sich im 
nächsten Jahrzehnt mindestens verdoppeln. Das ist 
eine einfache Zinseszinsrechnung. Ihr Betrag wird 
von derzeit 1 000 Milliarden Dollar auf mindestens 
2 000 Milliarden Dollar steigen. Das wird im Anstieg 
wesentlich höher sein als das mögliche Wachstum 
der Exporte von Entwicklungsländern. 

Was hier abläuft, ist genau der organisierte 
Wahnsinn, den Willy Brandt in seinem neuen Buch 
beschreibt. Es wäre falsch, dafür allein den IWF als 
einzigen bösen Buben anzuklagen. Verantwortlich 

sind die, die letztlich über dessen Politik entschei-
den, unter ihnen die Bundesrepublik Deutschland. 

Die westlichen Länder sind sicher nicht allein 
schuld, daß sich die Schulden getürmt haben. Sie 
allein haben aber den Schlüssel in der Hand, um die 
Probleme zu lösen. Doch sie halten an Mechanis-
men und Rezepten fest, die mittlerweile längst ge-
scheitert sind. Herr Warnke hat ein Lehrstück da-
für gegeben, wie man sich mit immer den gleichen 
Ruderbewegungen immer tiefer in den Sumpf zie-
hen kann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

In ihrem Antrag sprechen die Koalitionsfraktio-
nen auch von gelungenen Vereinbarungen zur Lö-
sung der Verschuldungskrise. Dies ist nun aller-
dings entweder naiv oder schlicht zynisch. Was es 
gibt, sind keine langfristigen freien Vereinbarun-
gen, sondern eine Art Komplizenschaft zwischen 
konservativen Regierungen, also auch zwischen Ih-
nen, und dem großen Kapital, um die eigene Haut 
zu retten. Das ist Ihr großes Problem. Was es gibt, 
sind keine langfristigen Lösungen im Verein von 
Gläubigern und Schuldnern, sondern eine neue 
Spielart des Kolonialismus, eine diesmal nicht in 
Uniform, sondern im Nadelstreifen daherkom-
mende Form der wirtschaftlichen Versklavung. 

Diese Form ist finanztechnisch perfekt, jedoch 
politisch irrational. Sie ist nicht nur sozial und mo-
ralisch verwerflich, sondern auch ökonomisch un-
sinnig. Sie stranguliert mit der Entwicklung des 
Südens in Zukunft auch die Wirtschaft des Nor-
dens. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Eine vorsätzliche Verharmlosung, wie sie heute 
betrieben wurde, kann aber nicht darüber hinweg-
täuschen, daß der Widerstand wächst. Wer die jüng-
sten Äußerungen der Regierungschefs von Peru 
und Brasilien auf der UN-Generalversammlung und 
die Diskussionen kürzlich in Kuba und Luanda 
kennt, kann sich nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß sich die Dritte Welt wehren wird, bevor es zu 
spät ist, daß sie sich vielleicht sogar wehren muß, 
bevor es zu spät ist. 

Der peruanische Präsident begrenzt einseitig den 
Schuldendienst auf 10 % der Exporterlöse und lehnt 
die Vermittlerrolle des IWF ab. Der brasilianische 
Präsident Sarney sagt, sein Land wolle den Schul-
dendienst nicht länger mit Rezession, Arbeitslosig-
keit und Hunger bezahlen. Auch der mexikanische 
Präsident ist skeptisch geworden, ob die Maßnah-
men des IWF wirklich greifen. Fidel Castro gewinnt 
für seine radikalen Vorschläge immer mehr Sympa-
thie. Wollen Sie das eigentlich? 

Nationale Sonderinteressen verhindern bis jetzt 
noch ein Schuldnerkartell. Sobald aber allen deut-
lich wird, daß die vom IWF erzwungene wirtschafts-
politische Therapie nicht greift — und dies zeichnet 
sich ab —, ist der Augenblick da, in dem die Länder 
des Südens national, regional oder weltweit mehr 
Vorteile darin sehen werden, konzertiert den Schul- 
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dendienst einzustellen, als Entwicklungshilfe und 
neue Kredite unter sozial und politisch destrukti-
ven Bedingungen anzunehmen. 

Meine Fraktion fordert die Bundesregierung auf, 
endlich ihre Bremserrolle aufzugeben 

(Beifall bei der SPD) 

und sich für eine Reform des Weltwährungssystems 
einzusetzen. Wir fordern die unverzügliche Einbe-
rufung einer allgemeinen Schuldenkonferenz unter 
gleichberechtigter Beteiligung von Gläubigern und 
Schuldnern. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese sollte konkrete Vorschläge entlang folgender 
Grundlinien erarbeiten: 

Erstens: eine nach der jeweiligen Wirtschafts- 
und Exportkraft abgestufte Entschuldung und eine 
Senkung des Schuldendienstes. Dieser sollte zu-
nächst auf maximal 20 % der Exporterlöse begrenzt 
werden. — Herr Warnke, Sie können ruhig zuhören! 
Sie fahren ja nach Seoul, und ich nehme an, daß Sie 
auch unsere Vorschläge ernst nehmen und darüber 
nachdenken. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Und was ist mit 
Peru? Die wollen doch nur die Hälfte davon 

zahlen!) 

Zweitens: das Einbringen der restlichen Forde-
rungen in Form von Inlandswährung in nationale 
Entwicklungsfonds. 

Drittens: die Bindung neuer Kredite an entwick-
lungspolitisch relevante Investitionen und Krite-
rien. 

Viertens: langfristig stabile Zinsen auf einem Ni-
veau, das der dauerhaften Leistungsfähigkeit der 
Schuldner entspricht. 

Fünftens: die Umwandlung des größten Teils der 
entwicklungspolitischen Leistungen von Krediten 
in Zuschüsse. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

und will noch zitieren, was ein für Konservative 
unverdächtiger Mann, Henry Kissinger, zu dieser 
Sache geäußert hat. Er hat — genau wie Helmut 
Schmidt — von der Verschuldung als einer der gro-
ßen globalen Zeitbomben gesprochen und gesagt: 

Die Gläubigerländer sollten sich auf die Wirt-
schaftsentwicklung konzentrieren und mit dem 
Süden zusammenarbeiten, anstatt nur Zinsen 
einzusammeln. 

Andernfalls würden — so Kissinger weiter — nicht 
nur die Strukturen des internationalen Finanzsy-
stems, sondern auch die politischen Institutionen in 
vielen Ländern der Dritten Welt zusammenbre-
chen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es gibt jede Menge Themen, 
bei denen zwischen der öffentlichen Aufregung und 
der tatsächlichen Bedeutung des Gegenstandes ein 
groteskes Mißverhältnis besteht. Bei einem Thema 
wie diesem, wo das geringe öffentliche Interesse 
jedenfalls in der Bundesrepublik im umgekehrten 
Verhältnis zur tatsächlichen Bedeutung der Sache 
steht, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

sollte es eigentlich möglich sein, auf vordergründige 
Schaukämpfe zu verzichten, 

(Zustimmung des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 

und man sollte auch nicht Richtungskämpfe vor-
täuschen, die weder im Vergleich der einen zur an-
deren Bundesregierung noch im Vergleich zwi-
schen den Positionen der jeweiligen Fraktionen tat-
sächlich bestehen. Vielmehr sollte man sich auf die 
konstruktive Bearbeitung der Sachverhalte konzen-
trieren, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ganz genau!) 

die wir aufarbeiten müssen, um einen Beitrag zur 
Lösung dieses in der Tat hochexplosiven Problems 
zu leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn der Antrag, der heute zur Verabschiedung 
vorliegt, vor einem Jahr schon so falsch gewesen 
wäre wie jetzt, Herr Kollege Hauchler, wäre es völ-
lig unverständlich, warum Ihre Fraktion auf der Ba-
sis präzise dieses Antrages einen Katalog von Än-
derungsvorschlägen vorgelegt hat, wobei Sie sich 
beispielsweise beim ersten Änderungsvorschlag zu 
Abs. 2, in dem von der eindrucksvollen Zusammen-
arbeit zwischen Schuldner- und Gläubigerländern, 
die es bisher möglich gemacht habe, die Gefahren 
zu entschärfen und zu Vereinbarungen zu kommen, 
die Rede ist, darauf beschränkt haben, das Wort 
„eindrucksvoll" zu streichen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist ja lachhaft!) 
Täuschen wir hier also doch nicht eine Art von Mei-
nungsverschiedenheiten vor, die stark von dem ab-
weicht, was wir in nichtöffentlicher Beratung in den 
jeweiligen Fachausschüssen längst an Überein-
stimmung erzielt hatten. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Nein, nein, 
Herr Kollege!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Ich bitte um Nachsicht, 
aber ich habe ganze vier Minuten zugestanden be-
kommen. 

Vizepräsident Westphal: Wenn Sie eine Frage zu-
lassen, wird Ihnen die Zeit nicht angerechnet. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Gut, bitte schön. 
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Frau Matthäus-Maier (SPD): Sagen Sie mal, ist Ih-
nen nicht bekannt, daß wir — ich sage es jetzt aus 
der Erinnerung — mindestens 20 Änderungsan-
träge gestellt haben und daß die natürlich insge-
samt Ihren Antrag so verändern würden, daß man 
ihm dann zustimmen könnte, in Sachen Zinsen, in 
Sachen Dollar und in Sachen Schuldenkonferenz? 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Genau darauf wollte ich 
gerade eingehen, aber Sie werden mir doch sicher 
darin zustimmen, Frau Matthäus-Maier, daß bei ei-
nem Satz, der zum Ausdruck bringt, daß es in Zu-
sammenarbeit zwischen Schuldner- und Gläubiger-
ländern, Zentralbanken, Geschäftsbanken und in-
ternationalen Organisationen gelungen sei, die Ge-
fahren zu entschärfen und zu Vereinbarungen zu 
kommen, bei einem Satz, den Sie ansonsten akzep-
tiert haben, der Änderungsantrag, das Wort „ein-
drucksvoll" zu streichen, keine substantielle Verän-
derung des hier niedergelegten Sachverhalts dar-
stellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Matthäus-Maier [SPD]: Eine Zusatz

-frage!) 
— Nein, meine Damen und Herren, ich sage jetzt in 
Stichworten etwas zu den Punkten, an denen wir 
möglicherweise Meinungsverschiedenheiten haben, 
allerdings nach meinem Eindruck in der Sache im-
mer noch sehr viel weniger, als der Eindruck, den 
man in dieser Debatte gelegentlich haben konnte, 
vermittelt: 
Erstens. Die Schuldenkrise ist nach wie vor in 

der Tat nicht gelöst. Ich kenne auch niemanden, der 
von diesem Sachverhalt auch nur ein wenig ver-
steht, der ernsthaft behaupten würde, sie sei ge-
löst. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Das Gefährlichste ist vielleicht im Augenblick über-
haupt der Eindruck, sie sei gelöst, und die voreilige 
Beruhigung durch eine Reihe von sozusagen stati-
stischen Verbesserungen. 

Zweitens: Könnte durch eine internationale 
Schuldenkonferenz dieses Problem sozusagen 
ernsthaft einer definitiven Lösung zugeführt wer-
den? Unsere Überzeugung ist die, daß dies kein ge-
eigneter Schritt zu einer solchen Lösung wäre, weil 
die erkennbare Lücke zwischen dem, was an Erwar-
tungen in eine solche Konferenz investiert wird, 
und dem, was realistischerweise dabei herauskom-
men kann, und die höchst unterschiedliche Situa-
tion in den verschiedenen Ländern sowohl auf der 
Gläubiger- wie auf der Schuldnerseite eben jede be-
liebige Art von Globallösung verbietet. Da, wo die 
Kritik an IWF berechtigt ist — ich habe selber eine 
ganze Menge an kritischen Punkten vorzutragen —, 
ist sie gerade deswegen berechtigt, weil seine Stra-
tegien im Regelfall zu global und keineswegs zu 
spezifisch sind. Also sollten wir nicht mit dem Vor-
schlag einer internationalen Schuldenkonferenz ge-
nau die Art fehlerhafter Denkperspektive jetzt wie-
der in den Lösungsprozeß einführen, die wir an an-
derer Stelle zu Recht kritisieren. 

Drittes Stichwort: Welche Rolle kann und muß 
überhaupt in diesem Zusammenhang der IWF spie

-

len? Frage 1: Geht es ohne IWF? Zweitens: Sind die 
Auflagen oder die Vereinbarungen des IWF wirk-
lich in allen Fällen wirtschafts- und entwicklungs-
politisch hilfreich gewesen? Ich denke, man muß die 
erste Frage mit Ja und die zweite mit Nein beant-
worten. Es geht kaum ohne Einschaltung des IWF 
aus einer ganzen Reihe von Gründen, die uns allen, 
glaube ich, auch geläufig sind. Aber daraus folgt 
eben keineswegs, daß die Auflagen, die Vereinba-
rungen, die über den IWF erreicht worden sind, 
auch wirklich konstruktive Beiträge zur Verbesse-
rung der Situation in den Ländern waren. Ich den-
ke, daß auch darüber Übereinstimmung besteht und 
daß wir darüber keine langen Kämpfe herbeizufüh-
ren brauchen. 

Viertens: Gibt es eine Alternative zu dem notwen-
digen Anpassungsprozeß in den betreffenden 
Volkswirtschaften? Es gibt keine. Es gibt keinen 
Weg, an der Anpassung vorbeizukommen, die sich 
durch das Mißverhältnis zwischen Erwartung und 
tatsächlicher volkswirtschaftlicher Lage ergeben 
hat. Das räumen ja interessanterweise insbeson-
dere die demokratisch gewählten und legitimierten 
Staatspräsidenten Lateinamerikas ein, nicht zuletzt 
— ich kann das jetzt aus zeitlichen Gründen nicht 
ausführen — auch und gerade Zentralbankpräsi-
denten, die die Sachverhalte sozusagen von der fi-
nanztechnischen Seite her überblicken. 

Letzte Anmerkung: Gibt es hier, Frau Matthäus-
Maier, möglicherweise einen Zielkonflikt — Sie ha-
ben da den peruanischen Präsidenten zitiert — zwi-
schen Schulden und Demokratie? Ich habe in der 
Debatte vor einem Jahr, als wir diesen Antrag ein-
brachten, darauf hingewiesen, daß in den bisheri-
gen Lösungsstrategien regelmäßig übersehen wird 
der Zielkonflikt zwischen der Wiederherstellung 
volkswirtschaftlich für erträglich gehaltener Ver-
hältnisse auf der einen Seite und dem Demokrati-
sierungsprozeß, den wir von diesen Ländern gleich-
zeitig auch erwarten, und haben uns gefragt — ich 
wiederhole die Frage gern noch einmal —, wer von 
uns eigentlich ernsthaft glaubt, er würde für die Art 
von wirtschaftspolitischen Vereinbarungen, die in 
vielen dieser Länder geschlossen worden sind, im 
eigenen Land Mehrheiten mobilisieren können. 
Wenn es auch an dieser Stelle so etwas wie eine 
Verbesserung der Situation gegenüber der Situa-
tion von 1982/83 gibt, dann ist das für mich die 
Erfahrung, daß inzwischen selbst bei Jahrestreffen 
internationaler Bankenorganisationen von diesem 
Zielkonflikt die Rede ist. Ich denke, es wäre unsere 
vorrangige Aufgabe, uns an der Bewältigung genau 
dieser sehr sorgfältig abzuwägenden Aspekte kon-
struktiv und unter Vermeidung von Polemik zu be-
teiligen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor; ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt unter Nr. 1 der Beschlußempfehlung, den 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
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CSU und der FDP in der Fassung der Druck-
sache 10/3473 anzunehmen. Wer dieser Beschluß-
empfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist dann mit Mehrheit angenommen. 

Es ist noch über eine weitere Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses abzustimmen. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 10/3473 unter Nr. 2, den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf der Druck-
sache 10/2828 abzulehnen. Wer diesem Änderungs-
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen ? — Die Beschlußempfehlung unter Nr. 2 ist 
mit der gleichen Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8 a bis 8 c auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Schwenninger, Dr. Ehmke (Ettlingen) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Weiterverbreitung von Atomwaffen durch 
bundesdeutsche Nuklearexporte in Länder 
der Dritten Welt 
— Drucksachen 10/2729, 10/3685, 10/3721 — 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Schwenninger, Dr. Ehmke (Ettlingen) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Nukleare Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Südafrika 
— Drucksachen 10/2730, 10/3686 — 

c) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Schwenninger, Dr. Ehmke (Ettlingen) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Weiterverbreitung von Atomwaffen durch 
bundesdeutsche Nuklearexporte nach Brasi-
lien und Argentinien 
— Drucksachen 10/2731, 10/3687 — 

Zu Tagesordnungspunkt 8 b liegen Entschlie-
ßungsanträge der Fraktionen DIE GRÜNEN und 
der SPD auf den Drucksachen 10/3879 und 10/3905 
vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 8 a bis c und ein Beitrag bis zu zehn Minu-
ten für jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn hochentwickelte Atom-
technik in alle Welt exportiert wird, werden Troja-
nische Pferde exportiert. Die Verpackung mag ei-
nen zivilen Stempel tragen, aber wenn man das 
Paket aufmacht, kommt eine Bombe heraus. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Ein guter Ver

-

gleich!) 

Das gilt ganz besonders für die Atomexporte der 
Bundesrepublik, und zwar aus drei Gründen: 

Erstens. Kein anderer Staat auf der Welt hat trotz 
Unterzeichnung des Atomwaffensperrvertrages so 
ausgiebig und hemmungslos seine Atomgeschäfte 
speziell mit den Ländern betrieben, die diesem Ver-
tragswerk ferngeblieben sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das sind Südafrika, Pakistan, Argentinien, Brasi-
lien und Indien. Nehmen wir das Beispiel Pakistan. 
Ob man nun die US-amerikanische „Times" liest 
oder die „FAZ": Weltweit gibt es keine Zweifel mehr 
an den militärischen Nuklear-Ambitionen Paki-
stans. Allein die Bundesregierung bindet sich ein 
gelbes Tuch mit drei schwarzen Punkten um den 
Ärmel und tut so, als sei sie blind, wenn sie in der 
Antwort auf unsere Große Anfrage von der „friedli-
chen Zielsetzung des pakistanischen Atompro-
gramms" redet, weil dies die pakistanische Regie-
rung so sehe. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Die hält be-
stimmte Regierungen auch für Demokra-

tien!) 

Es geht hierbei nicht mehr um die Frage, ob die 
Unwahrheit gesagt wird, sondern, warum die Un-
wahrheit gesagt wird, und es geht um die Frage, ob 
die Bundesregierung auch nur einen Deut glaub-
würdiger ist als die pakistanische Regierung, wenn 
sie mit ihrer Behauptung, in Hanau brauche man 
für „friedliche Zwecke" 6,7 t Plutonium, die Leute 
hierzulande für dumm verkauft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch das geplante China-Atomgeschäft zeigt, daß 
weiterhin die Nicht-Unterzeichner des Sperrver-
trags als Empfänger bundesdeutscher Atomtechnik 
ganz oben stehen. 

Zweitens. Kein anderer Unterzeichner des Sperr-
vertrages hat so zielgerichtet wie die Bundesrepu-
blik die sensitiven — also direkt für die Atombombe 
zu nutzenden — Techniken weitergegeben: Uranan-
reicherungstechnik an Südafrika, Brasilien, Argen-
tinien und Pakistan oder die WAA an Brasilien. Die 
Bundesregierung gibt in ihrer Antwort selbst zu, 
sozusagen als Appetitanreger eine Versuchsanrei-
cherungsanlage nach Brasilien gar verschenkt zu 
haben. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Drittens. Kein anderer Nuklearexporteur hat sich 
unter der SPD und jetzt unter der CDU der Förde-
rung nach vollständigen Kontrollen bei den Emp-
fängerstaaten bundesdeutscher Atomexporte auch 
nur annähernd so scharf widersetzt wie die Bundes-
republik. Werfen Sie einmal einen Blick in die Ta-
gungsunterlagen der gerade beendeten Dritten 
Sperrvertrags-Überprüfungskonferenz in Genf. Sie 
sehen darin, daß Kanada, Australien, die Niederlan-
de, Schweden, Finnland und Norwegen darauf be-
standen haben, daß zur Festigung des Sperrvertra-
ges die vollständigen Kontrollen zur Minimalbedin-
gung bei Atomexporten werden. Und Sie erfahren 
aus den Unterlagen, daß kein anderer Delegierter 
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verbissener dagegen ankämpfte wie der bundes-
deutsche Botschafter Henning Wegener, der sogar 
eine Art Veto gegen „full scope safeguards" einge-
legt hatte. 

Das bedeutet: Weiterhin werden eindeutig dieje-
nigen bevorteilt, die dem Sperrvertrag nicht beige-
treten sind. Weiterhin forciert die Bundesrepublik 
das endgültige Auslaufen dieses Vertrages im Jahre 
1995. Ist es ein Zufall, daß im selben Jahr der Atom-
waffensperrvertrag auslaufen und der Betrieb der 
Plutoniumfabrik in Wackersdorf anlaufen soll? 

Es muß Schluß gemacht werden mit sogenannten 
zivilen Atomexporten, die in Wirklichkeit das Ein-
fallstor zur Verbreitung von Atomrüstung sind. Wir 
fordern deshalb, daß die Bundesregierung jeglichen 
Atomtechnologieexport durch Firmen aus der Bun-
desrepublik unterbindet und daß als erstes sofort 
jedes Atomgeschäft mit den Atomwaffen besitzen-
den Staaten eingestellt wird, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

sowie auch mit den Staaten, die den Atomwaffen-
sperrvertrag nicht unterzeichnet haben. Wir begrü-
ßen, daß die GRÜNEN und Teile der SPD in der 
Schlußkonferenz „Atombomben made in Germany" 
vor zwei Wochen in Bonn gemeinsam die Forde-
rung unterschrieben haben, alle Atomexporte zu be-
enden und bereits abgeschlossene Atomexportver-
träge aufzukündigen, da es eine ausschließlich 
friedliche nukleare Technik nicht gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Meine Damen und Herren, eines der finstersten 

Kapitel bundesdeutscher Exportpolitik ist die nu-
kleare Komplizenschaft dieser und vergangener 
Bundesregierungen mit den Rassisten in Pretoria. 
Vielfach ist belegt worden, daß schon unter SPD-
geführten Bundesregierungen Nukleartechnik und 
Know-how nach Südafrika kamen, die 1979 zur er-
sten Atomzündung im Indischen Ozean mit südafri-
kanischer Beteiligung beigetragen haben und heute 
als Drohpotential gegen die Gegner der Apartheid 
zur Verfügung stehen. Damals hatte die SPD jede 
nukleare Zusammenarbeit geleugnet, ebenso wie 
die Bundesregierung sie heute leugnet. 

(Berger [CDU/CSU]: Sie hat doch demen

-

tiert!) 

Jetzt spricht auch die SPD von nuklearer Zusam-
menarbeit und fordert, wie Kollege Verheugen am 
8. August 1985, die Bundesregierung auf, die Zusam-

menarbeit im Bereich der Atomtechnik einzustel-
len. 

Die Dementis der Bundesregierung werden hin-
gegen immer armseliger und peinlicher. Dies be-
weist die Antwort der Bundesregierung auf Druck-
sache 10/3686. Wie kann man so tun, als hätte es nie 
eine nukleare Zusammenarbeit mit Pretoria gege-
ben und als gäbe es sie auch heute nicht, und gleich-
zeitig erläutern, daß zehn südafrikanische Wissen-
schaftler in Atomforschungszentren der Bundesre-
publik bei Themen der kernphysikalischen Grund-
lagenforschung mitgearbeitet haben? Auch im Wirt-
schaftsplan 1985 der Kernforschungsanlage Jülich 
sind für Gastwissenschaftler aus Südafrika zwei 

Stellen vorgesehen, die nach bisherigen Plänen im 
Dezember dieses Jahres besetzt werden sollen. 

Wie kann man jegliche nukleare Zusammenar-
beit leugnen und gleichzeitig auf eine Anfrage der 
GRÜNEN vom Juni 1983 zugeben, daß bundesdeut-
sche Atomkraftwerke zu 40 % mit Uran aus dem 
südlichen Afrika bedient werden? 

(Suhr [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Ganz anders verhält sich da die belgische Regie-
rung. So wurden Ende August zwölf südafrikani-
schen Wissenschaftlern, die an einem von der EG 
durchgeführten Kongreß über Nukleartechnologie 
teilnehmen wollten, von der belgischen Regierung 
die Einreisevisa versagt. 

Die Bundesregierung betreibt völkerrechtswidri-
gen Rohstoff-Raub. Während der von unserer Frak-
tion gemeinsam mit der Informationsstelle südli-
ches Afrika durchgeführten öffentlichen Anhörung 
zur Namibiapolitik haben der Präsident des UNO-
Namibia-Rates, Noel Sinclair, und der SWAPO-Prä-
sident, Sam Nujoma, nochmals deutlich die Beendi-
gung dieses Rohstoffdiebstahls gefordert. Der UN-
Rat führt in den Niederlanden derzeit eine diesbe-
zügliche Klage gegen die Urenco, die vor allem für 
die bundesdeutsche VEBA das völkerrechtswidrig 
entwendete Uran aus der Rössing-Mine anreichert. 
Auch in der Bundesrepublik hat inzwischen eine 
Urananreicherungsanlage dieses Firmenkonsor-
tiums, nämlich die in Gronau, mit der Verarbeitung 
von Uran aus Namibia begonnen. 
Meine Damen und Herren, unser Antrag, den wir 

zur namentlichen Abstimmung vorlegen, gibt jedem 
von Ihnen Gelegenheit, sich für oder gegen die in-
ternational geächtete Kooperation mit Südafrika 
auf dem Uransektor auszusprechen. Wir stellen hier 
nichts weiter als das zur Abstimmung, was der Na-
mibia-Rat der UN mit seinem Dekret Nr. 1 und die 
UN-Vollversammlung bereits seit 1974 fordern und 
was die Bundesregierung sogar per Atomgesetz be-
werkstelligen kann. Die Erkundung, der Abbau, die 
Verarbeitung und der Verbrauch von Uran aus dem 
von Südafrika besetzt gehaltenen Namibia sind ver-
boten. 
Die SPD fordert in ihrem Antrag über Maßnah-

men zur Abschaffung der Apartheid, Rohstoffein-
fuhren aus Namibia entsprechend den Beschlüssen 
der UN zu unterbinden. Unser Antrag orientiert 
sich exakt an eben diesen UN-Beschlüssen. Er for-
dert die Bundesregierung auf, jede weitere Beteili-
gung an der Uranausbeutung in Namibia einzustel-
len. Er fordert sie auf, Einfuhr und Nutzung von 
Kernbrennstoffen aus Namibia zu verbieten. Wir 
fordern Sie, verehrte Damen und Herren von der 
SPD-Bundestagsfraktion, dazu auf, endlich deutlich 
zu machen, ob diese UN-Beschlüsse in ihrem sprin-
genden Punkt — und das ist der Uranabbau — Gül-
tigkeit haben sollen oder nicht. Es ist halbherzig, 
unglaubwürdig und nicht ausreichend, wenn die 
Rohstoffeinfuhren aus Namibia unterbunden wer-
den sollen, ohne daß die Uranausbeutung durch die 
bundesdeutsche Urangesellschaft in Frage gestellt 
wird und ohne daß die vorgesehene Belieferung 
bundesdeutscher Atommeiler mit Namibia-Uran bis 
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mindestens 1990 unterbunden wird. Sie wissen ge-
nauso gut wie wir, daß bei Einhaltung dieser UN-
Beschlüsse auch der Betrieb der Hanauer Atomfir-
men beeinträchtigt werden könnte. Aber ich möchte 
Sie ganz direkt fragen: Was hat für Sie mehr Ge-
wicht, die reibungslose Abwicklung dieser Atomge-
schäfte oder die maximale Isolierung des Apart-
heidregimes in Pretoria? So stellt sich die Frage 
und nicht anders. Ich bitte Sie, dies bei der bevor-
stehenden Abstimmung zu berücksichtigen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich 
fällt es mir allmählich schwer, zu diesem Thema 
etwas — jedenfalls Neues — zu sagen, weil all das, 
was in den Großen Anfragen der GRÜNEN gesagt, 
behauptet wird, schon vielfach Gegenstand öffentli-
cher Debatten, Antworten der Regierung, Auseinan-
dersetzungen in der Bundesrepublik gewesen ist, 
ohne daß es eine erkennbare Wirkung bei der Frak-
tion der GRÜNEN gezeigt hätte. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich kann nur feststellen, daß die Antwort der 
Bundesregierung zum Thema Südafrika ein weite-
res Mal klar und unzweideutig belegt, daß es eine 
nukleare Zusammenarbeit zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und Südafrika nicht gibt. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Ach!) 

Zum Fall Argentiniens und Brasiliens, den Sie ja 
heute hier ausgelassen haben, weil Ihnen das nicht 
in das augenblickliche taktische Konzept paßt, 
kann ich nur sagen, daß die sorgfältigen bilateralen 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und diesen beiden Ländern de facto die Nicht-
mitgliedschaft dieser Länder im NV-Vertrag kom-
pensiert. Das gilt vor allen Dingen für Brasilien, 
weil fast alle Anlagen, die Brasilien besitzt, solche 
sind, die die Bundesrepublik Deutschland geliefert 
hat, und dadurch eine sorgfältige Kontrolle dieser 
Anlagen stattfindet. Was Argentinien angeht, soll-
ten Sie doch einmal zur Kenntnis nehmen, was der 
argentinische Präsident Alfonsin mehrfach deutlich 
gesagt hat, worauf sich die argentinische Beobach-
terdelegation bei der Dritten Überprüfungskonfe-
renz in Genf bezogen hat, daß nämlich Argentinien 
auf die nukleare Waffenoption verzichtet. Das ver-
dient Anerkennung. Das ist ganz gewiß auch das 
Ergebnis der nuklearen Zusammenarbeit zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Argentinien 
auf diesem Feld. 

Nein, meine Damen und Herren, das sind uralte, 
x-mal widerlegte, haltlose Vorwürfe auf Grund 
schlampig recherchierter Fakten oder, besser ge-
sagt, aus dem Zusammentragen von Verleumdun-
gen und haltlosen Behauptungen. Ich kann Ihnen 
nur sagen, daß Sie das Ansehen der Bundesrepu

-

blik Deutschland schädigen. Sie tun das Gegenteil 
von dem, was Ihre Pflicht als Abgeordnete ist. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Gott sei Dank, kann ich nur sagen, erweist sich, daß 
Sie dabei wirkungslos sind, wie das die Dritte Über-
prüfungskonferenz in Genf, die gerade abgeschlos-
sen worden ist, deutlich gezeigt hat. 

Ich bin ganz froh, daß mir diese Debatte Gelegen-
heit gibt, ein Wort zu diesem Thema zu sagen, weil 
sich nämlich gezeigt hat, daß diese Konferenz nicht 
nur einen harmonischen Verlauf genommen hat, 
sondern auch substantielle Ergebnisse gebracht 
hat. Natürlich hat sich auch dort wieder die berech-
tigte Unzufriedenheit über mangelnde Fortschritte 
in der atomaren Abrüstung, also bei der sogenann-
ten vertikalen Verbreitung, gezeigt; aber auch die 
dort versammelten 130 Staaten haben Hoffnung auf 
die Verhandlungen zwischen den Vereinigten Staa-
ten und der Sowjetunion in Genf gehabt. Ich bedau-
re, daß die Formulierungen etwa zum „comprehen-
sive test ban" nur relativ schwach, aber immerhin 
im Schlußdokument enthalten waren. 

Trotz dieser Unzufriedenheit, was diesen Teil des 
NV-Vertrages angeht, haben die Drittweltländer ein 
positives Ergebnis durch konstruktives Verhalten 
erreicht. Es gab dafür zwei Gründe. 

Der erste Grund: Sie haben eben gesehen, daß 
der Vertrag funktioniert. Es gibt keine horizontale 
Ausbreitung von Atomwaffenstaaten, die, wie Sie 
suggerieren, angeblich durch die nukleare Zusam-
menarbeit der Bundesrepublik Deutschland mit 
Staaten der Dritten Welt geschehe. Nein, es hat 
keine weiteren Nuklearwaffenstaaten gegeben. 

Der Vertrag hat jetzt immerhin 130 Mitglieder, 
und das Bemerkenswerte ist, er übt einen Druck 
auch auf die Nichtmitglieder aus. China und Frank-
reich als Nuklearwaffenstaaten verhalten sich so 
wie die nuklearwaffenbesitzenden Mitglieder des 
Vertrages, also die USA, die Sowjetunion und Groß-
britannien. Die Nichtmitglieder aus der Dritten 
Welt, wie etwa Indien, haben erfahren müssen, daß 
ihre Nichtmitgliedschaft in dem Vertrag sie auf ei-
nen Nur-Beobachter-Status verweist und ihnen da-
mit geringere Einwirkungs- und Gestaltungsmög-
lichkeiten gibt. 

Der NV-Vertrag hat sich als ein rechtlich-morali-
sches Strukturelement erwiesen, das stabilisierend 
und friedensfördernd wirkt. Das war der erste 
Grund, weshalb die Länder der Dritten Welt dieses 
positive Ergebnis ermöglicht haben. 

Der zweite Grund war, daß sie die Erfahrung ge-
macht haben, daß dieser Vertrag kein Hindernis ist 
bei der friedlichen Nutzung der Atomenergie. Da-
durch ist der diskriminierende Charakter dieses 
Vertrages relativiert worden, und es ist gar keine 
Frage, daß die Bundesrepublik Deutschland durch 
ihre Politik gegenüber den Ländern der Dritten 
Welt dabei eine positive Rolle gespielt hat, die von 
den Ländern der Dritten Welt auch gewürdigt wor-
den ist, und damit wesentlich zu dem guten Ergeb-
nis der NV-Konferenz beigetragen hat. 
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Soweit die Bundesrepublik in Genf überhaupt Ta-

del erfahren hat — das möchte ich Ihnen einmal 
sagen —, geschah dies in der Form, daß die Länder 
der Dritten Welt gesagt haben, die Bundesrepublik 
Deutschland nehme es zu genau mit ihren Ver-
pflichtungen nach dem NV-Vertrag; sie sei zu re-
striktiv und tue zu wenig. Die Bundesregierung hat 
also durch ihre Nuklearpolitik gegenüber der Drit-
ten Welt und durch ihre Rolle in Genf zu diesem 
Ergebnis beigetragen, und dafür gebührt ihr Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das positive Ergebnis, meine Damen und Herren, 
beweist, wie töricht Ihre Vorhaltungen sind. Wir 
nehmen auch die Bedürfnisse der Dritten Welt 
ernst, an der friedlichen Nutzung der Nuklearener-
gie teilzunehmen. Sie in Ihrer ideologischen Ver-
bohrtheit und in Ihrer Abneigung gegen diese fried-
liche Nutzung wollen das nicht wahrhaben und dis-
kriminieren hier wie etwa auch beim Thema Rü-
stungsexport, die legitimen Interessen der Länder 
der Dritten Welt. 

(Berger [CDU/CSU]: Unsere auch!) 

Nun, meine Damen und Herren, etwas zu den bei-
den Entschließungsanträgen, die uns vorliegen. Ich 
will zunächst sagen, ich kann ja verstehen, daß man 
versucht, ein Thema bis zum letzten auszuquet-
schen, das ist ganz klar. Aber man kann ein Thema 
auch so lange wringen und quetschen, bis man es 
totgewrungen hat. Das sei vor allen Dingen an die 
Adresse der SPD gesagt. 

(Verheugen [SPD]: Es kommt noch mehr, 
Herr Kollege!) 

— Ja, es kommt noch mehr, aber das wird Ihnen 
nichts mehr nützen. Auch die Südafrikapolitik der 
Bundesregierung ist klar und richtig. 

(Lachen bei der SPD — Verheugen [SPD]: 
Das war endlich mal was Klares!) 

Ich will Ihnen einmal einige Zahlen nennen, Herr 
Kollege Verheugen, die zeigen, worum es geht. Es 
geht im Grunde um die Uranlieferungen aus Nami-
bia. Wie sieht das denn eigentlich aus? 1983 hatte 
die Bundesrepublik einen Gesamtimport von Uran 
in Höhe von 2 680 t, 1984 von 3 200 t, 1985 von 3 300 t, 
und nächstes Jahr sollen es wahrscheinlich 3 600 t 
werden. Wissen Sie, wieviel davon aus Namibia 
kam? 1983 waren es 147 t, 1984 dieselbe Menge, 1985 
ebenfalls, und 1986 wird die Sache auslaufen, weil 
der Vertrag ausläuft. Die Behauptung, von den 
GRÜNEN aufgestellt, es handle sich um 30 % der 
Uraneinfuhren, ist einfach abwegig. Es sind zwi-
schen 4 und 6%, höchstens mal 12 %. Mit steigender 
Tendenz: Das stimmt also schon mal nicht. 

Zweitens werden wir Ihre Anträge ablehnen, weil 
wir unmißverständlich und, wie ich glaube, wirklich 
überzeugend klargemacht haben, daß solche Em-
bargomaßnahmen nicht nur nichts nützen, sondern 
schaden. 
Drittens. Es gibt keine entsprechenden UN-Be-

schlüsse, 
(Zuruf von der SPD: Na!) 

die verbindlich wären, uns zu einer solchen Maß-
nahme zu zwingen. 

Wir wollen helfen, daß es eine friedliche Entwick-
lung im südlichen Afrika, in Namibia gibt. Die von 
Ihnen vorgeschlagenen Maßnahmen wären — wie 
alles, was Sie auf diesem Gebiet vorgeschlagen ha-
ben — hinderlich. Deswegen werden wir Ihre An-
träge ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Verheugen. 

(Berger [CDU/CSU]: Wollen Sie nicht ver-
zichten, Herr Verheugen?) 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann Ihnen den Gefallen nicht tun, 
Herr Kollege. 

(Berger [CDU/CSU]: Sie würden dabei nur 
gewinnen!) 

Die heutige Debatte gewinnt an Aktualität da-
durch, daß die Dritte Überprüfungskonferenz zum 
Vertrag über die Nichtverbreitung von Atomwaffen 
vor wenigen Tagen zu Ende gegangen ist. Wir be-
grüßen es, daß diese Konferenz insofern erfolgreich 
verlaufen ist, als es gelungen ist, ein Schlußdoku-
ment zu verabschieden. Daß ist gegenüber der 
Zweiten Überprüfungskonferenz, auf der das nicht 
möglich war, ein Fortschritt. Man muß aber ganz 
klar sehen, daß dieses Ergebnis nur möglich war, 
weil sie die Teilnehmerstaaten von der Hoffnung 
leiten ließen, daß die Genfer . Verhandlungen der 
atomaren Supermächte tatsächliche Fortschritte 
bei der nuklearen Abrüstung bringen werden. Es ist 
damit ein neuer Erwartungshorizont geschaffen 
worden, der im Falle des Scheiterns der Verhand-
lungen tiefe Frustrationen und Enttäuschungen 
hervorrufen würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Schon der Vertrag selbst — ich darf daran erinnern 
— war ja nur zustande gekommen, weil sich die 
Kernwaffenstaaten in  Art. 6 zur nuklearen Abrü-
stung verpflichtet hatten. Wenn diese Verpflichtung 
jetzt wiederum nicht eingehalten werden sollte, 
sieht es um die Zukunft des gesamten Systems der 
Nichtverbreitung von Atomwaffen finster aus. 

In der Substanz sind die Ergebnisse von Genf 
eher mager, Herr Kollege Lamers. Die Kernwaffen-
staaten haben sich nicht zu verbindlichen Schritten 
entschließen können. Man muß fragen, ob eine bes-
sere Abstimmung unter den Nichtkernwaffenstaa-
ten nicht doch zu mehr Druck auf die Nuklear-
mächte geführt hätte. Ich kann jedenfalls nur be-
dauern, daß unsere Anregung, eine Vorkonferenz 
der Nichtkernwaffenstaaten zu initiieren, von der 
Bundesregierung nicht aufgenommen worden ist. 

(Berger [CDU/CSU]: Meinen Sie, das hätte 
was gebracht?) 

Es ist besonders bedauerlich, daß auch in der 
Frage des umfassenden nuklearen Teststopps kein 
verpflichtendes Ergebnis erzielt wurde. Vage Hoff-
nungen auf eine Wiederbelebung der trilateralen 
Verhandlungen wurden eröffnet, mehr nicht. In der 
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Tat ist die Frage des Teststopps das Schlüsselpro-
blem bei dem Versuch, die quantitative und qualita-
tive Vermehrung von Atomwaffen zu verhindern. 
Ohne Tests gibt es keine neuen Atomwaffen. Wir 
appellieren deshalb eindringlich an alle Kernwaf-
fenstaaten, durch den freiwilligen Verzicht auf 
Atomtests schon jetzt einen Beitrag zur Vertrau-
ensbildung und zum Zustandekommen eines Ab-
kommens zu leisten. 

Von der Bundesregierung erwarten wir, daß sie 
alles in ihrer Kraft Stehende tut, um den verbindli-
chen und umfassenden Teststopp durchzusetzen. 
Darüber hinaus erwarten wir von der Bundesregie-
rung, daß sie ihre Verpflichtungen aus dem Atom -
waffen-Sperrvertrag nicht nur dem Buchstaben, 
sondern auch dem Geist des Abkommens entspre-
chend ernst nimmt. Die Bundesregierung ist für die 
Mißachtung des Atomwaffen-Sperrvertrages mit-
verantwortlich, weil sie durch ihre Zustimmung zur 
Stationierung weiterer Atomwaffen auf deutschem 
Boden zur Vergrößerung des Kernwaffenpotentials 
beigetragen, 

(Berger [CDU/CSU]: Zur Verringerung!) 

weil sie in den Vereinten Nationen gegen das Ein-
frieren der atomaren Rüstungen gestimmt 

(Berger [CDU/CSU]: Sie irren!) 

und weil sie es unterlassen hat, den amerikani-
schen Verbündeten zu einer konstruktiven Antwort 
auf das sowjetische Atomtest-Moratorium zu drän-
gen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie reden ja selbst 
unter Ihrem Niveau!) 

— Ihre Zwischenrufe waren auch schon wesentlich 
besser. 

Auf der Genfer Konferenz hat natürlich auch die 
Frage eine Rolle gespielt, ob wir uns auf die Ver-
breitung von Atomwaffen in das Weltall vorbereiten 
müssen. Ich will hier der SDI-Debatte nicht vorgrei-
fen, die noch zu führen sein wird, aber es ist doch 
anzumerken, daß auch diese Fragen unter dem 
Aspekt der atomaren Nichtverbreitung zu sehen 
sind. Wir wünschen jedenfalls keine neue Dimen-
sion des nuklearen Schreckens. Was vorhanden ist, 
ist schlimm genug. 

Der Zusammenhang des Nichtverbreitungsver-
trages mit den hier zu behandelnden drei Großen 
Anfragen der GRÜNEN ergibt sich aus dem Ziel 
des Vertrages, einerseits zwar die friedliche Nut-
zung der Kernenergie zu ermöglichen andererseits 
aber die Nutzung ziviler Atomenergie zu militä-
rischen Zwecken zu verhindern. Hier ist die Bun-
desrepublik Deutschland besonders gefordert. Sie 
ist ein Land mit hochentwickelter Kerntechnologie, 
und sie hat stark ausgeprägte Exportinteressen auf 
diesem Gebiet. 

Die Tatsache, daß es auch nach Inkrafttreten des 
Sperrvertrages mehreren Staaten gelungen ist, in 
den Besitz von Kernwaffen oder doch zumindest in 
den Besitz der dazu notwendigen Technologie zu 
kommen, ist ein gefährlicher und alarmierender 
Vorgang. Ich glaube, daß die Erfahrungen der letz-
ten 15 Jahre und die unbestreitbar vorhandene Ge

-

fahr, daß sich weltweit ein grauer Kernenergie

-

Markt entwickelt, uns dazu veranlassen sollten, un-
sere Kernenergiepolitik und speziell auch unser Ex-
portverhalten zu überprüfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Man soll auch den bösen Schein vermeiden. Das 
heißt, daß der Export von Nukleartechnologie prin-
zipiell nur noch in solche Länder erlaubt sein sollte, 
die dem Atomwaffen-Sperrvertrag beigetreten sind 
und sich den umfassenden Sicherheitsbestimmun-
gen und Kontrollen unterwerfen. 

Der Export von Nukleartechnologie unter den Be-
dingungen der „full scope safeguards" sollte natür-
lich nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen. Wir 
fordern die Bundesregierung daher auf, sich ge-
meinsam mit den USA dafür einzusetzen, daß alle 
Nukleartechnologie exportierenden Länder nach 
diesem Prinzip verfahren. 

Wir halten es auch für notwendig, daß so schnell 
wie möglich dafür gesorgt wird, daß bei der Herstel-
lung von Kernbrennstäben in der Bundesrepublik 
der Uran-Anreicherungsgrad in jedem Fall auf ein 
Maß reduziert wird, das nicht kernwaffenfähig ist. 

Auch die wissenschaftlich-technische Zusam-
menarbeit auf den Gebieten der Kernphysik und 
der Nukleartechnologie muß nach unserer Meinung 
strikt unter den Grundsatz gestellt werden, daß 
eine derartige Zusammenarbeit nur mit solchen 
Staaten möglich ist, die dem Atomwaffensperrver-
trag beigetreten sind. Daraus ergibt sich als natürli-
che Konsequenz, daß alles geschehen muß, was 
möglich ist, um solche Staaten zur Teilnahme an 
dem Vertrag zu bewegen, die zwar kerntechnische 
Anlagen besitzen, aber bisher nicht beigetreten 
sind. Das gilt auch für unseren Nachbarn Frank-
reich. 

Eine spezielle Große Anfrage befaßt sich mit der 
nuklearen Zusammenarbeit mit Südafrika. 

Meine Damen und Herren, der Streit, ob es eine 
vorsätzliche oder auch nur fahrlässige Zusammen-
arbeit zwischen der Bundesrepublik bzw. deutschen 
Firmen und Südafrika auf dem Gebiete der Kern-
technik gegeben hat, wird sich, nachdem die Ge-
richte das schon nicht klären konnten, wohl auch 
im Rahmen einer Bundestagsdebatte nicht klären 
oder entscheiden lassen. Fest steht aber, daß be-
gründeter Verdacht vorhanden ist, wonach Süd-
afrika im Jahr 1979 eine Atombombe gezündet hat. 

(Berger [CDU/CSU]: Mein Gott, vor fünf 
Jahren hätten Sie noch anders geredet!) 

— Ich weiß, daß es Ihnen nichts ausmacht, wenn 
solche Länder Atomwaffen besitzen. Aber erlauben 
Sie, daß uns das etwas ausmacht, sogar sehr viel, 
Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD) 

Es steht auch fest, daß kerntechnische Anlagen 
nach Südafrika geliefert worden sind, von wem 
auch immer. Und ich denke, daß sich die Außenmi-
nister der Europäischen Gemeinschaft etwas dabei 
gedacht haben, als sie in ihren Katalog von Sank-
tionen gegenüber Südafrika das Verbot neuer nu- 
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Verheugen 
klearer Zusammenarbeit aufgenommen haben. Ich 
hoffe jedenfalls, daß sie sich etwas gedacht haben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie hängen doch Ihr 
Fähnchen nach dem Wind!) 

Aus gegebenem Anlaß füge ich hinzu, daß entge-
gen den Äußerungen von Bundesaußenminister 
Genscher die Bundesregierung sehr wohl Anlaß 
hätte, über die Verwirklichung und Einhaltung die-
ses Nuklear-Embargos nachzudenken. Es wird sich 
wahrscheinlich lohnen, die einschlägigen Listen 
solcher Güter zu überprüfen, deren Ausfuhr geneh-
migungspflichtig ist. Da könnte es durchaus Lücken 
geben, und durch diese Lücken könnten auch deut-
sche Firmen geschlüpft sein. Ein Vergleich mit den 
amerikanischen Listen wäre vielleicht ganz hilf-
reich. 

(Lamers [CDU/CSU]: Wird doch laufend 
überprüft!) 

— Ja, Herr Kollege Lamers, die Mitglieder des Un-
terausschusses für Abrüstung und Rüstungskon-
trolle wissen, worauf ich mich beziehe. Deutlicher 
kann ich hier leider nicht werden. 

Es ist schade, daß die Genfer Überprüfungskonfe-
renz hinsichtlich der Uranausbeutung in Namibia 
nicht zu einer klaren Verurteilung gekommen ist. 
Wir schließen uns hier den Beschlüssen der UN-
Gremien an, die die Einfuhr von Rohstoffen aus 
Namibia vor der Unabhängigkeit des Landes ver-
bieten. 
Meine Damen und Herren, die Fragen der Nicht-

verbreitung von Atomwaffen werden uns noch wei-
ter beschäftigen. Ich gehe davon aus, daß wir noch 
einen Bericht der Bundesregierung über die Genfer 
Konferenz erhalten werden. 
Eine aktive Politik der Nichtverbreitung von 

Atomwaffen wird immer ein unverzichtbarer Be-
standteil jeder ernsthaften Abrüstungspolitik sein. 
Zu solchen Bemühungen rufen wir auch heute wie-
der auf. Wir fühlen uns von den Aussagen der Gen-
fer Konferenz über atomwaffenfreie Zonen bestä-
tigt und ermutigt, unsere eigenen Bemühungen in 
dieser Richtung fortzusetzen. 

(Beifall bei der SPD) 
Es wäre uns sicher lieber, wir müßten das nicht tun 
und die Regierung täte es. Auf dem Gebiet der 
Nichtverbreitung von Kernwaffen gibt es Hand-
lungsspielraum. Wir rufen dringend dazu auf, ihn zu 
nutzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer (Mainz). 

(Berger [CDU/CSU]: Stellen Sie das jetzt 
mal klar, Herr Schäfer!) 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Fraktion der GRÜNEN hat 
immer wieder versucht, diese und frühere Bundes-
regierungen in das Zwielicht nuklearer Zusammen-
arbeit mit Staaten der Dritten Welt und mit Süd-
afrika zu rücken. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Der Herr Ver

-

heugen hat es gerade bestätigt!) 

Ich sage „ins Zwielicht" deshalb, weil sie einmal 
Atomkraft für böse hält, weil sie aber — und das 
halte ich für böswillig — damit immer mit Unter-
stellungen — so heißt es j a auch in Ihrer Großen 
Anfrage — die nukleare Zusammenarbeit als Wei-
terverbreitung von Atomwaffen diffamiert. Es sind 
ja nicht die ersten Anfragen dieser Art, die heute 
zur Debatte stehen. Herr Lamers hat darauf hinge-
wiesen. 

(Berger [CDU/CSU]: Gebetsmühle!) 

Eine Flut weiterer Anfragen, die nicht einmal vor 
der Verdächtigung zurückschrecken, die Bundesre-
gierung strebe selber nach Atomwaffen, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wir fragen!) 

wird uns in nächster Zeit beschäftigen. Diese Unter-
stellungen sind zu durchsichtig, und sie sind 
falsch. .. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Sie können es 
ja widerlegen!) 

Andererseits halte ich es für richtig, daß der Bun-
destag als Kontrollinstanz der Regierung alles tun 
muß, um solche Verdächtigungen glasklar zu wider-
legen. Die Beantwortung der drei Großen Anfragen 
gibt der Bundesregierung heute erneut die Gelegen-
heit, deutlich Stellung zu beziehen. Das hat sie ge-
tan. Wir begrüßen deshalb die eindeutigen Antwor-
ten der Regierung. 
Lassen Sie mich nur einige kritische Randbemer-

kungen machen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Na, na, nicht 
überziehen!) 

— Na, hören Sie mal! Wir sind j a Abgeordnete hier. 
Es ist ja nicht immer nur die Regierung. Die be-
kommen wir gar nicht hier. 

Mir fällt auf, daß die Regierung gelegentlich bei 
Fragen nach der Tätigkeit deutscher privatwirt-
schaftlicher Unternehmen den Terminus ge-
braucht: „Diese Meldungen können nicht bestätigt 
werden" oder „Die Bundesregierung hat keine Er-
kenntnisse darüber", z. B. daß deutsche Unterneh-
men 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Ist das eine 
eindeutige Antwort?) 

am Bau einer südafrikanischen Urananreiche-
rungsanlage beteiligt waren oder sind. 

Ich rege deshalb an — das ist doch ganz in Ihrem 
Sinn; was wollen Sie eigentlich —, daß die Bundes-
regierung noch einmal begründet, weshalb sie 
keine Erkenntnisse hat, damit nicht der fälschliche 
Eindruck entsteht, sie könnte solche Erkenntnisse 
haben, wenn sie nur wollte. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Ich glaube aber, Herr Möllemann wird dazu Stel-
lung nehmen. 

Wissen Sie, bei uns ist es immer so: Am Anfang 
schimpfen Sie. Dann rufen Sie mir „Sehr gut!" zu. 
Ihre Linie hier ist etwas verwirrend. Sie bringt 
mich auch in schwere Zonen in der Regierung. 
Denn ich sehe die kritischen Blicke der CDU, wenn 
Sie mir zuklatschen. Sie glauben gar nicht, wie 
schwierig das alles hier ist. 
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Schäfer (Mainz) 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD — 
Beifall des Abg. Dr. Hornhues [CDU/ 

CSU]) 

Eines jedenfalls steht fest: Die Entwicklung und 
friedliche Nutzung der Kernenergie und die Ver-
breitung von Kernwaffen sind scharf voneinander 
zu trennen. Diese Trennung ist Grundlage des Ver-
trags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
und des internationalen Kontrollsystems. Denn die-
ser Vertrag enthält sowohl die Verpflichtung zur 
Anwendung von Sicherheitsmaßnahmen als auch 
den Grundsatz, daß diese Sicherheitsmaßnahmen 
keine Behinderung der internationalen Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet friedlicher nuklearer Tätig-
keiten sein dürfen. Wenngleich dieser Vertrag in 
seiner Entstehungsgeschichte umstritten war, so 
haben sich doch alle Bundesregierungen seit der 
Ratifizierung dieses Vertrags im Jahr 1975, Herr 
Verheugen, peinlichst an die Bestimmungen dieses 
Vertrags gehalten. 

Man muß auch feststellen, daß sich der Kernwaf-
fensperrvertrag im großen und ganzen bewährt hat. 
Inzwischen haben über 120 Staaten den Vertrag ra-
tifiziert. Zudem haben sich durch den Vertrag von 
Tlatelolco — das Protokoll hat Schwierigkeiten mit 
diesem Wort; ich habe sie auch — zahlreiche Län-
der Lateinamerikas ebenfalls umfassenden ver-
gleichbaren Kontrollen unterworfen. Daß einige 
Staaten diesem Vertragswerk ferngeblieben sind, 
weil sie es als diskriminierend empfanden, ist si-
cher nicht ein Verschulden deutscher Politik. Es ist 
auch unsere Pflicht und eine Aufgabe der Parla-
mentarier, die Länder, die immer noch abseits ste-
hen, zu einem Beitritt zum Kernwaffensperrvertrag 
zu drängen. 

Die Bundesregierung hat erst vor wenigen Tagen 
in der 3. Nachprüfungskonferenz zum Kernwaffen-
sperrvertrag unter Beweis gestellt, wie ernst es ihr 
mit ihrem Bemühen ist, den Vertrag zur vollen Gel-
tung zu bringen und entsprechend seinem Ziel fort-
zuentwickeln. 

Die Initiativen der Bundesregierung bei der Gen-
fer Abrüstungskonferenz zur Errichtung eines glo-
balen seismographischen Netzes zur Verifikation 
eines umfassenden Nuklearteststoppabkommens 
ist sicher ein beredtes Zeugnis dafür. 

Lassen Sie mich zu den einzelnen Großen Anfra-
gen und ihrer Beantwortung durch die Bundesre-
gierung kurz Stellung nehmen. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die An-
frage zu bundesdeutschen Nuklearexporten in die 
Dritte Welt hat eindeutig klar gemacht, daß die 
Struktur der deutschen Exporte und der wissen-
schaftlich-technischen Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet einen Beitrag zur Sicherstellung der welt-
weiten Energieversorgung leisten. Dies geschieht in 
dreifacher Form: durch Exporte von Nuklearanla-
gen, durch die wissenschaftlich-technische Zusam-
menarbeit, durch die technische Hilfe im Rahmen 
des IAEO. In allen Bereichen beachtet die Bundes-
republik sorgfältig die politischen Belange des 
Nichtverbreitungsvertrages. 

Zur angeblichen nuklearen Zusammenarbeit mit 
Südafrika kann ich nur nochmals herausstellen, 
daß die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage sehr klar aufgezeigt und bekräftigt 
hat, daß es eine nukleare Zusammenarbeit mit Süd-
afrika nicht gibt und nicht gegeben hat. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es ist schon grotesk, daß wir uns hier mit Vorwür-
fen auseinandersetzen sollen, die die von SPD und 
FDP geführte Regierung schon 1978 widerlegt hat. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in die-
sem Zusammenhang Ihre Aufmerksamkeit auf ei-
nen Passus der Entschließung der EG-Außenmini-
ster vom 10. September 1985 verweisen, der deutlich 
macht, daß wir nicht nur keine nukleare Zusam-
menarbeit wollen, sondern darüber hinausgehen. 
Dieser Passus ist angesichts der Heftigkeit der De-
batte über die Frage, ob wir die Kündigung des Kul-
turabkommens begrüßen oder unterstützen, sie als 
schädlich oder nützlich empfinden sollen — das ist 
seit heute vormittag vom Tisch —, möglicherweise 
von einigen Gegnern dieser Entschließung überse-
hen worden. Die EG-Außenminister fordern darin 
nämlich den Stopp des Exports sensitiver Ausrü-
stungsgüter — das bezieht sich nicht auf den nu-
klearen Bereich — für Polizei und Streitkräfte Süd-
afrikas. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das hat ja der 
Auswärtige Ausschuß unterstützt!) 

Meine Damen und Herren, ich hielte es für viel 
nützlicher, dem Auswärtigen Amt durch unsere ent-
sprechenden Vorschläge zu helfen, eine Liste sol-
cher sensitiver Güter zusammenzustellen, statt hier 
ein Schattenboxen über angebliche nukleare Zu-
sammenarbeit zu führen, die Frankreich und Bel-
gien einstellen müssen, nicht aber wir, weil es sie 
weder gab noch gibt. Ich glaube, mit diesem Punkt 
müssen wir uns, Herr Voigt, sicherlich noch ausein-
andersetzen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Herr Schäfer, ich 
biete die Zusammenarbeit in diesem Punkt 
an! Wir machen gerne eine gemeinsame Li-

ste!) 
— Ich bin immer bereit, zu sagen, daß die Zusam-
menarbeit in diesem Hohen Hause bei so wichtigen 
Unternehmungen wichtiger als die Polarisierung 
ist. 
Zur nukleartechnischen Zusammenarbeit mit 

Argentinien und Brasilien hat die Bundesregierung 
unzweideutig dargelegt, daß ihrer Kenntnis nach 
weder Argentinien noch Brasilien Pläne zum Bau 
von Kernwaffen hegen. Die Regierungen beider 
Länder haben wiederholt die friedliche Zielsetzung 
ihrer nationalen Kernenergieprogramme bekräftigt 
und sich zum Grundsatz der Nichtverbreitung von 
Kernwaffen bekannt. Die von der Bundesregierung 
mit diesen Ländern getroffenen Vereinbarungen 
über eine Zusammenarbeit im Bereich der Kern-
energie haben stets die geltenden internationalen 
Absprachen auf dem Gebiet der Nuklearexporte 
voll berücksichtigt. 

(Anhaltende Unruhe) 
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Schäfer (Mainz) 
— Wenn der Präsident vielleicht etwas dazu beitra-
gen würde, meine Stimme zu schonen, wäre ich ihm 
sehr dankbar. 

(Glocke des Präsidenten) 
Im übrigen scheint es mir sehr wichtig, Sie ein-

mal auf die Frage der Psychologie, meine Damen 
und Herren von den GRÜNEN, im Umgang mit 
Ländern der Dritten Welt, vor allem den großen 
Schwellenländern Lateinamerikas, hinzuweisen. 
Wer glaubt, diesen Ländern vorschreiben zu kön-
nen, welche Form der Energie für sie nützlich sei, 
reiht sich ein in die fatale historische Kette europäi-
scher Überheblichkeit, um nicht zu sagen imperiali-
stischer Arroganz. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer ihnen aber auch noch unterstellt, sie beabsich-
tigten gar nicht, Kernenergie friedlich zu nutzen, 
der verbreitert den technologischen Graben zwi-
schen der ersten und der Dritten Welt, der straft all 
seine angeblich so hochmoralischen politischen Ab-
sichten Lügen und sät Mißtrauen und Abneigung 
zwischen Süd und Nord. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir haben 
in vielen Debatten den Versuch unternommen, Sie 
davon zu überzeugen, daß es nicht unser Wille ist, 
eine nukleare Zusammenarbeit mit der Zielsetzung 
der Weitergabe von atomaren Waffen zu betreiben. 
Ich bin fest davon überzeugt, daß uns, wenn wir 
noch viele Jahre Gelegenheiten haben, diese De-
batte fortzusetzen, die Überzeugung gelingen wird. 
An unseren Anstrengungen soll es nicht mangeln. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Staats-
minister im Bundesministerium des Auswärtigen, 
Herr Möllemann. 

(Unruhe) 

— Ich darf noch einmal um Aufmerksamkeit bitten. 
Die Kollegen, die im Saal stehen, aber nicht an der 
Debatte teilzunehmen wünschen, werden gebeten, 
den Saal so lange zu verlassen. 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Die Fragen der Nichtverbreitungspolitik 
sind in diesem Jahr mehrfach Gegenstand von De-
batten in diesem Hause gewesen, zuletzt am 
26. Juni, unmittelbar im Vorfeld der vor wenigen 
Tagen zu Ende gegangenen dritten Überprüfungs-
konferenz zum Nichtverbreitungsvertrag. Die Bun-
desregierung hat in diesen Debatten jeweils betont, 
daß die deutsche Nichtverbreitungspolitik bisher 
mit Zustimmung des ganzen Hauses auf den Er-
kenntnissen auch der von der SPD geführten frühe-
ren Bundesregierungen aufgebaut habe und daß 
sich daher nach unserer Überzeugung das Thema 
der Nichtverbreitung zu einer polemischen Erörte-
rung nicht eigne. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich bedaure es daher, daß durch die drei Großen 
Anfragen der Fraktion der GRÜNEN, mit denen wir 

uns heute befassen, ein ausgeprägt polemisches 
Element in die Debatte über die Nichtverbreitungs-
politik gekommen ist. 

(Zustimmung von der CDU/CSU) 

Bereits in den Überschriften wird unterstellt, daß 
deutsche Nuklearexporte entgegen der eindeutigen 
Politik aller Bundesregierungen zur Weiterverbrei-
tung von Kernwaffen beitrügen. Ja, in vielen Einzel-
fragen wird versucht, zu suggerieren, dies geschehe 
mit Duldung, wenn nicht gar mit Förderung durch 
die Bundesregierung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unverschämt-
heit!) 

Die Bundesregierung hat in der Beantwortung der 
drei Großen Anfragen diese diffamierenden Unter-
stellungen, die geeignet wären, das Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland zu beein-
trächtigen, klar zurückgewiesen und widerlegt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat gleichzeitig die insgesamt 
128 Einzelfragen sorgfältig und erschöpfend beant-
wortet, obwohl viele dieser Fragen unbegründete 
Vorwürfe aufgreifen, die bereits von früheren Bun-
desregierungen abschließend widerlegt wurden. Die 
Bundesregierung hat sich dabei insbesondere von 
dem Gesichtspunkt der Wahrung des deutschen An-
sehens im Ausland und von der bereits einleitend 
angesprochenen Kontinuität der Nichtverbrei-
tungspolitik leiten lassen. 

Wir geben uns nicht der Illusion hin, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, mit der Beantwor-
tung dieser Großen Anfragen derartigen Unterstel-
lungen ein Ende setzen zu können. Im Gegenteil, 
von gleicher Seite werden noch weitergehende Ver-
dächtigungen erhoben. Die Bundesregierung wird 
demnächst eine Große Anfrage beantworten, die 
versucht, dieser und früheren Bundesregierungen 
nukleare Bestrebungen, die auf den Erwerb der 
Verfügungsgewalt über Kernwaffen gerichtet seien, 
zu unterstellen. Bezeichnend ist der Titel einer An-
fang dieses Monats unter Mitwirkung der GRÜ-
NEN in Bonn abgehaltenen Alternativkonferenz 
„Atombombe made in Germany". Als besonders be-
dauerlich empfinde ich es, daß die GRÜNEN diese 
beleidigenden Unterstellungen, die auf nichts als 
grundlosen Verdächtigungen und haltlosen Kon-
struktionen beruhen, auch in internationalen Gre-
mien zu verbreiten versuchen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie dürfen sich dann nicht wundern, wenn etwa die 
Konferenzleitung der dritten Überprüfungskonfe-
renz auf Grund von Beschwerden anderer Staaten 
gegen die Verteilung derartiger Dokumente ein-
schreitet. 
Dabei ist uns allen klar, daß es sich hier nur um 

einen Nebenschauplatz handelt. Das erklärte Ziel 
der GRÜNEN ist die Abschaffung der Kernenergie 
schlechthin. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

— Eben! Deswegen sollte man es auch deutlich aus-
sprechen. Als Zwischenschritt zu diesem Ziel wird 
das Verbot aller Nuklearexporte gefordert. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Staatsminister Möllemann 
Dieses wäre eine Politik, die nicht nur die Energie-
versorgung der Bundesrepublik Deutschland ge-
fährden, sondern auch wesentliche Fundamente des 
Nichtverbreitungsvertrages untergraben würde. 
Der Nichtverbreitungsvertrag bekräftigt ausdrück-
lich das unveräußerliche Recht aller Vertragspartei-
en, die Verwendung der Kernenergie für friedliche 
Zwecke zu entwickeln. Er verpflichtet die Vertrags-
parteien, den weitestmöglichen Austausch auf die-
sem Gebiet zu fördern. Berufen Sie sich doch nicht 
auf ein Vertragswerk da, wo es Ihnen paßt, während 
Sie andere Passagen leugnen, die Ihnen nicht gefal-
len! Entweder Sie stehen zu diesem Vertrag oder 
tun es nicht. Er verpflichtet uns zu diesem Verhal-
ten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein Infragestellen dieser Verpflichtung bedeutet ge-
rade aus der Sicht der Dritten Welt — darauf hat 
der Kollege Schäfer sehr zutreffend hingewiesen — 
ein Infragestellen des gesamten Vertrages und da-
mit des wichtigen Instruments der internationalen 
Nichtverbreitungspolitik. Diese Verpflichtungen 
aus Artikel 4 des Nichtverbreitungsvertrages sind 
auf der vor wenigen Tagen zu Ende gegangenen 
dritten Überprüfungskonferenz zu diesem Vertrage 
von allen Staaten erneut bekräftigt worden. Die 
Konferenz hat alle Vertragsparteien aufgefordert, 
die Implementierung dieses Artikels noch weiter zu 
verbessern. Die Bundesregierung stellt mit Befrie-
digung fest, daß die Überprüfungskonferenz mit ei-
nem in Konsens verabschiedeten umfassenden und 
positiven Schlußdokument zu Ende gegangen ist. 

Die insgesamt positive Bewertung der Bewäh-
rung des Nichtverbreitungsvertrages durch die 
Bundesregierung, die ich im Juni in der Debatte 
vorgetragen hatte, ist damit durch alle Teilnehmer-
staaten bestätigt worden. 

Nun noch zu drei Argumenten, die hier vorgetra-
gen worden sind. Ich entsinne mich noch sehr gut, 
daß am 26. Juni aus den Reihen der GRÜNEN, vor 
allen Dingen aber auch der SPD hier eine Art Kata-
strophenszenario für den vermutlichen Ausgang 
dieser Konferenz an die Wand gemalt worden ist. 
Es kann überhaupt keine Rede davon sein. Im Ge-
genteil, im Schlußdokument dieser Konferenz wird 
von allen Teilnehmerstaaten einmütig gesagt: „Die 
Sicherungsmaßnahmen der Internationalen Atom-
energiebehörde werden uneingeschränkt positiv be-
wertet." Es wird weiter gesagt, daß die Zusammen-
arbeit auf dem Sektor der zivilen Nutzung der 
Kernenergie uneingeschränkt positiv zu bewerten 
ist. 

Ich weiß nicht: Wollen Sie eigentlich hingehen 
und 120 Staaten dieser Welt, darunter auch eine 
ganze Menge sozialistisch geführte, mit Ihrer 
Schulmeisterei in eine Ecke treiben? Sie setzen sich 
in den Fragen der Außenpoliltik allmählich interna-
tionaler Lächerlichkeit aus, so wie Sie sich hier 
gerieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Verheugen, ich halte es für ein starkes 
Stück, was Sie hier gesagt haben. Sie sagten, die 
Bundesrepublik Deutschland verstoße mit ihrem 

Stehen zum NATO-Doppelbeschluß gegen den 
Nichtverbreitungsvertrag. Als Sie das sagten, betrat 
gerade Hans Apel diesen Raum. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ist denn 
das?) 

Ich weiß ja nicht, wie lange er ihn noch betreten 
wird. Aber eines ist klar: Er ist einer der Väter die-
ses Doppelbeschlusses. Ich halte es für eine un-
glaubliche Diffamierung Ihres eigenen Kollegen, 
wenn Sie ihm unterstellen, er habe den Vertrag ver-
letzen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Er war j a in Ihrer Partei schon, als Sie sich noch auf 
der anderen Seite bewegt haben. Mit Ihrem Wandel 
in der Sitzreihe haben Sie auch Ihre Überzeugung 
gewandelt. Das machen Sie bei solchen Gelegenhei-
ten deutlich. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Ein letzter Punkt. Das Abenteuerlichste, was ich 
heute gehört habe, Frau Borgmann, ist ja nicht, daß 
Sie weiterhin erklären, wir betrieben nukleare Zu-
sammenarbeit mit Südafrika. Offenbar juckt es Sie 
überhaupt nicht, wenn man Ihnen das zehnmal wi-
derlegt. Aber daß Sie allen Ernstes sagen, die süd-
afrikanische Regierung wolle damit Atombomben 
für ihre innerstaatliche Auseinandersetzung mit 
den Schwarzen bauen können, zeugt von so viel 
„tiefgreifender" Kenntnis, daß ich Ihnen nur noch 
erheitert zulächeln kann. Ich finde, Sie müßten sich 
ab und zu schon einmal die Mühe machen, seriöse 
Argumente vorzutragen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Bitte sehen Sie mir den lauten Ton nach; dadurch 
wird jedenfalls der Saal ruhig, wenn er so voll ist. 
Ich habe nur noch einmal sagen wollen, daß das 
Thema der Nichtverbreitung bis zu dem Erscheinen 
der GRÜNEN in einer vernünftigen Art und Weise 
zwischen allen Fraktionen diskutiert werden konn-
te. Die merkwürdige Metamorphose in Teilen der 
SPD, die offenbar um jeden Preis jeden Unsinn 
nachbeten muß, der gesagt wird, ist das, was mich 
bei diesem Thema am meisten bedrückt. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/3879. Die Fraktion DIE GRÜ-
NEN verlangt gemäß § 52 unserer Geschäftsord-
nung namentliche Abstimmung. Wer dem Ent-
schließungsantrag auf Drucksache 10/3879 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, die Abstimmungs-
karte Ja abzugeben. Wer dagegen stimmt oder sich 
der Stimme enthalten will, den bitte ich, die ent-
sprechenden Abstimmungskarten in die hier vorne 
aufgestellten Urnen zu legen. 
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Ich eröffne die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich darf für einen Mo-
ment Ihre Aufmerksamkeit erbitten. Auch die 
Schriftführer, die nicht an den Urnen stehen, wer-
den gebeten, mit zur Auszählung zu kommen. Wir 
haben keine volle Besetzung, so daß ich darum bit-
te, dort zu helfen. Alle Schriftführer werden also 
gebeten, zur Auszählung zu kommen. 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Mitglied 
des Hauses anwesend, das an der Abstimmung teil-
nehmen will, dies bisher aber noch nicht getan hat? 
— Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die 
Abstimmung und bitte die Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. 

Meine Damen und Herren, ich wäre dankbar, 
wenn wir in der Zwischenzeit mit unseren Beratun-
gen fortfahren könnten. Wir haben noch eine lange 
Tagesordnung, für deren Abwicklung ich Ihre Auf-
merksamkeit brauche. Ich bitte Sie, Platz zu neh-
men, weil wir uns noch in der Abstimmung befin-
den. 

Meine Damen und Herren, jetzt steht ein Antrag 
der sozialdemokratischen Fraktion zur Abstim-
mung. 

(Fortgesetzte Unruhe) 

— Ich bitte, Platz zu nehmen. Ich glaube, es beste-
hen keine Einwendungen, wenn wir trotz der Aus-
zählung in der Zwischenzeit mit der Beratung und 
Abstimmung fortfahren. Ich höre jedenfalls keine 
Einwendungen. 

Ich bitte, den Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/3905 vorzunehmen. Wer 
diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Danke schön. Wer stimmt dagegen? — Stimment-
haltungen? — Dieser Entschließungsantrag ist mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich setze Ihr Einverständnis voraus, daß wir die 
Sammelübersichten des Petitionsausschusses auf-
rufen können, zu denen wir Debatten haben wer-
den. Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 a bis 9 i 
auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 88 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3587 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 89 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3588 — 

c) Beratung der Sammelübersicht 90 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3589 — 

d) Beratung der Sammelübersicht 95 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3787 — 

e) Beratung der Sammelübersicht 91 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3807 — 

f) Beratung der Sammelübersicht 93 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3808 — 

g) Beratung der Sammelübersicht 96 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3814 — 

h) Beratung der Sammelübersicht 97 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3815 — 

i) Beratung der Sammelübersicht 98 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3816 — 

Zu den Tagesordnungspunkten 9 a bis 9 d liegen 
Änderungsanträge der Abgeordneten Mann, Dr. 
Schierholz und der Fraktion der GRÜNEN auf den 
Drucksachen 10/3866 und 10/3867 sowie der Frak-
tion der SPD auf den Drucksachen 10/3880 und 
10/3881 vor. Im Ältestenrat ist eine gemeinsame Be-
ratung der Tagesordnungspunkte 9 a bis 9 d mit je-
weils einem Beitrag bis zu fünf Minuten für jede 
Fraktion vereinbart worden. Das sind viermal fünf 
Minuten. Ich sehe keinen Widerspruch; dann ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Hansen (Hamburg). 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sie alle kennen aus dem 
Mackie-Messer-Song die Zeile: „Die im Dunkeln 
sieht man nicht." So fühlen sich Schichtarbeitneh-
mer, wenn sie darüber nachdenken, wie ihre Bela-
stung vom Rest der Arbeitswelt und vielleicht auch 
von uns gelassen zur Kenntnis genommen wird. 
Wenn es nach dem Willen der Koalition ging, wür-
den wir heute nicht über eine Petition debattieren, 
die 84 Schichtarbeiter des VW-Werkes eingebracht 
haben und in der sie fordern, in der Rentenversi-
cherung die Altersgrenze für Schichtarbeiter herab-
zusetzen. 

Petition erledigt — Fall erledigt! Dieser Auffas-
sung können wir Sozialdemokraten uns nicht an-
schließen, schon gar nicht, wenn es sich um das 
Thema der Verbesserung für Schichtdienstarbeiter 
handelt. Wir sind der Meinung, daß diese Petition 
dem Bundesarbeitsminister als Material überwie-
sen werden sollte, Materialüberweisung auch des-
halb, weil wir nicht verkennen, daß eine Berück-
sichtigung der Forderung große Probleme aufwer-
fen würde, finanzielle Probleme, aber auch Abgren-
zungs- und Differenzierungsprobleme, was Schicht-
arbeit, Wechselschicht usw. ist. 
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Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
lehnen selbst eine Materialüberweisung ab, indem 
Sie der Argumentation des Bundesarbeitsministers 
folgen, der argumentiert, weil viele Gruppen die 
Herabsetzung des Rentenalters fordern, ist mit 
ständigen Ausweitungen zu rechnen, wenn man an 
einer Stelle nachgibt. Aber so kann man, glaube ich, 
diesem Problem nicht begegnen. 

Man kann doch nicht die Augen vor der Tatsache 
verschließen, daß rund 3,9 Millionen Menschen im 
Bundesgebiet im Schichtdienst arbeiten: 19 % aller 
männlichen Arbeitnehmer, 10 % aller weiblichen Ar-
beitnehmer. 2,7 Millionen Menschen leisten Nacht-
dienst- und Nachtschichten, davon 1,2 Millionen 
Menschen regelmäßig. Und Schichtarbeit nimmt zu, 
weil die modernen Maschinen mit ihrer Supertech-
nologie rund um die Uhr betrieben werden müssen, 
damit — so wird ja meist argumentiert — die Indu-
strie konkurrenzfähig bleibt. 

Wir haben also ein Problem in der Arbeitswelt, 
das sich verschärft. Es ist unsere Pflicht zu überle-
gen, was zu tun ist. Ein Weg könnte die Herabset-
zung des Rentenalters für Schichtdienst leistende 
Arbeitnehmer sein. Sie von der Koalition lehnen 
aber schon den Gedanken daran ab. 

Aber auch andere Wege sind möglich. Schauen 
Sie sich daraufhin noch einmal die Forderungen 
der Gewerkschaften an. Sehen Sie sich an, was Ar-
beitsmediziner seit Jahren und Jahrzehnten dazu 
sagen. Die erste Untersuchung über die Problema-
tik von Schichtdienst leistenden Arbeitern stammt 
aus dem Jahre 1902. 

Im Unterschied zu vielen anderen Bereichen der 
Arbeitsgestaltung mangelt es nicht an konkreten 
Vorschlägen zur Humanisierung der Schichtarbeit. 
Aber was hat sich bisher in der Praxis getan? Aus-
nahmen bestätigen die Regel, aber ansonsten ist 
festzustellen: Grundsätzliche Verbesserungen der 
Lage der Schichtdienst leistenden Arbeitnehmer 
sind nicht zu verzeichnen. Selbst die scheinbar be-
scheidenen Freischichten bei der Post und bei den 
Stahlarbeitern mußten durch Streik schwer er-
kämpft werden. 

Daran wird deutlich, wo das Kernproblem liegt. 
Alle Maßnahmen, die zur Sache gehen und die die 
Lage der Schichtarbeiter tatsächlich verbessern 
würden, stoßen auf den erbitterten Widerstand der-
jenigen, die die Verfügungsgewalt über Produk-
tionsmittel, Arbeitsergebnisse und Arbeitskräfte 
eingeschränkt sehen. So erklärt sich dann auch die 
Haltung der Koalition in diesem Hause und in die-
ser Sache. 

Wie ein Hohn muß jedem Schichtdienst leisten-
den Arbeiter folgende Antwort auf die im Petitions-
ausschuß gestellte Frage vorkommen, die da lautet: 
„Gibt es gesicherte Erkenntnisse, wie sich Schicht-
arbeit auf die Lebenserwartung auswirkt?" Ich zi-
tiere aus dieser Antwort: 

Wegen der besonderen Belastungen der 
Schichtarbeit, zu denen weitere Probleme kom-
men können, findet in der Regel unter den 
Schichtarbeitnehmern ein starker Auslesepro-
zeß statt, welcher dazu führt, daß viele Schicht-
arbeitnehmer nach Möglichkeit aus eigenem 

Antrieb oder auf Anraten des Betriebsarztes in 
die Normalschicht wechseln. Langjährige 
Schichtarbeiter stellen daher in der Regel ge-
sundheitlich besonders widerstandsfähige Per-
sonen dar. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
darf Sie darauf aufmerksam machen daß Ihre Re-
dezeit abgelaufen ist. 

Hansen (Hamburg) (SPD): Danke, Herr Präsident, 
ein Satz noch. — Dieser sogenannte Healthy-wor-
ker-Effekt hat bisher eine zuverlässige Epidemiolo-
gie für Schichtarbeiter verhindert. 

Nun ist wirklich die Frage angebracht, ob sich der 
Bundesarbeitsminister gedanklich nicht mehr mit 
diesen Problemen befassen sollte. Deswegen bitten 
wir Sie, unserer Forderung zuzustimmen, diese Pe-
tition als Material zu überweisen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Bevor ich das Wort wei-
tergebe, möchte ich Ihnen das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung über den Entschließungs-
antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/3879 bekanntgeben. Es wurden 378 Stimmen ab-
gegeben. Davon war keine ungültig. Mit Ja haben 22 
Abgeordnete gestimmt; mit Nein haben 354 Abge-
ordnete gestimmt; es hat zwei Enthaltungen gege-
ben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 378 Abgeordnete; davon 

ja: 	22 Abgeordnete 

nein: 	354 Abgeordnete 

enthalten: 2 Abgeordnete 

Ja 
DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Horacek 
Lange 
Mann 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schmidt (Hamburg- 
Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senf ft 
Ströbele 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Nein 
CDU/CSU 
Dr. Abelein 

Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Biehle 
Dr. Blank 
Bohl 
Bohlsen 
Braun 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
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Erhard (Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Günther 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Dr.-Ing. Oldenstädt 

Dr. Olderog 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Spranger 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Vogel (Ennepetal) 
Dr. Voss 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zink 

SPD 

Amling 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Bernrath 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Collet 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Gansel 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Grunenberg 
Haar 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Nagel 
Nehm 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 

Porzner 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schluckebier 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Sielaff 
Sieler 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

FDP 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Gallus 
Gattermann 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Hoppe 
Kleinert (Hannover) 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
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Ronneburger 	 Enthalten 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 	 SPD Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 	 Duve 
Dr. Weng (Gerlingen) 	Frau Fuchs (Verl) 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich rufe in der Debatte den Abgeordneten Jagoda 
auf. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Dem Vorschlag der 
SPD, die Petition der Bundesregierung als Material 
zu überweisen, kann die CDU/CSU-Fraktion nicht 
beitreten, selbst wenn Sie Ihr eigenes Vorhaben 
schon sehr gemindert haben, denn im Ausschuß ha-
ben Sie auf Berücksichtigung plädiert. 

Der Petent fordert, daß als Beitrag zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit Schichtarbeiter früher in 
den Ruhestand gehen können. Er schlägt vor, daß 
der Versicherte für jedes geleistete Schichtjahr ei-
nen Monat früher Anspruch auf Altersruhegeld ha-
ben soll. Es ist zwar wissenschaftlich unumstritten, 
daß Schichtarbeit gesundheitsschädlich ist, 

(Zuruf des Abg. Kirschner [SPD]) 

es ist aber auch unbestritten, daß noch eine Reihe 
anderer gravierender Fakten die Arbeitskraft be-
einträchtigen. Auch viele andere Gruppen fordern 
die Herabsetzung der Altersgrenze, z. B. Kriegsteil-
nehmer, ehemalige Kriegsgefangene und Spät-
heimkehrer, politisch Verfolgte, die sich lange in 
Konzentrationslagern aufgehalten haben, Arbeit-
nehmer mit besonders belastender Tätigkeit, Hoch-
ofenarbeiter und Gießereiarbeiter, Entwicklungs-
helfer mit langjährigem Aufenthalt in Tropenlän-
dern, ältere Langzeitarbeitslose, zumal wenn sie in 
ihrer Erwerbsfähigkeit erheblich beeinträchtigt 
sind. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Da liegen die Pro

-

bleme!) 

Diese Liste, meine Damen und Herren, ließe sich 
beliebig verlängern. 

Außerdem lassen sich die Kriterien für eine ge-
rechte Behandlung der Schichtarbeiter nur schwer 
formulieren. Wollen Sie beispielsweise einen Ar-
beitnehmer, der vom 20. bis zum 30. Lebensjahr in 
der Spätschicht gearbeitet hat, dem Kollegen 
gleichstellen, der vom 40. bis zum 50. Lebensjahr 
Nachtschicht geleistet hat? All diese Fragen, etwa 
auch die Frage, ob nur die Zeit vor dem Versiche-
rungsfall zur Berechnung herangezogen werden 
soll, sind im Petitionsverfahren nicht zu klären. 
Eine große Zahl der Schichtarbeiter arbeitet ja gar 
nicht bis zur Altersgrenze. Viele erhalten Erwerbs-
unfähigkeitsrente, die in ihrer Höhe dem Altersru-
hegeld gleichgestellt ist. 

Die Union tritt für eine Verminderung der 
Schichtarbeit ein. Sie muß auf das allernötigste 
Maß zurückgeführt werden. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wir haben die Sorge, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD-Fraktion, daß die Besserstel-
lung der Schichtarbeiter im Rentenrecht dazu füh

-

ren könnte, daß es zu vermehrter Schichtarbeit 
kommt. 

Eine Herabsetzung der Altersgrenze ist auch 
nicht zu finanzieren. 

(Kirschner [SPD]: Da drehen Sie das Argu-
ment um!) 

Würde das Anliegen dieser Petition Gesetz, würde 
das für die Rentenversicherung eine zusätzliche 
Belastung von 3,5 Millionen DM jährlich bedeuten. 
Sie müßten den Beitragssatz für alle Versicherten 
in der Bundesrepublik Deutschland dauerhaft um 
einen halben Prozentpunkt heraufsetzen. 

(Zuruf von der SPD: Das machen Sie so 
oder so!) 

Bei der sehr hohen Belastung der Arbeitnehmerein-
kommen ist das unvertretbar. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat sie denn er-
höht?) 

— Ich hatte ja eigentlich gedacht, daß Sie fairer 
sind und zur Kenntnis nehmen, daß wir woanders 
gesenkt haben. Wie mit tibetanischen Gebetsmüh-
len tragen Sie aber falsche Fakten im Parlament 
vor. 

Unsere Politik hat die Zielrichtung, die Belastung 
zu vermindern, wie das z. B. durch die Steuerreform 
geschieht. Das vorliegende Problem ist im Renten-
recht nicht lösbar. 

Diese Problematik eignet sich aber hervorragend 
als Betätigungsfeld für die Tarifvertragsparteien. 
Diese können den spezifischen Bedürfnissen einzel-
ner Personengruppen besser als der Gesetzgeber 
gerecht werden. Die Tarifvertragsparteien haben 
schon in der Vergangenheit solche Probleme gelöst. 
Beispielsweise gibt es eine tarifvertragliche Verein-
barung für das fliegende Personal der Lufthansa. 

Eine weitere Regelung finden wir in § 891 a der 
Reichsversicherungsordnung. Nach dieser Bestim-
mung zahlt die Berufsgenossenschaft ein Über-
brückungsgeld vom vollendeten 55. Lebensjahr bis 
zum Eintritt ins Rentenalter. Dieses Überbrük-
kungsgeld wird durch eine Umlage der Arbeitgeber 
finanziert. 

Eine weitere Sonderregelung finden wir im 
Knappschaftsrecht. Teilweise gibt es dort einen frü-
heren Rentenbezug. Dieser Sonderleistung in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung steht aber 
ein höherer Arbeitgeberbeitrag zur Rentenversi-
cherung gegenüber. An diesen drei Beispielen se-
hen Sie, daß Sonderregelungen nicht zu Lasten der 
Versichertengemeinschaft gehen dürfen, sondern 
anders finanziert werden müssen. 

Das Problem, das hier zur Diskussion steht, ist 
nicht neu. Die Arbeits- und Sozialministerkonfe-
renz der Länder hat sich seit Jahren mit dieser 
Frage befaßt, ohne zu einer Mehrheitsentscheidung 
zu kommen. 

Wir treten für die Erledigung der Petition ein, 
weil wir aus rechtlichen, sozialpolitischen und fi- 
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Jagoda 
nanzpolitischen Gründen eine Lösung im Renten-
recht zu Lasten der Versicherten ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Tischer. 

Tischer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gleich zu Beginn möchte ich an dieses 
Hohe Haus die Kritik tragen, daß ich es für einen 
jämmerlichen Zustand halte, wenn eine Petition 
wie die des Herrn S ... aus Wolfsburg in nur fünf 
Minuten Redezeit abgehandelt werden muß. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Sie waren im Aus

-

schuß ja gar nicht dabei! Fast eine halbe 
Stunde haben wir darüber gesprochen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Piano, piano, langsam! Ich meine, daß eine Peti-
tion gerade in der Frage Schichtarbeit mehr Auf-
merksamkeit finden muß, da neben Herrn S ... 15 
bis 20 % der Erwerbstätigen Schichtarbeit leisten, 
die Sie dann einfach übergehen. Diese ca. 3,6 Millio-
nen Schichtarbeiter — die Zahl stammt aus dem 
Buch „Humanisierung des Arbeitslebens in der 
BRD" — haben schon lange schwelende Probleme, 
die ich aus eigener Erfahrung meiner siebenjähri-
gen Schichttätigkeit bei Videocolor in Ulm selber 
kennengelernt habe. 

Schichtarbeiter verfügen in der Regel nicht über 
die Möglichkeit, sich abends am Stammtisch, in der 
Partei oder im Sportverein mit Freunden zu treffen, 
da sie entweder um 22 Uhr erst von der Arbeit kom-
men oder dann die Nachtschicht beginnen. Da ist 
also abends nichts los mit der Wahrnehmung von 
irgendwelchen Terminen. Besonders die Situation 
von Wechselschichtarbeitern zeigt auch auf, welche 
gesundheitlichen Störungen und Schäden Schicht-
arbeit mit sich bringt. Durch den wöchentlichen 
Schichtwechsel und die dadurch bedingten laufend 
wechselnden Ruhezeiten ist dem Organismus keine 
Möglichkeit gegeben, sich den Arbeitszeiten anzu-
passen. Kreislaufbeschwerden, Magengeschwüre 
und Schlafstörungen sind nur ein Teil typischer 
Krankheitsbilder betroffener Schichtarbeiter. Es 
kommt nicht von ungefähr, daß Schichtarbeiter z. B. 
dreimal schneller zu Schlafmitteln greifen oder 
dreimal schneller zum Genuß des Alkohols neigen; 
sie trinken das Doppelte dessen, was ein normal 
Arbeitender trinkt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das steht alles in dem Buch „Humanisierung des 
Arbeitslebens in der BRD"; 

(Jagoda [CDU/CSU]: Einverstanden!) 

daraus können Sie die ganzen Zahlen entnehmen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Aber die Versicher

-

tengemeinschaft muß das doch nicht fi

-

nanzieren!) 

Wenn Sie etwas zu sagen haben, dann melden Sie 
sich zu Zwischenfragen. 

Wenn man sich den gesundheitlichen Zustand 
von Schichtarbeitern nach 15 oder 20 Schichtjahren 
ansieht, dann ist der Bogen nicht überspannt, wenn 

man sagt, Schichtarbeit ist Mord und Selbstmord 
auf Raten. Die sozialen und gesundheitlichen Fol-
gen langjähriger Schichtarbeit lassen die Schlußfol-
gerung zu, daß vor allem die Nachtschichtarbeit 
und aber auch die Wechselschichtarbeit überall dort 
verboten werden muß, wo sie nicht lebens- und 
überlebensnotwendig ist. 

Dies ist keine Frage der Ideologie irgendwelcher 
Parteien, sondern eine Frage der menschlichen 
Rücksichtnahme aufeinander, der wir uns hier stel-
len müssen. Ich glaube, diesen Punkt, Herr Jagoda, 
haben Sie bei dieser Problematik gar nicht er-
kannt. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN — Jagoda 
[CDU/CSU]: Woher wissen Sie das?) 

— Aus den Ausführungen, die Sie gerade eben ge-
macht haben. 

Die Fraktion der GRÜNEN hat deshalb aus die-
sen menschlichen Motiven im Arbeitszeitgesetzent-
wurf, der bereits am 25. Oktober 1984 diesem Parla-
ment vorgelegt wurde, überall dort ein Nacht-
schichtverbot gefordert, wo dies möglich ist. Die 
Fraktion der GRÜNEN hält die Forderung von 
Herrn Karl Heinz S ... und seiner Kollegen bei VW 
in Wolfsburg, Schichtarbeitern einen früheren Ru-
hestand zu gewähren, für sinnvoll und aus gesund-
heitlichen Gründen auch für notwendig. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Für meine Fraktion kann ich sagen, daß wir diese 
Forderung in unsere Überlegungen zur Schichtar-
beit mit aufnehmen werden. Wenn Soldaten, wie 
jüngst beschlossen, zukünftig mit 46 Jahren in die 
Rente gehen können 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

und, Herr Jagoda, so etwas auch noch finanziert 
werden kann, dann kann auch die Forderung der 
Schichtarbeiter von VW keine Utopie sein. 

(Zuruf des Abg. Jagoda [CDU/CSU]) 

Sie können nicht das eine für Utopie erklären und 
das andere zum Gesetz machen; so was funktioniert 
nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf des 
Abg. Jagoda [CDU/CSU]) 

Damit die Forderungen der Kollegen von VW in 
Wolfsburg nicht in den Akten auf Nimmerwiederse-
hen verschwinden, wie es die CDU ja gerne 
wünscht, wird die Fraktion der GRÜNEN die Peti-
tion des Herrn S ... zum Anlaß nehmen, mit parla-
mentarischen Initiativen das Problemfeld Schicht-
arbeit erneut aufzugreifen und zur Behandlung im 
Deutschen Bundestag zu bringen; da gibt es ja zum 
Glück noch Möglichkeiten. Die Bundesregierung, 
aber auch die Gewerkschaften, sind dazu aufgefor-
dert, sich mehr als bisher für eine Lösung des Pro-
blems der Schichtarbeit zu engagieren. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Göhner? 
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Tischer (GRÜNE): Ja, wenn es nicht angerechnet 
wird, bitte. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege, da Sie nun 
schon zweimal den Namen des Petenten genannt 
haben, darf ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, 
daß die Nennung dieser Namen eigentlich dem Da-
tenschutz unterliegt und daß es dem Petitionswesen 
und dem Persönlichkeitsschutz entspricht, den Na-
men der Petenten nicht zu nennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die GRÜNEN 
dürfen alles!) 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick bitte, 
Herr Abgeordneter, ich hatte mir vorgenommen, zu 
diesem Fall eine Bemerkung zu machen. Es ist eine 
aus der Praxis des Petitionsausschusses gewach-
sene klare Vereinbarung, daß wir aus Gründen des 
Datenschutzes keine Namen von Petenten nennen. 
Ich wäre dankbar, wenn sich alle danach richten 
würden. 
Bitte schön, fahren Sie fort, Herr Abgeordneter. 

Tischer (GRÜNE): Ich respektiere das. Ich werde 
mich mit dem Petenten selber in Verbindung setzen 
und werde, wenn er ein Interesse hat, daß seine 
Forderung und der dahinterstehende Name be-
kannt wird, dies hier um so engagierter bekanntma-
chen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber ge

-

gen die Absprache im Bundestag; Abspra

-

chen gibt es für euch offenbar nicht!) 
— Nein, wenn es im Interesse des Petenten liegt, 
werde ich mich sehr wohl für die Sache und für 
diese Leute einsetzen, wie es meine Fraktion in die-
sem Fall auch vorsieht. Das hat ja dann nichts mehr 
mit irgendeiner Geheimhaltung zu tun, wenn es der 
Petent zuläßt. 
Dem Antrag der SPD stimmen wir zu, obwohl ich 

einen Piekser in die Richtung geben möchte: Sie 
haben gerade bei dem Projekt Humanisierung des 
Arbeitslebens, das zum Glück weiterläuft, in der 
Ausgabe von 1982 bei der Auftragsvergabe verges-
sen, diese wichtigen Krankheitsanalysen von 
Schichtarbeitern aufzunehmen. Das war nicht Be-
standteil des HDE-Forschungsprogrammes. Sie 
können es selbst in dem Buch von damals nachle-
sen. Es lag in Ihrer damaligen Regierungsverant-
wortung, hier bereits Schritte zu tun, nachdem die 
Schichtarbeit nicht erst jetzt Gegenstand von De-
batten ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Daß die behandelte Frage in der Peti-
tion gestellt wird, ist ja nur verständlich; niemand 
bestreitet, daß Schichtarbeit zu besonderen Bela-
stungen, besonders im Alter, führt. Wir brauchen 
auch gar nicht darüber zu streiten, ob es gesicherte 
wissenschaftliche Erkenntnisse darüber gibt, denn 
die allgemeine Lebenserfahrung zeigt uns, daß 

Schichtarbeit eine ganz besonders schwierige Le-
benssituation ist und daß ihre Auswirkungen nicht 
unterschätzt werden dürfen. 

Aber es stellt sich in größerem Zusammenhang 
der allgemeinen Rentenproblematik die Frage — 
das können wir nicht einfach überspringen —, ob 
daraus einfach der Schluß gezogen werden kann — 
Herr Jagoda hat es gesagt —: nun wird das dem 
Wunsche des Petenten entsprechend neu geregelt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Denn es trifft doch zu — und das muß ich unter-
streichen —: es gibt noch viele Arbeitnehmergrup-
pen mit ganz besonderen gesundheitlichen Gefähr-
dungen. Es ist gar nicht einzusehen, warum jetzt ad 
hoc auf Grund einer Petition eine Gruppe beson-
ders hervorgehoben werden sollte. 

Meine Damen und Herren, wir wissen alle, daß 
die Rentenversicherung — Sie haben es ja gesagt 
— langfristig mit erheblichen Belastungen auf 
Grund der demographischen Entwicklung rechnen 
muß. Deswegen ist es doch prinzipiell sehr notwen-
dig, zu überprüfen, ob man Regelungen beschließen 
soll, die die Rentenversicherungen zusätzlich bela-
sten müßten. Es muß vielmehr alles getan werden, 
um die Rentenversicherung und den Generationen-
vertrag auf eine dauerhafte und solide Basis zu stel-
len. Jeder Ausbau der schon bestehenden und die 
Rentenversicherung belastenden Möglichkeiten des 
vorzeitigen Bezuges von Altersruhegeld würde dem 
entgegenwirken. 

Herr Jagoda hat schon darauf hingewiesen — ich 
will das nicht wiederholen —, daß es auch die Mög-
lichkeiten der Tarifgestaltung gibt. Es sind genug 
Fachleute anwesend, so daß ich das nicht weiter 
ausführen will. Wem außer dem Protokoll erzähle 
ich das denn; das halte ich im Interesse des Peten-
ten aber nicht für so wichtig. 

Bezeichnenderweise hat die IG Metall, zu deren 
Tarifbereich der Petent gehört, bei den letzten Ta-
rifverhandlungen den Vorrang eindeutig auf die 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit gelegt, so daß 
eine den Petenten zufriedenstellende Vorruhe-
standsregelung in diesem Bereich nicht zustande 
gekommen ist. Das ist eine Sache der Tarifpartner 
und sollte den Gesetzgeber nicht über das hinaus 
berühren, was er mit der Vorruhestandsregelung 
schon eingeleitet hat. 

(Hansen [Hamburg] [SPD]: Das sind aber 
zwei Paar Schuhe!) 

— Nein, das kann man miteinander verbinden und 
in Übergängen machen. 

(Hansen [Hamburg] [SPD]: Sie kennen 
sich halt doch nicht so aus!) 

— Ach doch, ein bißchen habe ich mich schon 
darum bemüht, Herr Hansen. Ich spreche jetzt das 
grundsätzliche Problem an, denn ich habe wirklich 
Zweifel, ob ein Nachgeben gegenüber einer solchen 
Forderung des Petenten den anderen gesundheit-
lich besonders belasteten Menschen wirklich ge-
recht wird. 
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Neuhausen 
Im Zusammenhang mit der gesamten Renten-

problematik glaube ich, daß es ein besserer Weg ist, 
wenn einzelne Gewerkschaften — auch das brau-
che ich im einzelnen nicht zu wiederholen, weil es 
Herr Jagoda schon gesagt hat — hier ihre Chancen 
und Möglichkeiten sehen, für ihre Leute etwas zu 
tun. Wir sind uns ja alle darin einig, daß Schichtar-
beit keine erstrebenswerte Sache ist, sondern eine 
Form von Arbeit darstellt, die möglichst abgebaut 
werden sollte. 

Meine Damen und Herren, es hat unter diesen 
Voraussetzungen auch keinen Sinn, diese Petition 
als Material zu überweisen. Denn was ihr zu ent-
nehmen ist, was an Fakten pro und contra gesagt 
werden kann, ist dem Ministerium bekannt; das 
wissen Sie aus den Stellungnahmen ja auch. Ich bin 
ganz sicher, daß dieses Problem auf der Tagesord-
nung bleiben wird, aber nicht des Petitionsaus-
schusses, sondern der allgemeinen Bemühungen im 
Arbeits- und Sozialrecht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: So, nun beginnt die 
zweite Runde. Das Wort hat der Abgeordnete 
Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir beraten jetzt eine Petition von 
Bürgern aus Talheim, einer Gemeinde aus dem 
Landkreis Tuttlingen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Das ist 
sein Wahlkreis!) 

— Ja, das ist mein Wahlkreis, zwischen Heuberg 
und Schwarzwald. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Schöne Gegend!) 

— Eine sehr schöne Gegend, Sie müssen einmal da 
hinkommen. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das sind auch 
nette Leute dort! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Kommen Sie ruhig, dann verbessert sich das 
Wahlergebnis für uns; das würde mich freuen. 

Hier, in dieser Petition werden vom Gesetzgeber 
ganz konkrete Maßnahmen zur Verminderung der 
Luftverunreinigung, die Entschwefelung und Ent-
stickung der Abgase von Großfeuerungsanlagen, 
die Einführung des Katalysators bei Kraftfahr-
zeugen und vorübergehende Geschwindigkeits-
beschränkungen auf Autobahnen und Landstraßen 
gefordert. 

Hier wird deutlich — das ist j a nur eine von vie-
len sachgleichen Petitionen, die wir bekommen ha-
ben und die wir sicherlich noch bekommen wer-
den —, wie die Sorge um die Umwelt und damit um 
unser aller Lebensgrundlagen die Bürger umtreibt. 
Nehmen wir dies ernst! 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Jawohl, machen 
wir!) 

Die Mehrheit des Petitionsausschusses hält diese 
Sorgen unserer Bürger bedauerlicherweise nicht 

der Berücksichtigung für wert. Denn die Beschluß-
empfehlung, die von der CDU/CSU/FDP-Mehrheit 
des Ausschusses gefaßt wurde und die Ihnen vor-
liegt, ist nur eine Wischiwaschi-Empfehlung, die die 
Bundesregierung zu nichts zwingt, zu nichts auffor-
dert und nicht zum Handeln bringt. Dies ist um so 
bedauerlicher, als von der Mehrheit des Petitions-
ausschusses einmal mehr versäumt wird, das Kon-
trollrecht gegenüber der Bundesregierung in politi-
schen Fragen auszuüben. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das habe ich ja 
noch nie gehört!) 

— Dann hören Sie es jetzt, Herr Kollege Dr. Göh-
ner! 

(Haungs [CDU/CSU]: Das ist aber nicht 
wahr!) 

— Natürlich, Sie können ja eine andere Meinung 
vertreten, Herr Kollege Haungs. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Das dürfen wir ja 
wohl auch!) 

— Ja, sicher, das habe ich Ihnen — im Gegensatz zu 
Ihnen, der Sie das vorhin getan haben — doch noch 
nie bestritten. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Großzügig ist das! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich in wenigen Sätzen auf einige 
Einzelpunkte des Anliegens eingehen. In diesem 
Zusammenhang möchte ich zunächst einmal deut-
lich sagen — dies ist auch eine Kritik an den GRÜ-
NEN, natürlich auch an Ihnen, damit Sie nur gleich 
zufrieden sind —, 

(Heiterkeit bei der SPD und der CDU/ 
CSU) 

daß solche Kurzdebatten — das ist klar — die son-
stigen Debatten um diese Problematik — dies gilt 
auch für das, was vorhin über die Schichtarbeit im 
Zusammenhang mit der Rentengesetzgebung usw. 
diskutiert worden ist — nicht ersetzen können. Ge-
nausowenig kann und darf der Petitionsausschuß 
ein Überausschuß sein; das haben wir immer ge-
sagt. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das beherzigen 
Sie mal immer!) 

— Trotzdem — lassen Sie mich dies auch sagen, 
Herr Kollege Dr. Göhner — sollten wir auf solche 
Debatten nicht verzichten. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das stimmt!) 

Dies sage ich wegen der schon oft geäußerten Kri-
tik an der Fünf-Minuten-Debatte. Ich will noch ein-
mal deutlich machen: Es geht uns darum, hier in 
Kurzdebatten — darauf haben wir uns geeinigt —, 

in Debatten mit Beiträgen von bis zu fünf Minuten 
pro Redner, bestimmte Probleme zu erörtern, ohne 
daß solche Kurzdebatten die Debatten, die vom 
Fachausschuß, von den Fachleuten geführt werden , 

ersetzen könnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem besteht, wenn wir dies beispielsweise an 
die Fraktionen überweisen, die Möglichkeit, daß die 
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Kirschner 
Fraktionen daraus entsprechende Anträge stellen 
bzw. Initiativen ergreifen. Dies möchte ich hier ein-
mal mit aller Deutlichkeit sagen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Tischer? 

Kirschner (SPD): Bitte. 

Tischer (GRÜNE): Würden Sie zur Kenntnis neh-
men, daß die Schlußfolgerung aus dem, was ich vor-
hin gesagt habe, nicht bedeuten kann, daß Petitio-
nen nicht mehr auf die Tagesordnung kommen, und 
würden Sie mit mir darin übereinstimmen, daß Pe-
titionen, also Sachgegenstände, wie sie jetzt behan-
delt werden, zukünftig ausführlicher behandelt wer-
den sollten, damit der Bürger im Parlament selbst 
mehr Gehör findet? 

(Jagoda [CDU/CSU]: Stehen Sie früher auf 
und kommen Sie in den Petitionsaus -

schuß!) 

Kirschner (SPD): Lieber Herr Kollege Tischer, nur 
eine Bitte: Auch Sie müssen in Zukunft lernen zu-
zuhören. Wir haben Ihnen vorhin zugehört. Wenn 
Sie mir zugehört hätten, wüßten Sie genau, was ich 
damit meine. Vielleicht können Sie es nachher im 
Protokoll noch nachlesen. 
Ich möchte nun noch ganz kurz zum Inhalt der 

Petition kommen. Die Petenten fordern konkret 
eine Geschwindigkeitsbegrenzung. Die Ausschuß-
mehrheit möchte dies der Bundesregierung als Ma-
terial zur Auswertung des Großversuchs über Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen überweisen. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das ist nur konse

-

quent!) 
— Dies ist für uns Augenwischerei; für Sie ist es 
sicherlich konsequent. Die Bundesregierung macht 
einen Großversuch, der rund 13 Millionen DM an 
Steuergeldern kostet, obwohl eine Geschwindig-
keitsbegrenzung auf 80 und 100 km/h — und dies 
sind seriöse Schätzungen — ohne zusätzlichen Auf-
wand eine Reduzierung der Stickoxidbelastung von 
zwischen 120 000 und 300 000 t pro Jahr bringen 
würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Was die Forderung auf Einführung des Katalysa-

tors bei Kraftfahrzeugen angeht, so sind die von der 
Bundesregierung ausgehandelten Abgasbeschlüsse 
nur die zweitbeste Lösung. Die Bundesregierung — 
das ist unser Vorwurf — hat hier nur halbherzig 
verhandelt. Die gemachten Ankündigungen und die 
tatsächlich herausgekommenen Ergebnisse liegen 
meilenweit auseinander. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sie haben 
nicht einmal das erreicht!) 

— Ach, hören Sie doch auf! 
Ich möchte an dieser Stelle den dringend notwen-

digen Handlungsbedarf auch bei Lkw erwähnen. 

Außer Ankündigungen: dies ist dringend notwen-
dig, ist hier nichts geschehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das steht aber 
nicht in der Petition!) 

Lassen Sie mich noch eines deutlich machen. Der 
Bundeskanzler war vor kurzem im Schwarzwald 
und hat sich erschrocken gezeigt über das Ausmaß 
der Waldschäden. Die Konsequenzen des politi-
schen Handelns fehlen. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Haben Sie die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung über

-

haupt mitbekommen?) 

Ein Kollege von Ihnen war vor kurzem mit Abge-
ordneten aus den europäischen Volksparteien eben-
falls im Schwarzwald. Laut Zeitung haben alle er-
klärt: Es ist dringend Handeln geboten. 

Ich appelliere an Sie: Nutzen Sie auch die Chance 
einer solchen Petition und überweisen Sie sie der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung! Wir könn-
ten so im Interesse der Umwelt auch gegenüber den 
Bürgern deutlich machen, daß wir ihre Anliegen 
sehr ernst nehmen. Ich bitte deshalb, der Berück-
sichtigung zuzustimmen. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Haungs. 

Haungs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Den Vorwurf des Herrn Kollegen 
Kirschner, wir nähmen die Sorgen des Petenten 
nicht ernst, müssen wir zurückweisen. Allerdings, 
eine Debatte im Petitionsausschuß ersetzt keines-
wegs die Untätigkeit früherer Regierungen. Und ich 
gestehe Ihnen, Herr Kollege Kirschner, zu, 

(Walther [SPD]: Ganz schwach!) 

daß wir bei der Katalysatortechnik für Deutschland 
die zweitbeste Lösung gefunden haben; wir haben 
aber für Europa die beste Lösung gefunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Das ist doch Unfug, was 

Sie da erzählen!) 

Die Petenten, Bewohner eines Dorfes im 
Schwarzwald, sind in Sorge um den Zustand unse-
rer Wälder. 

(Mann [GRÜNE]: Leider zu Recht!) 

Wir teilen diese Sorge. Sie fordern, daß sofort ge-
handelt wird. Sie haben recht: Es muß gehandelt 
werden, da viel zu lange nichts getan wurde und die 
Schadensbilder unserer Wälder schon in den 70er 
Jahren bekannt waren. Es wurde gehandelt bei den 
Großfeuerungsanlagen — ich brauche das nicht zu 
wiederholen —, 

(Zuruf von der SPD: Zum Beispiel Busch

-

haus!) 
genauso beim Kraftfahrzeug. 
Wenn die Petenten fordern, daß Kosten keine 

Rolle spielen dürfen, dann haben sie recht. Es müs- 
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Haungs 
sen teurere Autos gekauft werden. Der Strom aus 
entschwefelten Kraftwerken wird teurer werden. 

Ich glaube schon, daß wir den Sorgen entspro-
chen haben. Denn wir haben ja in dem einen Punkt 
— Katalysatortechnik — Berücksichtigung empfoh-
len und in dem zweiten Punkt — Tempolimit — 
konsequenterweise Überweisung als Material. 

Ich glaube, das Anliegen dieser Petition, die die 
Sorgen der großen Mehrheit unserer Mitbürger 
ausdrückt, wurde sachgerecht behandelt. Die Peten-
ten wollen ganz einfach, daß beim Umweltschutz 
nicht nur geredet, sondern daß auch etwas getan 
wird. Beim Kraftfahrzeug wurde sehr viel getan. 
Heute stehen schadstoffarme Autos zur Verfügung. 
Wir haben Steuervergünstigungen beschlossen, und 
wir haben die Steuerspreizung für bleifreies Benzin 
eingeführt und in diesen Tagen auf 7 Pf verbessert. 
All dies europaweit! Wir haben hier in Europa eine 
Vorreiterrolle eingenommen. Hier wurde vom Ge-
setzgeber gehandelt. 

Ich habe großes Verständnis für die SPD-Frak-
tion, daß sie, quasi als Wiedergutmachung früherer 
Untätigkeit, sich hier sehr vehement für diese Peti-
tion einsetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Allerdings sollten wir auch an die Autokäufer ap-
pellieren, selber etwas zu tun. Sie haben heute die 
Möglichkeit, freiwillig ein neues Auto zu kaufen. 
Wir haben dafür Steuervergünstigungen gegeben. 
Es gibt heute eine große Auswahl von Lösungen, 
die es früher nicht gab: 90 % Schadstoffverringe-
rung mit geregeltem Drei-Wege-Katalysator, 50 
bei ungeregeltem, 30 % bei Abgasrückführung. 
Wenn man dies vor Jahren eingeführt hätte, sähe 
die Situation heute ganz anders aus. 

Wir haben uns beim Tempolimit deshalb für die 
Behandlung als „Material" entschieden, weil trotz 
Ihrer Behauptungen, Herr Kollege Kirschner, die 
Aussage, ein generelles Tempolimit auf deutschen 
Autobahnen würde die Schadstoffe entscheidend 
vermindern, nach wie vor auf sehr fragwürdiger 
Grundlage steht. 

Es sind auch andere Aspekte zu beachten, u. a. 
der Aspekt der Verkehrssicherheit. Gerade deshalb 
haben wir jetzt diesen Großversuch durchgeführt, 
um diese offenen Fragen zu klären. 

Wesentlich überzeugender allerdings ist ein Kon-
zept technischer Innovationen. Es ist auch wesent-
lich besser geeignet, die Umwelt zu entlasten, als 
irgendeine Geschwindigkeitsbegrenzung, die im 
Zweifelsfall auf dem Papier steht und der Umwelt 
wenig nützt. 

Es steht heute jedem frei, seine Geschwindigkeit 
so zu wählen, wie es dem Verkehrsfluß angepaßt ist 
und wie es seiner Vorstellung von Fortbewegung 
entspricht, sofern er den Verkehrsfluß nicht stört. 

(Mann [GRÜNE]: „Freie Fahrt für freie 
Bürger!"!) 

— Nein. Noch nie gab es für den autofahrenden 
Bürger ein so großes Angebot schadstoffarmer Pkw, 

und die Automobilausstellung hat gezeigt, daß sich 
dank unserer Politik hier viel verändert hat. 

Niemand allerdings — dieser Appell geht an Rea-
listen, die die Realitäten nicht sehen — soll glauben, 
seine umweltpolitische Pflicht getan zu haben, 
wenn ein altes Auto langsam weiterfährt. Die be-
grenzte Wirkung eines Tempolimits ist nach heuti-
gem Wissensstand Grund für unsere Entscheidung 
gewesen, im Ausschuß diese vom Petenten ge-
wünschte Maßnahme als „Material" zu bescheiden. 

Deshalb müssen wir den Änderungsantrag der 
SPD ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegen 
und Kolleginnen! Wir GRÜNEN stehen bei der vor-
liegenden Petition in Übereinstimmung mit der 
SPD-Fraktion in vollem Umfang auf der Seite der 
Bürgerin. Sie hat sich mit ihrer Petition vor etwa 
einem Jahr an den Bundestag gewandt. Auch ich 
zitiere aus der Eingabe: 

Wir sind Bürger des Dorfes Zahlheim (Land-
kreis Tuttlingen) und der umliegenden Ge-
meinden. Mit großer Sorge sehen wir, wie die 
Wälder unserer Heimat immer stärkere Schä-
den zeigen. Das unerwartet schnelle Fort-
schreiten des Waldsterbens ist allen bekannt. 
Es wird viel über mögliche Abhilfemaßnahmen 
geredet und diskutiert. 

— Übrigens auch jetzt gerade wieder, Herr Kollege 
Haungs — 

Aber  es scheint, daß die Verantwortlichen nicht 
im Stande sind, die dringend erforderlichen 
Maßnahmen mit Sofortwirkung zu beschließen. 
Was aber tot ist, kann man nicht mehr lebendig 
machen. Und auf vergifteten Böden wächst 
auch kein Wald mehr. Denn was die alten 
Bäume nicht ausgehalten haben, können die 
Jungpflanzen erst recht nicht vertragen. 

Und dann am Ende: 

Wir wissen, daß unser Leben bedroht ist, wenn 
der Wald stirbt. Wir haben daher kein Ver-
ständnis dafür, wenn Maßnahmen zur Rettung 
des Waldes immer wieder auf die lange Bank 
geschoben und bis zur Unwirksamkeit verwäs-
sert werden. 

Somit die Petentin ohne Namensnennung. 

In der Debatte an jenem schwarzen Freitag — ich 
glaube, auch der Kollege Spranger ist inzwischen 
da — am 28. Juni, als der sogenannte Luxemburger 
Kompromiß hier von der Bundesregierung, von 
Herrn Zimmermann, vorgestellt wurde, haben lei-
der — muß ich sagen — Vertreter aller Altparteien, 
wie ich die Debatte in Erinnerung habe, Herr Kol-
lege Kirschner und die Kollegen von der SPD-Frak-
tion, also einschließlich der äußerlich „ergrünten" 
SPD, die Automobilindustrie als Konjunkturmotor 
Nummer eins gepriesen und wieder einmal die Illu-
sion des umweltfreundlichen Autos gepflegt. 
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Mann 
Ich weise deshalb im Zusammenhang mit der 

Forderung der Petition nach einem Tempolimit 
noch einmal auf die verheerenden Folgen dieses 
sogenannten Kompromisses hin. Sachverständige 
gehen davon aus, daß die neuen EG-Grenzwerte 
und freiwillige Katalysatoren die zu erwartende 
Steigerung des Verkehrs noch nicht einmal ausglei-
chen werden. Die Stickoxidemissionen des Ver-
kehrs als höchstwahrscheinlich wesentliche Ursa-
che des Waldsterbens, die bundesweit 55 %, und in 
Süddeutschland über 65 % der gesamten Stickoxid-
emissionen ausmachen, werden deshalb in den 
nächsten 8 Jahren noch stark zunehmen und vor-
aussichtlich noch im Jahr 2000 um ca. 200 000 bis 
300 000 t pro Jahr höher liegen als heute. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 
Ganz im Sinne der Petentin und über ihre Forde-

rung und parlamentarische Initiativen der SPD hin-
ausgehend haben wir GRÜNE bereits im Mai 1983 
auf durchgreifende Sofortmaßnahmen gegen das 
Waldsterben gedrängt. Ich verweise auf unser Pro-
gramm gegen Luftbelastung und Waldsterben vom 
17. Mai 1983, Drucksache 10/67. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut! — Zu
-

ruf von den GRÜNEN: Hätte man da nur 
sofort gehandelt!) 

Mein Kollege Dr. Ehmke hat unser umfassendes 
ökologisches Luftreinhaltekonzept, das weit über 
die technokratischen Reparaturvorschläge der So-
zialdemokraten hinausgeht, am 5. und 20. Mai 1983 
an dieser Stelle in zwei eindrucksvollen Reden be-
gründet. Wir müssen hier heute gut zwei Jahre spä-
ter leider angesichts der dramatischen Zunahme 
des Waldsterbens in dieser Zeit feststellen: Die 
Kohl-Regierung mit ihrem Ankündigungsminister 
Zimmermann ist in dieser Überlebensfrage weitest-
gehend gescheitert, trotz aller Ansätze, trotz aller 
Bemühungen. Ich kann aus Zeitgründen hier nicht 
auf die TA Luft und auf die Großfeuerungsanlagen-
Verordnung, wo sich in der Tat einiges bewegt hat, 
eingehen. Ich glaube, wenn wir uns an künftigen 
Generationen messen lassen, dann sind wir hier 
allesamt mit dieser Politik gescheitert, und deswe-
gen bitte ich Sie nachdrücklich, dieser Petition mit 
dem Votum „zur Berücksichtigung" zuzustimmen. 
Vielleicht bewegt sich dann auch draußen im Lande 
etwas mehr, auch z. B. im Hinblick auf das, was von 
Ihnen immer wieder angesprochen wird, daß sich 
die Bürger selbst mehr so verhalten, wie es jeder 
sozusagen vom anderen verlangt. 
Vielen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es besteht gar kein 
Zweifel daran, was die Waldschäden verursacht hat. 
Es besteht auch kein Zweifel daran, daß diese Peti-
tion unser großes Verständnis hervorruft. Aber die 
Bundesregierung hat doch auf allen Fronten begon-
nen, gegen dieses Waldsterben anzukämpfen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Erstens. Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
wurde bereits 1983 verabschiedet. Dabei wird in der 
neuen Fassung sogar der Begriff „nach dem neue-
sten Stand der Technik" eingebaut werden. Die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung wird also noch 
einmal novelliert. 

Zweitens. Die TA Luft wurde novelliert. Sie haben 
das selbst zugegeben. Sie wird verschärft. 

Im gleichen Zuge wird auch drittens das Bundes-
immissionsschutzgesetz geändert und mit wesent-
lich strengeren Vorschriften versehen. Das gilt 
sowohl für die Schwefeldioxide als auch für die 
Stickoxide. Die Stickoxide werden außerdem durch 
die Einführung abgasarmer Motoren vermindert. 

Das geschieht einmal — viertens — durch die 
Katalysatorentechnik, und es ist ganz zweifellos 
richtig, daß auf der IAA, auf der Internationalen 
Automobilausstellung, in Frankfurt wesentlich 
mehr neue Autos dieser Technik angeboten worden 
sind, als Sie sich jemals haben träumen lassen, und 
sie werden im Jahre 1986 auch von den Bürgern in 
einem viel größeren Umfang angenommen und ge-
kauft werden, als man bisher angenommen hat. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt gar 
nicht!) 

Fünftens wird es eine Einführung der abgasar-
men Autos über Abgasrückführung, über Mager -
motoren usw. geben. Deshalb steht im Gesetz auch 
nichts über Katalysatoren. Eine Prolongation ins 
Jahr 2000 ist einfach nicht möglich, weil Sie das 
durch die vielen unterschiedlichen Eingaben, die es 
da gibt, überhaupt nicht prolongieren können. Die 
Bundesregierung verfolgt das Ziel — das wird sie 
auch erreichen —, daß bis 1990 alle Emissionen um 
etwa 70 % vermindert werden. Deswegen ist es nicht 
zulässig zu glauben, daß sich etwa bis zum Jahr 
2000 nichts ändern würde. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie schreien wegen der Steuerentlastung und 
gleichzeitig auch wegen zu teuren Benzins. Ich 
habe immer gedacht, der Bürger würde auch von 
sich aus mal etwas dazulegen, um ein abgasarmes 
Auto zu kaufen. Es ist offensichtlich nicht so. Bei 
Umfragen sieht es immer anders als in dem Mo-
ment aus, wo es an die Tasche geht. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Im übrigen, was tun Sie selbst? Da möchte ich Sie 
mal fragen. Ich möchte mal einzeln abfragen, ob Sie 
bereits ein Auto bestellt haben. Sie haben noch gar 
keins mit Abgastechnik bestellt. Dies ist doch der 
Punkt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Da Sie mich so kon-
kret gefragt haben, bitte ich Sie zur Kenntnis zu 
nehmen, daß ich bereits im Jahre 1981 mein Auto 
ganz abgeschafft habe und mich mit meinem Fahr-
rad fortbewege. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Dr. Rumpf (FDP): Mein lieber Freund, bleiben Sie 
gerade mal da stehen, damit ich Ihnen antworten 
kann. Sie nehmen den Fahrdienst in Anspruch, 
nicht wahr? 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Ich? Nein, 
nein!) 

Das ist nämlich der Punkt. Die öffentlichen Reden 
zur Umweltpolitik stehen in großem Gegensatz zu 
dem, was man selbst tut, zum eigenen Verhalten. 
Zwingen Sie mich nicht, Sie einzeln aufzurufen, wie 
Sie mit dem Fahrdienst umgehen, und wie Sie den 
Fahrdienst auffordern, auf der Autobahn schneller 
als 100 zu fahren. Ich kann Ihnen die Beweise brin-
gen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Rumpf, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage von Herrn 
Senfft? — Bitte, Herr Kollege. 

Senfft (GRÜNE): Sind Sie bereit zur Kenntnis zu 
nehmen, daß auch ich weder ein Auto habe noch ein 
Auto kaufen werde, daß auch ich selbstverständlich 
des öfteren mit dem Taxi fahren muß? Viele andere 
Bürger sind, genauso wie ich, auf das Auto angewie-
sen, besonders nachts und an Sonn- und Feiertagen, 
weil sie da keine andere Wahl haben. Das ist also 
keine moralische Frage, sondern eine Frage der fal-
schen Verkehrspolitik der Bundesregierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Kollege Senfft, insgesamt 
werden Sie mehr mit dem Auto fahren als ich, ein-
fach deshalb, weil Sie zu den Demonstrationen fah-
ren müssen, die überall von Ihnen veranstaltet wer-
den. 

(Mann [GRÜNE]: So eine Argumentation 
haben Sie doch nicht nötig!) 

Dieser Petitionsausschuß wird von Ihnen miß-
braucht, Dinge noch mal hochzubringen und neu zu 
debattieren, die eigentlich in ganz andere Aus-
schüsse gehören. Das ist j a gar nicht der Sinn des 
Petitionsausschusses. Deshalb sind wir schon aus 
diesem Grund der Meinung — — 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN — 
Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsident Frau Renger: Es geht nicht, daß Sie 
hier einen Dialog führen wollen. — Sie haben das 
Wort, Herr Kollege Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Die FDP stimmt jedenfalls dem 
Antrag der SPD nicht zu, und zwar aus grundsätzli-
chen Erwägungen, weil das in einen anderen Aus-
schuß gehört und weil Ihnen die Einzelkenntnis 
fehlt, um über so komplizierte Dinge abstimmen zu 
können. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Beifall bei 
der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schulte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte einen An- 

trag der GRÜNEN zur Petition gegen den Bau der 
A 31 zwischen Dorsten und Heiden begründen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt sind Sie 
also dagegen!) 

— Natürlich! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie fahren doch 
Auto!) 

Lassen Sie mich kurz aus der Petition zitieren, 
worum es hier geht: 

Sollte das Projekt auf der geplanten Trasse 
Wirklichkeit werden, sind die Folgen nicht aus-
zudenken. Unzählige intakte Landschaften im 
westlichen Münsterland, darunter der Natur-
park Hohe Mark, ein gesundes Waldgebiet, die 
letzte intakte grüne Lunge des gesamten Nord-
ruhrgebietes, die sich auf zig Quadratkilometer 
ausdehnt, werden unwiderbringlich zerstört, 
ein wertvoller Baumbestand, zahllose Feucht-
gebiete und selten gewordene Tiere. 

Diese Petition wurde im Petitionsausschuß behan-
delt, und dazu lag eine Stellungnahme des BMV 
vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Waren Sie denn 
im Petitionsausschuß? Ich habe Sie nicht 

gesehen!) 

— Ich habe die Unterlagen gelesen. Das muß ja 
wohl ausreichen, um über diesen Bereich reden zu 
können. 

Das BMV hat zu diesem Bereich festgestellt: 
„Durch eine gesamtwirtschaftliche Bewertung 
wurde die Bauwürdigkeit nachgewiesen und die 
Maßnahme in den Bedarfsplan für Bundesfernstra-
ßen aufgenommen." Hätte man sich die Mühe ge-
macht, dieses Argument einmal zu durchleuchten, 
hätte man festgestellt, daß in den Unterlagen zur 
letzten Fortschreibung des Bedarfsplanes ein Nut-
zen-Kosten-Faktor für die A 31 von 0,7 ausgewie-
sen worden ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt nicht!) 

was ganz klar heißt — ich kann Ihnen das auch 
noch einmal vorlegen —, daß die Kosten den Nut-
zen bei weitem überwiegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Mann [GRÜ-
NE]: Sehr richtig!) 

Dies hat der Petitionsausschuß nicht hinterfragt, 
genausowenig wie er zur Kenntnis genommen hat, 

(Jagoda [CDU/CSU]: Woher wissen Sie das, 
Sie waren j a gar nicht da!) 

daß gerade zu diesem Projekt neuere verkehrswis-
senschaftliche Untersuchungen vorliegen, die die 
Unwirtschaftlichkeit erneut belegen. Ich erinnere 
an das Gutachten von Horst Lutter, ich erinnere an 
das spezielle Gutachten zur A 31 und an den Bericht 
zur Raumwirksamkeit von Herrn Ulrich Schildberg 
und möchte abschließend darlegen, daß zu diesem 
Abschnitt explizit ein Gutachten von der Universi-
tät Köln von Herrn Professor Dr. Willeke erstellt 
wurde, der Ihnen ja bekannt sein müßte, wenn Sie 
sich mit Verkehrspolitik beschäftigen. Er hat ja 
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Schulte (Menden) 

auch oft für diese Bundesregierung Gutachten an-
gefertigt. Ich zitiere aus diesem Gutachten. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Was für ein Gutach

-

ten ist das denn? — Abg. Frau Hürland 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Lassen Sie mich das bitte eben zu Ende führen: 
„Die eindeutige Negativbeurteilung des nördlichen 
A 31-Abschnittes verändert die Argumentationslage 
für den Abschnitt Bottrop—Ahaus und hier insbe-
sondere für das dann festgestellte Teilstück zwi-
schen Lembeck und Dorsten, um das es hier geht." 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Hürland? 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Bitte schön. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Kollege, wollen Sie 
bitte zum einen zur Kenntnis nehmen, daß es sich 
dort nicht mehr um Ruhrgebiet handelt, sondern 
um Westmünsterland, zum anderen, daß es sich 
nicht um ein Gutachten der Universität Köln, son-
dern um ein Gutachten eines Professors aus Köln 
handelt? 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Institut für Ver-
kehrswissenschaft an der Universität zu Köln. Sie 
können das nachlesen. Natürlich weiß ich die geo-
graphische Lage. Sie ist nördlich des Ruhrgebietes. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Eben! — Dr. 
Schierholz [GRÜNE]: Haben wir hier Geo

-

graphieunterricht?) 

Abschließend möchte ich noch einmal festhalten, 
daß eben diese Region eine ganz wichtige Funktion 
für das Ruhrgebiet hat. Wir sollten das Votum des 
Ausschusses korrigieren, erstens im Interesse der 
betroffenen Bürger, die sich seit Jahren zu Recht 
gegen dieses überflüssige Autobahnprojekt weh-
ren, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

im Interesse der Landwirte, die befürchten, ihre 
Existenz zu verlieren, und drittens, um eben dieses 
kostbare Naherholungsgebiet nahe des Ruhrgebiets 
zu erhalten. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Kollege Schlottmann. 

Schlottmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Diese Petition 
betrifft den geplanten Ausbau der Autobahn 31 zwi-
schen Dorsten und Heiden; das ist schon erwähnt 
worden. Sie soll viel weiter nach Norden gebaut 
werden. Diese Strecke wird auch gerne als Ostfrie-
sen- oder Friesenspieß — so darf man einmal sagen 
— bezeichnet. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sind Sie Nieder

-

sachse? — Weitere Zurufe) 

Ich habe nichts gegen die Ostfriesen, ich bin Ruhr-
gebietler und habe deshalb auch ein ganz besonde-
res Interesse, daß diese Autobahn nach Norden 
durchgeführt wird. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Petition, die wir hier behandeln, wendet sich 
in besonderem Maße gegen die zu erwartende Be-
nachteiligung von Natur und Landschaft. Sie will 
auf den weiteren Ausbau der Autobahn verzichten 
und ersatzweise — man höre und staune! — den 
Verkehr über Landstraßen leiten. 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN hat das-
selbe Ziel. 

Die CDU/CSU-Fraktion lehnt den Antrag ab. Die 
im Antrag aufgeführten Ablehnungsgründe der 
GRÜNEN sind völlig unzureichend. Sie haben das 
eben aufgeführt. 

(Mann [GRÜNE]: Sie sind Betonköpfe!) 

Insbesondere bleiben — das darf man betonen — 
die  wirtschaftlichen und verkehrspolitischen 
Gründe bei Ihnen völlig außer acht. 

(Mann [GRÜNE]: Sie haben doch nichts 
dazugelernt!) 

Auch die Ersatzlösung der GRÜNEN, zwei fertige 
Autobahnteile einer Strecke durch Landstraße zu 
verbinden, ist völlig falsch und absurd. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist die Dominotheo-
rie der Landesstraßenverwaltung; die ken-

nen wir inzwischen!) 

Der Streckenausbau wurde eingehend geprüft. 
Bei Abwägung aller Vor- und Nachteile haben sich 
Bundesregierung und Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen für den Ausbau der A 31 entschie-
den. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Schlimm genug! 
— Weiterer Zuruf von den GRÜNEN: Und 

die SPD vor Ort ist gespalten!) 

Nordrhein-Westfalen hat dies in der Fortschrei-
bung seines Bedarfsplanes für Bundesfernstraßen 
mit dem Einstufungsvorschlag „Vordringlicher Be-
darf" — — 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Herren, ent-
schuldigen Sie bitte! Würden Sie Ihre Unterhaltung 
etwas zügeln, damit der Redner, der jetzt das Wort 
hat, hier angehört werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Schlottmann (CDU/CSU): Ich bedanke mich, Frau 
Präsidentin! 

Nordrhein-Westfalen stufte also das Projekt un-
ter „vordringlicher Bedarf" ein; das macht die Sache 
ganz deutlich. Auch der Rat der Stadt Dorsten hat 
sich für die A 31 entschieden. 

Somit ist das Vorhaben der GRÜNEN, den Aus-
bau der A 31 zu verhindern — und nichts anderes 
wollen sie —, abzulehnen. Keinesfalls entspricht es 
den wirtschaftlichen Erfordernissen; es ist aber 
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Schlottmann 
auch arbeitsmarktpolitisch falsch. Es schadet Land 
und Leuten an Rhein und Ruhr sowie in Nord-
deutschland, es schadet Leuten, die besonders im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung auf 
ein gut funktionierendes Verkehrssystem angewie-
sen sind. 
Von der Kollegin Frau Hürland, die aus diesem 

Wahlkreis kommt, hörte ich soeben, daß inzwischen 
ermittelt wurde, daß Arbeitnehmer aus dem westli-
chen Münsterland, die in der Gegend von Dorsten 
in der Textilindustrie arbeiten, durch den Bau die-
ses Zwischenstücks zwei Stunden Zeit täglich ein-
sparen würden. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Täglich! — Ge

-

genruf von den GRÜNEN: Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

An diese Bürger sollten Sie auch denken — und an 
viele andere ebenfalls, die aus dieser Gegend ins 
Ruhrgebiet kommen oder aus dem Raum Dorsten 
zu einem weiter nördlich gelegenen Arbeitsplatz 
fahren. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Eine Milchmäd
-chenrechnung!) 

An diese Bürger denken Sie nämlich nicht! 

Meine Damen und Herren, ein beträchtlicher Teil 
der Autobahn zwischen Dorsten und dem Emsland 
ist längst fertiggestellt. Bei dem beanstandeten 
Streckenausbau geht es um die möglichst schnelle 
Vollendung der Gesamtstrecke. Das von den GRÜ-
NEN herangezogene Gutachten aus Köln gegen den 
Ausbau — Sie haben es eben genannt — ist unzu-
reichend. Überprüfungen haben ergeben, daß für 
diese Strecke ein außerordentlich positives und 
weit über die Mindestanforderungen hinausgehen-
des Nutzen-Kosten-Verhältnis besteht. Der Nutzen 
dieser Autobahn ist dreieinhalbmal so groß wie ihre 
Kosten, wobei ökologische Überlegungen mit einbe-
zogen sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wer hat Ihnen 
das denn aufgeschrieben, Herr Kollege?) 

Auch die von den GRÜNEN vorgeschlagene Er-
satzlösung ist abzulehnen. Die fertiggestellten 
Autobahnabschnitte können nicht, wie Sie es wol-
len, über vorhandene Landstraßen miteinander ver-
bunden bleiben. Dieser Zustand ist insbesondere 
für die unmittelbar betroffenen Menschen — für 
die, die an diesen Straßen wohnen — von großem 
Nachteil. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, damit würde eine Situa-
tion verankert, die einen beschwerlichen Übereck

-

verkehr — so nennen es die Fachleute — ver-
kraften muß, weil — — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schlottmann (CDU/CSU): Nein, ich möchte das 
durchgehend ausführen. 
Ich wollte gerade die Dinge anführen, die sich 

ergeben, wenn sich die Ersatzlösung durchsetzt, die 
von Ihnen hier angeboten wird. Ich sagte, es müßte 

dann von den Menschen, die dort wohnen, ein Über-
eckverkehr verkraftet werden; zweistreifige Stra-
ßenführungen, viermaliges Abknicken der Straßen-
führung bei plangleichen Knotenpunkten und meh-
rere beschwerliche Ortsdurchfahrten wären zu ver-
kraften. Meine Damen und Herren, das müssen Sie 
doch mit einbeziehen, wenn Sie solche Vorschläge 
machen! Auch die Verkehrssicherheit sowie Erwä-
gungen zum Immissionschutz wurden bei Ihrer Er-
satzlösung völlig außer acht gelassen. 

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf den 
in diesen Tagen vorgelegten Bundesverkehrswe-
geplan 1985, der einige weitere Gesichtspunkte ent-
hält, die für die A 31 wichtig sind. Wir müssen näm-
lich damit rechnen, daß bei weiterem Wirtschafts-
wachstum, von dem wir ausgehen, die Verkehrs-
nachfrage steigen wird. Nicht nur für die Zukunft 
des in einer Wirtschaftskrise befindlichen Reviers 
und für den norddeutschen Raum, sondern grund-
sätzlich brauchen wir konstengünstige, schnelle 
Verkehrsverbindungen 

(Mann [GRÜNE]: Ja, mit der Bundes-
bahn!) 

als wesentliche Grundlage für eine ausreichende 
Entfaltung von Industrie, Handel und Gewerbe. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, Ihre Re-
dezeit ist beendet. 

Schlottmann (CDU/CSU): Ich darf schließen, Frau 
Präsidentin: Ein zukunftsorientiertes Verkehrswe-
sen ist besonders für das wirtschaftliche Wachstum 
und für neue Arbeitsplätze — daran denken Sie 
überhaupt nicht — von großer Bedeutung. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die alte Platte! 
— Mann [GRÜNE]: Die Platte ist schon 

zehn Jahre alt!) 

Eine solche Politik machen wir! 

Die Petition ist — das darf ich abschließend sa-
gen — ordentlich und ausreichend behandelt wor-
den. 

(Mann [GRÜNE]: Umweltschutz schafft 
Arbeitsplätze, Herr Kollege!) 

Es liegen alle Stellungnahmen vor. Die Stellung-
nahmen mit all den Gründen sind dem Petenten 
zugeleitet worden. Ich bin davon überzeugt, daß der 
Petent die Gründe zur Kenntnis genommen hat und 
sie auch akzeptiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Zur Kenntnis genommen 

und in den Papierkorb geworfen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat jetzt der 
Herr Abgeordnete von der Wiesche. 

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

von der Wiesche (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich will 
die Petition unter zwei Gesichtspunkten anspre-
chen; erstens möchte ich zum Verfahren, zweitens 
zum Inhalt Stellung nehmen. 
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von der Wiesche 
Lassen Sie mich zunächst ein paar Takte zum 

Verfahren sagen: Am 30. August 1984 hat sich der 
Petent an den Petitionsausschuß des Deutschen 
Bundestages mit der Bitte gewandt, dazu beizutra-
gen, daß die Autobahn A 31 nicht weitergebaut wird. 
Das Ausschußbüro trug das Problem dem Bundes-
verkehrsminister vor. Der antwortete Ende Oktober 
1984. Am 6. 12. 1984 wurde von einem Mitarbeiter 
des Ausschußbüros die Stellungnahme des Mini-
sters dem Petenten zur Kenntnisnahme zuge-
schickt. In dem Anschreiben dazu hieß es: „Ich halte 
es nicht für wahrscheinlich, daß der Petitionsaus-
schuß die Bundesregierung zu einem Verzicht auf 
die Fertigstellung dieses Projekts veranlassen 
könnte. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Sollten Sie es dennoch für sinnvoll halten, gebe ich 
Ihnen jedoch anheim, das in Ihrem Schreiben vom 
30. 8. erwähnte weitere Tatsachenmaterial nachzu-
reichen." Meine Damen und Herren, da muß ich ein-
haken und mich an die Leitung unseres Ausschus-
ses und des Ausschußbüros wenden. Es kann doch 
unmöglich Aufgabe des Petitionsbüros sein, den Pe-
tenten ihre Anliegen auszureden. Die hier prakti-
zierte seltsame Methode gehört, meine ich, auf die 
Tagesordnung des Ausschusses. Denn ein so ge-
handhabtes Petitionsrecht würde j a zur Farce wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Petent blieb allerdings hartnäckig und 
schrieb am 20. 12. seinen zweiten Brief mit Anlagen 
und mit einer konkreten Beschreibung des Anlie-
gens sowie mit Alternativvorschlägen. Am 31.5. 
1985, also fünf Monate später, erhielt der Petent 
vom Büro Nachricht, daß der Petitionsausschuß 
sich bald mit seinem Anliegen befassen werde. Der 
Ausschuß beriet dann am 27. 6. 1985. Also zehn Mo-
nate sind verstrichen von dem Tag der Einreichung 
der Petition bis zur Ausschußberatung, eine lange 
Zeit, wenn man bedenkt, daß gerade in diesen Mo-
naten die Vorbereitungen für die Fortschreibung 
des Bundesfernstraßenbedarfsplans liefen und mit 
jedem Tag die Chancen für das Anliegen des Peten-
ten dahinschmolzen. Wenn jetzt in der vorgeschla-
genen Begründung zur Entscheidung des Ausschus-
ses steht, daß jedenfalls zum jetzigen Zeitpunkt 
eine Änderung der Trasse nicht mehr befürwortet 
werden kann, klingt dies seltsam angesichts des 
mangelhaften Tempos, das der Ausschuß bei der 
Bearbeitung der Petition gezeigt hat. Wir, die Mit-
glieder des Ausschusses, haben durchweg gute Er-
fahrungen mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Ausschußbüros. Am wenigsten, meine ich, 
sind die Fehler dort zu suchen. Meine dringende 
Bitte geht deshalb an das Präsidium des Deutschen 
Bundestages, an die Leitung des Ausschusses und 
des Ausschußbüros, alles zu tun, damit künftig der-
artige Verzögerungen vermieden werden. Der Aus-
schuß muß so ausgestattet sein, daß er seine Aufga-
ben termingerecht erledigen kann. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Nun zum Inhalt. Das fragliche Autobahnteilstück 
A 31 von Dorsten bis Heiden ist auf Grundlage des 

Fernstraßenplanes ordnungsgemäß erörtert und 
am 13. 8. 1984 festgestellt worden. Nur, Herr Kollege 
Schlottmann, der Rat der Stadt Dorsten hat dem 
nicht zugestimmt. Er hat lediglich beschlossen, ge-
gen diesen Feststellungsbeschluß keine Klage zu 
erheben. Dies, meine ich, ist ein gewaltiger Unter-
schied. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Das ist noch 
schlimmer; denn er wollte vorher klagen!) 

Nach Meinung des Petenten sollte auf dieses Teil-
stück verzichtet werden, damit der Naturpark Hohe 
Mark vor einem schweren Eingriff bewahrt bleibt. 
Statt der neuen Autobahn sollte, wie richtig, die 
L 608 den Verkehr aufnehmen. Dies wäre auch 
technisch möglich. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schulte (Menden). 

von der Wiesche (SPD): Wenn es nicht angerech-
net wird, bitte schön. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Können Sie zu die-
ser entscheidenden Frage, weshalb die Stadt Dor-
sten auf eine . Klage gegen den Feststellungsbe-
schluß verzichtet hat, einmal erklären, weshalb die 
SPD im Stadtrat so diffus dazu abgestimmt hat? 

Vizepräsident Frau Renger: Bewertungen, verehr-
ter Herr Kollege, sind hier nicht erlaubt. „Diffus" ist 
nicht das richtige Wort. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

von der Wiesche (SPD): Ich kann nur das antwor-
ten, was mir bekannt ist. Ich weiß lediglich, daß 
keine Klage erhoben worden ist. Eine Begründung 
dafür ist mir nicht zugegangen. 
Meine Damen und Herren, es ist nicht leicht für 

den Petitionsausschuß, über eine konkrete Maß-
nahme solcher Art eine verkehrlich und ökologisch 
qualifizierte Entscheidung zu treffen. Andererseits 
können Zwangspunkte im Norden und im Süden, 
die eine Forderung nach Lückenschluß sind, kein 
Grund sein, das Nachdenken über die beste Lösung 
einzustellen. Deshalb haben wir im Petitionsaus-
schuß empfohlen, dem Bundesminister für Verkehr 
diese Petition als Material zu übergeben. 
Wir meinen jedoch auch, daß DIE GRÜNEN im 

Ausschuß nun nicht gerade sehr gut gearbeitet ha-
ben, denn wenn man am letzten Tag vor der Som-
merpause noch beantragt, diese Petition bis in den 
Herbst hinein zurückzustellen — und dies bei einer 
bereits zehn Monate alten Petition, die so dringlich 
ist —, dann meine ich, daß große Reden über Ökolo-
gie nicht glaubwürdig sind, denn man tut nicht we-
nigstens das, was möglich ist. Wir haben im Aus-
schuß nicht zugestimmt, die Petition unter diesen 
Umständen als erledigt anzusehen. Wir können 
aber auch dem Antrag der GRÜNEN nicht zustim-
men. Wir werden uns deshalb der Stimme enthal-
ten. 

(Beifall bei der SPD — Frau Hönes [GRÜ-
NE]: Das war aber ein Eiertanz! — Weitere 

Zurufe von den GRÜNEN) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 	11961 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Schierholz, ich müßte 
mich jetzt eigentlich für befangen erklären. Sie ha-
ben immer die Frage nach den Niedersachsen ge-
stellt. Ich bin, wie Sie ja wissen, Niedersachse; 
meine Frau stammt aus Ostfriesland, und ich fahre 
öfters von hier aus dorthin. Ich muß schon sagen: 
Es wäre natürlich eine ganz große Erleichterung, 
wenn man den Weg über das Westmünsterland neh-
men könnte. Ich bin also in einer etwas schwierigen 
Situation. 

(Zurufe von der SPD) 

— Herr Tietjen, Sie können mitfahren; Herr Tietjen 
fährt mit, und dann sind wir schon wieder alle in 
einem Boot. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Aber, meine Damen und Herren, im Ernst: Ich 
möchte Herrn von der Wiesche dafür danken, daß 
er diese formale Akzentuierung hier hineinge-
bracht hat. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die Überschrift, unter der wir hier reden, ist mir, 
wie ich hier offen sagen will, nicht so klar und deut-
lich geworden. Ich glaube allerdings, daß jeder — 
das müßten Sie j a wissen —, der vor Ort hautnah an 
den Diskussionen mit Bürgerinitiativen über Pro-
jekte teilgenommen hat, weiß, wie unterschiedlich 
die Ansichten der möglichen Petenten sind, die ver-
schiedenen Interessengruppen angehören. Wir ha-
ben es dabei aber nicht nur mit Interessengruppen 
zu tun, sondern auch mit vielen Leuten, die aus vie-
len allgemeinen und ideellen Gründen davon be-
wegt sind. Ich spreche auch aus persönlicher 
Kenntnis. Ich habe mir auf einer solchen Fahrt ein-
mal die Mühe gemacht, dort vorbeizufahren. Inso-
fern kann ich sagen, daß es für mich — Sie können 
sagen, es sei niedersächsischer Chauvinismus — 

(Heiterkeit) 

keinen Zweifel daran gibt, daß die positiven Effekte 
dieser von den Ländern Nordrhein-Westfalen und 
Niedersachsen übereinstimmend geforderten Maß-
nahme die befürchteten nachteiligen Folgewirkun-
gen überwiegen. Es ist j a richtig, daß man ein sol-
ches Teilstück auch im Zusammenhang mit der Ge-
samtplanung beurteilen muß. Darüber, ob ein Ge-
samtplan bedarfsgerecht ist oder nicht, gibt es auch 
wieder sehr unterschiedliche Ansichten. Diese un-
terschiedlichen Ansichten sind auch durch Gutach-
ten belegbar. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: O ja! — Weitere 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Nun auf Grund eines Gutachtens, einen Antrag auf 
Berücksichtigung stellen, wie das hier die Fraktion 
der GRÜNEN tut, das erscheint mir gegenüber den 
gesamtwirtschaftlichen Untersuchungen, gegen-
über dem persönlichen Kenntnisstand und auch an-
gesichts der Tatsache, daß die Arbeiten an der A 31 
weitergeführt werden — Sie fordern einen Stopp 
der Arbeiten auf Grund dieser Petition — nicht 

überzeugend, um mich anderer Begriffe zu enthal-
ten. 

Es ist schon gesagt worden: Die Arbeiten sind 
schon weit fortgeschritten. Es sind erhebliche Inve-
stitionen getätigt worden. Die in südlicher und 
nördlicher Richtung anschließenden Strecken sind 
fertiggestellt. Der Planfeststellungsbeschluß für 
den Abschnitt auf den sich die Petition bezieht, ist 
durch das zuständige nordrhein-westfälische Mini-
sterium bereits ergangen. Es liegen — wir hörten es 
bereits — private Klagen vor. Doch hat der Rat der 
Stadt Dorsten der Klage nicht zugestimmt. Nun 
kann man das so oder so bezeichnen. Ich will das 
Verhalten auch der SPD da im Rat nicht bewerten. 
Jedenfalls hat sie auch da teils so, teils so ge-
stimmt. 

Nachdem ich mir das angesehen habe, halte ich 
die vom Petenten vorgeschlagene Alternative der 
L 608 nicht für ernsthaft in Betracht kommend. 
Deswegen gibt es für mich überhaupt keine andere 
Möglichkeit, als auch zu sagen: ich respektiere das 
Motiv der SPD für ihren Vorschlag im Ausschuß, 
die Petition bei der Ausführung des Planfeststel-
lungsbeschlusses als Material zu verwenden. Der 
Petent will aber ganz grundsätzlich nicht, daß das 
dahin kommt. Deswegen halte ich es gegenüber 
dem Petenten für ehrlicher, die Petition für erledigt 
zu erklären. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich spreche zur 
Petition der Aktion „Muttermilch — ein Men-
schenrecht", die von über 22 000 Menschen in die-
ser Republik unterschrieben wurde, von Frauen wie 
Männern. Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit, der heute aus seinem Amt ausge-
schieden ist, läßt drei Trümmerhaufen zurück: eine 
Jugendpolitik, deren Geist- und Ergebnislosigkeit 
nur noch von der Politik der Bundesbildungsmini-
sterin Wilms übertroffen wird; eine Familienpolitik, 
die in dem Versuch gipfelt, die Frauen mit einem 
Taschengeld zu bestechen, damit der Strom arbeits-
loser Jugendlicher auch in den 90er Jahren nicht 
abreißt; eine Gesundheitspolitik, die diesen Namen 
nur verdient, wenn man sie im Sinne von Orwell 
versteht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Während die Vergiftung unserer Umwelt, und der 
unserer Gesundheit weiter voranschreitet, hatte 
diese Regierung den Betroffenen nicht mehr zu bie-
ten als Hochglanzbroschüren. Während allen voran 
die chemische Industrie mit ganzseitigen Anzeigen 
in großen Zeitschriften die Wohltaten und Vorzüge 
von Blei oder DDT preisen darf, duldet diese Regie-
rung, daß genau diese Schadstoffe vor allem Kinder 
und Säuglinge in einem Maß vergiften, daß schon 
jetzt mit ernsten Schäden zu rechnen ist. 

Die wohl zur Zeit am stärksten von der Vergif-
tung betroffene Bevölkerungsgruppe ist auch 
gleichzeitig die wehrloseste: ungeborenes und neu- 
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Frau Hönes 
geborenes Leben. Blei durchdringt die Placenta und 
gefährdet schon den Fötus. Neugeborene und Säug-
linge werden mit einem Cocktail aus DDT, PCBs, 
HCB, HCH und den anderen Stoffen des „dreckigen 
Dutzends" versorgt. Hier ist nicht etwa die Rede 
von Fertigmilchprodukten, sondern von dem, was 
eigentlich das Beste für die Säuglinge ist, der Mut-
termilch. Muttermilch ist heute schon vielfach so 
hoch belastet, daß sie aus dem Lebensmittelhandel 
gezogen werden müßte. Schuld daran sind nicht 
etwa die Mütter. Sie atmen nur die Luft ein, für die 
der Innen- und der Verkehrsminister verantwort-
lich zeichnen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

trinken und essen nur das, wofür der Ernährungs- 
und Gesundheitsminister verantwortlich sind, und 
leben von und mit den schadstoffhaltigen Produk-
ten, die von eben diesen Ministern weiterhin im 
Lebensmittelverkehr zugelassen werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die trinken ja 
keine Muttermilch mehr!) 

Die Aktion „Muttermilch — ein Menschenrecht", 
vor einigen Jahren in Freiburg gestartet, hat mitt-
lerweile die Bundesrepublik mit einem Netz von 
Elterninitiativen überzogen. Über 22 000 Menschen, 
Frauen wie Männer, haben eine Petition an Ge-
sundheitsminister Geißler unterschrieben, die fünf 
konkrete Forderungen enthält, damit Mütter ihre 
Kinder wieder ohne Angst und Gewissensbisse stil-
len können. Diese Forderungen sind so einfach und 
bestechend, daß es keinem unter Ihnen gelingen 
könnte, sich ihnen zu entziehen. 

Ich möchte nur einige dieser Forderungen, die 
wir voll unterstützen, hier vortragen und einem 
breiteren Publikum zur Kenntnis bringen. 

Die erste Forderung ist das Verbot der Herstel-
lung, Anwendung und des Imports aller Gifte, die in 
die Umwelt gelangen und sich im menschlichen 
Körper anreichern. Das gilt für Pflanzenschutzmit-
tel, bestimmte Haushaltschemikalien oder auch den 
Holzschutzmittelwirkstoff Pentachlorphenol, der 
viele Menschen vergiftet hat, die noch immer auf 
eine Entschädigung und auf Unterstützung durch 
das Bundesgesundheitsministerium warten. 
Die zweite Forderung: Mittel für den ökologi-

schen Landbau sollen zur Verfügung gestellt werd-
len, denn nur gesunde Nahrung, meine Damen und 
Herren, bedeutet auch gesunde Kinder. Diese For-
derung nach Unterstützung des ökologischen Land-
baus hat neue Nahrung bekommen durch das Son-
dergutachten des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen; das ist das Sondergutachten „Um-
weltprobleme der Landwirtschaft". Dieses Sonder-
gutachten hat klar und eindeutig die Sünden derzei-
tiger Landvergewaltigung belegt. Weil dieses Gut-
achten unbequem ist, hat die Bundesregierung bis-
lang die öffentliche Debatte gescheut. Dazu hat sie 
auch allen Grund, bedenkt man nur ihre katastro-
phale Gesundheits- und Agrarpolitik. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, Ihnen ist das unangenehm; horchen Sie nur 
gut zu. 

Als dritte, wenn auch nicht als letzte Forderung 
verlangen die mehr als 22 000 besorgten Bürger — 
und Sie wollen j a immer so bürgernah sein, lieber 
Herr Kollege —, die diese Petition unterschrieben 
haben, daß die Beweislast für mögliche gesundheit-
liche Folgeschäden von den Schultern der Verbrau-
cher und Verbraucherinnen genommen und den 
Herstellern auferlegt wird, die, bevor sie eine neue 
Chemikalie oder ein Produkt in den Handel brin-
gen, nachweisen sollen, daß es unschädlich ist. 

Die von der Mehrheit im Ausschuß beschlossene 
Überweisung dieser so wichtigen Petition als Mate-
rial an die Bundesregierung wird kaum etwas zu 
einer baldigen Durchsetzung der dargestellten For-
derungen beitragen. Da die schriftliche Stellung-
nahme des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit nicht erkennen läßt, daß alle mögli-
chen und notwendigen Maßnahmen ergriffen wor-
den sind, muß diese Petition unbedingt der Bundes-
regierung zur Berücksichtigung überwiesen wer-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Becker. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Ich bin der Meinung, wir kehren mal auf den 
Boden der Tatsachen zurück und reden so, wie es 
diesem ernsten Problem geziemt. Dieses ernste 
Problem der Schadstoffbelastung unserer Umwelt, 
insbesondere der Nachweis von belastenden Stof-
fen in der Muttermilch, beschäftigt erneut den Bun-
destag. Alle Parteien und alle Mitglieder dieses 
Hauses erfüllt dieses Problem mit Sorge. Alle neh-
men dies außerordentlich ernst. Daher hat meine 
Fraktion ebenso wie die Fraktionen der SPD und 
FDP dem Vorschlag zugestimmt, die von über 
22 000 Unterschriften gestützte Petition einer Ak-
tionsgemeinschaft an die Bundesregierung als Ma-
terial zu überweisen. 

In der Beratungsphase dieser Petition hat die 
Bundesregierung deutlich gemacht, daß sie und 
ihre Ämter bereits seit längerem und mit wachsen-
dem Erfolg aktiv wurden. Hier waren und sind um-
fangreiche Forschungsarbeiten im Gange. Daraus 
dann resultierende Ergebnisse werden konsequent 
in Verordnungen umgesetzt. Untersuchungen zei-
gen, daß auf einigen Gebieten auch schon die Rück-
stände im Körper deutlich zurückgingen. Es liegt 
nun aber einmal in der Natur der Ablagerungsvor-
gänge im Körper, daß diese Ablagerungen oft noch 
längere Zeit im Körper verbleiben und erst allmäh-
lich ausgeschieden werden, selbst wenn die Schad-
stoffe schon längst und jahrelang in der Anwen-
dung stark herabgesetzt oder sogar ganz aus unse-
rem Gebrauch verschwunden sind. 
Den in den letzten Jahren besonders im Interesse 

stehenden Chlorkohlenwasserstoffen — Beta-HCH 
— und den polychlorierten Diphenylen galt die be-
sondere Aufmerksamkeit. Bei dem Chlorkohlen-
wasserstoff wurde die tolerierte Höchstmenge dra-
stisch reduziert. Die polychlorierten Diphenyle wer-
den in der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr 
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hergestellt. In den Altgeräten, vor allem im Berg-
bau, werden seit einiger Zeit diese Stoffe durch Er-
satzstoffe völlig ersetzt. Dieser Ersatz dürfte späte-
stens in zwei Jahren abgeschlossen sein. 

Wenn der Erfolg in unserem Lande vollständig 
sein soll, müssen diese Schadstoffe auch bei unse-
ren Nachbarn reduziert werden. Hier hat die Bun-
desregierung im Rahmen der Europäischen Ge-
meinschaft bereits die Initiative ergriffen. 

Auch bei den Pflanzenschutzmitteln sind die 
Rückstandshöchstgrenzen festgelegt worden. For-
schungsarbeiten wurden in Gang gesetzt, um die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf das öko-
logisch vertretbare und wirtschaftlich notwendige 
Maß zu beschränken. Die von der Bundesregierung 
jetzt in Arbeit stehende Gefahrstoffverordnung 
wird für ca. 1200 Chemikalien eine besondere Kenn-
zeichnung durch Warnsymbole, Warnhinweise und 
Sicherheitsratschläge vorschreiben. Weitere, even-
tuell sich dann als gefährlich erweisende Stoffe 
müssen in Zukunft ebenfalls gekennzeichnet wer-
den. 

Bislang hat diese Bundesregierung gezeigt — wie 
auch die vorhergehenden —, daß sie ihrer Verant-
wortung voll gerecht wird. Das Ziel der Petenten 
wird von der Bundesregierung seit geraumer Zeit 
verfolgt. Durch ihre Maßnahmen und Anzeigen hat 
sie bewiesen, daß sie die Anliegen der Petenten 
auch weiterhin berücksichtigen will. 

Die von der Fraktion der GRÜNEN vorgeschla-
gene weitere Beratung und Anhörung von Sachver-
ständigen im Petitionsausschuß vermag uns zur 
Zeit nicht weiterzubringen. Auf Veranlassung der 
Vorsitzenden des Petitionsausschusses, Frau Kolle-
gin Berger, wurde vom Wissenschaftlichen Dienst 
bereits eine Auflistung aller Parlamentsmaterialien 
für die hier angesprochenen Themen gefertigt. 
Diese umfaßt 100 Seiten und zeigt, wie ernst das 
Problem vom Parlament genommen wird. 

Darüber hinaus wurde im Petitionsausschuß eine 
Ergänzung des Beschlusses vorgeschlagen, wonach 
die Bundesregierung aufgefordert wird, dem Peti-
tionsausschuß zum 1. November 1986 über den 
Stand der Maßnahmen zur Sicherung der Mutter-
milch vor Schadstoffen zu berichten, sowie diese 
Petition den Fraktionen des Deutschen Bundesta-
ges zur Kenntnis zu geben, damit diese gegebenen-
falls in den Fachausschüssen selbst initiativ nach 
Lösungswegen suchen können. 

Meine Damen und Herren, irgendwelche Pauken-
schläge, irgendein Dröhnen oder Palaver führen 
uns nicht weiter. Die Dinge müssen sorgsam ver-
folgt werden. Aus diesem Grunde plädieren wir für 
Materialüberweisung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Reuter. 

Reuter (SPD): Frau Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Gestatten Sie mir zunächst 
eine Vorbemerkung. Ich meine, wir sollten allesamt 
nicht den Eindruck vermitteln, als wären wir in der 

Lage, wenn hier Petitionen eingereicht werden, alle 
Fehlentwicklungen der zurückliegenden Jahre 
durch einen Federstrich zu heilen. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist wahr!) 

Sonst geschieht nämlich folgendes: Wir bauen bei 
den Petenten einen hohen Erwartungshorizont auf, 
den wir dann nicht erfüllen können. Die Folge ist, 
wir werden in der Presse zerrissen und das Peti-
tionsrecht wird angegriffen. Das ist das Problem. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ich kann nur sagen, meine Damen und Herren, 
daß die vorliegende Petition vom Petitionsausschuß 
sehr sorgfältig beraten wurde, auch dank der guten 
Ausarbeitung des Büros. 

An dieser Stelle muß ich einmal sagen, ich be-
dauere es, daß die sehr geschätzte Kollegin Nickels 
diesem Ausschuß nicht mehr angehört. Denn ich 
bin davon überzeugt, wir kämen heute einen ent-
scheidenden Schritt in dieser Frage weiter. 

Wenn wir uns den Inhalt der Petition ernsthaft zu 
Gemüte führen, kommen wir leicht zu der Erkennt-
nis, daß eine Vielzahl von Disziplinen der Politik 
angesprochen sind. 

Die Zahl von 22 000 Unterschriften zeigt sicher-
lich das Maß der Betroffenheit. Aber ich warne da-
vor, immer die Zahl derjenigen, die unterschrieben 
haben, zum Kriterium der Wichtigkeit und Bedeu-
tung einer Petition zu machen, weil ich mir gut vor-
stellen kann, daß der einzelne Bürger — — 

(Mann  [GRÜNE]: In diesen Dingen ist das 
aber fatal!) 

— Herr Kollege Mann, ich sage das losgelöst von 
diesem Problem, weil ich die Betroffenheit der 
Menschen kenne. Wenn Sie aber immer ein Szena-
rio hinstellen, mit dem Sie den Leuten den letzten 
Spaß am Leben vermiesen, dann frage ich mich, 
warum Sie die Welt überhaupt verbessern wollen — 
für wen denn? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Ach gehen Sie doch heim! Das ist doch 

platt!) 

— Frau Kollegin, Sie müssen keine böse Mine auf-
setzen; Sie können mit mir ganz freundlich umge-
hen. 

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD und 
der CDU/CSU — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Sie passen wunderbar zu den Kollegen zu 
meiner Linken mit Ihrem Harmoniebe

-

dürfnis! — Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: 
Es sind j a GRÜNE! Die können nicht an

-

ders!) 

— Wissen Sie, es ist immer ein Fehler, wenn die 
Funktion des Gehirns durch die Galle übernommen 
wird. Das ist schlecht in einer Auseinanderset-
zung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Hervorragend! — 
Mann  [GRÜNE]: Wir reden aber über die 

Muttermilch!) 
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— Ja, Sie sehen doch, ich bin gestillt worden, Sie 
merken das an meiner Figur. Meine Damen und 
Herren von den GRÜNEN, ich verstehe Ihre Aufre-
gung überhaupt nicht. Ich begrüße es, daß immer 
mehr junge Frauen bereit sind zu stillen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

Aber wenn Sie Ihr Szenario so schildern, dann lau-
fen Sie doch Gefahr, daß viele es nicht mehr tun. 
Herr Kollege Mann, Sie haben z. B. im Ausschuß 
dargelegt, daß viele Frauen deshalb nicht stillen 
würden, weil sie Angst vor den Schadstoffen in der 
Muttermilch hätten. 

(Mann [GRÜNE]: Ja, natürlich, das gibt es 
doch!) 

— Also ich bin näher an der Basis als Sie, weil Sie 
kein Auto haben; ich fahr noch mit meinem Auto 
zur Basis. 

(Heiterkeit bei der SPD und der CDU/ 
CSU) 

Ich weiß jedenfalls von den Frauen, mit denen ich 
ins Gespräch gekommen bin, daß viele Frauen in 
der Vergangenheit nicht stillen wollten, weil sie 
Angst hatten, daß die herrliche Verpackung der 
Muttermilch Gefahr laufen könnte, beschädigt zu 
werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der CDU/CSU — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Sie sind doch ein schrecklicher Chauvi

-

fist!) 

— Ja, das habe ich von Ihnen erwartet, aber Sie 
sind ja weltfremd, verehrte Frau Kollegin. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der CDU/CSU) 

Ich kann über diese Dinge reden und sage Ihnen: 
Ich nehme diese Petition sehr ernst. Aber Sie müs-
sen eines wissen: Wer bei dieser Petition hier for-
dert, daß sie der Bundesregierung zur Berücksichti-
gung vorgelegt werden soll, der verlangt, daß die 
hier genannten fünf Punkte von der Bundesregie-
rung unverzüglich umgesetzt werden, weil sie nach 
unseren Regeln hier in sechs Wochen berichten 
muß. Wir können das zwar auf sechs Monate aus-
dehnen, Herr Kollege Mann, aber das hilft uns nicht 
weiter, weil die Probleme auch in sechs Monaten 
nicht gelöst werden können. 

(von der Wiesche [SPD]: So ist es!) 

Und noch eines will ich Ihnen sagen: Wer sich mit 
der Sache ernsthaft befaßt, wird mir recht geben, 
daß eindeutig und zweifelsfrei feststeht, daß 
Punkt 5, kostenlose Untersuchung der Muttermilch 
für alle Frauen — Ihnen lange bekannt —, Sache 
der Länder ist. Sie können doch in den Ländern 
aktiv werden, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie aber noch 
besser!) 

Sie brauchen doch nicht zu warten, bis etwas pas-
siert. 

Ich möchte zum Schluß kommen und Ihnen fol-
gendes sagen: 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Bitte schön, Herr Kollege Mann, für Sie immer. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Mann, Sie haben eine Zwischenfrage. 

Mann (GRÜNE): Sehr freundlich, Herr Kollege 
Reuter. — Herr Kollege, sind Sie bereit, zur Kennt-
nis zu nehmen, daß die GRÜNEN im baden-würt-
tembergischen Landtag — ich glaube, bereits vor 
zwei oder drei Jahren — für die kostenlose Untersu-
chung von Muttermilch eingetreten sind, daß wir 
das also sehr wohl auch tun, und daß der wesentli-
che Kern der Petition dadurch, durch diesen einen 
Punkt mitnichten erledigt ist? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und was tut die 
SPD?) 

Reuter (SPD): Herr Kollege Mann, das ist sehr 
lobenswert. Dann darf ich Sie daran erinnern, daß 
die SPD-Bundestagsfraktion hier bereits im Jahre 
1982 eine Kleine Anfrage zum Schadstoff in der 
Muttermilch eingebracht hat und daß wir uns mit 
diesem Problem schon seit Jahren sehr intensiv be-
fassen. Aber es wäre fatal, wenn Sie den Eindruck 
vermitteln würden, daß wir hier ad hoc in der Lage 
wären, diese Probleme mit einem Federstrich sofort 
zu lösen. Das geht nicht. Deswegen meine ich, daß 
der Weg, der hier beschritten wird, die Petition der 
Bundesregierung als Material zu überweisen, rich-
tig ist, damit die Bundesregierung wiederum einen 
Anstoß erhält, auf den hier vorgezeichneten Wegen 
weiter entscheidend voranzugehen. Auch die Frak-
tionen, denen wir die Petition zur Kenntnis bringen, 
sind informiert und können an diesen Problemen 
aktiv weiterarbeiten. 
Insofern bin ich überzeugt, meine Damen und 

Herren, daß das Problem in absehbarer Zeit einer 
Lösung zugeführt werden kann, allerdings nicht in 
einem halben Jahr. Hier dauert's fünf Jahre und 
länger, bis wir die Dinge im Griff haben. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Also, ich habe j a nun 
auch Muttermilch genossen. Vielleicht habe ich des-
halb noch in etwa einen klaren Kopf behalten. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Es besteht ja kein Zweifel daran, daß die Mutter-
milch ein ganz sensibler Indikator für Giftstoffe ist. 
Es besteht auch kein Zweifel daran, daß die Mutter-
milch für die Entwicklung des Kindes wichtig und 
sehr gut ist. Des weiteren ist kein Zweifel, daß die 
Meßmethoden immer genauer werden. Wir wissen 
heute über Giftstoffe in der Muttermilch viel mehr, 
als wir vorher gewußt haben. Also, wir wollen die 
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Bundesregierung in dem Bemühen unterstützen, 
daß sie sowohl die Meßmethoden, die Indikatoren 
verfeinert als auch die Verminderung der Schad-
stoffe vorantreibt. 
Aber es steht doch auch fest, daß — trotz der Din-

ge, die Sie hier wie ein Gespenst an die Wand malen 
— die Säuglingssterblichkeit in der Bundesrepublik 
seit Jahren zurückgeht. Weiter steht fest, daß die 
Lebenserwartung der Menschen, der Frauen wie 
der Männer, zunimmt. Es kann also so gar nicht 
sein, wie Sie das hinstellen. Vor allen Dingen — das 
sollte ernst genommen werden — sollten die Mütter 
noch besser unterrichtet werden, damit sie wäh-
rend ihrer Schwangerschaft weniger Tabletten neh-
men. Das Tablettenschlucken — das wird Herr Dr. 
Becker mir wahrscheinlich bestätigen — ist leider 
sehr weit verbreitet. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Also, das sind doch 
Nebenkriegsschauplätze!) 

Also, ich will den Müttern Mut machen, damit sie 
auch in Zukunft stillen und es nicht etwa auf Grund 
dieser gespenstischen Vorausschau, die Sie da ent-
worfen haben, sein lassen. 
Abschließend möchte ich sagen, daß es wirklich 

ausreicht, wenn diese Petition als Material sowohl 
der Bundesregierung als auch den Fraktionen zur 
Verfügung gestellt wird. 
Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, der Abgeordnete Mann hat, wie er mir sag-
te, eine kurze Bemerkung als Berichterstatter zu 
machen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Was soll denn das?  — 
Dr.  Rumpf [FDP]: Dem fehlt die Mutter

-

milch! — Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: 
Dem fehlt noch mehr! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

Mann (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
beruhigen Sie sich doch. — Herr Kollege Reuter, ich 
möchte nur etwas richtigstellen. Wenn hier in Ihren 
Ausführungen soeben davon die Rede gewesen ist 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das ist nicht zur 
Berichterstattung! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— hören Sie mir doch einmal zu — 

Vizepräsident Frau Renger: Augenblick, meine Da-
men und Herren, einen Augenblick! 

Mann (GRÜNE): — —, von uns werde vorgeschla-
gen, daß die Verwirklichung der Petition innerhalb 
von sechs Wochen erfolgen müsse, dann bitte ich 
Sie, doch unseren Antrag zu lesen. Frau Kollegin 
Hönes hat sich leider etwas mißverständlich ausge-
drückt. In dem Antrag fordern wir eine sachge-
rechte Beratung durch Ladung eines Regierungs-
vertreters und eines Vertreters des Umweltbundes-
amtes. Deswegen fordern wir eine Zurücküberwei-
sung an den Ausschuß. Ich finde es einfach unkor-
rekt und fühle mich außerordentlich betroffen, 

wenn Sie sich hier so schulmeisterlich verhalten, 
schulmeisterlich in einem sehr schlechten Sinne. Es 
gibt ja auch positive Schulmeister. Herrn Vogel 
habe ich übrigens --- wenn er in dem Zusammen-
hang genannt wird — immer als einen positiven 
Schulmeister empfunden. 

Ich weise das also ganz entschieden zurück. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Mann, das war natürlich nicht eine Berichterstat-
tung. 

(Mann [GRÜNE]: Doch, das ist es!) 

— Es war eine Erklärung nach § 30 der Geschäfts-
ordnung. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist beides!) 

— Okay, Sie hatten gesagt, Sie wollten das Wort als 
Berichterstatter. Korrigieren wir das! Dann brau-
chen wir nicht mehr darüber zu diskutieren. — 
Danke schön. 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über den 
Tagesordnungspunkt 9 a, und zwar zuerst über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 10/3880. Wer diesem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der An-
trag ist abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
auf Drucksache 10/3587 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 9 b und 
stimmen zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/3881 ab. Wer 
diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 10/3588 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — So angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tages-
ordnungspunkt 9 c, und zwar zuerst über den Ände-
rungsantrag des Abgeordneten Mann und der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/3866. Wer 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 10/3589 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung ist angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tages-
ordnungspunkt 9 d und stimmen zunächst über den 
Änderungsantrag des Abgeordneten Mann und der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/3867 ab. 
Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dies ist abgelehnt. 
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Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-

schusses auf Drucksache 10/3787 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung des Petitionsausschusses ist angenommen. 

Es ist noch über die Tagesordnungspunkte 9 e bis 
9i abzustimmen. Wer der Beschlußempfehlung des 
Petitionsausschusses zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen ange-
nommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Berichts des Auswärtigen Aus-
schusses (3. Ausschuß) gemäß § 62 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung zu dem von der Fraktion 
DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Zusatzprotokoll zu den Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949 über den 
Schutz der Opfer internationaler bewaffneter 
Konflikte (Protokoll I) 
— Drucksachen 10/406, 10/3872 — 

Der  Ältestenrat hat eine Aussprache bis zu fünf 
Minuten je Fraktion vorgeschlagen. — Das Haus ist 
damit einverstanden. Es ist so beschlossen. 
Wird hierzu das Wort zur mündlichen Berichter-

stattung erbeten? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Todenhöfer. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Das Zusatzpro-
tokoll I von 1977 zu den Genfer Abkommen von 
1949 bezieht sich nach seiner ganzen Entstehungs-
geschichte und vor allem nach den ausdrücklichen 
Erläuterungen des IKRK bei der Vorlage des von 
ihm erarbeiteten Entwurfs der Protokolle im Jahre 
1973 sowie nach den ausdrücklichen Erklärungen 
der USA, Großbritanniens, Frankreichs und vor al-
lem auch nach den ausdrücklichen protokollierten 
Erklärungen der Sowjetunion ausschließlich auf 
konventionelle Waffen. 
So hat die Sowjetunion am 21. März 1975 zu den 

Verhandlungen über das Zusatzprotokoll I  aus-
drücklich erklärt: 

Ihre (die sowjetische) Delegation teile den 
Standpunkt des IKRK betreffend die Aufgabe 
der Konferenz im Hinblick auf das Verbot von 
Waffen. Wie das IKRK in seiner Einführung 
des Entwurfs der Protokolle unterstrichen 
habe, sèien Probleme im Zusammenhang mit 
der atomaren, bakteriologischen und chemi-
schen Kriegführung Gegenstand von interna-
tionalen Vereinbarungen und Verhandlungen 
der Regierungen, und das IKRK, indem es den 
Entwurf der Protokolle vorlegt, habe nicht die 
Absicht, diese Fragen aufzugreifen. 

Da dies einerseits aus Unkenntnis, andererseits 
aus Gegnerschaft zur nuklearen Verteidigungsstra-
tegie des Westens zum Teil bestritten wird, unter-
stützt die CDU/CSU die Absicht der deutschen Bun-
desregierung, bei der Ratifikation eine Interpreta-
tionserklärung abzugeben, in der zur Vermeidung 

von Mißverständnissen noch einmal unterstrichen 
wird, daß das I. Zusatzprotokoll sich lediglich auf 
konventionelle Waffen bezieht. 

(Abg. Verheugen [SPD] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zwischenfrage. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Die deutsche Bundes-
regierung befindet sich hierin im übrigen in Über-
einstimmung mit der Haltung der vorhergehenden 
sozialliberalen Bundesregierung, die sich im Jahre 
1980 ebenfalls ausdrücklich für die Abgabe einer 
Nuklearerklärung ausgesprochen hatte. 

Die Ratifikation des I. Zusatzprotokolls, verbun-
den mit einer Interpretationserklärung, wird erfol-
gen, sobald einer der Atomwaffenstaaten der NATO 
das Zusatzprotokoll ratifiziert hat. 

Auch für den Einsatz von Nuklearwaffen gilt im 
übrigen das allgemeine Kriegsvölkerrecht, das zum 
Schutz der Zivilbevölkerung unterschiedslose nu-
kleare Angriffe bindend untersagt. Unterschieds-
lose Angriffe sind ebenso wie Angriffe gegen Städte 
und Bevölkerungszentren völkerrechtswidrig. 
Die CDU/CSU unterstreicht den bindenden Cha-

rakter des völkerrechtlichen Verbots unterschieds-
loser konventioneller ebenso wie nuklearer An-
griffe gegen die Zivilbevölkerung. Wir werden un-
sere Zustimmung zu einer Verteidigungsstrategie 
heute und in Zukunft nur geben, soweit diese Stra-
tegie mit den Regeln des Völkerrechts und mit 
Art. 25 des Grundgesetzes in Einklang steht. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sie weichen dem 
Problem aus, Herr Todenhöfer!) 

Die CDU/CSU begrüßt insoweit die Erklärung 
der deutschen Bundesregierung, wonach die gül-
tige Verteidigungsplanung der Bundesrepublik 
Deutschland ebenso wie die gültige Bündnisstrate-
gie der NATO ausdrücklich dem völkerrechtlichen 
Gebot, nur militärische Ziele anzugreifen, folgt und 
das völkerrechtliche Verbot von Angriffen gegen 
Städte und Bevölkerungszentren ausdrücklich ach-
tet. 
Im übrigen darf von niemandem übersehen wer-

den, daß die NATO eine rein defensive Strategie 
hat. Keine ihrer Waffen wird jemals eingesetzt wer-
den, es sei denn als Antwort auf einen Angriff. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Reden Sie doch 
mal zum Problem!) 

Nuklearwaffen haben für die NATO in erster Linie 
die Aufgabe der Kriegsverhinderung. Man kann 
diese übergeordnete Aufgabe der Kriegsverhinde-
rung bei der völkerrechtlichen Beurteilung der 
Nuklearwaffen nicht einfach negieren. 
Die CDU/CSU, die sich im Ausschuß intensiv mit 

dieser Frage befaßt hat, 
(Peter [Kassel] [SPD]: Abenteuerlich!) 
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wird die Bundesregierung bei allen Versuchen un-
terstützen, die westliche Bündnisstrategie entspre-
chend dem Völkerrechtsgebot, die Zivilbevölkerung 
soweit als möglich zu schützen, ständig weiterzu-
entwickeln. Die Wirksamkeit der NATO-Strategie 
als Kriegsverhinderungsstrategie darf dabei selbst-
verständlich nicht verringert werden. — Die CDU/ 
CSU sieht darüber hinaus in der Weiterentwicklung 
des Kriegsvölkerrechts in allen Bereichen, auch im 
nuklearen Bereich, eine ständige Verpflichtung der 
gesamten Völkergemeinschaft. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Am Problem glatt 

vorbei!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte die Vorhersage wagen, 
daß der eigentliche Gegenstand dieser Debatte, die 
Frage der Vereinbarkeit der gültigen NATO-Strate-
gie mit dem geltenden und mit dem neu geschaffe-
nen Völkerrecht, schon bald ein zentrales Thema 
der sicherheitspolitischen Auseinandersetzung sein 
wird. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Hier tickt eine politische Zeitbombe. Das ist auch 
der Grund, warum der Gesetzentwurf der GRÜNEN 
jetzt schon seit zwei Jahren schmort und warum es 
dem SPD-Antrag vom 28. September 1983 ebenso 
ergangen ist. 

Wir haben seinerzeit beantragt, die Bundesregie-
rung möge das Ratifizierungsgesetz zu den Genfer 
Zusatzprotokollen unverzüglich vorlegen. Einen ei-
genen Gesetzentwurf haben wir nicht eingebracht, 
weil wir es für rechtlich zweifelhaft hielten und hal-
ten, ob das Parlament bei völkerrechtlichen Verträ-
gen ein Initiativrecht hat. Aber das kann man jetzt 
dahingestellt sein lassen; es ist im Augenblick noch 
nicht von Belang. 

Von Belang ist im Augenblick die Frage, warum 
die Regierung bisher die schon 1967 unterzeichne-
ten Protokolle nicht zur Ratifizierung vorgelegt 
hat. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: 1977, Herr Ver

-

heugen!) 

Im Umgang mit dem Zusatzprotokoll I, das den 
Schutz der Zivilbevölkerung in Kriegen wesentlich 
verbessert, offenbart die Bundesregierung eine 
peinliche Hilflosigkeit, Ratlosigkeit und, so muß ich 
leider auch sagen, Unfähigkeit. Das federführende 
Auswärtige Amt befindet sich dabei in einer die 
Koalitionen überdauernden Kontinuität; denn zu-
erst hatte es dem Parlament weismachen wollen — 
das war in der vorigen Legislaturperiode —, die 
Vertragsparteien des Zusatzprotokolls I hätten 
Atomwaffen einvernehmlich ausgeklammert. Es 
hat zu diesem Zweck den Sinn von Erklärungen des 
Internationalen Komitees des Roten Kreuzes in 
verfälschter Form wiedergegeben, so wie es der 
Kollege Todenhöfer gerade auch wieder getan hat. 

Es hat dem Parlament die schweren sicherheits-
politischen Probleme im Zusammenhang mit dem 
Zusatzprotokoll bewußt verschwiegen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Es hat sodann erklärt, man könne durch einen Vor-
behalt sicherstellen, daß die Bestimmungen des 
Protokolls auf Atomwaffen nicht angewendet wür-
den. Es hat sich danach dahin gehend verbessert, 
daß Atomwaffen doch eingeschlossen seien, soweit 
das Protokoll geltendes Völkergewohnheitsrecht le-
diglich festschreibt. Es hat dann den rechtlich un-
möglichen Nuklearvorbehalt aufgegeben und eine 
Nuklearerklärung, eine Vertragsinterpretation prä-
sentiert, die wir rechtlich und politisch für ebenso 
dubios halten. 

Die vorläufig letzte Position ist jetzt, daß nach 
dem Verständnis der Bundesregierung die neu ein-
geführten Bestimmungen des Protokolls für Atom-
waffen nicht gelten sollen, also das absolute Verbot 
der Repressalie, das Verbot der Umweltkriegsfüh-
rung und im Verständnis der Regierung auch das 
Gebot der Verhältnismäßigkeit der Kampffüh-
rungsmittel auch im Einzelfall. 

Dieser letzte Punkt ist unter den Völkerrechtlern 
und den Vertragspartnern umstritten. Die meisten 
Fachleute sehen in der Konkretisierung des Über-
maßverbotes kein neues Recht. In ihrer Interpreta-
tion verzichtet die Regierung bisher darauf, genau 
zu definieren, was sie für neu hält, mit dem Ergeb-
nis, daß der Soldat darauf angewiesen sein wird, zu 
raten, was ihm völkerrechtlich erlaubt ist und was 
nicht. 

In der Frage des Verfahrens flüchtet die Regie-
rung von einem Mauseloch ins andere. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist aber vor-
nehm formuliert!) 

1983 hieß es, es werde alsbald ratifiziert, 1984 hieß 
es, noch im selben Jahr, und die derzeit gültige Ver-
sion lautet, es werde erst nach einer nuklearen 
Großmacht ratifiziert. Im Klartext: Die Regierung 
will sich die Kastanien von andern aus dem Feuer 
holen lassen. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Das ist grotesk, absurd und für uns alle lebensge-
fährlich; denn die Politik der Bundesregierung wird 
zwangsläufig dazu führen, daß unser Volk im Falle 
eines Nuklearkrieges dem Schutz des Völkerrech-
tes entzogen wird. Wenn nämlich der Interpretation 
der Bundesregierung von den Vertragspartnern 
nicht widersprochen wird, würde es in der Tat auf 
dem Territorium der Bundesrepublik völkerrecht-
lich erlaubt sein, die Atomwaffe als Repressalie ein-
zusetzen, konventionelle Waffen aber nicht, die Um-
welt mit Atomwaffen zu zerstören, mit konventio-
nellen Waffen aber nicht, und unterschiedslose An-
griffe mit Atomwaffen ohne Rücksicht auf die Zivil-
bevölkerung zu führen, während der unterschieds-
lose Angriff mit konventionellen Waffen verboten 
wäre. Das heißt also, daß gerade für die extremsten 
Gefahrensituationen das Völkerrecht nicht gelten 
soll. 
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Und warum das alles? Weil die Bundesregierung 

genau weiß, aber nicht zugibt, daß wesentliche Ele-
mente der NATO-Strategie wenigstens die Option 
auf den Ersteinsatz von Kernwaffen und wenig-
stens die vorbedachte Eskalation zum humanitären 
Kriegsvölkerrecht, wie es das Protokoll festschreibt 
und entwickelt, in einem unauflöslichen Gegensatz 
stehen. Letztlich also steht die gesamte Doktrin der 
nuklearen Abschreckung zur Diskussion. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Genau!) 
Und das wird das Thema der tiefgreifenden Ausein-
andersetzung sein, die sich ankündigt. Nachdem 
feststeht, daß das Protokoll nicht Waffen oder Waf-
fenarten verbietet, sondern bestimmte Wirkungen, 
kann die Position der Regierung nur so verstanden 
werden, daß sie für Optionen der atomaren Kriegs-
führung kämpft, vor denen unser Volk durch das 
Völkerrecht geschützt werden könnte, aber nach 
dem Willen der Regierung nicht geschützt werden 
soll. Das ist atemberaubend abenteuerlich, und ich 
mache schon jetzt darauf aufmerksam, daß die Hal-
tung der Bundesregierung die Frage aufwerfen 
wird, ob das mit dem Grundgesetz vereinbar ist. 

(Beifall des Abg. Peter [Kassel] [SPD] und 
bei den GRÜNEN) 

Wir verlangen die unverzügliche Ratifizierung des 
Protokolls ohne Wenn und Aber. 

(Beifall des Abg. Peter [Kassel] [SPD] und 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es ist schade, daß so viele Mit-
glieder des Petitionsausschusses gegangen sind. 
Dieses Thema ist nämlich auch Gegenstand zahlrei-
cher Petitionen. Wir begrüßen diese Petitionen. 
Herr Verheugen hat schon darauf hingewiesen: Vor 
ziemlich genau zwei Jahren, am 23. September 1983, 
hat die Fraktion der GRÜNEN im Deutschen Bun-
destag das Ratifizierungsgesetz für die beiden Gen-
fer Zusatzprotokolle in den Deutschen Bundestag 
eingebracht, wenige Tage später kam die SPD mit 
ihrem Antrag. Nach der Unterzeichnung im Dezem-
ber 1977 waren bereits fünf Jahre unter der SPD/ 
FDP-Koalition vergangen — auch das darf man 
nicht vergessen —, und nunmehr, fast acht Jahre 
nach der Unterzeichnung, beantwortet die Bundes-
regierung die immer drängender werdenden Fra-
gen nach dem Ratifizierungstermin mit der Stan-
dardantwort deutscher Bürokraten: Es wird ge-
prüft. 

Indem wir GRÜNEN — deswegen war ich der 
Meinung, daß wir auch als erste dran wären — die-
sen Ratifizierungsgesetzentwurf heute auf die Ta-
gesordnung gesetzt haben, signalisieren wir Ihnen: 
Ihr Gemisch aus Hinhaltetaktik und Untätigkeit, 
Ihren Versuch, sich der politischen Brisanz durch 
Aussitzen oder Ausklammern zu entledigen, wer-
den wir nicht hinnehmen. Ich kündige hiermit die 
Absicht der Fraktion der GRÜNEN an, ab jetzt etwa 
in jedem Vierteljahr den Ratifizierungsprozeß zum 
Gegenstand einer Plenardebatte im Deutschen 

Bundestag zu machen, und zwar nicht mehr kurz 
vor zehn Uhr und bei gut 20 Leuten im Parlament. 

Wir werden Sie an Ihren eigenen Ansprüchen 
messen. Herr Möllemann, Sie haben am 26. Januar 
1984 in der ersten Lesung unseres Ratifizierungsge-
setzentwurfes angekündigt: „Die Bundesregierung 
wird sich bemühen, das Ratifikationsverfahren 
noch im Laufe dieses Jahres" — gemeint war 1984 
— „einzuleiten." Heute stehen Sie mit leeren Hän-
den da und flüchten sich in wolkige Formulierun-
gen. Es werden Interpretationskünste aufgeboten 
— Herr Verheugen hat das erwähnt, ich will das 
nicht wiederholen —, die entgegen dem eindeutigen 
Wortlaut der Bestimmungen des Zusatzprotokolls I 
das Verbot unterschiedsloser Angriffe abschwä-
chen und Atomwaffen aus dem Geltungsbereich der 
Zusatzprotokolle ausklammern wollen. Herr Toden-
höfer, Sie haben das auch gemacht. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Die Vorge-
schichte kennen Sie nicht!) 

Es wäre geradezu aberwitzig, wenn sich ausgerech-
net die Bundesrepublik Deutschland hier zu einem 
Atomwaffenvorbehaltsapostel aufschwingen würde 
— es sei denn, sie verfolgt entsprechende Ambitio-
nen, und davon war j a heute auch schon die Rede. 
Indizien dafür haben wir eine Menge: Schneller 
Brüter in Kalkar, die atomare Wiederaufbereitungs-
anlage, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
dummes Geschwätz!) 

aber auch Ihr Plädoyer aus Teilen der CDU und 
CSU für eine europäische Atomstreitmacht, die fast 
2 Milliarden DM für die nukleare Teilhabe — so 
wörtlich — der Bundesrepublik in der Bundeswehr-
langzeitplanung; der Griff des Fingers zum Abzug 
zur Atombombe wird immer offensichtlicher. Das 
ist das eigentliche Problem. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Dummes Geschwätz! — 

Dummes Zeug!) 

— Daß Sie das nicht wahrhaben wollen, wundert 
mich nicht, meine Herren von der Union. 

Mein Kollege Otto Schily hat in der ersten Le-
sung bereits unsere Argumente für eine vorbehalts-
lose und sofortige Ratifizierung vorgetragen. Sie 
gelten fort. Ich kann im wesentlichen auch das un-
terstützen, was Herr Verheugen vorgetragen hat. 
Meine Frage ist: Warum verschanzt sich die Bun-
desregierung hinter dem Argument, die Ratifizie-
rung durch die USA und Großbritannien abzuwar-
ten? Machen wir es doch Norwegen oder Dänemark 
nach, die bereits wie rund 40 andere Staaten ratifi-
ziert haben. Wir jedenfalls begrüßen den Druck der 
Petenten, den Druck aus der Friedensbewegung 
und die Bemühungen des Deutschen Roten Kreu-
zes, die ja sehr nachdrücklich in diese Richtung 
gehen. 

Der wahre Grund für das Verschleppungsmanö-
ver der Bundesregierung liegt woanders. Ich zitiere: 
„Die NATO-Strategie widerspricht dem Völker-
recht", so hat die „Zeit" am 7. Dezember 1984 ihren 
Artikel über die für Bundesregierung und Koalition 
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peinliche Situation überschrieben. Unterschiedslose 
Kriegsführung, Übermaßverbot, wirksamer Schutz 
der Zivilbevölkerung im Kriegsfall; für uns GRÜNE 
sind dies alles. außerordentlich zweischneidige Be-
stimmungen eines Völkerrechts, das unseren Vor-
stellungen von Friedensvölkerrecht bei weitem 
nicht genügt. Nur: Die NATO-Strategie mit ihrer 
Option zum Ersteinsatz von Atomwaffen, mit ihrer 
Mischung aus Bunkermentalität und Sieg-im-Atom-
krieg-Perspektive kann nicht einmal solchen Maß-
stäben genügen. 
Aus diesen Gründen sind wir für eine vorbehalts-

lose und sofortige Ratifizierung dieser Genfer Zu-
satzprotokolle. Wir werden, Herr Verheugen, in der 
Tat noch sehr häufig über diese Problematik inten-
siv und am hellichten Tage zu reden haben. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Schierholz, ich wollte Ihnen nur sagen: Ich hätte die 
Worterteilung auch in der anderen Reihenfolge ge-
ben können. Sie lag mir umgekehrt vor. Es war 
keine prinzipielle Entscheidung. 
Das Wort hat der Staatsminister Möllemann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen. Amt: 
Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Die Ankündigung des Kollegen Ver-
heugen, daß das die zentrale Frage der sicherheits-
politischen Diskussion in nächster Zeit sein werde, 
erhält angesichts der Tatsache, daß im Moment 
fünf Liberale, 13 Christdemokraten, zehn Grüne 
und vier Sozialdemokraten bei diesem zentralen 
Thema im Saal sind, eine unglaubliche „Glaubwür-
digkeit". Irgendwo, liebe Freunde und Kollegen, ma-
chen wir uns doch allmählich vor uns selbst lächer-
lich, mit solchem Theaterdonner ein Thema anzu-
kündigen, bei dem Sie, die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands, nicht einmal mehr als vier Ab-
geordnete in den Saal bekommen. Das kann doch 
kein Mensch mehr ernst nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Zur Sache selbst: Die Bundesregierung hat zur 

Ratifizierung der Zusatzprotokolle mehrfach im zu-
ständigen Unterausschuß Stellung genommen. Ich 
habe selbst am 29. März und am 15. Mai auf ent-
sprechende Fragen der Kollegen Scheer und Bindig 
erklärt: 

Eine baldige Ratifizierung der Zusatzprotokolle 
durch die Bundesrepublik Deutschland bleibt 
das Ziel der Bundesregierung. Die Bundesre-
gierung möchte jedoch den Fortgang der inter-
nationalen Entwicklung abwarten. In den sen-
siblen Nuklearfragen kommt dem Verhalten 
der Nuklearmächte besondere Bedeutung zu. 
Daher möchte die Bundesregierung das Zu-
stimmungsverfahren erst nach der Ratifizie-
rung der Zusatzprotokolle durch eine Nuklear-
macht des Bündnisses einleiten. 

Diese unverändert geltende Haltung der Bundes-
regierung ist auch dem Präsidenten des Internatio-
nalen Komitees vom Roten Kreuz, Alexandre Hay, 

bei seinem Besuch in Bonn im Juni dieses Jahres 
eingehend erläutert worden. 

Wenn in früheren Erklärungen im Jahre 1984 
konkretere Zeitvorstellungen genannt wurden — 
was  zutrifft —, so ist dies damit zu erklären, daß der 
Stand der Ratifizierungsdebatte in anderen Bünd-
nisländern damals solche Aussagen zuließ. Inzwi-
schen hat sich gezeigt, daß eben wegen der Komple-
xität der Materie ihre Erörterung sowohl innerhalb 
einzelner Partnerstaaten des Bündnisses als auch 
in den entsprechenden Gremien der Allianz weiter-
geht. 

Mit der von mir dargestellten Haltung steht die 
Bundesregierung, wie Sie wissen, sowohl im Hin-
blick auf die sachliche Bewertung der Zusatzproto-
kolle als auch im Verhältnis gegenüber den Bünd-
nispartnern voll in der Kontinuität mit allen frühe-
ren Bundesregierungen, die mit der Sache befaßt 
waren. Grundlegend ist hier der Beschluß des Bun-
dessicherheitsrates vom Mai 1980, der im Jahre 
1984 noch einmal bekräftigt wurde. Im Mai 1980 
hieß der Bundeskanzler, der dem Bundessicher-
heitsrat vorstand, Helmut Schmidt und der Bundes-
verteidigungsminister Hans Apel. Der Generalse-
kretär der Freien Demokratische Partei hieß übri-
gens Günter Verheugen, und der trug damals als 
seinerzeitiger Vertrauter des damaligen Bundesau-
ßenministers Hans-Dietrich Genscher diese Politik 
noch mit. 

(Verheugen [SPD]: War ich im Bundessi

-

cherheitsrat, Herr Möllemann? -- Weitere 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Nein, aber Sie waren immer sehr nahe bei Herrn 
Genscher, wenn es darum ging, den Eindruck zu 
erwecken, man müsse nahe bei ihm sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Haben Sie 

Komplexe?) 

Bereits im Jahre 1980 wurde nämlich beschlos-
sen, die Entscheidung über die Einleitung des Zu-
stimmungsverfahrens zurückzustellen, da die Bun-
desrepublik nicht vor ihren wichtigsten Verbünde-
ten ratifizieren sollte. 

Lassen Sie es mich noch einmal sagen: Die Bun-
desregierung hat nie einen Zweifel daran gelassen, 
daß sie die Ratifizierung der Zusatzprotokolle will, 
weil sie sie als bedeutenden Fortschritt im Bereich 
des humanitären Kriegsvölkerrechts begrüßt. 

Es liegt der Bundesregierung fern, an den gelten-
den völkerrechtlichen Beschränkungen des Nukle-
arwaffeneinsatzes Abstriche machen zu wollen; 
hier wird nichts zurückgedreht. Mit diesem — ohne 
Rücksicht auf die Zusatzprotokolle weiter gelten-
den — Völkergewohnheitsrecht stimmt unsere Ver-
teidigungsstrategie in vollem Umfange überein. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hahaha!) 

— Ja, daß Leute wie Sie zur Verteidigungsstrategie 
nur solche Zwischenbemerkungen, aber kaum 
Sachdienliches beizutragen haben, spricht sich all-
mählich herum; ich komme darauf gleich noch ein-
mal zurück. 
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Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatsminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schierholz? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Präsidentin, wenn ich gleich zum Ende ge-
kommen bin, will ich das machen. Den Gedanken 
möchte ich erst noch zu Ende führen. 

Vizepräsident Frau Renger: Auch der Herr Abge-
ordnete Verheugen würde gern eine Zwischenfrage 
stellen. Soll auch er warten, bis Sie fertig sind? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Das gleiche gilt für jedweden Abgeordneten. 
Die Übereinstimmung mit den Bündnispartnern 

in dieser Frage ist von allen Bundesregierungen 
stets in den Vordergrund gestellt worden. Bei den 
hier angesprochenen Nuklearfragen kommt dabei 
in besonderem Maße auf die Nuklearmächte des 
Bündnisses eine Entscheidungsfunktion zu. Wir 
wollen auch wissen, wo sie stehen, und dem trägt 
die Bundesregierung mit ihrer Haltung Rechnung. 
Erneut, Herr Verheugen, muß ich jetzt sagen — 

danach können Sie Ihre Frage anbringen —: Es ist 
allmählich wirklich frappierend, zu erleben, wie Sie 
offenkundig in totaler mentaler Verdrängung des-
sen, was Sie als Generalsekretär einer Partei mitge-
tragen haben, sich heute hinsteilen und erklären 
können, die gültige Bündnisstrategie widerspreche 
dem humanitären Kriegsvölkerrecht. 

(Verheugen [SPD]: Habe ich das gesagt?) 
— Wenn Sie nach fünf Minuten nicht mehr wissen, 
was Sie hier gesagt haben, ist es schwer, sich mit 
Ihnen auseinanderzusetzen! Sie haben gesagt, die 
nukleare Komponente der Bündnisstrategie wider-
spreche dem geltenden humanitären Kriegsvölker-
recht. 
Ich kann Ihnen nur sagen: Die kriegsvölkerrecht-

lichen Bestimmungen, die zu der Zeit gegolten ha-
ben, als Sie als Generalsekretär amtierten, und die 
strategischen Grundsätze, die damals für die NATO 
gegolten haben, sind mit den heutigen identisch. Sie 
aber gehen heute her und bezichtigen sich doch 
damit selbst. 
Herr Verheugen, ich verstehe j a Ihr Problem. Sie 

sind in eine Partei hineingegangen — oder hinüber-
gelaufen —, die in dieser Frage mitten im Wandel 
ist. Aber wenn Sie sich heute immer selbst so ins 
Gesicht schlagen müssen, um überhaupt noch ak-
zeptiert werden zu können, 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 
dürfen Sie nicht erwarten, daß wir das durchgehen 
lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Es hilft nichts, Herr Verheugen! Sie glauben, Sie 
könnten sich hier hinstellen und unablässig dem 
Bundesaußenminister und der FDP, die die gleiche 
Politik wie zu den Zeiten, da Sie Generalsekretär 
waren, vertritt, zwar ziemlich subkutan, aber doch 
eins vors Maul schlagen, und dabei glauben Sie 
auch noch, wir würden stillhalten und sagen: Ma- 

chen Sie so weiter! Nein, Sie haben Ihre Position 
aufgegeben. Ich verstehe ja,  warum, aber kommen 
Sie nicht her und versuchen Sie nicht, diejenigen zu 
belehren, die weiterhin die Politik vertreten, für die 
auch Sie damals eingetreten sind! 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatsminister 
Möllemann, es tut mir leid, aber ich finde es etwas 
ungewöhnlich, wie Sie als Vertreter der Bundesre-
gierung hier mit den Abgeordneten sprechen. Es tut 
mir furchtbar leid! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Präsidentin, ich habe Ihre Bewertung nicht zu 
kommentieren, aber wenn ich als Mitglied der Bun-
desregierung mir sagen lassen muß, daß die von 
uns als Regierung vertretene Strategie, für die in 
der Entwicklung niemand anders als das Gespann 
Leber/Schmidt/Apel verantwortlich ist, dem huma-
nitären Kriegsvölkerrecht widerspreche, muß ich 
hier deutlich reagieren können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie jetzt 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Verheugen? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ja, das tue ich. 

Verheugen (SPD): Herr Staatsminister, ich würde 
doch nun gern einmal wissen, wann in den Jahren 
von 1977 bis 1982, als ich die von Ihnen erwähnten 
Funktionen ausgeübt habe, Beratungsergebnisse 
des geheim tagenden Bundessicherheitsrates ir-
gendeinem Gremium der Freien Demokratischen 
Partei, der ich damals angehört habe, mitgeteilt 
worden sind und dort erörtert worden sind und 
wann sich in diesen Jahren, von 1977 bis 1982, un-
sere damals gemeinsame Partei ein einziges Mal 
zum Thema der Genfer Zusatzprotokolle geäußert 
hat. Sagen Sie mir das bitte einmal! 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Über diese Frage haben in den hier angesproche-
nen Jahren mehrfach Beratungen im Deutschen 
Bundestag stattgefunden, 

(Verheugen [SPD]: In Ausschüssen!) 
-- im Deutschen Bundestag stattgefunden, sei es in 
Form der Behandlung von Fragen in Fragestunden, 
sei es in Form von Diskussionen, in denen der da-
malige deutsche Außenminister, auch Bundesvor-
sitzender der FDP, die von mir beschriebene Posi-
tion hier vorgetragen hat. Sie haben damals keiner-
lei Anlaß gesehen, die gültige NATO-Strategie, die 
sich von damals bis heute nicht geändert hat, als im 
Gegensatz befindlich zum humanitären Kriegsvöl-
kerrecht, damals wie heute identisch, zu bezeich-
nen. Ich empfinde es als einen Bruch in der Logik, 
wenn man nur deswegen, weil man die Partei ge-
wechselt hat, heute eine solche Erklärung abgibt. 
Ich wollte das nur deutlich gesagt haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Staatsminister Möllemann 
Frau Präsidentin, ich räume ein, daß ein be-

stimmter Passus meiner Bemerkungen in der Tat 
vielleicht mehr die Bemerkung eines Parteispre-
chers gewesen ist. Aber ich lasse mir ungern — und 
das ist heute zum zweitenmal geschehen — vorhal-
ten, ich befinde mich mit meiner inhaltlichen Posi-
tion im Gegensatz zu bestehenden internationalen 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Das war alles?) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Damit schließe ich die Aussprache. Punkt 10 der 
Tagesordnung ist damit erledigt. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Dr. Bard und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 
Notprogramm zur Schutzwaldsanierung der 
Alpenregion 
— Drucksache 10/2866 (Neu)  — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (fe-
derführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Dagegen erhebt sich kein Widerspruch; 
dann ist so beschlossen. 
Das Wort zur Begründung wird gewünscht. Herr 

Abgeordneter Schulte (Menden), bitte sehr. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte diesen An-
trag mit einem Zitat aus der „Süddeutschen Zei-
tung" von heute begründen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hören Sie zu, das ist eine interessante Sache. 
Dort steht: 

Die Internationale Alpenschutzkommission 
(CIPRA), die am Wochenende unter dem Motto 
„Rettet den Bergwald jetzt" im oberbayeri-
schen Schliersee tagt, rechnet mit verheeren-
den Folgen des zunehmenden Waldsterbens in 
den Alpenländern, wenn nicht sofort Maßnah-
men ergriffen werden. Durch Schnee- und 
Schlammlawinen zerstörte Dörfer, Über-
schwemmungen, Schäden an der Infrastruktur 
in unübersehbarer Höhe — erste Anzeichen 
dieser Schreckensvision sind laut Angaben der 
aus Vertretern der Alpenländer bestehenden 
Organisation schon deutlich zu erkennen. 

Meine Damen und Herren, es soll sich also keiner 
in einigen Jahren herausreden, er habe von dieser 
bedrohlichen Situation nichts gewußt. 
Eine besondere Bedeutung hat die Bedrohung 

der Schutzwälder in Steillagen. Sie haben vielfäl-
tige Schutzfunktionen und unterliegen zahlreichen 
Nutzungsansprüchen. In unserem Antrag haben 
wir ausgeführt, was passieren würde und was wir 

an ungeheuren Geldsummen einsetzen müßten, 
wenn die Schutzwälder verschwänden. 

Die Hauptgefahr für den Wald am Nordrand der 
Alpen stellen die Immissionen aller Art dar. Des-
halb ist in diesen Gebieten die drastische Reduzie-
rung der Immissionen eine unabdingbare Voraus-
setzung für den Sinn weiterer Sanierungsmaßnah-
men. Unser Antrag ist deshalb auch nur im Zusam-
menhang mit unseren zahlreichen Initiativen zur 
Vermeidung forst- und gesundheitsschädlicher Im-
missionen zu betrachten, z. B. unser Waldrettungs-
programm oder die Novelle zum Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz. Wenn die SO 2-Emissionen nicht 
baldigst um 90 % vermindert werden, sind die für 
die Waldbäume noch verträglichen Immissions-
werte nicht rechtzeitig erreichbar. Dann können 
unsere Förster tatsächlich auch in den Alpen nur 
noch Sterbehilfe leisten. 

Deshalb erstes Gebot: Runter mit den Immissio-
nen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da die Luftschadstoffe bekanntlich an den Grenzen 
nicht haltmachen, benötigen wir ein internationales 
Alpennotprogramm. Die Österreicher und die 
Schweizer haben im Gegensatz zu dieser Bundesre-
gierung, von der jetzt leider wieder überhaupt kein 
Vertreter anwesend ist, längst erkannt, was die 
Stunde geschlagen hat. Dort sind zum Teil Dinge 
geltendes Recht, die wir GRÜNEN bereits kurz 
nach unserem Einzug in den Bundestag in unserem 
Waldrettungsprogramm vorgeschlagen haben und 
die an der Großen Koalition der ökologischen Un-
vernunft aus CDU/CSU, FDP und SPD gescheitert 
sind. 

Ich erwähne die Beweislastumkehr, die im öster-
reichischen Forstgesetz enthalten ist und von der 
Bundesregierung verteufelt wird. In Österreich hat 
sie sich bewährt. Ich nenne weiter die Reduzierung 
der Geschwindigkeit in der Schweiz sowie die dort 
geplante obligatorische Einführung der US-Abgas-
grenzwerte. 

Kommen Sie uns jetzt bitte nicht mit dem gelten-
den EG-Recht, indem Sie behaupten, dies sei bei 
uns nicht möglich. Ein Alleingang, der bei der Rein-
haltung des Bieres möglich ist, muß auch bei der 
lebensnotwendigen Rettung unserer Lebensgrund-
lage und besonders der Alpenländer möglich sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zur Rettung der Alpenregionen muß sofort gehan-
delt werden, aber die Bundesregierung will nicht, 

(Mann [GRÜNE]: Bei denen ist Hopfen und 
Malz verloren! — Heiterkeit bei den GRÜ-

NEN) 

weil für sie die Verantwortung für die Wirtschaft 
schwerer wiegt als die Verantwortung für die Um-
welt. Das geht auf Kosten unserer Wälder, unserer 
Gesundheit und der Zukunft. 

Lassen Sie mich abschließend noch aus einer 
Broschüre zitieren, die von einem bayerischen Mi-
nisterium unter Zustimmung des Ministerpräsiden-
ten Strauß herausgegeben wird. Dort heißt es: 
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Schulte (Menden) 

Die Walderkrankungen können zu kaum ab-
sehbaren ökonomischen und ökologischen Fol-
gen führen — so schrieb der Ministerpräsident 
schon 1984 —, die die Möglichkeiten der öffent-
lichen Haushalte übersteigen würden. 

Wir sind der Auffassung, daß dem Problem des 
Sterbens der Wälder in den Alpen eine sehr hohe 
Priorität beigemessen werden muß. Wir kritisieren 
deshalb noch einmal, daß a) diese Debatte heute 
viel zu spät vor leerem Hause stattfindet und daß b) 
überhaupt kein Vertreter der Regierung anwesend 
ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Rumpf. 

(Mann [GRÜNE]: Er entwickelt sich mehr 
und mehr zum Umweltexperten! Wir be

-
grüßen das, Herr Kollege!) 

Dr. Rumpf (FDP): Im Gegensatz zu meinem Vor-
redner bin ich vom Fach. Ich bin ja Forstmann von 
Beruf. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Mein lieber Herr Schulte, kommen Sie mal ein 
bißchen näher. 

(Heiterkeit — Abg. Schulte [Menden] 
[GRÜNE] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Wollen Sie eine Zwischenfrage stellen, bevor ich 
angefangen habe? — Das ist typisch. Nicht mal zu-
hören können Sie. Jetzt hören Sie erst einmal zu. 

(Mann [GRÜNE]: Herr Kollege, er kann 
Gedanken lesen!) 

Es besteht überhaupt kein Zweifel, daß die Wäl-
der in den höheren Lagen — — 

(Abg. Schulte [Menden] [GRÜNE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich lasse keine Zwischenfrage zu. Setzen Sie 
sich! 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zwischenfrage 
zur Zeit. 

Dr. Rumpf (FDP): Es ist überhaupt keine Frage, 
daß die Wälder in den Mittelgebirgen an den von 
Ihnen und von uns allen erkannten Luftschadstof-
fen und an klimatischen Bedingungen leiden. Nach 
dem, was Sie hier vorgetragen haben, sieht es je-
doch fast so aus, als müsse der Wald sterben, damit 
die GRÜNEN leben könnten. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: So ein 
Schwachsinn! — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Das ist aber wirklich unter Ihrem Niveau! 

— Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Diesen Gefallen wird er Ihnen nicht tun. Ich will 
Ihnen einmal folgendes sagen — — 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN) 

— Können Sie jetzt einmal zuhören? 

(Fortgesetzte Zurufe von den GRÜNEN — 
Glocke des Präsidenten) 

Sie stellen hier einen Antrag, mit dem Sie suggerie-
ren wollen, man könne Milliardenprogramme aufle-
gen und diese Mittel nach dem Gießkannenprinzip 
ausschütten, um damit den Alpenwald zu retten. In 
der Zwischenzeit haben SPD — von Ihnen sind lei-
der nur noch ganz wenige vertreten —, CDU/CSU 
und FDP einen Unterausschuß des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gebildet 

(Werner [Westerland] [GRÜNE]: Das ist 
eine Tat! Ein Unterausschuß!) 

— jetzt hören Sie einmal zu! —, in dem etwas für 
den Wald und für die Alpenregion getan wird, was 
genau dem entspricht, was Sie wollen, nämlich dem 
Wald zu helfen. 

Sie wissen ja noch nicht einmal, um was es geht 
Ich verrate Ihnen ja gar nicht, welches Gesetz es ist 
Frau Präsidentin, erlauben Sie, daß ich einmal fra-
ge, ob die Damen und Herren überhaupt wissen, um 
welches Gesetz es sich handelt, das wir verabschie-
det haben. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sind wir hier in der 
Schule?) 

Es handelt sich um das Forstschädenausgleichsge-
setz. Dieses Wort hören Sie heute zum erstenmal. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Warum? Die GRÜNEN haben sich an der ganzen 
Diskussion überhaupt nicht beteiligt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist überhaupt 
nicht wahr!) 

30 Stunden haben wir mit dem Verkehrsministe-
rium, mit dem Landwirtschaftsministerium und mit 
dem Finanzministerium verhandelt. Wir haben da-
bei für die Waldbesitzer und damit für die Waldre-
gionen etwas herausgeschlagen, was wirklich Hilfe 
bringt. 

Sie hatten sich in der Zwischenzeit verabschie-
det, und jetzt kommen Sie mit Schaufensteranträ-
gen und meinen, damit könnten Sie den deutschen 
Wald retten. Sie hätten sich an der soliden Arbeit 
am Forstschädenausgleichsgesetz beteiligen sollen. 
Dazu sind Sie nicht fähig; das müssen Sie erst ein-
mal lernen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von den GRÜNEN — Unruhe — Glocke des 
Präsidenten — Abg. Frau Hönes [GRÜNE] 
und Abg. Schulte [Menden] [GRÜNE] mel-

den sich zu Zwischenfragen) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, es ist 10 Uhr. Ich bitte Sie herzlich, daß wir 
hier zum Ende kommen. Der Redner hat seinen 
Beitrag beendet. Es gibt keine Zwischenfragen 
mehr. Nächster Redner ist der Abgeordnete Pfuhl. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 	11973 

Pfuhl (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bedaure außerordentlich, 

(Unruhe bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Wie benehmen Sie sich 

denn?) 

daß man eine so wichtige Frage, welche die Exi-
stenz unserer Wälder betrifft, bei einem solchen 
Klamauk verhandeln muß. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich zur Sache kommen. Wenn wir von 
Schutzwaldsanierung sprechen, dann ist das Thema 
Waldsterben auf dem Tisch. Das haben wir ge-
merkt. Wir sollten uns alle gemeinsam bemühen, in 
aller Sachlichkeit zu beraten, weil wir nur so sachli-
che Lösungen finden werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie das 
mal den GRÜNEN!) 

Das Thema ist alt. Die Bundesregierung hat bisher 
nach unserer Auffassung nicht genügend getan, um 
dieses Problem in den Griff zu bekommen. 

(Weiß [CDU/CSU]: Immer dieselbe Leier!) 

— Sie werfen uns immer dieselbe Leier vor. Es ist 
von Ihrer Seite immer dieselbe Leier, daß Sie uns 
das vorwerfen. 

Die Situation des Bergwaldes wird, wie wir ge-
hört haben, Beratungsgegenstand der Tagung der 
internationalen Alpenschutzkommission an diesem 
Wochenende sein. Wir wissen, daß schon seit langer 
Zeit die Vertreter dieser Institution Sofortmaßnah-
men zum Schutze des Bergwaldes suchen, da be-
reits Anzeichen einer „Schreckensvision" erkenn-
bar sind. Wer den Artikel der „Süddeutschen Zei-
tung" über die Situation des Brenners gelesen hat, 
kann das erkennen. Auch in Vorarlberg in Oster-
reich ist dieses Thema auf der Tagesordnung. Dort 
sollen, wie ich in den letzten Tagen gelesen habe, 
von 100 Bäumen 93 erkrankt sein. Mir bleibt zu 
wenig Zeit, um den Forderungskatalog der CIPRA 
vorzulegen. Für die Verantwortlichen hier wäre es 
sicher hilfreich, wenn sie ihn einmal genauer stu-
dierten. 

Freilich, meine Damen und Herren von der Re-
gierung, wird man sehr oft als Panikmacher abge-
tan, wenn man Ihnen die Sorgen der Menschen 
oder der Organisationen im Lande vorstellt. Hier 
geht es nicht um Panikmache, sondern um das Er-
kennen und die Lösung der Probleme. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wahrscheinlich können Sie den Forstleuten in den 
Alpen nicht den Vorwurf machen, daß sie Panikma-
che betreiben. Die Ergebnisse und die Ereignisse 
im Alpengebiet müßten Sie eigentlich aufge-
schreckt haben, die Sichtbarmachung dessen, was 
die Schutzfunktion der Bergwälder eigentlich be-
deutet. Sie hätten davon aufgeschreckt werden 
müssen, daß heute schon ganze Dörfer und Land-
striche durch Hochwasser, Erdrutsche, Lawinen 
und Trinkwasserprobleme bedroht sind. Das uns al-
len am Herzen liegende herrliche Alpengebiet, ein 
Wirtschafts- und Erholungsgebiet, die Heimat vieler 
Menschen, ist in Gefahr. 

Angesichts des offensichtlich völlig unzureichen-
den Kenntnisstandes hier muß man annehmen, daß 
die Informationen über den Zustand der Bergwäl-
der noch nicht bis Bonn durchgedrungen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na, na!) 

Es gibt doch genügend staatliche und private Ein-
richtungen, die ihre Sorgen darüber vorgetragen 
haben und vortragen. Wir sollten uns gemeinsam 
bemühen, hier Vorsorge zu treffen, denn je später 
wir beginnen, desto größer werden die Schäden und 
auch die Kosten sein, die wir später zum Abstellen 
brauchen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der vorliegende Antrag der GRÜNEN zur Schutz-
waldsanierung greift nach unserer Meinung zu 
kurz. Dieser Antrag sieht die eigentlichen Ursachen 
des Waldsterbens nicht genügend. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das ist natür-
lich richtig!) 

Wenn die Ursachen nicht beseitigt werden, ist ein 
Anpflanzen schnell wachsender Pionierpflanzen 
nach der Partsch-Methode ebensowenig sinnvoll 
wie die Angst vor dem Wildverbiß, den es in fünf-
zehn Jahren vielleicht gar nicht gibt, weil es nichts 
mehr zum Verbeißen gibt. 

Deswegen stimmen wir dem Vorschlag des Alte-
stenrates zu, den Antrag an die Ausschüsse zu über-
weisen, damit er dort mit Nüchternheit, Sachlich-
keit und dem notwendigen Ernst behandelt werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von den 
GRÜNEN: Und auch von Ihnen verwässert 

werden kann!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Brunner. 

Brunner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die GRÜNEN 
rennen mit ihrem Antrag auf Erstellung eines Not-
programms zur Schutzwaldsanierung in der Alpen-
region wieder einmal offene Türen ein. Ihre Veran-
staltung vorhin zu diesem Thema macht auch noch 
andere Erregungen oder sonstige Dinge offenbar. 
Sowohl die Bundesregierung als auch insbeson-

dere die Bayerische Staatsregierung sind über die 
Situation der Schutz- und Bannwaldfunktionen 
durch eingehende Untersuchungen voll im Bilde. 

Mit dieser Feststellung möchte ich gleichzeitig 
darauf verweisen, daß die notwendigen Maßnah-
men nicht erst heute, sondern schon längst eingelei-
tet sind. Dieses Thema ist auch wirklich zu ernst, 
um es etwa zu Auseinandersetzungen über die Re-
zeptur zur Aufrechterhaltung wichtiger Funktionen 
zu benutzen. Dazu ist die praktische Tat gefordert, 
und die geschieht auch. 

Waldgesetz und Waldinventur sind wichtige Vor-
aussetzungen, um die intensiven Bemühungen zum 
Erhalt und zur Rekultivierung unserer Wälder in 
den Bergregionen fortzusetzen. 

In dem Antrag der CSU-Fraktion im Bayerischen 
Landtag vom 28. Januar 1985 Nr. 939 unter Feder- 
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Brunner 
führung des Landtagsabgeordneten Dr. Alois Glück 
wurden die Maßnahmen zur Rekultivierung deut-
lich gemacht und vom Landtag übernommen. Der 
Verwaltungsbericht 1985 des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hält u. a. folgendes fest — ich darf zitie

-

ren —: 

Das besorgniserregende Ausmaß der Wald-
schäden in Bayern hat in der Öffentlichkeit das 
Verständnis für die Belange des Waldes und die 
Sorge um die Walderhaltung verstärkt. 

Dies war nicht zuletzt auch der Anlaß für die 
Änderung der bayerischen Verfassung zum 
1. Juli 1984, die nunmehr den „Schutz des Wal-
des wegen seiner besonderen Bedeutung für 
den Naturhaushalt" ausdrücklich hervorhebt. 

Noch stärker als zuvor sind deshalb alle zustän-
digen Stellen verpflichtet, ihren Beitrag zum 
Schutz und zur Erhaltung des Waldes zu lei-
sten. 

Und zum Bannwald darf ich weiter zitieren: 

Eines der wesentlichsten gesetzlichen Instru-
mente zur Walderhaltung in den Verdichtungs-
räumen und in waldarmen Bereichen ist die 
Schaffung von Bannwald. Die zuständigen Be-
hörden wurden deshalb bereits vor der Verfas-
sungsänderung vom Bayerischen Staatsmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten aufgefordert, für einen zügigen Erlaß 
der Bannwaldverordnungen Sorge zu tragen. 

Landesweit wurden im Jahre 1984 sechs Bann-
waldverordnungen neu erlassen. Die zu Bann-
wald erklärte Fläche ist damit auf nahezu 
23 000 ha angewachsen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Forstpolitik lag 
im Jahre 1984 in der Einleitung von Maßnah-
men zu einem verstärkten Schutz des Bergwal-
des. 

(Abg. Senfft [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zwischenfrage, 
wenn ich es richtig bemerkt habe. 

Brunner (CDU/CSU): Ich fahre fort: 

Auf der Grundlage zweier hierzu ergangener 
Beschlüsse des Bayerischen Landtages vom 
5. Juni 1984 wurden die seit Jahren unternom-
menen Anstrengungen der Staatsforstverwal-
tung zu einem verbesserten Schutz der Wälder 
im bayerischen Hoch- und Mittelgebirge mit 
neuen Impulsen belebt. „Die Erhaltung der 
Schutzwirkung des Bergwaldes" wurde dabei 
als oberstes Gebot erneut herausgestellt. Dies 
erfordert 

— eine waldbauliche Behandlung der Bergwäl-
der, die so naturnah wie möglich ist, 

— verstärkte Initiativen zur Trennung von 
Wald und Weide wie beispielsweise die An

-

hebung der Ablösungsbeträge für Weide-
rechte im Jahre 1984, 

— eine Reihe jagdlicher Maßnahmen mit dem 
Ziel, tragbare Schalenwilddichten zu errei-
chen und somit die im Bergwald vorkom-
menden Hauptbaumarten, insbesondere 
Tannen und Laubholz, auch außerhalb von 
Schutzzäunen verjüngen zu können, 

— einen grundsätzlichen Verzicht auf die Ro-
dung von Bergwald für Freizeiteinrichtun-
gen und Infrastrukturmaßnahmen. 

In der heutigen Kurzdebatte ist es sicherlich 
nicht möglich, über Einzelfragen auch nur annä-
hernd zu diskutieren. Gewiß ist die Tatsache, daß 
auch hier sowohl das Land Bayern als auch die 
Bundesregierung in besonderer Weise durch konse-
quentes Handeln im Umweltbereich ernsthaft und 
gezielt den Erhalt von Natur und Kulturlandschaft 
angehen. Aufgerufen zur Mithilfe sind alle unsere 
Mitbürger, die sich diese Regionen z. B. als Erho-
lungsgebiet alljährlich aussuchen. Die Sozialpflich-
tigkeit von Wald und Natur haben zum großen Teil 
die Landwirte zu tragen. 

Daher meine mahnende Bitte, daß wir alle darauf 
bedacht sind, Mensch, Natur und Kreatur in einem 
ausgewogenen Verhältnis zueinander zu halten. 

Im übrigen darf ich zum Schluß im Namen der 
CDU/CSU-Fraktion die Überweisung an den feder-
führenden Ausschuß und an die beratenden Aus-
schüsse beantragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Nun hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Werner. 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Rumpf, 
Sie haben uns eben erzählt, daß das Forstschäden-
ausgleichsgesetz den Wald retten oder ihm helfen 
könne. Ich muß sagen: Das dürfte doch ein Fehler 
von Ihnen als Forstmann sein. Das Forstschäden-
ausgleichsgesetz — ich habe hier schon einmal eine 
Rede darüber gehalten — hat nichts damit zu tur 
daß die sterbenden Wälder gerettet werden, son-
dern es hat etwas damit zu tun, daß die Waldbesit-
zer möglicherweise einen Ausgleich dafür bekom-
men, wenn Schadholz in zu großen Mengen anfällt. 
Nur dies wird geregelt, aber das Gesetz hat nichts 
damit zu tun, den Wald in den Alpen zu retten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Hönes 
[GRÜNE]: Nachhilfe ist notwendig!) 

Mein Kollege Schulte hat bereits auf die beson-
dere Situation der Alpenländer und die Hauptge-
fahr der Luftverschmutzung hingewiesen. Im Mit-
telpunkt unseres Antrages stehen deshalb die Be-
pflanzung von Anlichtungen mit Pionierpflanzen 
sowie Neuaufforstung. Dabei möchte ich nochmal 
betonen, daß diese Notmaßnahmen nur dann einen 
Sinn haben können, wenn vorher oder gleichzeitig 
an eine drastische Verminderung der Luftschad- 
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Werner (Dierstorf) 
Stoffe gegangen wird. Die jetzige Bundesregierung 
scheint dazu unfähig zu sein. 

Unser Antrag Alpennotprogramm darf deshalb 
gewissermaßen als flankierende Maßnahme nur im 
Zusammenhang mit den anderen zahlreichen An-
trägen gesehen werden, die DIE GRÜNEN zur 
schnellstmöglichen und wirkungsvollsten Vermin-
derung der Immissionen hier schon eingebracht ha-
ben. Wir wollen die Förster in den Berglagen nicht 
in eine sinnlose, verzweifelte Aufforstungshektik 
treiben. Aber es muß beides getan werden: Die Luft-
verschmutzung sofort drosseln und die gefährdeten 
Lagen aufforsten! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Vor- und Unterbau von Forstpflanzen in den 
aufgelichteten Steilhangwäldern soll den nachfol-
genden Waldgenerationen eine größere Überlebens-
chance geben. Er verschafft dem Schutzwald eine 
Verzögerung des Ausfalls bis zu dem Zeitpunkt, an 
dem die Immissionsbelastung unter die für die 
Waldbäume verträgliche Immissionsgrenze sinken 
wird, was beim Versagen dieser Bundesregierung 
leider nicht so bald zu erwarten ist. 

Ich möchte hierzu nicht aus der Zeitung vorlesen, 
aber mitteilen, daß heute in der Süddeutschen Zei-
tung unter dem 26.9. von einem Dorf Christen im 
Kanton Uri in der Schweiz berichtet wird, aus dem 
noch vor dem Winter 70 Menschen evakuiert wer-
den müssen, weil das Waldsterben dort so weit fort-
geschritten ist, daß mit Lawinen zu rechnen ist. 
Weiter wird berichtet, daß bei einem Ausfall von 
nur 10 % des Alpenwaldes in der Schweiz ein Ko-
stenaufwand von 25 Milliarden Schweizer Franken 
anfallen würde, um den Schaden auszugleichen. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Wenn wir nicht gleichzeitig aufforsteten, wäre zu 
befürchten, daß manche empfindlichen Baumarten 
wie z. B. die Tanne bald an den Rand des Ausster-
bens gerieten. Außerdem würden die ökologischen 
und die ökonomischen Schadfolgen des Waldster-
bens in Steillagen wesentlich gravierender ausfal-
len. Das ist auch der Bundesregierung bekannt, wie 
die Antwort auf die Kleine Anfrage der GRÜNEN 
vom 20. Dezember 1984 zeigt. Dort sagt die Bundes-
regierung selbst, daß allein für technische Lawinen-
verbauung nach Ausfall des Schutzwaldes pro Hek-
tar rund 1 Million DM an Kosten anfallen! 

An anderer Stelle in Ihrer Antwort weist sie auf 
die „vielfältigen Untersuchungsergebnisse und 
praktischen Erfahrungen aus dem In- und Ausland" 
hin, die sich mit der Gefährdung der Bergwälder 
beschäftigen. 

Da stellt sich doch jedem die Frage: Wenn Sie 
über alle nötigen Kenntnisse verfügen, warum han-
deln Sie dann nicht endlich? Wann packen Sie end-
lich die dringend nötigen Maßnahmen an, die von 
der breiten Öffentlichkeit akzeptiert und unter-
stützt würden? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Mann [GRÜ

-

NE]: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, die Unfähigkeit der 
derzeit noch amtierenden Bundesregierung zeigt 

sich auch bei einer anderen Gefährdung der Wäl-
der, die wir in unserem Antrag behandeln. Beson-
ders die jetzt überlebenswichtige junge Waldgene-
ration bei Naturverjüngung und Neuanpflanzungen 
wird durch überhöhte Schalenwildbestände gefähr-
det. Insbesondere wieder in Steillagen ist die Wild-
dichte wegen der Unzugänglichkeit und der dort 
geringen Störungen des Wildes durch Touristen, 
Wanderer und dergleichen sehr hoch und führt zu 
starken Ausfällen beim Jungwuchs. In den österrei-
chischen Alpen — um nur eine Zahl zu nennen — 
belaufen sich die Schätzungen auf einen Betrag von 
110 Millionen DM jährlich, und das ist nur die Un-
tergrenze der Schätzung. In manchen Bereichen 
der bayerischen Alpen, z. B. im Karwendel, sind die 
Wildschäden schlimmer als die Immissionsschäden. 
Hier muß schnell etwas geschehen. Wir haben zur 
Reduzierung des Wildbestandes auf ein ökologisch 
vertretbares Maß auch bereits Vorschläge ge-
macht. 

Vizepräsident Frau Renger: Würden Sie bitte zum 
Schluß Ihrer Rede kommen. Ihre Redezeit ist abge-
laufen. 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Ich muß also meine 
Rede hiermit kürzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Sie müssen nicht 
kürzen, Sie müssen, bitte, den Schlußsatz sagen. 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Ja, ich sage den 
Schlußsatz. 
Da wir in unserem Antrag auch konkrete Finan-

zierungsvorschläge genannt haben, müßte er, so 
meine ich, eigentlich von allen Fraktionen des Hau-
ses Unterstützung finden, wenn ihnen an der Erhal-
tung der Alpenwälder gelegen ist. Wir müssen unse-
rer Verantwortung für die Zukunft nachkommen. 

Schönen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 
Den Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

entnehmen Sie der Tagesordnung. Erhebt sich da-
gegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 12 auf: 
Erste -Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung besoldungsrechtlicher 
Vorschriften 
— Drucksache 10/3789 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Der Ältestenrat hat auch für diese Aussprache 
einen Beitrag bis zu fünf Minuten für jede Fraktion 
vereinbart. — Auch dagegen erhebt sich kein Wi-
derspruch. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Das Wort zur Begründung hat der Parlamentari-

sche Staatssekretär Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der öffentliche Dienst 
hat in den letzten Jahren durch Einsparungsmaß-
nahmen wichtige Beiträge zur Haushaltskonsoli-
dierung geleistet. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

— Ich gehe davon aus, daß Sie in den nächsten fünf 
Minuten schon mitbekommen werden, über was ich 
gesprochen habe, Herr Kollege Schäfer. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Bei Ihnen 
weiß man das nicht so genau!) 

— Wenn Sie aufgepaßt hätten, hätten Sie schon 
nach dem ersten Satz nicht dazwischengerufen, 
sondern Beifall gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Maßvolle Tarifabschlüsse und noch zurückhalten-
dere Besoldungsanpassungen, verbunden mit 
Struktureingriffen und Stellenreduzierungen, kenn-
zeichneten die Lage des öffentlichen Dienstes. 
Diese Maßnahmen wirken größtenteils fort. Sie tra-
gen damit nachhaltig zur weiteren Stärkung der 
wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung bei. Die Bun-
desregierung dankt den Mitarbeitern des öffentli-
chen Dienstes für ihre verständnisvolle und vorbild-
liche Haltung, die sie in einer kritischen Situation 
unseres Staates bewiesen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wegen dieser Sparmaßnahmen mußten Struktur-
verbesserungen in der Besoldung zwangsläufig zu-
rückgestellt werden. Die Bundesregierung hält jetzt 
aber den Zeitpunkt für gekommen, einen ersten 
Schritt auf dem Wege zu dringend notwendigen 
Strukturregelungen zu tun. 

Der dem Bundestag vorliegende Gesetzentwurf 
sieht erstmals seit mehr als fünf Jahren wieder Be-
soldungsverbesserungen vor, und zwar für diejeni-
gen Bereiche, in denen Verbesserungen besonders 
notwendig sind; hier gilt es, Härten abzumildern. 

Den Schwerpunkt bildet die Verbesserung der 
Besoldungssituation im einfachen Dienst und für 
Familien mit mehreren Kindern. Im einzelnen han-
delt es sich um eine Hebung des Eingangsamtes des 
einfachen Dienstes und eine Anhebung der soge-
nannten Harmonisierungszulage auf die Höhe der 
Zulage für den mittleren Dienst. Durch Vereinheit-
lichung der Kinderanteile des Ortszuschlags auf 
den Betrag von 111,88 DM monatlich für das erste 
Kind ergeben sich besonders für Familien mit drei 
oder mehr Kindern deutlichere Entlastungen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie ist es bei einem 
Kind?) 

Damit wird die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Jahre 1977 berücksichtigt. 

Der Gesetzentwurf enthält ferner Verbesserun-
gen und Klarstellungen im Bereich der Auslands-
besoldung — ich nenne hier die Stichworte Kauf

-

kraftausgleich, Auslandskinderzuschlag, Mietzu-
schuß, Bezüge bei Abordnung in das Ausland — 
und eine Neuregelung der Fliegerstellenzulage; ei-
nige dieser Maßnahmen sind durch die Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts veranlaßt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Erzwungen!) 

Es besteht Konsens zwischen den Ländern und 
dem Bund über die Zielrichtung des Gesetzentwur-
fes. Ich stelle diese Übereinstimmung, Herr Kollege 
Schäfer, mit Genugtuung fest, weil sie eine gute 
Grundlage für die weitere parlamentarische Bera-
tung des Vorhabens ist. Insofern kommen Sie heute 
abend auch noch ein paarmal ins stenographische 
Protokoll, nachdem ich nicht annehme, daß Sie 
noch reden werden. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß sich die vor-
gesehenen Verbesserungen in Grenzen halten und 
bei weitem nicht alle Erwartungen erfüllen. Bei den 
gegenwärtigen finanziellen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen können nicht sogleich sämtli-
che Besoldungsstrukturprobleme auf einen Schlag 
gelöst werden. Nur was in dieser Legislaturperiode 
eine begründete Realisierungsaussicht hat, kann 
hier aufgegriffen werden. Immerhin, wenn man zu-
sammenrechnet, kommen beim Bund — ohne Post 
und ohne Bahn — Mehrkosten in Höhe von 57 Mil-
lionen DM für 1986 zusammen. In den Ausschußbe-
ratungen wird Gelegenheit sein, die Strukturpro-
bleme des Besoldungsrechts zu erläutern. 

Der Bundesrat hat im ersten Durchgang einige 
ergänzende Regelungen vorgeschlagen, denen die 
Bundesregierung in ihren Gegenäußerungen zuge-
stimmt hat. Mit dem Vorschlag für den einfachen 
Justizwachtmeisterdienst ein neues Spitzenamt, die 
Besoldungsgruppe A 5 mit Amtszulage, einzurich-
ten, hält sich der Bundesrat an die Grundlage des 
Gesetzentwurfs. 

Die sachgerechte Weiterentwicklung des Besol-
dungsrechts kann sich nicht in einem einmaligen 
Schritt erschöpfen. Die Aufgaben und Anforde-
rungsstrukturen in einer so großen und vielschich-
tigen Organisation, wie sie der öffentliche Dienst 
darstellt, unterliegen einem ständigen Wandel. Der 
Besoldungspolitik obliegt es, diese Veränderungen 
zu erkennen und immer wieder ihre Auswirkungen 
auf das Bewertungsgefüge des Bezahlungssystems 
zu prüfen. Dieser Daueraufgabe werden wir uns in 
Zukunft stärker zu widmen haben, im Gleichklang 
mit der weiteren Festigung der wirtschaftlichen 
Aufwärtsentwicklung und den entsprechenden fi-
nanziellen Rahmenbedingungen. Dabei ist nach 
meiner Auffassung anzustreben, daß wir in gemein-
samer Anstrengung von den seit längerem in den 
Vordergrund getretenen punktuellen Problemlö-
sungen weg zu mehr Ausgewogenheit im Gesamt-
system kommen. 

Lassen Sie mich abschließend den Wunsch nach 
einer zügigen Verabschiedung des vorliegenden Ge-
setzentwurfes äußern, damit — wie von der Bundes-
regierung und den Koalitionsfraktionen vorgesehen 
— die Verbesserungen zum 1. Januar 1986 in Kraft 
treten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will nicht zu den ein-
zelnen Positionen des Gesetzentwurfs Stellung neh-
men. 

Das erklärte Ziel des Entwurfs war es, jedenfalls 
wenn man sich die Verlautbarungen der letzten Zeit 
noch einmal vor Augen hält, die niedrigen Einkom-
men, im einfachen Dienst insbesondere, aus der 
Nähe der Sozialhilfe zu bringen. Dieses Ziel ist 
nicht erreicht. Sie bringen ein besonders günstiges 
Beispiel. Nach wie vor liegen die Einkommen im 
einfachen Dienst, vor allen Dingen bis zur Besol-
dungsgruppe A 4, unter den Sozialhilfesätzen, wenn 
man nicht Sonderfälle konstruiert; ich sage das 
noch einmal ausdrücklich. 

Im übrigen kommt das auch alles sehr spät. Es 
war den Leuten für 1985 versprochen worden; siehe 
die Erklärungen von Herrn Miltner Anfang des 
Jahres. Jetzt wird es unzureichend und sehr spät, 
nämlich erst zum 1. Januar 1986, in Kraft gesetzt. 
Auch die Nachteile der Nullrunden, die Sie soeben 
erwähnten, der vielen Nullrunden, werden nicht 
ausgeglichen. 

Wir müssen auch einen merkwürdigen Gegensatz 
zwischen den Erklärungen und dem Handeln kon-
statieren. Denn nach wie vor — und das ist bedau-
erlich — geht die Haushaltssanierung in den Ein-
zelplänen zu Lasten der kleinen Einkommen des 
öffentlichen Dienstes. Auf der anderen Seite gibt es 
großzügige Geldverschwendung auch im öffentli-
chen Dienst. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr!) 

Denken wir etwa an die Regelungen für die Offizie-
re. Sie werden damit j a noch Ihren Spaß bekom-
men. Denken wir auch an die neuen Steuererleich-
terungen und Abschreibungssätze für Unterneh-
men und an Subventionen in ganz bestimmten Be-
reichen, wo ganz andere Einkommen erzielt werden 
als im öffentlichen Dienst. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber das hat eine Ursache, nämlich die Ursache, 
daß Sie kein Konzept haben für die nötigen Anpas-
sungen, vor allen Dingen im einfachen und mittle-
ren Dienst, also da, wo die kleinen Einkommen 
sind. Das trifft insbesondere für Bahn und Post 
sowie für die Kommunen zu. Damit nun nicht im-
mer nur und unzureichend repariert wird, sind, mei-
nen wir, Zielsetzungen erforderlich. Ich führe einige 
stichwortartig auf. 

Zum einen ist es der Einbau der ruhegehaltsfähi-
gen Zulagen des einfachen und mittleren Dienstes 
in die Grundgehälter. Dazu liegt ein Vorschlag des 
Bundesrats vor. Das ist das einzig Richtige, um die-
sen Beamten kalkulierbar bessere Einkommen zu 
vermitteln. 

Nachgedacht und schnell gehandelt werden muß 
bei den Eingangsbesoldungen. Die Anhebung der 
Grundgehälter im einfachen Dienst im Zusammen-
hang mit der Verbesserung der Eingangsbesoldung 

durch eine Neustrukturierung der Grundgehaltsta-
belle ist meines Erachtens nicht aufschiebbar. 

Auch sollten wir darüber nachdenken, ob wir un-
ter dem Aufgabenwandel, den wir für das Personal 
dort seit Jahren erkennen, ein neues Spitzenamt 
besonders für den einfachen Dienst einführen. 

Insbesondere sollten wir uns überlegen, ob wir 
nicht diesen Bereich des öffentlichen Dienstes zwi-
schen den Besoldungsgruppen A 4 und A 6 neu 
spannen. Dann könnte für den mittleren Dienst die 
Besoldungsgruppe A 5 als Eingangsamt entfallen. 
Das ist im übrigen kein neuer Vorschlag. Er ist 
auch bei Ihnen schon Ende der 70er Jahre erörtert 
worden. Damit würden auch alle Sonderprobleme, 
wie etwa das der Justizwachtmeister, geregelt, und 
zwar so, daß es keine Präjudizierung für einen klei-
nen Teil gibt, sondern dieser Bereich des öffentli-
chen Dienstes insgesamt in vernünftige und auf 
Dauer kalkulierbare Einkommen gebracht werden 
kann. 

Aber dieses Konzept liegt nicht vor. Wir stellen 
darum einige zusätzliche Fragen. 

Wie wollen Sie mit dem neuen Gesetzentwurf in 
den verschiedensten Laufbahnen, auch in den un-
teren Laufbahnen, den auch dort vorhandenen Be-
förderungsstau abbauen? Wollen Sie das wirklich 
nur für einige wenige Offiziere machen? 

Wie steht die Bundesregierung zur Arbeitszeit-
verkürzung, besonders zur Vorruhestandsregelung 
im öffentlichen Dienst? 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr! — Beifall des Abg. Schäfer [Offen-

burg] [SPD]) 

Wir haben dieser Tage gelesen, daß der Innenmini-
ster sagt, er habe keinen Spielraum. Die CDU insge-
samt sagt nein. Die FDP spricht sich heute noch — 
Herr  Hirsch hat sich geäußert — dafür aus. Keiner 
weiß, was die Koalition will. Die Dummen werden 
die Beamten sein. 

Und wir fragen ausdrücklich auch danach, wann 
unserer Forderung nach Senkung der Antragsal-
tersgrenze vom 63. auf das 62. Lebensjahr entspro-
chen wird. Hier ergehen Sie sich ebenfalls in An-
kündigungen, aber auch in Widersprüchen. Sie wei-
sen auf die Kosten hin. Sie lassen aber offen, ob 
überhaupt und wann Sie es machen wollen. 

Schließlich frage ich noch mal, welche Maßnah-
men Sie gerade unter dem geringeren Angebot an 
Arbeitsplätzen im Bereich des öffentlichen 
Dienstes zur sozialen Absicherung der Beamtenan-
wärter endlich treffen wollen. 

Zu den Überstunden will ich mich hier, weil die 
Zeit schon abgelaufen ist, nicht äußern. Sie prüfen 
mal wieder. Aber Sie werden nichts verändern. Wir 
haben das gestern auch den Worten des Staatsse-
kretärs Kroppenstedt im Innenausschuß entnom-
men. 

Sie sagen dem öffentlichen Dienst Dank. Auch 
wir. Aber wenn Sie die Leistungsfähigkeit erhalten 
wollen, dürfen Sie nicht beim Dank bleiben. Sie 
müssen versuchen, den öffentlichen Dienst zu befä- 
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Bernrath 
higen, mit den Zukunftsaufgaben fertigzuwerden, 
und ihn für die Bewältigung dieser Aufgaben an-
ständig bezahlen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Regenspurger. 

Regenspurger (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! 

(Frau Hönes [GRÜNE]: „Präsidentin"!) 

— Ich bin offensichtlich in einer Nachhilfestunde. 
Ich glaube aber, gnädige Frau Kollegin: 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Es war nicht bös 
gemeint!) 

„Frau Präsident" ist hier eine durchaus gängige An-
rede. Ich glaube, daß ich damit nicht falsch gelegen 
habe. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das stimmt! 
Auch ich sage immer „Frau Präsident"! — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist ein Irrtum! 
Aber es war eine freundliche Anregung 

meinerseits!) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
bin jetzt nicht hier, um über diese Frage zu disku-
tieren. 

Wir haben heute einen Entwurf vor uns, der die 
Besoldungsstruktur besonders verändert. Denn 
zum erstenmal nach Jahren ständiger schleichen-
der Besoldungsverschlechterung wird jetzt der sy-
stematische Versuch unternommen, die in den Zei-
ten der SPD-geführten Bundesregierung eingetrete-
nen Verzerrungen im Besoldungsgefüge wirksam 
zu korrigieren. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: 720 Mark im 
Monat!) 

Von diesen Verzerrungen ist keine Laufbahn so 
sehr getroffen worden wie die des einfachen Dien-
stes. Niemand kann ernsthaft bestreiten, daß die 
früheren linearen Erhöhungen der Besoldung zum 
Teil noch nicht einmal die Kaufkraftverluste durch 
die fortwährend vorausschreitende Inflation ausge-
glichen haben. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Sehr gut!  — 
Mann  [GRÜNE]: Das gilt leider auch für 

die Tarifverträge!) 

Diesen Weg ins gesellschaftspolitische Abseits 
haben die CDU/CSU-geführte Bundesregierung und 
die sie tragenden Koalitionsfraktionen gestoppt, 
nicht zuletzt durch die wiedergewonnene Preissta-
bilität. Aber wissen Sie, von Preisstabilität, Wirt-
schaftswachstum und solchen Dingen verstehen Sie 
sowieso nichts. Da mache ich auch gar nicht den 
Versuch, Ihnen das zu erläutern. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist ja hochin

-

teressant! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 

Meine Damen und Herren, lieber Kollege Bern-
rath, gerade diese wiedergewonnene Preisstabilität 

kommt natürlich dem sogenannten kleinen Mann 
besonders zugute. 

Meine Fraktion begrüßt den von der Bundesre-
gierung vorgelegten Entwurf nachdrücklich und 
hält es für richtig, daß er vor allem die Besoldung 
der Beamten des einfachen Dienstes verbessert, die 
kinderbezogenen Anteile im Ortszuschlag verein-
heitlicht und Korrekturen in der Auslandsbesol-
dung vorsieht. Die Koalitionsfraktionen werden 
dennoch im Innenausschuß anregen, den Entwurf 
in einigen Punkten noch zu verbessern bzw. zu er-
gänzen. 

Durch die kürzlich erfolgte Anhebung der Sozial-
hilfeleistungen um durchschnittlich 8 % sind einige 
der Besoldungsverbesserungen, die der vorliegende 
Entwurf noch enthält, sozusagen überrollt worden. 
Deshalb ist nicht auszuschließen, daß unter be-
stimmten Umständen die Besoldung von Beamten 
des einfachen Dienstes in die Nähe der Sozialhilfe 
oder sogar darunter geraten kann. Dieser Zustand 
ist ohne jeden Zweifel inakzeptabel. Wir werden 
deshalb in den Ausschußberatungen eine Lösung 
vorschlagen, die dieses Problem beseitigt. Wo es nö-
tig ist, muß der Ortszuschlag erhöht werden. 

Auch ein anderes Problem wollen wir in den Aus-
schußberatungen lösen. Durch Änderung der 
Reichsversicherungsordnung sind die Anspruchs-
voraussetzungen für eine Rente wegen Erwerbs- 
und Berufsunfähigkeit verschärft worden. Das hat 
für Beamte, die relativ spät in das Beamtenverhält-
nis berufen worden sind, ganz erhebliche und nicht 
vertretbare Nachteile geschaffen. Hierfür werden 
wir eine Lösung finden müssen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das haben 
Sie spät gemerkt!) 

— Wenigstens haben wir das gemerkt, Sie merken 
ja sowieso nichts. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Immerhin ha-
ben Sie es gemerkt!) 

Meine Damen und Herren, die Bundsregierung 
hat sich im Gegensatz zur früheren Bundesregie-
rung entschlossen, die Antragsaltersgrenze von 63 
wieder auf 62 Jahre herabzusetzen. Herr Kollege 
Bernrath, wenn Sie das beklagen, darf ich daran 
erinnern, daß Sie in der Zeit, als Sie in der Regie-
rung waren, alle Anträge, die die damalige Opposi-
tion gestellt hatte, abgelehnt haben. Ich glaube, was 
jetzt gemacht wird, ist ein erster Schritt in die rich-
tige Richtung. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat aus ge-
setzesökonomischen Gründen vorgeschlagen, 

(Zurufe von den GRÜNEN: Wo ist der?  — 
Der  schläft schon! — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

die Absenkung der Antragsaltersgrenze mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf zu verbinden. Die Ko-
alitionsfraktionen werden diesem Vorschlag gern 
folgen und dem Innenausschuß eine entsprechende 
Änderung des Bundesbeamtengesetzes vorschla-
gen. Außer der Angleichung an das Recht der Be-
amten in den Ländern und Gemeinden wird auch 
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dadurch — so bleibt zu hoffen — ein positiver Ef-
fekt für den Arbeitsmarkt eintreten. 
Meine Damen und Herren, die von der Bundsre-

gierung vorgeschlagenen Besoldungsverbesserun-
gen und die von den Koalitionsfraktionen für die 
Ausschußberatungen vorgesehenen Ergänzungen 
können sich als erste Schritte in die richtige Rich-
tung sehen lassen. Auch die Anregungen des Bun-
desrats, insbesondere für den Justizvollzugsdienst, 
werden wir übernehmen. 
Zusammen ergibt sich daraus ein Bündel von 

Maßnahmen, das sichtbar macht: Diese Bundesre-
gierung und die sie tragenden Fraktionen wissen, 
was sie den Beamten schulden. Wir lassen die, die 
unsere hier beschlossenen Gesetze ausführen, nicht 
im Stich; wir halten Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsidentin! Lieber Kol-
lege Hirsch von der FDP und noch ein weiterer Kol-
lege von der FDP! Liebe sechs Kollegen von der 
CDU/CSU! Liebe drei Kollegen von der SPD! 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Wir 
möchten namentlich begrüßt werden!) 

Liebe elf Kollegen von den GRÜNEN! 
(Beifall bei den GRÜNEN — Regenspurger 
[CDU/CSU]: Nicht mal zählen kann er! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
Als ich mir die Tagesordnung für die heutige 

Nacht — das muß man jetzt schon sagen — angese-
hen und mich mit den besoldungsrechtlichen Vor-
schriften auseinandergesetzt habe, mit Hilfe — — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Hürland? 

Ströbele (GRÜNE): Aber sicher. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Haben Sie etwas dage-
gen, daß wir die Zählung demnächst freitags mit-
tags um 12 Uhr durchführen? Sie würde dann ganz 
anders aussehen, als sie zufällig heute abend zu 
Ihren Gunsten ausfällt? 

Ströbele (GRÜNE): Ich bin immer dafür, hier zu 
zählen, Frau Kollegin. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Mengen

-

lehre!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das geht alles von Ih-
rer Zeit ab, Herr Kollege Ströbele, Sie haben fünf 
Minuten. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Schäfer, Sie 
sprechen die Volkszählung an. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 
Hier geht es um 50 Millionen, und bei der Volkszäh

-

lung geht es um eine Milliarde. Das ist ein Unter

-

schied. Der wesentliche Unterschied zwischen der 

Zählung hier und der Volkszählung ist der, daß wir 
alle von der Bevölkerung hierher gewählt worden 
sind, auch die 500 anderen, die jetzt nicht da sind, 
um hier miteinander zu diskutieren, politische Ent-
scheidungen herbeizuführen, in der Öffentlichkeit 
zu stehen und in der Öffentlichkeit zu dem zu ste-
hen, was hier gesagt wird. Die Bevölkerung hat 
ganz andere Aufgaben und Rechte. Das Geheimnis 
eines Abgeordneten ist ein völlig anderes Geheim-
nis als das Geheimnis des Bürgers in der Stadt. 

Vizepräsident Frau Renger: Das Geheimnis ist, 
Herr Kollege, daß Sie jetzt zur Sache reden soll-
ten. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsidentin, ich komme 
zur Sache. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Ich habe mir vor diesem Tagesordnungspunkt Ge-
danken gemacht: Wie kommt diese Regierung dazu, 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, in dem für ein-
zelne Beamte ganz offenbar unter dem Strich ein 
paar Mark herauskommen? Da habe ich mir ge-
dacht, daß kann doch nicht diese Regierung sein, 
von der wir ganz anderes gewöhnt sind; es muß 
doch etwas anderes dahinterstecken. Dann habe ich 
mich mit den Vertretern der Beamten, die sich in 
diesen Sachen besser auskennen als ich, in Verbin-
dung gesetzt und mich schlaumachen lassen. Dabei 
ist folgendes herausgekommen. 

In diesem Gesetz wird als erstes eine sogenannte 
Harmonisierungszulage versprochen. Harmonisie-
rungszulage — da fragt man sich: Was soll das? Was 
soll da harmonisiert werden? Harmonisiert werden 
sollen hier offenbar die Gehälter der Staatssekre-
täre und der Beamten des einfachen Dienstes. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Wenn ich mir das mal genau angucke, was dabei 
herauskommt, übersetze ich mir das Wort Harmoni-
sierung. Da ist eigentlich geplant, die Gehälter, die 
Einkommen der Beamten in den verschiedenen 
Stufen anzugleichen. Es gibt ja so ein Idealbild, daß 
Beamte nicht etwa nach dem bezahlt werden, was 
sie leisten, sondern in erster Linie nach dem ali-
mentiert werden — so heißt das ja —, was sie für 
ihren Lebensunterhalt in der Stellung brauchen, in 
der sie als Beamte tätig sind. 

Das ist dem Gesetzgeber und der Bundesregie-
rung offenbar aufgefallen, daß es Unterschiede zwi-
schen dem Herrn Staatssekretär und dem Beamten 
des einfachen Dienstes gibt. Da haben sie nun 
fürchterlich zugelangt. Dabei herausgekommen ist 
folgendes: Während in der Bundesrepublik der Be-
amte des einfachen Dienstes mit einem Nettoein-
kommen von sage und schreibe — ein Schaffner 
bespielsweise — heute um 1 300 DM erhält — was 
ein Staatssekretär verdient, will ich hier jetzt nicht 
erwähnen; das wissen Sie besser als ich —, soll er 
künftig nach der Harmonisierung, d. h. nach der 
Angleichung an die Gehälter der höheren Beamten, 



11980 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. September 1985 

Ströbele 
sage und schreibe 27 DM dazuverdinen. Das ist die 
erste sensationelle Neuerung. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Das ist nicht 
schlecht! — Wöchentlich? — Lachen bei 

den GRÜNEN) 

Die zweite Neuerung, die hier vorgesehen ist, ist 
der Wegfall der Besoldungsgruppe A 1. Da habe ich 
mir sagen lassen, daß in den großen Städten das 
nur ganz minimale Auswirkungen haben kann, weil 
es hier nur noch ganz wenige Beamte gibt, die in 
diese Besoldungsgruppe fallen, daß es aber durch-
aus in der Bundesrepublik — nicht in den großen 
Städten — sehr viele Beamte gibt, die in diese Be-
soldungsgruppe fallen: Schaffner, Weichensteller, 
Boten und andere. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist beendet. 

(Ströbele [GRÜNE]: Und wenn ich ver

-

suche, das — —!) 

— Nein, ich bitte um Verzeihung, wir haben fünf 
Minuten ausgemacht und beschlossen. Ihre Rede-
zeit ist beendet. Sie haben diese leider mit anderen 
Gedanken ausgefüllt. Ihre Redezeit ist zu Ende. 
Kommen Sie bitte zu Ihrem letzten Satz. 

Ströbele (GRÜNE): Ich gehe davon aus, daß diese 
Augenwischerei, wie ich sie bezeichnen möchte, 
dazu dienen soll, die öffentliche Diskussion um die 
Abschaffung des Berufsbeamtentums und die ge-
werkschaftliche Forderung nach einem einheitli-
chen Dienstrecht zu unterlaufen, daß dies ein Trick 
ist, um diese Sache kaputtzumachen, um den An-
schein zu erregen, daß diese Regierung für die klei-
nen Beamten genug tut. 

Danke sehr. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es ist, so 
glaube ich, keine Veranlassung, sich darüber lustig 
zu machen, daß wir nachts um Viertel vor elf in 
dünner Besetzung ein Gesetz lesen, und das nicht 
etwa, nachdem wir den ganzen Tag über nichts ge-
tan hätten. Es wäre also eher Veranlassung, dar-
über nachzudenken, wie wir mit unserer eigenen 
Zeit umgehen müssen, um das zu tun, was notwen-
dig ist, getan zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zu dem, was notwendig ist, gehört — darum be-
grüßen wir diesen Gesetzentwurf —, dafür zu sor-
gen, daß wir im öffentlichen Dienst eine Reihe von 
Strukturänderungen beschließen, die gerade denen 
zugute kommen sollen, die sich nicht am obersten 
Ende der Gehaltsskala befinden, sondern am un-
teren Rand. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist auch nicht richtig, daß sich Mitarbeiter des 
öffentlichen Dienstes am Rande der Sozialhilfe- 

grenze befinden. Das wollen wir ändern. Ich kann 
alles wiederholen, was der Kollege Regenspurger 
sehr richtig dazu gesagt hat, daß nämlich ein Teil 
der Konsolidierungsbemühungen beim Haushalt 
auch zu Lasten des öffentlichen Dienstes gegangen 
ist und dieser auch sehen muß, daß die Währungs-
stabilität, die wir dafür gewonnen haben, gerade 
auch denen zugute kommt, die auf Einkünfte in 
Geld angewiesen sind. 

Es ist also eine Leistung, die man nicht verken-
nen darf. 

In diesem Gesetz werden nun darüber hinaus 
eine ganze Reihe von Bemühungen für den einfa-
chen Dienst, für kinderreiche Familien, für Mitar-
beiter des öffentlichen Dienstes, die im Ausland tä-
tig sind und in besonderer Weise unter den sich ver-
schiebenden Währungsparitäten leiden, begonnen. 
Das wollen wir machen, und wir sind entschlossen, 
das mit großer Schnelligkeit zu tun, dieses Gesetz 
also nicht auf die lange Bank zu schieben, sondern 
uns möglichst schnell im Innenausschuß darüber zu 
verständigen, wie wir es unverzüglich umsetzen 
können. 

Es gibt eine Reihe von Punkten, die wir in den 
Beratungen verbessern wollen. Dazu gehören die 
Regelungen bei den Justizwachtmeistern. Da sind 
wir auf ein paar Unstimmigkeiten gekommen, die 
man revidieren muß. Dazu gehört die Regelung des 
Verheiratetenanteils im Ortszuschlag, die nicht 
dazu führen darf, daß bei Unterhaltsleistungen von 
einer bestimmten Höhe an die Leistungen gekappt 
werden. 

Wir wollen auch nicht, daß beim Kinderanteil — 
gerade bei sehr kinderreichen Familien, ab sechs 
Kindern — die Leistungen begrenzt werden. 

Wir haben noch ein paar Punkte, an die wir den-
ken müssen: die Gleichstellung der Antragsalters-
grenze der Bundesbeamten mit derjenigen der Lan-
desbeamten, die Gleichstellung bei der Anrechnung 
der Erziehungszeiten, in der in der Tat nach der jet-
zigen Regelung die Beamtinnen schlechtergestellt 
werden als alle anderen Versorgungsempfänger, 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

und schließlich ein Spezialproblem bei der Erwerbs-
unfähigkeitsrente, das wir beachten wollen. 

Darum ist dieses Gesetz wichtig. Es ist unter so-
zialen Gesichtspunkten wichtig. Es muß vor allen 
Dingen eine Voraussetzung erfüllen, Herr Kollege 
Regenspurger, die wir ja gemeinsam immer wieder 
betont haben, daß nämlich die Loyalität, die wir von 
den Beamten verlangen, und das Festhalten an den 
Grundsätzen des Berufsbeamtentums — da unter-
scheiden wir uns von Ihnen vollkommen: wir wollen 
und müssen am Berufsbeamtentum festhalten — 
nicht dazu führen darf, daß die beamteten Mitarbei-
ter schlechtergestellt werden als diejenigen, die ta-
riffähig sind und in einen Streik treten können, der 
ja nur zum Nachteil der Bürger wäre, der nämlich 
auf dem Rücken der Bürger ausgetragen würde. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Um dieses Ziel zu erreichen, betrachten wir das als 
einen Einstieg in eine Reihe notwendiger Regelun- 
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gen. Wir werden alles tun, um dieses Gesetz so 
schnell wie möglich in die Wirklichkeit umzuset-
zen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/3789 federführend an den Innen-
ausschuß, mitberatend an den Ausschuß für Ju-
gend, Familie und Gesundheit, den Verteidigungs-
ausschuß sowie zur Mitberatung und zur Beratung 
gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den Haus-
haltsausschuß zu überweisen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Das ist der Fall. Dann ist das so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ausweislich des Ste-
nographischen Berichts hat der Abgeordnete Strö-
bele in der zweiten Beratung des Volkszählungsge-
setzes erklärt: 

Ich rufe die Bevölkerung auf, sich an dieser 
Volksdatenerhebung nicht zu beteiligen. 

(Demonstrativer Beifall bei den GRÜ-
NEN) 

— Meine Damen und Herren, seien Sie vorsichtig 
mit Ihrem Beifall! — Ich weise diese Äußerung mit 
allem Nachdruck zurück. Der frei gewählte Deut-
sche Bundestag trifft seine Entscheidungen nach 
dem demokratischen Mehrheitsprinzip. Er kann 
nicht zulassen, daß von dieser Stelle aus zur Nicht-
achtung von verfassungsgemäß zustande gekom-
menen Gesetzen aufgerufen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Freitag, den 27. September 1985, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.51 Uhr) 
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